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Editorial MIP 2008/09 15. Jhrg.

Editorial

Prof. Dr. Martin Morlok/
Prof. Dr. Ulrich von Alemann

Das wissenschaftliche Jahr 2008 war für das In-
stitut für Deutsches und Europäisches Parteien-
recht  und  Parteienforschung  (PRuF)  ein  Jahr 
voller  Herausforderungen, Neuigkeiten  und Er-
folge. Zu den Höhepunkten zählte dabei einmal 
mehr  das parteienwissenschaftliche Symposion, 
das Mitte April unter dem Titel „(Partei-)Politik 
im Zeichen des Marketing“ an der Heinrich-Hei-
ne-Universität Düsseldorf veranstaltet wurde. In 
Zusammenarbeit  mit  dem Forum für staatswis-
senschaftliche  Forschung e.  V.  und mit  Unter-
stützung der Staatskanzlei  Nordrhein-Westfalen 
konnte Ende Oktober eine weitere Tagung zum 
Thema „Politische Parteien in Deutschland und 
Frankreich“ auf die  Beine gestellt  werden.  Die 
Referate  und  anschließenden  Diskussionen  be-
leuchteten verschiedene Aspekte der gegenwärti-
gen  und  historischen  Funktion  und  Bedeutung 
politischer  Parteien.  Die  Tagung  fand  statt  im 
Rahmen der von der Landesregierung NRW ge-
starteten Initiative „Frankreich-Nordrhein-West-
falen-Jahr  2008/2009“.  Wir  möchten  die  Gele-
genheit  nutzen,  um uns noch einmal besonders 
bei  unseren  ausländischen  Gastrednern  zu  be-
danken.  Die  europäische  Dimension  bleibt  für 
das PRuF stets Aufgabe und Ansporn zugleich.
Im Bereich  der  Forschung sind  uns  in  diesem 
Jahr mit der Einwerbung von Drittmittelprojek-
ten glücklicherweise gleich zwei große Erfolge 
gelungen.  Zum  einen  finanziert  die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft  die  „Deutsche  Partei-
mitgliederstudie 2009“ (PaMiS), die unser Insti-
tut gemeinsam mit dem Arbeitsbereich für politi-
sche Soziologie der Leibniz-Universität Hanno-
ver  (Prof.  Dr.  Markus  Klein)  durchführt.  Die 
Studie untersucht die sozialstrukturelle, psycho-
graphische  und  aktivitätsbezogene  Zusammen-
setzung der Mitgliedschaft der deutschen Partei-
en sowie die Motive des Parteibeitritts,  der in-
nerparteilichen Aktivität und des Parteiaustritts. 

Zum anderen hat Dr. Torben Lütjen sein von der 
Volkswagenstiftung  durch  ein  Schumpeter-Fel-
lowship  getragenes  Forschungsprojekt  „Das 
Ende vom Ende der Ideologien?“ am PRuF an-
gesiedelt. Darin wird der Politikwissenschaftler, 
der zuvor  in Göttingen,  Berkeley und Freiburg 
studiert und gearbeitet hat, die  ideologische Po-
larisierung in den USA im Kontext westeuropäi-
scher  Entideologisierungsprozesse  analysieren. 
Eine  Fragestellung,  die  gerade  angesichts  des 
grassierenden  Obama-Fiebers  hochaktuell  ist. 
Mit  diesen  exzellenten  Untersuchungen  unter-
streicht das Institut für Parteienrecht und Partei-
enforschung seine Ambitionen, keine rein theo-
retische Forschung im Elfenbeinturm zu betrei-
ben, sondern stets den Finger am Puls der politi-
schen und gesellschaftlichen Praxis zu haben.

Neue  Anregungen  erfährt  das  PRuF  dabei  zu-
künftig auch durch sein neu zusammengesetztes 
Mitarbeiterteam.  So  wird  der  politikwissen-
schaftliche  Flügel  der  Parteienforschung  seit 
kurzem durch die Kollegen Annika Laux, Phil-
ipp Erbentraut und Jens Walther verstärkt.  Die 
Parteienrechtler erhalten Zuwachs durch Christi-
na Hientzsch, die vom Lehrstuhl Prof. Dr. Mor-
loks  herüber  kommt.  Tim Spier  als  verdienter 
Mitarbeiter  ist  dagegen  an  den  Lehrstuhl  von 
Prof.  Dr.  von  Alemann  gewechselt.  Er  bleibt 
dem PRuF jedoch als Research Fellow erhalten. 
Ähnliches gilt für Antje Sadowski, die unserem 
Haus trotz ihres in Kürze beginnenden Referen-
dariats  treu  bleibt.  Verabschieden  mussten  wir 
uns leider von Urs Lesse, dem noch einmal für 
seine wertvolle Unterstützung bei der Formulie-
rung von Projektanträgen sowie seinem Engage-
ment im Bereich der Lehre gedankt sei.
Noch ein letzter Hinweis in eigener Sache sei ge-
stattet:  Mit  dieser  „Doppelausgabe“  2008/09 
stellen  die  Mitteilungen des  Instituts  für  Deut-
sches und Europäisches Parteienrecht und Par-
teienforschung (MIP) ihre Zählweise auf das je-
weils  laufende  Kalenderjahr  der  Erscheinung 
um. Der Aktualität  der hier versammelten Bei-
träge soll so in Zukunft noch mehr Rechnung ge-
tragen werden.  Dies  ist  auch  als  Anerkennung 
für den unermüdlichen Fleiß unserer zahlreichen 
Autoren zu verstehen. Ihnen haben wir vielmals 
zu danken.
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Radikaldemokratisches  Denken 
im  Vormärz:  zur  Aktualität  der 
Parteientheorie Julius Fröbels

Philipp Erbentraut, M.A. 1

Einleitung

Die Arbeiten Julius Fröbels (1805–1893) gelten 
als wegweisend für die Idee der Volkssouveräni-
tät im 19. Jahrhundert.2 

1  Philipp Erbentraut ist Wissenschaftlicher Mitarbeiter 
am  Institut  für  Deutsches  und  Europäisches 
Parteienrecht und Parteienforschung, (PRuF).

2  Sehr  instruktiv  und kritisch  ist  die  Darstellung von 
GÖHLER,  Gerhard/  KLEIN,  Ansgar:  Politische Theorien 
des 19. Jahrhunderts. Die demokratische Position mit 
ihren Ambivalenzen: Julius Fröbel,  in: Hans-Joachim 
Lieber (Hrsg.), Politische Theorien von der Antike bis 
zur Gegenwart, München 1991, S. 411–435. Neu be-
lebt  wurden  Fröbels  Überlegungen  vor  allem  von 
HABERMAS,  Jürgen:  Volkssouveränität  als  Verfahren 
(1988), in: Ders., Faktizität und Geltung: Beiträge zur 
Diskurstheorie  des  Rechts  und  des  demokratischen 
Rechtsstaats,  Frankfurt  am Main  31993,  S.  600–631. 
Zuerst erschienen in: Forum für Philosophie Bad Hom-
burg (Hrsg.), Die Ideen von 1789, Frankfurt am Main 
1989, S. 7–36. Fröbels Haltung zum Liberalismus und 
zur Deutschen Frage thematisiert SCHULER, Dietmar: Ju-
lius Fröbel  (1805–1893).  Ein Leben zwischen libera-
lem Anspruch und nationaler  „Realpolitik“,  in:  Inns-
brucker  Historische Studien 7/8 (1985),  S.  179–261. 
Eine kurze, aber äußerst scharfsinnige Analyse liefert 
BERMBACH,  Udo: Julius Fröbel,  in: Iring Fetscher und 
Herfried Münkler (Hrsg.), Pipers Handbuch der politi-
schen Ideen. Neuzeit: Von der Französischen Revoluti-
on bis zum europäischen Nationalismus, Bd. 4, Mün-
chen 1986, S. 361–364. Die aktuellste Monographie ist 
die ausgesprochen kenntnisreiche und theoriegeleitete 
Dissertation von  KOCH,  Rainer: Demokratie und Staat 
bei Julius Fröbel: 1805–1893. Liberales Denken zwi-
schen  Naturrecht  und  Sozialdarwinismus,  Wiesbaden 
1978.  Für eine neuere,  paraphrasierte  Version dieser 
Arbeit  vgl.  DERS.:  Julius  Fröbel  (1805–1893),  in: 
Bernd Heidenreich (Hrsg.), Politische Theorien des 19. 
Jahrhunderts.  Konservatismus  Liberalismus  Sozialis-
mus, Berlin 22002, S. 383–397. Fröbels Ausführungen 
zur deutschen Außen- und Trias-Politik stehen im Mit-
telpunkt des Aufsatzes von MOMMSEN,  Wilhelm: Julius 
Fröbel. Wirrnis und Weitsicht, in: HZ 181 (1956), S. 
497–532. Teilaspekte seines Lebens und Wirkens be-
handeln die älteren Darstellungen von FEUZ,  Ernst: Ju-

In seinem Hauptwerk3 erhebt der spätere Pauls-
kirchen-Abgeordnete ein Jahr vor der Revolution 
in  Deutschland  die  Volkssouveränität  zum 
„Staatsrechtsprinzip der Demokratie“ und erklärt 
Demokratie und Staat für „gleichbedeutende Be-
griffe“4. Oberstes Ziel seiner Theorie ist es, den 
Rousseauschen  Akt  des  Gesellschaftsvertrages 
in Form einer „legalen und permanenten Revolu-
tion“5 auf Dauer zu stellen. Im Gegensatz zum 
konservativen Mainstream – nicht nur der dama-
ligen Staatsrechtslehre – weist er damit die An-
sicht  zurück,  wonach  sich  der  pouvoir consti-
tuant des Volkes in einem einmaligen revolutio-
nären  Akt  der  Verfassungsgebung  erschöpft.6 

Die Verfassung müsse vielmehr ein offenes Pro-

lius Fröbel. Seine politische Entwicklung bis 1849. Ein 
Beitrag zur Geschichte des Vormärz, Bern 1932; NÄF, 
Werner:  Das Literarische Comptoir  Zürich und Win-
terthur,  Bern  1929 und  BÖRNER,  Clara:  Julius Fröbel 
und das österreichische Bundesreformprojekt aus dem 
Jahre 1863, Marburg 1919. Eine Quelle, deren Wert in 
der Forschung unterschiedlich – zuletzt aber als hoch – 
veranschlagt wurde, sind  FRÖBELS Memoiren: Ein Le-
benslauf.  Aufzeichnungen, Erinnerungen, Bekenntnis-
se, 2 Bde, Stuttgart 1890–91. Der schriftliche Nachlass 
Julius Fröbels wird in der Handschriftenabteilung der 
Zentralbibliothek Zürich unter  der  Signatur  Ms. Z II 
83–93 verwaltet. Für diesen Aufsatz habe ich die dort 
lagernden Dokumente aber nicht benutzt.

3  FRÖBEL,  Julius:  System der  sozialen  Politik,  2  Bde, 
Mannheim 1847,  Reprint  Aalen 1975.  Insgesamt hat 
Fröbel  neben  zahlreichen  wissenschaftlichen,  politi-
schen und selbst literarischen Schriften drei große „Po-
litiken“ verfasst. Neben dem bereits genannten und für 
unsere  Fragestellung  maßgeblichen  Werk  erschienen 
weiterhin: DERS.: Theorie der Politik als Ergebnis einer 
erneuerten  Prüfung  demokratischer  Lehrmeinungen, 
Bd. 1: Die Forderungen der Gerechtigkeit und Freiheit 
im Staate, Wien 1861, Bd. 2: Die Thatsachen der Na-
tur,  der  Geschichte und der  gegenwärtigen Weltlage, 
als Bedingungen und Beweggründe der Politik, Wien 
1864, Neudruck Aalen 1975 und DERS.: Gesichtspunk-
te  und  Aufgaben  der  Politik.  Eine  Streitschrift  nach 
verschiedenen  Richtungen,  Leipzig  1878,  Neudruck 
Aalen 1971. Bei wörtlichen Zitaten folge ich durchgän-
gig der alten Schreibweise und Interpunktion Fröbels. 
Hervorhebungen  des  Autors  sind  ebenfalls  kenntlich 
gemacht.

4  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 7.
5  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 274.
6  So etwa prominent bei  KRIELE,  Martin: Einführung in 

die Staatslehre: die geschichtlichen Legitimitätsgrund-
lagen des demokratischen Verfassungsstaates, Stuttgart 
[u.a.] 62003. S. 239.
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jekt bleiben und dürfe keinesfalls durch die Fest-
setzung ihrer Unveränderlichkeit die eigene Ent-
wicklung und Verbesserung unmöglich machen.7 

Viel  beachtet  und  gerühmt  wurde  gleichzeitig 
die Aufnahme der Parteien in die Verfassung. In 
der Tat stellt der Entwurf eines Parteiensystems 
für das politische Denken der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts in Deutschland ein Novum dar.8

Das Ziel  dieses Aufsatzes  ist  die  kritische Re-
konstruktion der Parteientheorie  Julius  Fröbels. 
Damit  wird  ein  doppeltes  Erkenntnisinteresse 
verfolgt. Zum einen geht es um Wissensarchäo-
logie.  (Im Archiv  der  Ideengeschichte  hat  die 
Akte Julius Fröbel etwas Staub angesetzt.) Zum 
anderen ist mit der Ausgrabung auch eine auf die 
Zukunft gerichtete Fragestellung verknüpft: Lie-
ße  sich  über  die  engere  Parteienlehre  Fröbels 
hinausgehend nicht ein Reformvorhaben skizzie-
ren, das – im Sinne der Selbstgesetzgebung der 
Staatsbürger  –  die  Entscheidungskompetenzen 
an  der  Basis  wieder  stärkt?  Die  Beantwortung 
der beiden Fragen erfolgt in mehreren Schritten: 
Zunächst  gebe ich  eine bündige Einführung in 
Leben und Werk des Autors (I). Danach zeichne 
ich mit groben Strichen die allgemeine Parteien-
theorie  des  Vormärz  nach,  um die  Originalität 
der  Fröbelschen Gedankenarchitektur  zu  unter-
mauern (II). Schließlich und am ausführlichsten 
erfolgt die eigentliche Rekonstruktion der Partei-
entheorie (III), bevor ich ganz am Ende mit der 
Skizze eines Kompromissmodells zwischen Rä-
tedemokratie und Parlamentarismus einen Aus-
blick wage, der den Anschluss an Julius Fröbels 
radikaldemokratische Ideale im Vormärz sucht.

I. Leben und Werk

Leben und Denken Julius Fröbels haben manch 
eigenartige  Wendung  genommen.9 Geboren 
1805 in einem Pfarrhaus im thüringischen Gries-

7  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 114f.
8  GÖHLER/ KLEIN, Julius Fröbel, S. 428.
9  Die Darstellung folgt – soweit nicht anders kenntlich 

gemacht  –  im  Wesentlichen  den  Ausführungen  von 
KOCH,  GÖHLER/  KLEIN und  MOMMSEN –  teilweise auch 
den Beschreibungen aus  FRÖBELS Autobiographie,  so-
fern die  Informationen durch andere  Quellen abgesi-
chert sind.

heim und aufgewachsen unter dem Einfluss sei-
nes  Onkels,  des  bekannten  Reformpädagogen 
Friedrich Fröbel, beschäftigt sich Julius zunächst 
intensiv mit der Geographie. 1841 gibt er jedoch 
eine  Dozentenstelle  an  der  Universität  Zürich 
auf, um sich als Verleger in der Schweiz politi-
schen Themen zuzuwenden. Zu seinen Autoren 
zählen  damals  u.  a.  Herwegh,  Ruge,  Bakunin 
und Weitling.

1847 veröffentlicht er dann selbst das zweibän-
dige „System der sozialen Politik“. Der Titel ist 
allerdings  etwas  irreführend,  da  es  Fröbel  hier 
nicht in erster Linie um die Lösung der sozialen 
Frage,  sondern  in  einem  weiteren  Verständnis 
des Wortes „sozial“ um eine umfassende Theo-
rie des Staates und der Gesellschaft geht. Dabei 
argumentiert er aus der Position eines nicht-so-
zialistischen  radikaldemokratischen  Denkens, 
das zwar von seinem Ausgangspunkt her – der 
Autonomie des Individuums – noch in Verbin-
dung mit dem Liberalismus steht, zugleich aber 
in der daraus abgeleiteten Forderung nach allge-
meiner,  umfassender  und  unmittelbarer  politi-
scher  Teilhabe  aller  Bürger  –  unabhängig  von 
Bildung,  Besitz  und  sogar  Geschlecht  –  weit 
über die damaligen liberalen Intentionen hinaus 
geht.10 So setzt er sich neben einem umfangrei-
chen  Volksbildungsprogramm  beispielsweise 
auch  für  die  vollständige  „Emancipation  des 
Weibes“11,  sozialstaatlichen  Interventionismus12 

sowie die Akzeptanz alternativer Lebensmodelle 
unter Einschluss der freien Liebe13 ein. 
In der Frankfurter Paulskirche agiert er auf der 
äußersten  Linken  des  Parlaments 
(„Donnersberg“). An der Wiener Oktoberrevolu-
tion nimmt er als Straßenkämpfer teil und wird 
nach deren Niederschlagung zum Tode verurteilt 
–  anders  als  sein  Kampfgefährte  Robert  Blum 
aber in sprichwörtlich letzter Minute verschont.14 

10  GÖHLER/ KLEIN, Julius Fröbel, S. 411f.
11  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 426, 446ff.
12  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 400f. Gefordert werden zum 

Beispiel  die  Einführung einer  progressiven  Erwerbs-
steuer sowie die komplette Abschaffung des Erbrechts.

13  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 442.
14  Eine besonders plastische Nacherzählung der Wiener 

Ereignisse findet  sich bei  VALENTIN,  Veit:  Geschichte 
der deutschen Revolution von 1848–1849, Bd. 2: Bis 
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Das Scheitern der Revolution von 1848/ 49 stellt 
in Fröbels Leben in jeglicher Hinsicht  die ent-
scheidende Zäsur dar. Er muss das Land verlas-
sen und lebt fast ein Jahrzehnt lang als Flücht-
ling in Nord- und Mittelamerika. Unter dem Ein-
druck des Exils vollzieht er eine konservativ-au-
toritäre Wendung zum „Realismus“. Er sagt sich 
von früheren Weggefährten los und tritt – zurück 
in Europa – 1862 sogar in den Dienst der öster-
reichischen Regierung – nicht  einmal  15 Jahre 
nachdem diese ihn um ein Haar füsiliert hätte.

In der 1861-64 erschienenen „Theorie der Poli-
tik“ rechnet er daraufhin mit seiner eigenen poli-
tischen  Vergangenheit  ab.  Das  Prinzip  der 
Volkssouveränität wird nun zugunsten einer ent-
personalisierten  Staatssouveränität  zurückge-
stellt.15 Auch in Fragen des Wahlrechts und der 
Gleichberechtigung  der  Geschlechter  bezieht 
Fröbel deutlich konservativere Positionen. Alles 
in allem lässt sich von jetzt an ein charakteristi-
scher  Zug  in  seinem  Denken  ausmachen,  den 
Koch als „Anbetung der Macht“, ja als „Angriff 
gegen die demokratische Theorie selbst und ge-
gen  das  dahinter  stehende  Menschenbild  der 
Aufklärung“ geißelt.16 „Nicht wer recht hat, son-

zum Ende der  Volksbewegung von 1849,  Weinheim 
[u. a.] 1998, S. 203–216. Demnach seien die Verurtei-
lung der  Frankfurter  Abgeordneten  und  die  Hinrich-
tung Blums politische Akte gewesen, „erwachsen nach 
altösterreichischer  Manier  aus  einer  Verbindung von 
Menschenverachtung, Staatsräson, Intrige und Schlam-
perei“ (S. 213). Koch vermutet allerdings, Fröbel habe 
eine österreichfreundliche Schrift aus dem September 
1848  das  Leben  gerettet.  Vgl.  DERS.,  Julius  Fröbel 
(2002), S. 391f. Es scheinen aber Zweifel angebracht, 
ob tatsächlich derart subtile Gründe den Ausschlag ga-
ben.  Schließlich  sollte  auf  eine  spätere  Anweisung 
Schwarzenbergs auch Blum – nicht nur nicht erschos-
sen,  sondern  sogar  –  auf  freien Fuß gesetzt  werden. 
Leider war er da schon tot. Vgl. VALENTIN, S. 213.

15  FRÖBEL, Theorie der Politik, Bd. 1, S. 91f.: „Der Grun-
dirrthum  der  ganzen  ultrademokratischen  Anschau-
ungsweise liegt in der Verkennung der Wahrheit daß 
die Rechtsvollkommenheit des Staatsganzen, welche in 
der Suveränetät ausgesprochen liegt, nicht durch eine 
Zusammensetzung aus den Rechten der Individuen ent-
stehen kann, sondern eben nur als Attribut des Stats-
ganzen denkbar ist [...]“.

16  KOCH,  Julius Fröbel, S. 258, 240.  GÖHLER/ KLEIN be-
merken  allerdings,  das  Denkmuster  habe  sich  vom 
„System der sozialen Politik“ hin zur „Theorie der Po-
litik“ gar nicht so weit verschoben. Bereits Fröbels frü-

dern wer recht behält, ist die große Frage in der 
Politik“17, schreibt Fröbel später in seiner Auto-
biographie und rechtfertigt damit einen weiteren 
Kurswechsel,  der ihn 1866 in die Dienste Bis-
marcks führt. Für die auswärtige Politik des Kai-
serreiches wirkt er ab 1873 als Konsul in Smyr-
na, ab 1876 in Algier. In die Jahre als Diplomat 
fällt  1878  auch  die  Fertigstellung  der  letzten 
großen  Schrift  „Gesichtspunkte  und  Aufgaben 
der Politik“. Neben einem bedingungslosen Be-
kenntnis zum Machtstaat rückt hier die Rassen-
frage in den Fokus seines Denkens. Die Übertra-
gung der neuen Evolutionslehre auf die Politik 
gipfelt in einem Versuch der rassentheoretischen 
Legitimation von Herrschaft und dem Vorschlag 
gezielter Ein- und Auswanderungspolitik zur Lö-
sung der sozialen Frage.18 Von den radikaldemo-
kratischen Idealen, die die Grundlage seiner re-
volutionären Parteientheorie bildeten, hat Julius 
Fröbel  sich  zu  diesem Zeitpunkt  längst  verab-
schiedet.  In  weltmännisch-sarkastischer  Geste 
widmet er sein Buch den Parteien, denen er sich 
nun als Sachwalter eines „politischen Darwinis-
mus“ überhoben fühlt.19

here Arbeit sei durch einen „latent totalitären Charak-
ter“ seines Verständnisses des Individuums in der De-
mokratie geprägt, das ein höheres Allgemeines für den 
einzelnen maßgebend mache. Vgl.:  S. 434.  MOMMSEN 
meint gar, es könne kein Zweifel daran bestehen, dass 
Fröbel in seinem späteren Werk über das „System“ und 
auch seine Haltung in der Paulskirche „hinausgewach-
sen“ sei: „Er war reifer und abgeklärter, zum Teil auch 
wirklichkeitsnäher.“ Vgl.: S. 515.

17  FRÖBEL, Lebenslauf, Bd. 2, S. 450.
18  FRÖBEL, Gesichtspunkte, S. 64.: „Für den Kenner der 

Weltverhältnisse  im  Grossen  unterliegt  es  keinem 
Zweifel dass mit der Zeit die soziale Frage in die Ras-
senfrage übergehen und durch Aus- und Einwanderung 
beantwortet  werden wird.  Die höheren Menschenras-
sen sind berufen, auf allen Schauplätzen der Erde die 
Führung und Herrschaft zu übernehmen. Ihr Posten ist 
überall  da  wo Unternehmer,  Führer,  Lehrer,  Ordner, 
Aufseher, Befehlshaber, kurz wo Menschen von höhe-
ren Fähigkeiten nöthig sind. Die niederen sollen von 
den Geschäften der  Menschheit diejenigen verrichten 
zu welchen jene – sobald ihre Ablösung möglich ge-
worden – zu gut sind.“

19  FRÖBEL, Vorrede, in: Gesichtspunkte, S. V–VIII.
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II. Allgemeine Parteientheorie des Vormärz

Bekanntermaßen zählt das Wort „Partei“20 zu je-
nen Begriffen, die – und zwar relativ unabhängig 
vom jeweiligen politischen Standpunkt des Be-
trachters aus – ungewöhnlich lange negativ kon-
notiert  waren.21 Antike Gemeinwohl-  und Ord-
nungsvorstellungen  sowie  mittelalterliche  Con-
cordia-Lehren wirkten bis tief in die Neuzeit hin-
ein und ließen wenig Spielraum für eine positive 
Bewertung des Parteienwesens. Klaus von Bey-
me hat  in diesem Zusammenhang treffend von 
der  „Geschichte  eines  diskriminierenden  Be-
griffs“22 gesprochen. Erst im 18. Jahrhundert – in 
England bereits etwas früher – taucht das Wort 
in Korrelation zum Entwicklungsstand des Par-
lamentarismus zunehmend auch in positiver Be-
deutung  auf23,  während  der  Begriff  „Faktion“ 
weiterhin  negativ  besetzt  bleibt.  Madison  ver-
wendet im berühmten 10. Artikel der Federalist 
Papers beide Begriffe noch synonym und in de-
nunziatorischer Absicht.24 Auch in der Französi-
schen Revolution haben die Parteien keine Lob-
by,  da sie  ganz  überwiegend als  Gegensatz  zu 
der von Rousseau propagierten volonté générale 
begriffen werden.25

20  Gemeint ist im Folgenden ausschließlich die politische 
Partei. Andere Formen und Bedeutungen, wie etwa die 
juristische  Vertrags-  oder  Prozesspartei,  werden  hier 
nicht verhandelt.

21  Vgl.:  ALEMANN,  Ulrich von:  Das Parteiensystem der 
Bundesrepublik Deutschland, Bonn 2003, S. 9ff.

22  BEYME,  Klaus von: Partei, Faktion, in: Otto Brunner/ 
Werner Conze/ Reinhart Koselleck (Hrsg.), Geschicht-
liche  Grundbegriffe:  historisches  Lexikon  zur  poli-
tisch-sozialen Sprache in Deutschland, Bd. 4, Stuttgart 
1978, S. 677–733 (732).

23  Gern  zitiert  wird  Burke:  “Party  is  a  body  of  men 
united, for promoting by their joint endeavours the na-
tional interest, upon some particular principle in which 
they are all agreed.” Vgl.: BURKE, Edmund: thoughts on 
the cause of the present discontents (1770), in: Lang-
ford,  Paul (Hrsg.),  The writings and speeches of Ed-
mund Burke, Bd. 2, Party, parliament and the Americ-
an Crisis 1766–1774, Oxford 1981. S. 241–323 (317).

24  HAMILTON, Alexander/ MADISON, James/ JAY, John: Die 
Federalist-Artikel. Politische Theorie und Verfassungs-
kommentar der amerikanischen Gründerväter,  heraus-
gegeben,  übersetzt,  eingeleitet  und  kommentiert  von 
Angela Adams und Willi Paul Adams, Paderborn [u.a.] 
1994. S. 50–58.

Zu Beginn des 19. Jahrhunderts sickert das Wort 
„Partei“  dann  langsam  und  unter  erheblichen 
Vorbehalten  auch  in  den  deutschen  Sprachge-
brauch ein. Nicht nur wird in der Zeit des Vor-
märz die praktische Entwicklung eines Parteien-
wesens  durch  die  fehlenden  konstitutionellen 
Andockmöglichkeiten behindert. Auch die herr-
schende Theorie  in  der  Staatslehre  wirkt  einer 
Aufnahme organisierter  Parteien in  die Verfas-
sungswirklichkeit  entgegen.  Hegel  nennt  als 
„vermittelndes  Organ zwischen  Regierung und 
Volk“26 die Stände, nicht die Parteien. Dennoch 
liefert Hegels Philosophie durch das Prinzip der 
Dialektik für seine Schüler einen Anknüpfungs-
punkt  zur  Begründung und Rechtfertigung des 
Parteibegriffs. Der Rechtshegelianer Karl Rosen-
kranz  etwa  definiert  1843  die  Partei  als  „die 
selbstbewußte  Einseitigkeit,  welche  das  prakti-
sche  Verhalten  des  Gemeinwesens  bei  seinen 
Gliedern  in  der  Ungleichheit  und dem aus  ihr 
entstehenden  Conflict  der  Bedürfnisse  hervor-
ruft“27. In klarem Gegensatz zu seinem Meister 
wird  außerdem die  Ansicht  vertreten,  dass  die 
Partei  über den Stand hervorragt. Das dialekti-
sche Ringen der Parteien miteinander setze die 
Regierung in die komfortable Lage, „das wahr-
hafte Bedürfniß des Volkes zu erkennen“28. Das 
Konzept einer Partei-Regierung verwirft jedoch 
auch Rosenkranz. Die Regierung, die den Staat 
in  seiner  Ganzheit  und  Einheit  vertreten  soll, 
habe „über den Parteien zu stehen“29.

Förmlich zu greifen ist hier ein für das liberale 
Denken im Vormärz typisches Verständnis von 
Partei im Sinne einer „Vertretung eines dem Ge-

25  Zur Abschaffung der Zünfte im März 1791 sowie zum 
Koalitions-  und  Streikverbot  (Loi  Le  Chapelier)  im 
Juni  desselben  Jahres  vgl.:  FURET,  François/  RICHET, 
Denis:  Die  Französische  Revolution,  Frankfurt  am 
Main 1997, S. 157f. 

26  HEGEL, Georg Wilhelm Friedrich: Die „Rechtsphiloso-
phie“ von 1820. Mit Hegels Vorlesungsnotizen 1821–
1825,  in:  Karl-Heinz  Ilting  (Hrsg.),  Georg  Wilhelm 
Friedrich Hegel.  Vorlesungen über Rechtsphilosophie 
1818–1831, Bd. 2, Stuttgart 1974. S. 770 (§ 302).

27  ROSENKRANZ,  Karl:  Über  den Begriff  der  politischen 
Partei,  in:  Hermann  Lübbe  (Hrsg.),  Die  Hegelsche 
Rechte, Stuttgart 1962. S. 65–85 (65).

28  ROSENKRANZ, Über den Begriff..., S. 72.
29  ROSENKRANZ, Über den Begriff..., S. 82.
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meinwohl  widersprechenden  partikularen  Son-
derinteresses“30,  als  einer  –  wenn  auch  bereits 
politischen, so doch noch vorparlamentarischen, 
unorganisierten  –  „Gesinnungsgemeinschaft“31. 
So argumentiert denn auch Schieder, die Partei-
entheorie  in  Deutschland  vor  1848  habe  sich 
mangels Anschauung und Erfahrung zwangsläu-
fig im luftleeren Raum bewegen müssen: „Par-
teien waren für sie mehr  oder weniger Gedan-
kengebilde, dialektische Momente im Prozeß der 
Geistesgeschichte, aber keine realen politischen 
Gruppen.“32

So richtig die Einschätzung Schieders im Allge-
meinen sein mag, auf die Parteientheorie Julius 
Fröbels im Speziellen trifft  sie nur bedingt zu. 
Schließlich erkennt Fröbel die Parteien 1847 im 
„System der sozialen Politik“ als reale politische 
Handlungseinheiten  und  Faktoren  der  Willens-
bildung  ausdrücklich  an.  Seiner  Ansicht  nach 
sollen diese Organisationen nicht allein im Ge-
sellschaftlichen wirken, sondern um die tatsäch-
liche Macht im Staat streiten.

III. Fröbels neuartige Parteienlehre

a. Parteien „verfassungsmäßiger Existenz“

Die stärkere Betonung der  Parteien  ergibt  sich 
bei Julius Fröbel aus einer entscheidenden Modi-
fikation  des  Gesellschaftsvertrages  der  Natur-
rechtsphilosophie. „Man muß sich zunächst klar 
machen“,  fordert  der  Autor:  „daß  der  Vertrag, 
welcher den factischen Zustand in einen rechtli-
chen umwandeln soll, nicht zwischen Individuen 
sondern  zwischen  Volksparteien  geschlossen 
wird. Das Rechtsverhältnis geht nicht, wie Hob-
bes  und  Rousseau  es  sich  gedacht  haben,  aus 
dem Kampfe Aller gegen Alle, sondern aus dem 
Kampfe von Massen gegen Massen hervor; und 

30  BOTZENHART,  Manfred:  Die Parlamentarismusmodelle 
der deutschen Parteien 1848/49, in: Dieter Langewies-
che  (Hrsg.),  Die  Deutsche  Revolution  von  1848/49, 
Darmstadt 1983. S. 291–321 (293).

31  BEYME, Partei, S. 697.
32  SCHIEDER, Theodor: Die Theorie der Partei im älteren 

deutschen  Liberalismus,  in:  Ders.,  Staat  und  Gesell-
schaft  im  Wandel  unserer  Zeit,  München  31974.  S. 
110–132 (117).

Massen  sind  es  also  welche  pacisciren 
müssen.“33

Der Parteienbegriff  ist  hier  –  auf  dieser  ersten 
Entwicklungsstufe des Parteiensystems – sozio-
logisch  noch  sehr  weit  gefasst  und  entspricht 
durchaus der gängigen Vorstellung des Vormärz. 
Fröbel spricht auch von „factischen Parteien“34, 
die man sich wohl am ehesten als rivalisierende, 
um Macht und Deutungshoheit kämpfende Inter-
essengruppen vorstellen kann. Durch den histori-
schen  Abschluss  einen  Rechtsvertrages  dieser 
Prototypen untereinander über die Organisation 
des Staates entstehen jedoch – in einem zweiten 
Entwicklungsschritt  –  „Parteien  von  verfas-
sungsmäßiger Existenz“35, auch „freie Personen“ 
genannt, die unter allen Umständen die „Rechts-
fähigkeit  zum Abschlusse aller beliebigen Ver-
träge haben“.
Somit  gelangt  Fröbel  zu  einer  äußerst  modern 
anmutenden Auffassung, die in Deutschland erst 
rund 100 Jahre später in Artikel 21 Abs. 1 des 
Grundgesetzes  positiviert  wurde.  Ausdrücklich 
akzeptiert er das Faktum, dass es im Staat einen 
Pluralismus vernünftiger Interessen und Konzep-
tionen  zur  Gestaltung  von  Politik  gibt.  Teilen 
und verfolgen mehrere Bürger diese sogenannten 
„Partikular“-  oder  „Separatzwecke“  entstehen 
Parteien und es bildet sich „der Gegensatz und 
Wettstreit  der  Parteizwecke“. Die Parteien sind 
„Fractionen der Staatsgesellschaft deren Glieder 
innerhalb der Einheit des Staatszweckes gemein-
same Separatzwecke verfolgen“36. Fröbel legt al-
lerdings Wert auf die Ergänzung, dass der Sepa-
ratzweck der Partei „auf das Ganze des Staates 
geht, also daß der Separatismus nur ein subjecti-
ver ist“37.

33  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 88f.
34  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 90.
35  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 91.
36  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 84 (Hervorhebung bei Frö-

bel).
37  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 274.
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b. Politische Sekten versus
legitime Opposition

In einer auch stilistisch beeindruckenden Passa-
ge unterscheidet er daraufhin die Parteien verfas-
sungsmäßiger  Existenz  von  den  „politischen 
Sekten“, die den staatszersetzenden  factions der 
Federalists oder den  sociétés partielles Rousse-
aus ähneln:
„Die Partei will ihren Separatzweck im Staate geltend ma-
chen, die Secte den Staat mit ihrem Separatzweck über-
winden. Die Partei will im Staate zur Herrschaft kommen, 
die Secte den Staat ihrer Existenzform unterwerfen. Indem 
sie im Staate zur Herrschaft kommt will die Partei sich in 
ihm auflösen, die Secte will indem sie den Staat in sich 
auflöst zur Herrschaft kommen.“38

Die hier vorgenommene Begrenzung der Partei-
zwecke erinnert stark an die Beschreibung ver-
fassungswidriger Parteien im Grundgesetz (Art. 
21 Abs. 2).39 Allerdings setzt Fröbel gleichzeitig 
„auf die vollkommene Freiheit der persönlichen 
Meinungsäußerung und die Freiheit der theoreti-
schen Propaganda“40. Verfassungsgegner soll der 
Staat zunächst durch den zwanglosen Zwang des 
besseren Arguments einzufangen suchen:
„Selbst  wenn der  Zweck gegen die Existenz des Staates 
gerichtet  wäre,  sollte  der  theoretische  Betrieb  frei  sein. 
Man kann der Meinung sein daß es besser wäre der Staat 
dessen Glied man ist bestünde gar nicht, [...] – und diese 
Meinung muß erlaubt sein, und für sie muß man Theilha-
ber  suchen  dürfen.  Eine  Partei  mit  solchen  Tendenzen 
wäre freilich ein innerer Feind, aber nur ein theoretischer, 
der also auch nur theoretisch zu bekämpfen wäre.“41

Freilich tritt eine Organisation, die zur Durchset-
zung ihrer Ziele zum praktischen Mittel der Ge-
walt  greift,  dadurch  in  das  Verhältnis  „eines 
Staatsfeindes  und  muß  als  solcher  behandelt 
werden“42. Einzige Ausnahme von dieser Regel 
bildet  das  Widerstandsrecht  zur  Wahrung  der 
Freiheit, falls einer Partei „die theoretischen Mit-
tel der Ueberzeugung und die praktischen Mittel 
einer  verfassungsmäßigen  Einwirkung  auf  die 
Gesetzgebung  und  die  Wahlen  abgeschnitten 

38  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 277.
39  GÖHLER/ KLEIN, Julius Fröbel, S. 429.
40  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 114.
41  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 282.
42  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 283.

sind“43. In jedem Fall sei der Staat gut beraten, 
„durch  die  theoretische  Freiheit  und die  allge-
meine Theilnahme an der Gesetzgebung den Par-
teien eine legale, in den Staatsorganismus einge-
reihte Existenz und Bewegung zu geben, und so 
die Revolution durch ihre Legalität und Perma-
nenz unschädlich zu machen“44. 

Als einer der ersten erkennt Fröbel hier die ver-
fassungspolitische Bedeutung legitimer Opposi-
tion und des Wahlkampfes um die Mehrheit der 
Stimmen. Von der unterlegenen Minderheit ver-
langt er nicht etwa, dass sie ihre Meinung aufge-
be, sondern nur „daß sie auf die praktische An-
wendung ihrer Ueberzeugung so lange verzichte 
bis es ihr gelungen ist, ihre Gründe besser gel-
tend zu machen und sich die nöthige Zahl von 
Beistimmenden zu verschaffen“45. In der Funkti-
onsbestimmung  der  im  Gegensatz  zum  Mehr-
heitswillen stehenden Opposition erblickt Fröbel 
die  eigentliche  Stärke  demokratischer  Herr-
schaftsorganisation  und überwindet  damit  nach 
Einschätzung Rainer  Kochs nicht  nur  überzeu-
gend  den  neuralgischen  Punkt  der  politischen 
Theorie Rousseaus, nämlich die Problematik ei-
ner  möglichen  Diskrepanz  zwischen  volonté 
générale und  volonté  de  tous,  sondern  erklärt 
und begründet gleichzeitig ein für den demokra-
tischen Verfassungsstaat  konstitutives  Element: 
„Das Bemühen der Opposition, die Mehrheit zu 
überzeugen, selbst also die Majorität zu werden, 
Herrschaft auszuüben.“46 Aus der Antithetik von 
Mehrheit  und Opposition  geht  das  Staatsganze 
als Synthese hervor. Denn – so argumentiert Frö-
bel – in einem System verfassungsgemäßer Re-
gierung geschehe in gewissem Sinne immer auch 
der  Wille  der  „regierten  Gegenpartei“,  selbst 
wenn  sie  sich  in  einer  bestimmten  Sachfrage 
nicht durchsetzen kann, „da sie selbst  die Ver-
fassung nach der sie regiert  wird,  mit  gemacht 
hat“47.

43  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 291.
44  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 292.
45  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 109 (Hervorhebung bei Frö-

bel).
46  KOCH, Julius Fröbel, S. 97.
47  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 86.
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c. Das Ende der Parteikämpfe

Die teils verblüffende Aktualität dieser Passagen 
darf aber nicht über einen gewissen utopischen 
Charakter,  über  die  Vermischung  realer  und 
idealer Elemente in der Parteienlehre Julius Frö-
bels  hinwegtäuschen.  Zu  Recht  haben  Göhler 
und Klein darauf hingewiesen, dass Fröbels Par-
teien entsprechend seiner Gesamtkonzeption zu-
gleich „in eine teleologische Perspektive einge-
bettet“48 sind. Als weltanschaulich fundierte Or-
ganisationen der politischen Interessenvertretung 
sind sie in der Tat nur ein Sonderfall einer be-
stimmten Entwicklungsstufe der Kultur. Insofern 
ist  das  „System der  sozialen  Politik“  nicht  als 
präzise Diagnose des zeitgenössischen, vormärz-
lichen Parteienwesens zu deuten, eher schon als 
Prognose.49 Der Autor geht nämlich davon aus, 
dass sich an die beiden ersten Entwicklungsstu-
fen des Parteiensystems eine dritte  anschließen 
wird,  die  durch  das  Abklingen  der  Meinungs-
kämpfe gekennzeichnet ist und somit gleichzei-
tig das Ende des Pluralismus’ markiert:
„Sind diese Veränderungen ein wahrer Fortschritt  in der 
Gerechtigkeit, so müssen sie die Grenzen des Widerstrei-
tes der Parteizwecke mehr und mehr einschränken, die der 
Zweck-  und  Rechtsgemeinschaft  erweitern,  und  endlich 
alle Opposition im Staate in eine schöne Mannigfaltigkeit 
der Bewegung des Willens und der Erkenntnis auflösen.“50

Die Parteien im modernen Verstande ließen sich 
also lediglich in die mittlere Stufe eines als Hö-
herentwicklung gedachten  und  auf  einen  sittli-
chen  Endzweck  hin  ausgerichteten  Dreischritts 
einordnen.

Zudem hat Fröbel ohnehin nur zwei „Hauptpar-
teien“ im Sinn, eine „gute“ und eine „schlechte“: 
„die Partei  der  Freiheit und  die der  Autorität  

48  GÖHLER/ KLEIN, Julius Fröbel, S. 429.
49  So räumt der Verfasser selbst ein, „nicht auf einen un-

mittelbaren und damit unvermeidlich unreifen Erfolg“ 
hingearbeitet, sondern „die principielle Perspective auf 
die Zukunft“ gerichtet zu haben.  FRÖBEL,  System, Bd. 
1,  Vorwort,  S.  IV.  Dagegen  vermutet  KOCH,  Fröbels 
Blick richte sich eher wehmütig in die Vergangenheit 
und suche die Lösungen für die Fragen der Zeit ver-
geblich „in der rückwärtsgewandten Utopie einer klas-
senlosen Bürgergesellschaft ökonomisch selbständiger 
Individuen“. Vgl.: S. 31.

50  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 91f.

und Gewalt“51. Zwischen beiden soll die Regie-
rung als  konservatives,  erhaltendes  Element  in 
der Mitte stehen – kurioserweise ohne Ansehen, 
von  welcher  Partei  sie  jeweils  gerade  gestellt 
wird. Fröbel selbst lässt aber keinen Zweifel dar-
an,  dass  er  für  die  Kräfte  von  Fortschritt  und 
Veränderung  bis  hin  zum  Einsatz  von  Gewalt 
eintritt.  Dabei  setzt  er  unter  anderem  auf  die 
Strategie, den politischen Gegner durch Entzug 
des Parteienstatus’ zu delegitimieren:
„Unsere Demokraten sind eine Partei, unsere Kommunis-
ten eine Secte. Eine Partei, wenn auch zuweilen eine arm-
selige,  sind  unsere  neuen  Liberalen,  eine  Secte  war  die 
deutsche Burschenschaft und zersprengte Sectirer sind ihre 
wunderlichen  Ueberreste.  Eine  Partei  ist  es  welche  in 
Preußen eine Verfassung will,  eine Secte welche gegen-
wärtig in Berlin die Gewalt in den Händen hat.“52

d. Repräsentationskritik, Mehrheitsregel und 
Aufbau der Legislative

Neben der fast schon heilsgeschichtlichen Inan-
spruchnahme der Parteien lässt ebenfalls aufhor-
chen, dass Fröbel – genau wie Rousseau – starke 
Kritik am Repräsentationsprinzip übt. Besonders 
fatal und widersinnig erscheint ihm die Vorstel-
lung, wonach das Volk nur „alle vier Jahre ein-
mal  auf  einige  Stunden“  souverän  sei:  „Man 
glaubt an die Möglichkeit  einer ,Repräsentativ-
demokratie’, wie wenn dieser Begriff mehr Ver-
stand in sich hätte als der eines viereckigen Krei-
ses. Aber nicht nur Demokratie und Repräsenta-
tion,  auch Politik und Repräsentation sind sich 
ausschließende Begriffe.“53 Lediglich  als  Über-
gangssystem auf dem Weg zur direkten Demo-
kratie scheint sich Fröbel mit der Repräsentation 
notfalls  anfreunden zu können – allerdings nur 
so lange, wie sich das Volk noch auf einer niede-
ren  Stufe  der  Kultur  befinde.  Das  Parlament 
wäre dann ein „Collegium von  Advocaten oder 
Vormündern“, das vorübergehend nach eigenem 
Ermessen,  aber zum Vorteil  des  Mündels  han-
delt.  Die  Anhänger  der  repräsentativen  Demo-
kratie versuchten freilich, diesen Zustand zu ze-

51  FRÖBEL,  System, Bd. 2, S. 279 (Hervorhebungen bei 
Fröbel).

52  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 278.
53  FRÖBEL,  System, Bd.  2,  S.  140f.  (Hervorhebung bei 

Fröbel).
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mentieren: „Das Volk ist  für diese scharfsinni-
gen Politiker  immer zur Freiheit bestimmt,  und 
niemals zur Freiheit reif. Es ist der Besitzer der 
Souveränität,  aber  niemals  darf  es  selbst diese 
ausüben.“54

Der Tradition der französischen Aufklärung fol-
gend liegt die Essenz der Souveränität für Fröbel 
in der Selbstgesetzgebung des Volkes. „Kurz ge-
sagt: ein Gesetz gibt es immer nur für den der es 
selbst gemacht oder der ihm beigestimmt hat; für 
jeden  Anderen  ist  es  ein  Gebot oder  ein  Be-
fehl.“55 Obwohl die Gesetze also theoretisch der 
Zustimmung aller betroffenen Individuen bedür-
fen, entscheidet der demokratische Gesetzgeber 
bei  Fröbel  durchweg  mit  Stimmenmehrheit.56 

Dabei  stehen  das  Ideal  der  Selbstbestimmung 
und die Anwendung der Majoritätsregel ganz of-
fenkundig  in  einem Spannungsverhältnis.57 Ein 
Anhänger der überstimmten Minderheit befindet 
sich nämlich durchaus nicht in der von Rousseau 
in Aussicht  gestellten günstigen Lage, nur sich 
selbst zu gehorchen58.

54  FRÖBEL,  System, Bd. 2, S. 144 (Hervorhebungen bei 
Fröbel).

55  FRÖBEL,  System, Bd.  2,  S.  97  (Hervorhebungen bei 
Fröbel).

56  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 95ff. Zur inneren Logik des 
Mehrheitsentscheids bei Fröbel vgl.: KOCH, S. 94ff.

57  Vgl.: GOSEPATH, Stefan: Das Verhältnis von Demokra-
tie und Menschenrecht, in: Hauke Brunkhorst (Hrsg.), 
Demokratischer  Experimentalismus.  Politik  in  der 
komplexen Gesellschaft, Frankfurt am Main 1998, S. 
201-240 (226ff.) Gosepath möchte aus pragmatischen 
Erwägungen aber ebenfalls am Majoritätsprinzip fest-
halten. Er hält das Argument der Selbstbestimmung da-
her für ungeeignet, die Demokratie zu begründen und 
setzt  stattdessen  auf  das  moralische  „Argument  der 
gleichen Ressourcen“ (S. 231), also auf eine egalitäre 
Rechtfertigungsstrategie.

58  ROUSSEAU,  Jean-Jacques:  Vom  Gesellschaftsvertrag 
oder Grundsätze des Staatsrechts. In Zusammenarbeit 
mit  Eva  Pietzcker  neu  übersetzt  und  herausgegeben 
von Hans Brockard,  Stuttgart  2004.  S.  17.  In  einem 
viel beachteten Gedenkartikel anlässlich des 200. Jah-
restages der Französischen Revolution hat Jürgen Ha-
bermas  versucht,  die  Dialektik  von  aufklärerischem 
Autonomieversprechen  und  der  Notwendigkeit  eines 
demokratischen Durchführungsprinzips aufzulösen, in-
dem er Fröbel als frühen Denker der deliberativen De-
mokratietheorie reklamiert, der „das Prinzip der freien 
Diskussion mit  dem Mehrheitsprinzip  auf  eine inter-
essante Weise verbindet“. Ein Majoritätsbeschluss dür-

Wie die  Problematik  des  Mehrheitsbeschlusses 
bereits andeutet, stellt sich die institutionelle und 
organisatorische  Ausgestaltung  der  Legislative 
in Fröbels Verfassungsentwurf bei weitem kom-
plizierter dar, als es der Impetus radikaldemokra-
tischer und parlamentarismuskritischer Program-
matik vermuten ließe. Tatsächlich erfolgen Bera-
tung und Beschlussfassung der  Gesetze  nur zu 
einem Teil  unmittelbar  durch  das  Volk  selbst. 
Darüber  hinaus  existieren  gleich  zwei  weitere, 
relativ autonome Gesetzgebungsgremien, die er-
heblichen Einfluss ausüben. Fröbel unterscheidet 
zwischen zwei Arten der Legislative – der Auf-
stellung  und  Fortbildung  der  Verfassung 
(„Grundgesetz“) einerseits  und der  Aufstellung 
der  Spezialgesetze,  welche  aus  der  Verfassung 
folgen („Folgegesetze“), andererseits.59 Die Ent-
wicklung der Verfassung treiben die  Bürger in 
sogenannten „Urversammlungen“60 auf Bezirks-
ebene  direkt  und  dauerhaft  voran.  Aus  diesen 
werden  dann  Abgeordnete  in  den  „Volksrath“ 
entsandt,  der  als  „Geschäftsausschuß  aller 
Staatsgesetzgebungsbezirke“61 konzipiert ist und 
die Vorbereitung und Formulierung von Grund-
gesetzanträgen  übernimmt.62 Mit  dem  „Senat“ 
gibt es schließlich eine dritte Versammlung „von 
vorzüglich fachkundigen Bürgern“, die sich um 
die Spezialgesetzgebung kümmert und nur indi-
rekt  durch  Wahlmänner  der  einzelnen  Bezirke 
beschickt  wird.63 Bemerkenswerterweise  sind 

fe hier nur so zustandekommen, dass sein Inhalt zwar 
als das rational motivierte, „aber fehlbare Ergebnis ei-
ner unter Entscheidungsdruck vorläufig beendeten Dis-
kussion über  das,  was das  Richtige ist,  gelten darf“. 
Vgl.:  HABERMAS,  Volkssouveränität  als  Verfahren,  S. 
613. Weiterhin glaubt Habermas in Fröbels Definition 
des  Parteibegriffs  die  wesentlichen  Merkmale  soge-
nannter „freiwilliger Assoziationen“ (S. 619) zu erken-
nen, die nur einen minimalen Grad an Institutionalisie-
rung aufweisen und darauf spezialisiert sind, auf den 
Prozess  der  öffentlichen  Meinungs-  und  Willensbil-
dung in erster Linie durch Argumente Einfluss zu neh-
men.

59  FRÖBEL,  System, Bd. 2, S. 122 (Hervorhebungen bei 
Fröbel).

60  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 127.
61  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 302 (Hervorhebung bei Frö-

bel).
62  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 130.
63  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 303.
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weder die Abgeordneten des Volksrats noch die-
jenigen des Senats durch ein imperatives Mandat 
an die Weisungen der Urversammlungen gebun-
den.64

Insofern relativiert sich Fröbels Repräsentations-
kritik im Nachhinein. Sie ist trotz kerniger Paro-
len nicht als generelle Ablehnung des Parlamen-
tarismus zu deuten65,  sondern als  Warnung vor 
einer Verselbständigung von Amt und Würden. 
Die Repräsentanten  sollen  ihre  Rolle  nicht  da-
hingehend missverstehen,  als  seien sie  tatsäch-
lich Stellvertreter des Volkes, während sie doch 
in Wahrheit nur Beauftragte desselben sind:
„solange Staatsämter etwas Anderes sind als die auf das 
Gemeinwesen gehenden Geschäftskreise der Bürger, – so-
lange  Titel  als  Ehrenzeichen  gebraucht  werden,  und die 
Anrede mit Du nicht wieder die einzige gebräuchliche ge-
worden ist, – hat man die sittliche Grundlage eines freien 
Staatslebens noch nicht einmal begriffen.“66

Fazit und Ausblick

Die kritische Rekonstruktion der Parteientheorie 
Julius  Fröbels  hat  zu  einem ambivalenten  Be-
fund geführt. Fest steht, dass die Aufnahme poli-
tischer Parteien in den Verfassungsaufbau für die 
deutsche Staatslehre des Vormärz einen ideenge-
schichtlich revolutionären Durchbruch markiert. 
Der Hauptunterschied zum Denken seiner Zeit-
genossen besteht bei Fröbel darin, dass er Partei-
en nicht  als  rein  soziologische Integrationsgrö-
ßen fasst, sondern sie – auch gegen die konstitu-
tionelle Wirklichkeit seiner Zeit – als reale, poli-
tische Organisationseinheiten begreift. Durch die 

64  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 305. Zur Begründung KOCH, 
S. 134. GÖHLER/ KLEIN sehen hier allerdings eine Ver-
bindung der Prinzipien des imperativen und des freien 
Mandats, da die Mitglieder des Volksrats zwar nicht an 
die Instruktionen der Urversammlungen gebunden, ih-
nen aber  dennoch rechenschaftspflichtig sind und im 
Falle  von Dissens  auch abberufen  und durch  andere 
Abgeordnete ersetzt werden können. Vgl.: S. 426. 

65  Anders  DURNER,  Wolfgang: Antiparlamentarismus in 
Deutschland, Würzburg 1997. S. 43. Der Autor sieht in 
Fröbels Ausführungen die „früheste linke Radikalkritik 
am Parlamentarismus und das  erste  konsequente Ge-
genmodell“.

66  FRÖBEL, System, Bd. 2, S. 149 (Hervorhebung bei Frö-
bel).  Dazu auch  KOCH, S. 134  und  GÖHLER/ KLEIN, S. 
428.

Anerkennung der Parteien als de facto Staatsor-
gane  wird  die  Hegelsche  Trennung  von  Staat 
und Gesellschaft  überwunden.  Die  Einheit  des 
Staatsganzen sieht Fröbel durch vernünftigen In-
teressenpluralismus  nicht  gefährdet.  Im Gegen-
teil:  Es ist die vornehmliche Aufgabe legitimer 
Opposition,  die Regierung herauszufordern,  für 
die eigenen Ziele Werbung zu betreiben und um 
Wählerstimmen zu kämpfen.  Dabei äußert  sich 
der Autor auch zu Fragen, die für Forschung und 
Öffentlichkeit nach wie vor brandaktuell sind, so 
etwa zur Möglichkeit  des Verbots verfassungs-
widriger Parteien. Zieht man dann noch in Be-
tracht,  dass  viele  seiner  Forderungen heute  im 
Grund-  und  Parteiengesetz  der  Bundesrepublik 
Deutschland verwirklicht sind,  könnte man mit 
einigem  Recht  zu  der  Einschätzung  gelangen, 
Julius Fröbel sei ein „Wegbereiter des modernen 
Parteienstaates“67.

Gleichwohl  ist  seine Konzeption  – das hat die 
Lektüre ebenfalls gezeigt – mit Vorsicht zu ge-
nießen. Sie erweist sich bei näherer Betrachtung 
als  vielschichtig  und  mehrdeutig  und  ist  nicht 
einfach eine Theorie des modernen Parteienstaa-
tes – „eher fast das Gegenteil“68. Eingebettet in 
höhere Zwecke und eine utopische Fortschritts-
erzählung  der  Geschichte  sind  die  modernen 
Parteien  der  heutigen  Verfassungsstaaten  näm-
lich nur als Übergangsstufe konzipiert. Sie wer-
den  zu  Auslaufmodellen,  sobald  alle  gesell-
schaftlichen und politischen Konflikte befriedet 
sind. Fragt man zudem, wo auf der Ebene kon-
kreter Ausgestaltung der Staatsorgane die Partei-
en letztlich  bleiben,  so muss  man etwas ratlos 
konstatieren, dass sie verschwunden sind. In Frö-
bels Gesamtentwurf eines auf der Grundlage der 
direkten  Demokratie  organisierten  Gemeinwe-
sens wirken sie ohnehin seltsam fremd und spie-
len im weiteren Verlauf der konzeptionellen Ent-
wicklung auch keine Rolle mehr.69 Warum er die 
Parteien  überhaupt  rechtlich  verankert  sehen 
wollte und so viel  Mühe darauf verwendet, sie 
seinem  Verfassungsentwurf  einzupassen,  ist  – 
soweit ich es überblicke – noch ein blinder Fleck 
der Fröbel-Forschung.
67  KOCH, S. 108.
68  GÖHLER/ KLEIN, Julius Fröbel, S. 428.
69  BERMBACH, Julius Fröbel, S. 363.
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Die  Frage  ist  nun,  wie  sich  diese  erheblichen 
Widersprüche  ins  Konstruktive  wenden lassen. 
Dazu schlage ich vor, über Fröbels Parteientheo-
rie  hinauszugehen  und  seine  radikaldemokrati-
schen Ideale als Denkanstoß für ein institutionel-
les  Reformprojekt  des  bestehenden  politischen 
Systems in Deutschland zu nutzen, das dem Pos-
tulat  staatsbürgerlicher  Selbstbestimmung  ge-
recht wird, mehr Entscheidungskompetenzen an 
der Basis bündelt und somit zugleich auf die seit 
Jahren massiv geübte Kritik an den politischen 
Parteien in der Bundesrepublik70 reagiert. Dabei 
kann  es  natürlich  nicht  darum gehen,  die  von 
Fröbel für das 19. Jahrhundert ausbuchstabierten 
Lösungen  ohne  Umstand  auf  die  heute  völlig 
veränderten  gesellschaftlichen  Verhältnisse  zu 
übertragen. Man muss aber nach den Ideen und 
Grundüberzeugungen fahnden,  die  den  damali-
gen  Optionen  zu  Grunde  lagen.  Genau  wie 
Rousseau hat Fröbel im Namen der Volkssouve-
ränität  ein  striktes  Autonomiekonzept  verfoch-
ten.  Anders  als  die  Rousseau-Kritik  im  An-
schluss  an Carl  Schmitt  behauptet,  ging es bei 
dieser Form „identitärer  Demokratie“  aber nie-
mals  um die  „Identität  von  Herrschenden  und 
Beherrschten“71,  sondern  um  die  Identität  von 
Gesetzgebenden und Gesetzesadressaten72.  Hier 
wäre der Hebel anzusetzen, indem man die Bür-
ger daran erinnert, nur diejenigen Gesetze als le-

70  Zum Stand der normativen Debatte vgl.: ALEMANN, Ul-
rich von: Brauchen wir noch politische Parteien?, in: 
Peter Häberle u. a. (Hrsg.), Festschrift für Dimitris Th. 
Tsatsos zum 70. Geburtstag, Baden-Baden 2003. S. 1–
10 sowie  MORLOK, Martin: Lob der Parteien, in: Jahr-
buch der Juristischen Gesellschaft Bremen, Bd. 2, Bre-
men 2001. S. 53–75. 

71  So immer noch KRIELE, Einführung in die Staatslehre, 
S. 237.

72  Rousseau weist ausdrücklich und von sich aus auf die 
Schwierigkeiten und Gefahren der Selbstregierung hin. 
Die Hindernisse sind aus seiner Sicht so groß, dass die 
demokratische Regierungsform „ein Volk von Göttern“ 
erfordert.  Vgl.:  ROUSSEAU,  Gesellschaftsvertrag,  S. 74. 
An seinem generellen Plädoyer für die republikanische 
Staatsform ändert diese Einschätzung natürlich nichts. 
Eine  Autorin,  die  diese  Lesart  seit  Jahren  energisch 
vertritt, ist die Frankfurter Politikwissenschaftlerin In-
geborg  Maus.  Vgl:  MAUS,  Ingeborg:  Zur  Aufklärung 
der Demokratietheorie: rechts- und demokratietheoreti-
sche Überlegungen im Anschluß an Kant, Frankfurt am 
Main 1994. S. 201.

gitim anzuerkennen, die sie sich selbst gegeben 
haben.

Herrschaft über Menschen abzubauen und durch 
die Selbstbestimmung des Individuums zu erset-
zen, ist seit Karl Marx’ berühmter Beschreibung 
der  Pariser  Kommune  auch  der  Grundgedanke 
aller  rätedemokratischen  Entwürfe.73 Derartige 
Überlegungen  sehen  sich  allerdings  mit  einer 
ganzen Reihe von teils vernünftigen Einwänden 
konfrontiert, die vor allem auf die generelle Or-
ganisationslogik  des  Rätesystems  und  negative 
historische  Erfahrungen abheben.  Der  Blick  in 
die Geschichte kann aber nicht an die Stelle sys-
tematischer  Widerlegung  treten.  Zudem  bezie-
hen die erstgenannten Bedenken ihre Triftigkeit 
oft aus allgemeinen Strukturproblemen industri-
eller Gesellschaften und können deshalb in ähn-
licher Weise auch gegenüber parlamentarischen 
Regierungssystemen  in  Stellung  gebracht  wer-
den.74

Abstrahiert man einmal vom Grundsatz des ur-
sprünglich proletarischen Charakters der Basis-
organisationen, lassen sich die immer wieder ge-
nannten Hauptelemente des Rätesystems – poli-
tische Willensbildung von unten nach oben, ge-
ringer Institutionalisierungsgrad der Parteien und 
Verbände, imperatives Mandat usw. – auch als 
Maßnahmenkatalog  einer  auf  dem  Prinzip  der 
Volkssouveränität  basierenden  direkten  Demo-
kratie  lesen.  Was  spräche  eigentlich  dagegen, 
das bestehende parlamentarische System, durch 
das Experiment einer „dezentralisierten Gesetz-
gebung“75 zu ergänzen, die sich anstelle der Be-
triebe  als  unterste  Organisationseinheiten  auf 
Stadtteilversammlungen  und  kommunale  Ort-
schaftsräte stützt?

In der Tat gab es in Teilen der deutschen Arbei-
terbewegung  bereits  zu  Beginn  der  Weimarer 
Republik Überlegungen, die Rätedemokratie mit 
dem parlamentarischen  Repräsentativsystem zu 
versöhnen – zum Beispiel durch die Einrichtung 
73  MARX, Karl: Der Bürgerkrieg in Frankreich (1871), in: 

MEW, Bd. 17, Berlin 1964. S. 313–362 (338ff.)
74  BERMBACH,  Udo: Organisationsprobleme direkter De-

mokratie, in: Ders. (Hrsg.), Theorie und Praxis der di-
rekten  Demokratie.  Texte  und  Materialien  zur  Räte-
Diskussion, Opladen 1973. S. 13–32 (27).

75  MAUS, Zur Aufklärung..., S. 224.

14



MIP 2008/09 15. Jhrg. Philipp Erbentraut – Radikaldemokratisches Denken im Vormärz: zur Aktualität der Parteientheorie Julius Fröbels Aufsätze

einer  obersten  Rätekörperschaft  als  zweiter 
Kammer neben dem Reichstag.76 Ganz ähnliche 
Pläne zur Erweiterung der Legislative verfolgte 
Julius Fröbel mit der Installation eines aus regio-
nalen  Urversammlungen  hervorgegangenen 
Volksrates. Ohne an dieser Stelle auf die organi-
satorischen Einzelheiten dieses Kompromissmo-
dells  von direkter Demokratie  und Repräsenta-
tivsystem näher eingehen zu  können, ist  damit 
die  Perspektive  für  ein  radikaldemokratisches 
Reformprojekt im Anschluss an Julius Fröbel er-
öffnet.

76  KUHN, Axel: Die deutsche Arbeiterbewegung, Stuttgart 
2004, S. 265ff.
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1. Einleitung

In der Zeit  vom Dezember 2005 bis  zum Juni 
2007 führte das Institut für Deutsches und Euro-
päisches  Parteienrecht  und  Parteienforschung 
(PRuF) in  Kooperation mit  zwei  Instituten aus 
Griechenland und Italien – Κέντρο Ευρωπαϊκού 
Συνταγματικού  Δικαίου  (Centre  for  European 
Constitutional  Law (CECL)  und  Università  di 
Roma „La Sapienza“, Prof. Ridola, ordinario di 
diritto  pubblico  comparato  (Lehrstuhl  für  ver-
gleichendes  Verfassungsrecht  –  LS  Ridola)  – 
eine Studie zur politischen Korruption im staatli-
chen Bereich der damals 25 Mitgliedsländer der 
Europäischen  Union  durch.  Diese  Studie  soll 
hier  in  groben Zügen vorgestellt  werden.  Dies 
muss  sehr  eingeschränkt  erfolgen,  da  der  Ab-
schlussbericht  selbst  über  500  Seiten  umfasst. 
Das Projekt wurde durch die Europäische Kom-
mission im AGIS-Programm gefördert. Ziel war, 
Antikorruptionsmaßnahmen  und  ihre  Kontexte 
zu  studieren  und  Vorschläge  zur  Bekämpfung 
der  Korruption,  Verbesserungen des  bisherigen 
Bestandes an Regelungen und der Korruptions-
kontrolle vorzuschlagen. Um dies zu erreichen, 
wurde  die  Situation  der  Korruption  im staatli-
chen Bereich  der  Mitgliedsländer  in  folgenden 
Dimensionen untersucht:

- Systematisierung und Beurteilung der Instru-
mente zur Erhebung der Korruption im öf-
fentlichen Sektor,  wie statistische Erhebun-
gen öffentlicher wie privater Stellen,

- die  Korruption  betreffende  allgemeine  nor-
mative  Vorgaben  wie  Korruptionsbekämp-
fungsgesetze, Legaldefinitionen des Begriffs 
Korruption,

- Strategien  und Konzeptionen  der  Kontrolle 
und Ahndung und die  entsprechenden Ein-
richtungen,

- die Analyse der Rolle und Funktion folgen-
der  Gruppen  im  Zusammenhang  mit  der 
Korruptionsproblematik:

o Akteure  in  öffentlicher  Verwaltung,  öf-
fentliche  Mittel-  und  Personalbewirt-
schaftung,

o Abgeordnete der nationalen Parlamente,

o politische Amtsträger,

o politische  Parteien,  ihre  Rechtsstellung, 
Parteienfinanzierung,  Rechenschaftsle-
gung.

Um sich der Problemstellung nähern zu können, 
musste  zu  Beginn  der  Begriff  der  Korruption 
und  anzuwendende  theoretische  Ansätze  und 
schließlich eine – wenn auch vorläufige – Defi-
nition  der  Korruption  für  diese  Untersuchung 
festgelegt werden.  Erschwert  wurde dies  durch 
den  Umstand,  dass  Korruption  einer  unüber-
schaubaren  Vielfalt  von  Konzeptionen  unter-
liegt.

Dies  wird  zunächst  dadurch  deutlich,  dass  bis 
vor wenigen Jahren von bedeutenden Stimmen 
aus  Wirtschaft,  Politik  und  Wissenschaft  Kor-
ruption  als  ein  Phänomen  eingeschätzt  wurde, 
das teilweise nützlich und förderlich, zumindest 
aber zu dulden sei. Es wurde argumentiert, dass 
Korruption  zur  Unterstützung  eines  erfolgrei-
chen Modernisierungsprozesses als eine Art Kol-
lateralschaden  hingenommen  werden  müsse. 
Denn die Modernisierung der Entwicklungswelt, 
der Dritten Welt, verlange eine Aufgabe des Tra-
ditionalismus, der Stammeskulturen und des Kli-
entelismus  zugunsten rationaler  Entscheidungs-
strukturen,  wie sie in  einer  globalisierten  Welt 
gefordert seien. Genauso müsse nach der Auflö-
sung  der  Zweiten  Welt,  des  sozialistischen 
Blocks Anfang der 1990er Jahre, die kommunis-
tische  Nomenklatura  mit  ihrem  Bürokratismus 
und Staatszentrismus  liquidiert  werden,  um ra-
tionalen  Wettbewerbsstrukturen  des  Marktes 
Platz  zu machen. Auch hier gab es neoliberale 
Ökonomen,  die  den Wert  von Privatisierungen 
der  Staatsökonomie  höher  schätzten  als  Über-
gangsphänomene  durch  Bestechung  und 
Schmiergeld.
Solche  verharmlosende  Einstellungen  zur  Kor-
ruption haben sich spätestens seit der Mitte der 
1990er Jahre gewandelt.  Korruption wird nicht 
mehr als Kavaliersdelikt oder Anpassungs- und 
Übergangsproblem  aufgefasst.  Auch  empirisch 
ließ  sich  zeigen:  Korruption  führt  nicht  nur 
volkswirtschaftlich letztlich stets zu Kostenstei-
gerungen und Fehlallokationen,  sondern mittel- 
und  langfristig  auch  betriebswirtschaftlich  zu 
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Mehrausgaben, Qualitäts- und Vertrauensverlus-
ten. Und sie führt – dies erscheint noch schwer-
wiegender – zu Akzeptanz- und Vertrauensver-
lusten  der  Bevölkerung  in  das  politische  Sys-
tem.4 Dies haben auch die OECD, der Europarat 
und die UN und auch die EU erkannt. Deshalb 
hat sie mit OLAF eine Institution installiert, die 
Betrug und Korruption innerhalb der EU-Institu-
tionen bekämpft. OLAF leistet hier eine wichtige 
und  erfolgreiche  Arbeit,  die  mit  dieser  Studie 
nicht behandelt wurde.

2. Konzeptionen politischer Korruption

2.1. Multiple Dimensionen der Korruption

Die große Vielfalt der Definitionen und Definiti-
onsversuche  des  Begriffs  Korruption  und  das 
Ziel der Studie, Grundlagen für die Beurteilung 
bestehender  Regelungen  und  für  die  Entwick-
lung neuer Aspekte des Begriffs zu entwickeln, 
sprachen  gegen  ein  starres  Festlegen  auf  eine 
Definition von Korruption. So durfte und sollte 
sich  im  Laufe  der  Studie  die  Konzeption  von 
Korruption weiterentwickeln. Dennoch bedurfte 
es  am Anfang einer  begrifflichen  Eingrenzung 
des  Untersuchungsgegenstandes  Korruption; 
denn es musste festgelegt werden, welche Phä-
nomene in den Blick genommen werden. Unsere 
operationale  Definition5 von  Korruption  durfte 
sich im Laufe der Untersuchung nach festgeleg-
ten Regeln durch die qualitativen Analysen ver-
ändern.

Dass  es  bisher  keinen  ausreichend  etablierten 
Begriff, kein vorherrschendes Konzept von Kor-
ruption gibt, durfte uns daher nicht hindern, der 
Korruption  im  Sinne  einer  Ausgangsdefinition 
einen konkret umrissenen Inhalt zuzuschreiben. 
Dies allerdings nicht im Sinne einer unumstößli-
4  Vgl.  u.  a.  Susan Rose-Ackerman, 1999:  Corruption 

and Government. Causes, Consequences, and Reform. 
Cambridge, S. 143–174.

5 Vgl.  z.B.  Jürgen  Friedrichs, Methoden  empirischer 
Sozialforschung, Opladen, 1980, S. 73-81 sowie  Die-
ter Opp, Methodologie der Sozialwissenschaften: Ein-
führung in Probleme ihrer Theorienbildung und prakti-
schen Anwendung, Wiesbaden, 2006. 

chen  Festlegung  der  Begriffsinhalte.  Vielmehr 
sollte sich der Begriff im Verlauf der Studie, die 
in  wesentlichen  Zügen  induktiv  angelegt  war, 
weiterentwickeln und gegebenenfalls ändern, da 
wir noch Unbeachtetes zu Korruption entdecken 
wollten.  Es  war  ein  konkreter  Ausgangspunkt 
festzulegen und der Rahmen und die Regeln der 
möglichen Fortentwicklung zu beschreiben. Die 
nötige Grundlage für die Bestimmung eines Aus-
gangspunkts und die Regeln für die Weiterent-
wicklung  sollen  im  Folgenden  kurz  umrissen 
werden. 

2.2. Korruption im Blickfeld der Rechtswis-
senschaft

Eine einheitliche Definition des Begriffs  „Kor-
ruption“ hält selbst die Rechtswissenschaft nicht 
bereit, obwohl der Begriff durchaus Verwendung 
findet. Sowohl der Gesetzgeber als auch die ju-
ristische  Literatur  greifen  auf  die  Bezeichnung 
Korruption  zurück,  um bestimmte  Lebenssach-
verhalte  zusammenfassend  zu  charakterisieren. 
Umso überraschender ist, dass es dennoch an ei-
ner allgemein konsentierten Begriffsbestimmung 
fehlt.

Häufig  wird  der  Korruptionsbegriff  in  einem 
strafrechtlichen Sinne, quasi als Oberbegriff für 
bestimmte Straftatbestände, etwa Vorteilsannah-
me, Vorteilsgewährung, Bestechlichkeit und Be-
stechung,  gebraucht.  Den  Korruptionsbegriff 
durch eine an Strafgesetzen orientierte Definiti-
on zu verengen, wird dem mit  der Studie  ver-
folgten  Zweck  jedoch  keinesfalls  gerecht.  Die 
Einschränkung  –  und  zugegebenermaßen  doch 
immerhin  mögliche  Präzisierung – des  (juristi-
schen)  Korruptionsbegriffs  auf  ein  gewolltes 
Konstrukt an Strafrechtsnormen, dessen jeweili-
ger Inhalt  variiert  in  Abhängigkeit  von histori-
schen,  wirtschaftlichen,  gesellschaftlichen  und 
politischen Gegebenheiten, vermag nicht das all-
gemeine – auch rechtswissenschaftlich relevante 
– Spektrum möglicher missbräuchlicher Verhal-
tensweisen zu erfassen.
Eine reine Orientierung an Strafnormen blendet 
das noch straflose Vorfeld korruptiver Handlun-
gen ebenso aus wie die zwar missbräuchlichen 
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und verbotenen, aber – noch – nicht strafbaren 
Verhaltensweisen.  Darüber  hinaus  können  die 
Übergänge von der Legalität zur Illegalität sehr 
unscharf  sein.  Ob  ein  bestimmter  Sachverhalt 
einen gesetzlichen Tatbestand erfüllt, kann mit-
unter in der Rechtswissenschaft und der Recht-
sprechung streitig sein.6 Unabhängig davon, ob 
sich diese Unsicherheiten auf konkrete Umstän-
de des zur Entscheidung anstehenden Einzelfal-
les  zurückführen  lassen  oder  ob  eine  Neu-
regelung von Strafbarkeiten ursächlich sein mag, 
lässt  sich jedenfalls  stets  ein  gewisser Graube-
reich ausmachen, der die Einordnung eines be-
stimmten Verhaltens in die Kategorien legal und 
illegal  deutlich  erschwert.  Eine  zu  enge,  an 
Strafgesetzen orientierte Begriffsbestimmung ist 
daher abzulehnen; hierdurch würde der Zugang 
zu  den  verschiedenen  Spielarten  korruptiven 
Verhaltens systematisch verstellt,  so dass letzt-
lich nur eine Teilmenge dessen, was als korrupti-
ves Handeln bezeichnet werden kann, beschrie-
ben würde.

Ein  weiteres  Verständnis  eines  Korruptionsbe-
griffs spiegelt demgegenüber das deutsche „Ge-
setz  zur  Bekämpfung  der  Korruption“7 wider. 
Zwar enthält es seinem Schwerpunkt nach Ände-
rungen,  Erweiterungen  und  Verschärfungen 
strafrechtlich  geregelter  Korruptionsdelikte  so-
wie  damit  einhergehende  verfahrensrechtliche 
Folgeregelungen. Daneben werden jedoch auch 
einige  dienstrechtliche  Ergänzungen  betreffend 
die Annahme von Belohnungen und Geschenken 
diverser Amtsträger vorgenommen. Obwohl das 
Gesetz  den  Begriff  Korruption  im  Titel  trägt, 
enthält es sich einer näheren Festlegung des Kor-
ruptionsbegriffs. Einerseits veranschaulicht diese 
gesetzgeberische Enthaltsamkeit bestehende Un-
sicherheiten bei der Bestimmung der Reichweite 
des Korruptionsbegriffs. Andererseits  verdeutli-
chen die Regelungsinhalte des Gesetzes jedoch, 
dass eine strafrechtliche Verengung des Korrup-
6 Als aktuelles Beispiel mag hier die in Deutschland erst 

kürzlich  geänderte  Rechtsprechung  bezogen  auf  die 
Strafbarkeit kommunaler Ratsmitglieder sein. Während 
zuvor  die  für  Amtsträger  geltenden  Vorschriften  für 
einschlägig befunden wurden,  findet  jetzt  der  Tatbe-
stand der Abgeordnetenbestechung Anwendung.

7 Gesetz zur Bekämpfung der Korruption vom 13. Au-
gust 1997, Bundesgesetzblatt 1997 Teil I Seite 2038.

tionsbegriffs  unzureichend  ist.  Allerdings  kön-
nen auch die Regelungsinhalte des Korruptions-
bekämpfungsgesetzes  nur  begrenzt  Aufschluss 
geben über die Inhalte eines potentiellen juristi-
schen Korruptionsbegriffs, denn auch mit dieser 
straf- und disziplinarrechtlich verengten Betrach-
tung werden wiederum nur Teilbereiche dessen 
erfasst, was unter den Korruptionsbegriff fallen 
könnte.

Nehmen wir das Fallbeispiel Deutschland. Vor-
schriften und Regeln, die Korruption verhindern 
oder zumindest einschränken sollen, finden sich 
nicht nur in den offensichtlich korruptionsbezo-
genen straf- und disziplinarrechtlichen Normen, 
sondern  darüber  hinaus  in  vielen  Bundes-  und 
Landesgesetzen  bis  hin  zu  Verordnungen  und 
Richtlinien, die Zuständigkeiten und Befugnisse 
festlegen und die  Ordnungsmäßigkeit  der  Ver-
fahren regeln. Wiederum gibt es unübersichtlich 
viele Gesetze und Vorschriften, die unter ande-
rem als Kontrollinstrumentarien gegen die Kor-
ruption  gedacht  sind.  So  etwa  das  Haushalts-
recht,  die  Gesetze  über  Beamtenrechte  und 
-pflichten,  interne  und  externe  Rechnungsprü-
fung,  aber  auch  z.B.  die  Beschaffungsregeln. 
Viele Verwaltungsträger haben auch interne Re-
gelungen  zur  Korruptionsprävention  getroffen. 
Im weitesten Sinne zählen zu den korruptionsre-
levanten  Regelungen  alle  Vorschriften,  die 
Machtteilung, die Herstellung von Transparenz, 
die Gewährleistung von Kontrolle und die Ahn-
dung von Verstößen gegen vorgenannte Vorga-
ben  zum Gegenstand  haben.  Eine  Annäherung 
an einen Korruptionsbegriff im rechtlichen Sinne 
kann daher nicht isoliert das Straf- und Diszipli-
narrecht in den Blick nehmen. Stets ist der Blick 
auch auf die flankierenden Maßnahmen in allen 
anderen  den  öffentlichen  Sektor  betreffenden 
Rechtsmaterien zu richten.
Trotz dieser bewusst in Kauf genommenen Un-
genauigkeiten kann hinsichtlich der Folgen von 
Korruption  davon  ausgegangen  werden,  dass 
Korruption  auf  moralischer  wie  ökonomischer 
Ebene  schädlich  ist.  Ersteres  ist  offensichtlich, 
denn man darf annehmen, dass ein vorherrschen-
des Regel- und Normensystem Schaden nimmt, 
wenn es durch Verstöße geschwächt und verdor-
ben wird. Der ökonomische Schaden war bis vor 
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kurzem zumindest  umstritten.  Die  Auffassung, 
Korruption  sei  in  bestimmten  Situationen,  so 
während Transformationsprozessen in Entwick-
lungsländern,  nützlich,  ist  nun  (wie  oben  er-
wähnt)  weitgehend  widerlegt.  Denn  unverhält-
nismäßig  hohe  bürokratische  Hürden  wurden 
letztlich  nicht  durch  Korruption  überwunden, 
sondern wegen derselben erst errichtet oder ver-
stärkt. Lambsdorff hat den ökonomischen Scha-
den sogar berechnet, der durch stärkere Korrup-
tion entsteht.8

2.3. Sozialwissenschaftliche Konzeptionen po-
litischer Korruption

2.3.1. Dimensionen politischer Korruption

Die Vielfalt wird potenziert, zieht man die Sozi-
alwissenschaften, im Besonderen politikwissen-
schaftliche,  soziologische  sowie  ökonomische 
Konzeptionen zu Rate, um Korruption zu fassen. 
Das lateinische Verb  corrumpere bedeutet  ver-
derben. Im sozialwissenschaftlichen Bereich, der 
uns neben dem juristischen interessiert, ist es die 
Gesellschaft,  die verdorben wird, konkreter die 
sozialen Beziehungen und sozialen Regeln.9 Eng 
verwoben sind die ökonomischen Kontexte.10 Je-
der scheint zu wissen, was Korruption ist. Den-
noch  liegt  keine  vorherrschende  oder  gar  ein-
heitliche Definition von Korruption vor.11 Kor-

8 Johann Graf Lambsdorff,  Wieso schadet Korruption?, 
in:  Ulrich von Alemann (Hrsg.),  Dimensionen politi-
scher Korruption, Politische Vierteljahresschrift, Son-
derheft 35, S. 233-248.

9 Vgl.  z.B.  Christian  Höffling, Korruption  als  soziale 
Beziehung, Opladen, 2002.

10 Vgl. u.a. Johann Graf Lambsdorff, Wieso schadet Kor-
ruption?,  in: Ulrich von Alemann (Hrsg.),  Dimensio-
nen  politischer  Korruption,  Politische  Vierteljahres-
schrift, Sonderheft 35, S. 233-248.

11 Vgl.  Michael Johnston,  Keeping the Answers,  Chan-
ging the Questions: Corruption Definitions Revisited, 
in:  Ulrich von Alemann (Hrsg.),  Dimensionen politi-
scher Korruption, Politische Vierteljahresschrift, Son-
derheft 35, Wiesbaden 2005, S. 61-76 sowie Christian 
Höffling, Korruption  als  soziale  Beziehung,  Opladen 
2002.

ruption  kann  eine  unüberschaubar  große  Zahl 
von Einzelphänomenen umfassen.

Korruption  ist  keinesfalls  nur  ein  Phänomen 
neuerer Zeit, auch wenn dieser Eindruck mitun-
ter entstehen mag. Es ist vielmehr festzustellen, 
dass Korruption zu bestimmten Zeiten und in be-
stimmten  Kontexten  unterschiedlich  bestimmt 
und  mehr  oder  weniger  stark  wahrgenommen 
wurde.  Bereits  in  der Bibel,  im Neuen wie im 
Alten Testament, in der griechischen wie römi-
schen  Antike,  im  alten  China  und  zu  anderen 
Epochen an weiteren Orten war Korruption be-
kannt;  sie wurde beschrieben und es wurde zu 
ihrer  Bekämpfung aufgerufen.12 Es  gibt  unzäh-
lige  Auffassungen  von  Korruption  in  der 
Menschheitsgeschichte. Festzuhalten bleibt, dass 
zumeist  beides,  Handlungen  und  Zustände  der 
Gesellschaft, unter Korruption verstanden wurde 
und dass  Korruption mit  Regelverstoß und ge-
sellschaftlichem Verfall konnotiert wurde.
Diese Vielfalt gründet vor allem darin, dass De-
finitionen  und  Konzepte  entscheidend  von  der 
Fragestellung,  vom  Betrachtungswinkel  abhän-
gen. Dies wird durch folgende Typisierung bzw. 
Kategorisierung  deutlich,  welche  die  Korrupti-
onsforschung in mehrere Dimensionen ordnet.13 

Der  Begriff  „Dimension“  verdeutlicht  hier  be-
sonders, dass es sich um ein aktiv betrachtetes 
Phänomen handelt, das durch verschiedene Per-
spektiven bestimmt werden kann, die sich nicht 
gegenseitig ausschließen sondern ergänzen aber 
auch ggf. relativieren können.

Korruption als sozialer Verfall

Eine lange gebräuchliche,  die jeweilige Gesell-
schaft  in  den  Blick  nehmende  Auffassung  be-
trachtet Korruption als Folge und Ursache eines 
zyklischen Auf- und Niedergangs einer Gesell-
schaft. Korruption wird als Auf und Ab normati-
12 Ulrich von Alemann, Politische Korruption: Ein Weg-

weiser zum Stand der Forschung, in: ders. (Hrsg.), Di-
mensionen  politischer  Korruption,  Politische  Viertel-
jahresschrift,  Sonderheft 35,  Wiesbaden 2005,  S. 13-
49.

13 Ulrich  von  Alemann, 2004:  The  unknown depths  of 
political  theory.  The  case  for  a  multidimensional 
concept  of  corruption,  in:  Crime,  Law  &  Social 
Change 42, S. 25-34.
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ver Werte gesehen.  Wechselnde Eliten bringen 
bestehende  Ordnungssysteme  zu  Fall,  um  sie 
durch die eigene Vorherrschaft zu ersetzen. Der 
Wandel von politischen Systemen dieser Art be-
ruht auf durch Saturiertheit verursachtem Verfall 
sozial-moralischer  Qualitäten  der  Bürger. 
Schließlich bilden sich neue soziale moralische 
Qualitäten.14

Korruption als abweichendes Verhalten

Zunächst ist zu dieser Dimension die berühmte 
Definition für Korruption von Senturia15 zu nen-
nen: "Misuse of public power for private profit“. 
Um  sie  gruppieren  sich  die  modernen  sozial-
wissenschaftlichen Definitionen der Korruption. 
An dieser Dimension wird kritisiert, dass die Ka-
tegorien zu weit seien. Dies mag allerdings zum 
Vorteil  gereichen,  wenn  möglichst  umfassend 
der  Korruption  verdächtige Phänomene gesam-
melt werden sollen, wie dies Ziel unserer Studie 
war.
Ein  mit  den  Prinzipal-Agenten-Konzeptionen 
verwandtes Modell ist durch von Alemann for-
muliert  worden.  Es  erscheint  vorteilhaft,  da  es 
nicht von dem Begriff der Öffentlichkeit und ih-
rer  Trennung  zum  Privaten  abhängt,  sondern 
eher technischer Art ist, wenn es einen Entschei-
dungsträger in einer Organisation oder Behörde 
nennt,  der  gegen  ein  bestimmtes  Gemeinwohl 
verstößt. So nennt das Modell der Austauschlo-
gik notwendige Bedingungen.

Das  Austauschmodell  von  Alemann16 umfasst 
sieben Komponenten:
1.  Der Nachfrager (der Korrumpierende) will

2.  ein  knappes  Gut  (Auftrag,  Konzession,  Li-
zenz, Position),
14 Harald Bluhm/ Karsten Fischer,  Korruption als Pro-

blem politischer  Theorie,  in:  dies.,  Sichtbarkeit  und 
Unsichtbarkeit  der  Macht:  Theorien  politischer  Kor-
ruption, Baden-Baden 2002.

15 Joseph  J.  Senturia,  Corruption,  Political,  in:  Edwin 
R.A. Seligman (Hrsg.), Encyclopedia of the Social Sci-
ences, New York 1931, S. 448-452.

16 Ulrich von Alemann, The unknown depths of political 
theory:  The  case  for  a  multidimensional  concept  of 
corruption,  in:  Crime,  Law  and  Social  Change  42 
(2004), S. 29-31.

3. das der Anbieter, der Entscheidungsträger in 
einer Organisation oder Behörde, also der Kor-
rumpierte, vergeben kann.

4.  Er erhält  einen persönlichen verdeckten Zu-
satzanreiz (Geld oder geldwerte Leistung) für die 
Vergabe über den normalen Preis hinaus und
5.  verstößt  damit  gegen  öffentlich  akzeptierte 
Normen und

6. schadet damit Dritten, Konkurrenten und/oder 
dem Gemeinwohl.
7. Deshalb findet Korruption versteckt, im Ver-
borgenen statt.

Medium des Tauschs ist bei jeder Art von Kor-
ruption Geld oder geldwerter Vorteil,  über den 
eine  formale  oder  informale  Tauschvereinba-
rung,  auch unausgesprochen, stattgefunden hat, 
zumindest aber vorstellbar ist. 
Da Korruption  und ihre  Handlungen selten  di-
rekt  beobachtbar  sind,  wurde  der  Begriff  der 
Schattenpolitik  analog  der  Schattenwirtschaft 
entwickelt.17 Wie informale Politik wird Schat-
tenpolitik  zunächst  neutral  betrachtet.  Zur  Be-
schreibung,  Beurteilung  und  Bewertung  von 
Korruption dient ein Kontinuum u.a. aus den Po-
len formal – informal, offen – vertraulich, legi-
tim – illegitim, legal – illegal, regelmäßig – akzi-
dentiell.  Schattenpolitik  und  informale  Politik 
sind nicht per se illegal bzw. illegitim usw. Sie 
umfassen wie die Schattenwirtschaft legale wie 
illegale Bereiche.  Sie  lassen sich am besten in 
oben  Genanntem  darstellen.  Hierbei  können 
durchaus Mischformen entstehen, dass heißt, be-
stimmte zu beurteilende Zustände oder Prozesse 
können auf einer Ebene auf Korruption deuten, 
auf einer anderen Ebene wiederum nicht.

Weil Korruption selten direkt und konkret mess-
bar  ist,  sind  die  Wahrnehmungen  und  deren 
Messung  selbst  oft  entscheidend.  Das  bedeu-

17 Vgl.  Ulrich von Alemann,  Schattenpolitik: Streifzüge 
in  die  Grauzonen  der  Politik,  in:  Claus  Leggewie 
(Hrsg.),  Wozu Politikwissenschaft?  Über das neue in 
der Politik, Darmstadt 1994; vgl. auch Ulrich von Ale-
mann und Florian Eckert, Lobbyismus als Schattenpo-
litik,  in:  Aus Politik und Zeitgeschichte:  Beilage  zur 
Wochenzeitung Das Parlament, H. 15-16/2006,  S. 3-
10.

21



Aufsätze Alemann/Bäcker/Schmidt – Politische Korruption im staatlichen Bereich der Mitgliedstaaten der EU MIP 2008/09 15. Jhrg.

tendste Instrument  zu dieser Dimension ist  der 
Korruptionswahrnehmungsindex  (Corruption 
Perceptions  Index) der  Non-Profit-Organisation 
Transparency International. Im Jahre 2008 wur-
den  180  Länder  in  einem  Ranking  nach  ihrer 
Korruptivität beurteilt.  Der methodisch umstrit-
tene Index wird aus mehreren Quellen, insbeson-
dere aus Einschätzungen von Experten, gespeist. 
Die Wahrnehmung der Korruption kann gemes-
sen und beurteilt werden und mit ihr die Korrup-
tion. Dies hat auch zur Folge, dass mit steigen-
dem Erfolg der Korruptionsverfolgung die Kor-
ruption statistisch gesehen steigt.18 Daher muss 
der Schwerpunkt der Korruptionsforschung hier 
weniger auf der rein quantitativen Messung als 
auf der Untersuchung der Wahrnehmung selbst 
liegen. 

In der Nähe dieser Kategorien lassen sich auch 
systemtheoretische  Konzeptionen  verorten,  ins-
besondere Forschung soziologischer Natur,  wie 
z.B. die Analysen von Höffling19, oder von Mor-
lok20 die, wie viele andere in diesem Bereich, auf 
Überlegungen Niklas Luhmanns gründen.

2.3.2. Typen der Korruption

Eine  oft  zur  Typisierung  genutzte  zusätzliche, 
von den anderen genannten Dimensionen abhän-
gige Dimension der Unterscheidung ist die Grö-
ße, Stärke und Persistenz der Korruption und da-
mit die quantitative Gefährlichkeit und der Grad 
der Abweichung. Natürlich ist diese nie getrennt 
von qualitativen Perspektiven zu betrachten. Zu 
Zwecken der Analyse erscheint sie jedoch sinn-
voll.  Zu  nennen sind  hier  zunächst  die  Unter-
scheidungen petty und grand corruption. 

18 Ulrich von Alemann, The unknown depths of political 
theory:  The  case  for  a  multidimensional  concept  of 
corruption,  in:  Crime,  Law  &  Social  Change  42 
(2004), S. 25-34.

19 Christian Höffling, Korruption als soziale Beziehung, 
Opladen 2002.

20  Martin Morlok, Politische Korruption als Entdifferen-
zierungsphänomen,  in:  Ulrich  von  Alemann  (Hrsg.), 
Dimensionen  politischer  Korruption,  Politische  Vier-
teljahresschrift,  Sonderheft  35,  Wiesbaden  2005,  S. 
135-152.

Grand corruption liegt vor,  wenn die  zentralen 
Regelsysteme der Gesellschaft bzw. des Staates 
bereits erheblich erodiert sind. Grand corruption 
hat damit das Wesen der jeweiligen Gesellschaft 
deutlich  verzerrt,  während  petty  corruption 
gleichsam auf der Oberfläche des noch intakten 
Systems liegt; denn diese betrifft geringere Geld-
mengen  und  Gegenleistungen  im  Bereich  des 
Nepotismus, Klientelismus usw.21

In  vergleichbarer  Weise  unterscheidet  Bannen-
berg22 in der Perspektive der Persistenz und Re-
gelhaftigkeit der Korruption:
1. Bagatell- oder Gelegenheitskorruption,

2. gewachsene  korruptive  Beziehungen  
und

3. Netzwerke der Korruption.

Eine  weitere  Abstufung  der  Persistenz  nimmt 
Heidenheimer23 vor. Er unterscheidet nach Stär-
ke  der  Korruption  zwischen  petty  corruption, 
routine  corruption und  aggravated  corruption. 
Neben der Stärke der Korruption nimmt er die 
Tolerierung durch die Gesellschaft in den Blick. 
Allerdings drängen bei seiner Abstufung bereits 
qualitative Aspekte deutlich in den Vordergrund.
All  diese  Abstufungen  gehen  letztlich  auf  die 
Unterscheidung von akzidentieller  und struktu-
rell begründeter Korruption zurück – am ehesten 
beschreibbar durch die genannte Unterscheidung 
petty und grand corruption. Erstere tritt  verein-
21 Vgl. United Nations General Assembly, UN-Konventi-

on gegen Korruption, Report of the Ad Hoc Committee 
for the Negotiation of a Convention against Corruption 
on the work of its first to seventh sessions, 2004, S. 10-
11 (http:www.unodc.org/pdf/crime/convention_corrup-
tion/session_7/422e.pdf,  8.10.2004);  Susan  Rose-
Ackerman, Groß angelegte Korruption und die Ethik in 
der  globalen  Wirtschaft,  in:  Ulrich  von  Alemann 
(Hrsg.),  Dimensionen  politischer  Korruption,  Politi-
sche  Vierteljahresschrift,  Sonderheft  35,  Wiesbaden 
2005.

22 Britta Bannenberg,  Korruption  in  Deutschland  -  Er-
gebnisse  einer  kriminologisch-strafrechtlichen  Unter-
suchung, in: Hans Herbert von Arnim (Hrsg.), Korrup-
tion:  Netzwerke  in  Politik,  Ämtern  und  Wirtschaft, 
München 2003, S. 204-234.

23 Arnold Heidenheimer,  Perspectives on the Perception 
of  Corruption,  in:  ders./  Michael  Johnston  (Hrsg.), 
Political  Corruption:  Concepts  and  Contexts,  New 
Brunswick, New Jersey 2002, S. 141-154.
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zelt  auf,  Letztere  gründet  auf  stabilen  zeitlich 
unbegrenzt angelegten informellen Regeln.24

2.4. Ausgangsdefinition der Studie

Bereits  in  dieser  verkürzten  Darstellung  der 
Vielfalt der Konzeptionen wurde deutlich,  dass 
wir eine beträchtliche Unschärfe des Begriffs der 
Korruption vorgefunden hatten. Auch wenn sich 
die vielen Aspekte der Korruption ordnen ließen, 
wie dies hier und an vielen anderen Stellen ver-
sucht wurde, musste vieles offen bleiben. Es war 
gleichwohl  unerlässlich,  einen  festen  Aus-
gangspunkt  zu  bestimmen,  Korruption  also für 
diese  Untersuchung  operational  zu  definieren, 
um die zu untersuchenden Regelungen, Normen 
und Phänomene auszuwählen.  Diese Definition 
musste ausreichend weite Kategorien aufweisen, 
um den  Blick  auf  Neues  nicht  gleich  zu  ver-
stellen. Aus den Daten selbst sollten also induk-
tiv Präzisierungen der Kategorien der Definition 
erfolgen. Ausgangspunkt ist die oft zitierte Defi-
nition von Senturia25: Hiernach ist Korruption

Missbrauch öffentlicher Macht zu privatem Nut-
zen.
Als handlungs- und nicht zustandsorientiert aus-
gerichteter Ansatz bot sie ausreichend weite Ka-
tegorien und blieb somit offen für viele Phäno-
mene.

24 Ulrich von Alemann,  Politische Korruption: Ein Weg-
weiser zum Stand der Forschung, in: ders. (Hrsg.), Di-
mensionen  politischer  Korruption,  Politische  Viertel-
jahresschrift,  Sonderheft 35,  Wiesbaden 2005,  S. 32; 
Christian Höffling, Korruption als soziale Beziehung, 
Opladen  2002;  Britta Bannenberg, Korruption  in 
Deutschland  -  Ergebnisse  einer  kriminologisch-straf-
rechtlichen Untersuchung, in: Hans Herbert von Arnim 
(Hrsg.), Korruption: Netzwerke in Politik, Ämtern und 
Wirtschaft, München 2003, S. 206f.

25 Joseph  J.  Senturia,  Corruption,  Political,  in:  Edwin 
R.A. Seligman (Hrsg.), Encyclopedia of the Social Sci-
ences, New York 1931, S. 448-452.

3. Methoden und Vorgehen der Studie

3.1. Rechts- und politikwissenschaftliche Per-
spektiven des Vergleichs

Durch die kombinierte Anwendung von Metho-
den der Soziologie bzw. Politikwissenschaft und 
der Rechtswissenschaft, konnte in dieser Studie 
der Vielfalt der Normen und Kontexte zur Kor-
ruption  umfassend  und  wirkungsvoll  begegnet 
werden.  Die  methodische  Vorgehensweise  der 
Rechtsvergleichung ist die des funktionalen Ver-
gleichs.26 Unter funktionaler Methode wird hier 
verstanden,  die  interessierenden  Phänomene  in 
Bezug zu bestimmten Problemen zu setzen und 
unter dem Gesichtspunkt zu betrachten, ob und 
was sie zur Lösung dieser Probleme leisten kön-
nen;  es  geht  demnach  um  die  Lösung  des  in 
Rede stehenden Problems.27 Um einen Einfluss 
ausüben  zu  können,  muss  rechtsvergleichende 
Arbeit  auf  klar  definierte  Fragestellungen kon-
zentriert sein und Ideen hervorbringen, die ohne 
Komplikationen  in  den  Prozess  der  Rechtsre-
form oder  die  Entscheidung  konkreter  Rechts-
streitigkeiten  einfließen  können.  Es  geht  dem-
nach bei der funktionalen Betrachtung des Ver-
gleichs um Problemdenken.28 Dies bedeutet, dass 
die Rechtsvergleichung aus ihrer funktional den-
kenden Betrachtung heraus, nicht von einer be-
stimmten Norm, sondern von einzelnen Proble-
men her versucht, Lösungen zu entwickeln.29

26 Martin  Morlok,  Rechtsvergleichung  auf  dem  Gebiet 
der politischen Parteien, in: Dimitris Th. Tsatsos u.a. 
(Hrsg.), Parteienrecht im europäischen Vergleich, Ba-
den-Baden, 1. Auflage 1990, S. 695 (713);  Christian 
Starck, Rechtsvergleichung im öffentlichen Recht, in: 
JZ 1997, S. 1021 (1028);  Florian Haase, Einführung 
in die Methodik der Rechtsvergleichung, in: JA 2005, 
S. 232 (235);  Oliver Brand, Grundfragen der Rechts-
vergleichung – Ein Leitfaden für die Wahlfachprüfung, 
in: JuS 2003, S. 1082 (1086).

27 Martin  Morlok,  Rechtsvergleichung  auf  dem  Gebiet 
der politischen Parteien, in: Dimitris Th. Tsatsos u.a. 
(Hrsg.), Parteienrecht im europäischen Vergleich, Ba-
den-Baden, 1. Auflage 1990, S. 695 (713). 

28 Martin  Morlok,  Rechtsvergleichung  auf  dem  Gebiet 
der politischen Parteien, a. a. O.

29 Martin  Morlok,  Rechtsvergleichung  auf  dem  Gebiet 
der politischen Parteien, a. a. O.
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Die Studie fokussierte auf den Vergleich konkre-
ter korruptionsrelevanter Normen. Als unabhän-
gige Variable des politikwissenschaftlichen Ver-
gleichs wurde in der Studie das nationale Nor-
menwerk und das  Bewusstsein  im Zusammen-
hang mit der Bekämpfung von Korruption opera-
tionalisiert;  die  Normen  wirken sich wiederum 
auf  die  Möglichkeit  korrupten  Verhaltens  aus. 
Demnach gilt Korruption, ihre Schwere – wahr-
genommene wie tatsächlich vorhandene – als ab-
hängige Variable.

Im Zusammenhang mit  der  Erhebung der  kor-
ruptionsrelevanten  Normen  wendete  die  Studie 
das Verfahren des Vergleichs auf einen Staaten-
verbund  an,  dessen  Mitgliedschaft  gleicherma-
ßen die  vollständige  Übernahme  des  gesamten 
gemeinschaftlichen  Besitzstandes  (acquis  com-
munautaire)  erfordert.  Im Blickfeld  der  Studie 
stand eine durch einheitliche normative Ansprü-
che, Institutionen und Ziele geprägte Staatenge-
meinschaft. Zur Untersuchung der in dieser Per-
spektive  homogenen  Staatengruppe  bietet  sich 
die Differenzmethode für den Vergleich an. Zen-
trale Voraussetzung hierbei ist,  möglichst  viele 
konstante  Umfeldvariablen  zu  extrahieren. 
Gleichwohl müssen sich die Staaten im Hinblick 
auf die abhängige Variable oder ihre möglichen 
unterschiedlichen Ausprägungen unterscheiden. 
Für die EU-Mitgliedstaaten können den Staats-
aufbau betreffende Umfeldvariablen als konstant 
aufgefasst werden. Insofern hat sich die Studie in 
ihrem  Verlauf  nicht  auf  die  konstanten  Kon-
textvariablen konzentriert und diese nicht weiter 
berücksichtigt; sie bilden den Rahmen der Stu-
die.  Demnach  entspricht  der  Untersuchungsge-
genstand  den  Anforderungen  der  bereits  von 
Mill entwickelten „Method of Difference“.30 So-
mit basiert die Studie auf der Eliminierung von 
jenen  Faktoren  (unabhängige),  für  welche  zu-
nächst  kein  direkter  Einfluss  auf  das  korrupte 
Verhalten im öffentlichen Sektor (abhängige Va-
riablen) postuliert wird. Als solche gelten in der 
Studie das politische System und die internatio-
nalen  Konventionen.  Demnach  wird  sich  u.a. 

30 Vgl.  Hans Keman,  Comparing political  systems: To-
wards  positive  theory  development,  Working  Papers 
Political Science, Universität Amsterdam 2006, S. 16 
(Hervorhebung im Original).

nicht auf das politische System als Ganzes kon-
zentriert,  ebenso  werden die  von den  EU-Mit-
gliedstaaten mehrheitlich ratifizierten internatio-
nalen Konventionen im Zusammenhang mit der 
Korruptionsbekämpfung  nicht  näher  analysiert. 
Unterschiede  bestehen  hingegen  im  national-
staatlichen Normenwerk bezüglich der Stellung 
politischer  Mandatsträger,  politischer  Amtsträ-
ger und der Parteien. Deshalb konzentrierte sich 
der Fokus der Studie auf eben diese als die zen-
tralen zu untersuchenden Akteure.

3.2. Methodisches Vorgehen

Um gleichzeitig deduktiv wie induktiv vorgehen 
zu können, einerseits Hypothesen zu prüfen und 
andererseits in bestimmten Gebieten neue zu ge-
nerieren,  wurde  entschieden,  eine  schriftliche 
Befragung31 von Experten mit vorwiegend offe-
nen Fragen durchzuführen. Diese gemischte Me-
thode  erschien  als  die  Angemessene.  Sie  ist 
mehr als eine Inhaltsanalyse, denn sie wird durch 
das Expertenwissen ergänzt. Sie ist dabei mehr 
als  ein  mündliches  Experteninterview,  denn 
durch die  Schriftlichkeit  und den durch sie er-
möglichten größeren Zeitrahmen ist eine ausrei-
chende  Tiefe  und  Detailliertheit  möglich.  Das 
Instrument weist nicht die Defizite auf, die bei 
Anwendung der Instrumente Inhaltsanalyse bzw. 
Dokumentenanalyse  und  Expertengespräch  auf 
unsere Fragestellung entstehen würden.

Der Fragebogen an die Experten und die von ih-
nen erstellten Länderberichte  gliederte sich zu-
sammengefasst  nach  folgenden  inhaltlichen 
Schwerpunkten:
I. Erfassung der Instrumente zur Erhebung der 

Korruption im öffentlichen Sektor
• Statistische  Erhebungen  öffentlicher 

Stellen zu Fragen der Korruption
• Statistische  Erhebungen privater  Stellen 

zu Fragen der Korruption

31 Zum Instrument der schriftlichen Befragung vgl. z. B. 
Rainer Schnell u.a.,  Methoden empirischer Sozialfor-
schung,  7.,  völlig überarbeitete  und erweiterte  Aufl., 
München/Wien 2005, S. 358-362.
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II. Allgemeine  korruptionsrelevante  normative 
Vorgaben
• Korruptionsbekämpfungsgesetze
• Legaldefinition des Begriffs Korruption
• Legalitäts-/Opportunitätsprinzip
• Informationsfreiheitsrecht

III. Kontrolle und Ahndung
• Verwaltungseinrichtungen  mit  korrupti-

onspräventiven und –bekämpfenden Auf-
gaben

• Parlamentarische Kontrollgremien
• Rolle  von  Medien,  Wissenschaft  und 

NGOs
IV. Akteure

1. Öffentliche Verwaltung
a) Rechtsstellung im nationalen Normengefüge

• Verwaltungsaufbau und Beschäftigungs-
struktur

• Besondere Rechte und Pflichten der Be-
schäftigten

• Einkommenssituation
• Privatisierung

b) Öffentliche Mittelbewirtschaftung
• Aufgaben und Befugnisse von Kontrol-

leinrichtungen
• Vergabewesen

c) Öffentliches Dienstrecht und Personalbewirt-
schaftung
• Einfluss politischer Parteien auf die Be-

schäftigungsstruktur
• Nebentätigkeiten
• Innerbehördliche  Antikorruptionsmaß-

nahmen  (Institutionen,  Kontrollen,  Ver-
haltensrichtlinien)

• Unzulässige Einflussnahme: Straf-,  Dis-
ziplinarrecht und Sanktionen

2. Abgeordnete des nationalen Parlaments
a) Rechtsstellung im nationalen Normengefüge

• Abgeordnetenstatus
• Abgeordnetengehalt/  Einkommenssitua-

tion
• Inkompatibilitäten

b) Nebeneinkünfte  von  Abgeordneten  des  na-
tionalen Parlaments
• Nebentätigkeiten
• Offenlegungspflichten 

c) Unzulässige Einflussnahme
• Abgeordnetenbestechung
• Andere Sanktionsmöglichkeiten
• Verhaltensrichtlinien

3. Politische Amtsträger

a) Rechtsstellung im nationalen Normengefüge
• Rechtsstellung
• Einkommenssituation
• Inkompatibilitäten

b) Nebeneinkünfte von politischen Amtsträgern
• Nebentätigkeiten
• Offenlegungspflichten 

c) Unzulässige Einflussnahme
• Strafrechtliche Sanktionsmöglichkeiten
• Andere Sanktionsmöglichkeiten
• Verhaltensrichtlinien

4. Politische Parteien

a) Rechtsstellung im nationalen Normengefüge
• Rechtliche Regelungen
• Rechtsform/ Organisationscharakter

b) Parteienfinanzierung
• Staatliche Finanzierung
• Private Finanzierung/ Spendenverbote

c) Rechenschaftslegung
• Offenlegungspflichten
• Veröffentlichungspflichten
• Sanktionsmöglichkeiten  bei  Verletzung 

der Rechenschaftspflichten
V. Schlussbetrachtung

• Vermutete  Hauptursachen für  Korrupti-
on

• Vermutete Hauptgebiete der Korruption
• Einfluss  von  Korruptionsskandalen  auf 

die Gesetzgebung
• Best practice-Beispiele für Mechanismen 

der Korruptionsbekämpfung
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Die Ergebnisse der Experten wurden inhaltsana-
lytisch ausgewertet, überprüft und durch eigene 
Recherchen ergänzt.  Die  ermittelten  Daten  zur 
Korruption waren – wie zuvor erwartet worden 
war – in einigen Aspekten homogen in anderen 
heterogen.  Zum einen  waren  viele  Regelungen 
vorhanden, die durch die Hypothesen aus Kon-
ventionen  oder  vorhandenen  Gesetzgebungen 
abgeleitet wurden. Andererseits wurden Befunde 
ermittelt, die nicht in das entwickelte Kategori-
ensystem passten,  so dass  dieses  weiter  entwi-
ckelt  werden  musste.  Des  Weiteren  gab  es 
großen Bedarf an induktiver Ermittlung von neu-
en Regelungen zumindest in Detailfragen.

4. Zentrale Ergebnisse der Studie

4.1. Dimensionen der Regelungen zu Korrup-
tion, ihrer Kontexte und Handlungsoptionen

An dieser Stelle können nur die zentralen Ergeb-
nisse und Empfehlungen wiedergegeben werden. 
Eine angemessen detaillierte Beschreibung bietet 
der über 500 Seiten starke Endbericht des Pro-
jekts.  Die  Kombination  aus  Perspektiven  ver-
schiedener Fächer und der beschriebene Metho-
den-Mix  ermöglichte  eine  systematische  Ord-
nung und Bewertung der vorhandenen Normen 
und ihrer  Kontexte.  Die  Maßnahmen  zur  Kor-
ruptionsbekämpfung lassen sich, so ein zentrales 
Ergebnis der Studie,  in vier Dimensionen bzw. 
Kategorien  von  Handlungsoptionen  einordnen: 
Integrität,  Kontrolle,  Transparenz,  Sanktionen. 
Entlang dieser durch die Studie entwickelten Ka-
tegorien  konnten  bestehende  Regelungen  und 
Kontexte  beurteilt  und  neue  Strategien  vorge-
schlagen werden.

4.1.1. Integrität

Integrität ist ein komplexer Begriff, der eng die 
Übereinstimmung  zwischen  abstrakt  formulier-
ten  Werten  und tatsächlicher  Lebenspraxis  be-
zeichnet. In dieser Sichtweise ist einerseits eine 
Person zum Teil selbst dafür verantwortlich, sich 

integer  zu  verhalten.  Teilweise hängt  Integrität 
aber auch von den gesellschaftlichen Lebensbe-
dingungen ab. Ziel von Antikorruptionsmaßnah-
men, die ein korruptionsresistentes Umfeld staat-
licher Entscheidungsabläufe bewirken sollen, ist 
es daher, die Akteure innerhalb des öffentlichen 
Sektors frühzeitig für die Gefahren der Korrup-
tion zu sensibilisieren und gegenüber Korruption 
zu  immunisieren  sowie  einen  korruptionsresis-
tenten  organisatorischen  Handlungsrahmen  zu 
schaffen. In den Blick geraten hier auf der einen 
Seite  die  Werte,  Normen  und  Denkhaltungen, 
die Einstellungen und das Verhalten aller Akteu-
re  sowie auf  der  anderen Seite  die  Organisati-
onsstrukturen  und die  Verfahrensgestaltung  in-
nerhalb  der  staatlichen  Institutionen,  die  den 
Handlungsrahmen der Akteure vorgeben.

Der  erste  Aspekt  zielt  darauf,  Korruptionsprä-
ventionsüberlegungen  in  das  Berufsverständnis 
und die Arbeitskultur der Akteure zu integrieren, 
indem die Achtung bestimmter Werte, wie Un-
bestechlichkeit  und Transparenz,  als  Forderung 
des  eigenen Gewissens im Rahmen der Diens-
tethik verankert werden. Dies kann durch Infor-
mation,  Öffentlichkeitsarbeit,  Verbesserung der 
Führungskultur, Mitarbeiterentwicklung, Ausbau 
einer  Lob-  und  Anerkennungskultur,  gezielte 
Ausbildungsangebote  usw.  positiv  beeinflusst 
werden. In Betracht kommen hier unter anderem 
Bemühungen, die darauf abzielen
• innerhalb  der  Institution  unter  Beteiligung 

möglichst  vieler  Zugehöriger  für  ethische 
Regeln  oder  Verhaltenskodizes  (beispiels-
weise zu  sensiblen  Themen wie Befangen-
heit, Geschenkannahme, Nebenbeschäftigun-
gen,  Vortragstätigkeiten)  einen  Grundkon-
sens herzustellen und praktische Empfehlun-
gen zu erarbeiten;

• durch gewissenhafte  Auswahl  und ständige 
Weiterbildung  der  Mitarbeiter  Kompetenz 
und Verantwortlichkeit zu stärken;

• bereits  durch  frühzeitige  Ausbildungsmaß-
nahmen in  der fachlichen Grundausbildung 
bei  neueintretenden  Mitarbeitern  für  eine 
Verankerung  von  Korruptionspräventions-
überlegungen in dem Berufsverständnis Sor-
ge zu tragen; 
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• durch Aus- und ständige Weiterbildung die 
Führungskräfte zu befähigen, mögliche An-
zeichen für Korruption zu erkennen, dagegen 
wirksam aufzutreten und darin zu bestärken, 
in jeder Situation vorbildliches Verhalten zu 
zeigen;

• durch  Steigerung  der  Mitarbeiterzufrieden-
heit und -motivation die ethische Grundhal-
tung der Unbestechlichkeit in dem Bewusst-
sein  möglichst  vieler  zu  verankern  (z.B. 
durch ein als gerecht empfundenes leistungs-
gerechtes  Lohn-  und  Gehaltsystem,  durch 
einen  die  Eigenverantwortlichkeit  fördern-
den  Aufgabenzuschnitt  und  selbstbestimm-
tes  Arbeiten,  durch  Steigerung  des  Selbst-
wertgefühls durch Lob und Anerkennung). 

Der  zweite  Aspekt  betrifft  die  Integritätsförde-
rung innerhalb der Organisation, vor allem bezo-
gen  auf  Verfahrensabläufe.  Klare  Zuständig-
keitsregeln,  eine  effiziente,  transparente  und 
qualitätsgesicherte Ablauforganisation sowie op-
timale  Rahmenbedingungen für  die  Arbeit,  so-
wohl in der Gestaltung, als auch in der Ausstat-
tung  des  Arbeitsplatzes,  geraten  hier  in  den 
Blick.

Für  das  Funktionieren  einer  demokratisch  und 
rechtsstaatlich organisierten Gesellschaft gilt es, 
die Integrität des Einzelnen wie der Institutionen 
zu stärken. Angesichts dessen ist Integrität nicht 
nur ein Frage des Wertebewusstseins, die Ange-
legenheit des Einzelnen, der Amtsträger, Politi-
ker  und  Parlamentarier.  Integrität  bedarf  auch 
notwendiger Anpassungen auf struktureller Ebe-
ne, einer Implementierung in die Organisations- 
und Amtskultur. Integrität muss das allgemeine 
Verständnis prägen und unterstützt werden durch 
konkrete Maßnahmen und Regeln. 

4.1.2. Kontrolle

Kontrollinstitutionen und Kontrollmechanismen 
dienen  der  Gewährleistung  und  Verbesserung 
staatlicher  Entscheidungsprozesse,  die  darauf 
zielen, recht- und zweckmäßige, im öffentlichen 
Interesse  liegende,  verhältnismäßige  Entschei-
dungen  hervorzubringen.  In  diesem  Sinne  ist 

Kontrolle  eine  nichtdelegierbare  Aufgabe  von 
Vorgesetzten,  Aufsichts-  und  Kontrollorganen 
und umfasst  sowohl  die  Überprüfung des Ver-
fahrens als  auch des Ergebnisses der Entschei-
dungsfindung sowie  das  Veranlassen von Kor-
rekturmaßnahmen  und,  wenn von den Kompe-
tenzen umfasst  und notwendig,  das  Verhängen 
von Sanktionen. 

Es  kann zwischen internen  und externen  Kon-
trollen unterschieden werden, wobei unter inter-
nen  Kontrollmechanismen  solche  verstanden 
werden sollen,  die innerhalb der einzelnen Be-
hörde institutionalisiert und in die behördlichen 
Arbeitsabläufe integriert sind, also arbeitsbeglei-
tend erfolgen oder dem Arbeitsvollzug unmittel-
bar  vor-  oder  nachgelagert  sind.  Externe  Kon-
trolle wird demgegenüber von außerhalb der zu 
kontrollierenden  organisatorischen  Einheit  aus-
geübt, d.h. die Kontrollaufgabe ist auf andere – 
hier allerdings ebenfalls staatliche – übergeord-
nete Rechtsträger, wie Aufsichts- und Kontroll-
behörden, übertragen.
Dabei bestehen sowohl interne als auch externe 
Kontrollsysteme aus systematisch gestalteten or-
ganisatorischen Maßnahmen und Kontrollen zur 
Einhaltung  von  Gesetzen,  Richtlinien  und  zur 
Abwehr von Schäden, die durch das eigene Per-
sonal oder Dritte verursacht werden können. Die 
Kontrollsysteme können Aktivitäten ebenso wie 
Einrichtungen umfassen.

Als  interne  Kontrollaktivitäten  kommen  z.B. 
schriftliche  oder  mündliche  Weisungen  zum 
Umgang mit personenbezogenen Daten oder zur 
Abwehr illegaler Vorgänge im Bereich der Mit-
telverwaltung  oder  auch  die  Einrichtung  des 
Vieraugenprinzips  bei  Auftragsvergaben in  Be-
tracht.  Interne  Kontrolleinrichtungen  sind  bei-
spielsweise die Internen Revisionen bei den ein-
zelnen  Behörden,  die  Korruptions-  oder  Ethi-
kausschüsse der Parlamente, sofern sie der Kon-
trolle  der  parlamentsinternen Vorgänge dienen. 
Rechnungshöfe,  zentrale  Ombudsmänner,  Auf-
sichtsbehörden und spezielle Antikorruptionsbe-
hörden gehören demgegenüber zu den externen 
Kontrolleinrichtungen.
Kontrollmaßnahmen erfüllen dabei generell drei 
Funktionen: erstens eine Vertrauensfunktion, in-
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dem  sie  im  Sinne  der  organisatorischen  Ent-
scheider, der übergeordneten Instanzen und unter 
Umständen auch der Öffentlichkeit ermitteln, ob 
und  gegebenenfalls  dass  Prozesse  ordnungsge-
mäß ablaufen, Gesetze und Verordnungen einge-
halten  werden  usw.;  zweitens  eine  Präventiv-
funktion,  indem  sie  das  Entdeckungsrisiko  für 
Personen, die nicht normgerecht handeln oder zu 
handeln beabsichtigen, erhöhen; drittens eine In-
formationsfunktion,  indem sie  durch Schaffung 
von Transparenz über Prozesse und Organisati-
onseinheiten  zur  Unterstützung  der  Entschei-
dungsfindung  der  Organisationsleitung  beitra-
gen.

4.1.3. Transparenz

Der  Begriff  der  Transparenz  wird  im  Zusam-
menhang mit  der  Bekämpfung von Korruption 
häufig verwendet; die wohl bekannteste private 
Organisation  zur  Bekämpfung  von  Korruption 
– Transparency International – führt ihn etwa in 
ihrem  Namen.  Ungeachtet  dieser  großen  Ver-
breitung ist durchaus undeutlich, was genau mit 
Transparenz  gemeint  ist.  Im hier  verstandenen 
Sinne dienen Maßnahmen der Transparenz einer 
kontrollierbaren  Gestaltung  der  Entscheidungs-
abläufe und -ergebnisse sowie deren Dokumen-
tation. Auch nach diesem Verständnis bleibt der 
Begriff  der  Transparenz  aber  voraussetzungs-
reich. Transparenz ist danach von verschiedenen 
Faktoren abhängig: zum einen von der Auswahl 
der Informationen (was wird dokumentiert), von 
der  Qualität  der  Informationen  (vollständig, 
wahr,  klar,  adäquat)  und von der  Verwendung 
der  Informationen  (von  wem  wird  in  welcher 
Weise  von  der  Dokumentation  Gebrauch  ge-
macht, Ermöglichung eines zeitgerechten und ef-
fektiven Zugangs).

In  der  Ausprägung  der  Vorhersehbarkeit  und 
Nachprüfbarkeit  des  Verwaltungshandelns  für 
die  „Normunterworfenen“  ist  eine  transparente 
Verwaltung  im  öffentlichen  Sektor  vor  allem 
auch auf die Herstellung von Öffentlichkeit ge-
richtet.  Dies  betrifft  einerseits  die  Fragen,  in 
welchem Umfang und in welcher Weise die Bür-
ger  von  Daten,  Entscheidungsabläufen,  Akten 

etc.  Kenntnis  nehmen  können.  Andererseits  ist 
es  aber  auch  wichtig,  die  Korruptionsbekämp-
fung innerhalb des öffentlichen Sektors mit  in-
terner und externer Öffentlichkeitsarbeit  zu un-
terstützen und zu begleiten. Das Veröffentlichen 
der  Antikorruptionsbemühungen  kann  Signal-
wirkung gegenüber Bürgern und Wirtschaft ent-
falten  sowie  Integritätsverlust  und  Rufschädi-
gung des öffentlichen Sektors begrenzen helfen, 
indem  Werte  und  Normen  der  Institution  und 
seiner  Mitglieder  an  die  jeweilige  Zielgruppe 
(Bürger,  Wähler)  kommuniziert  werden,  wo-
durch deren Einstellung zum öffentlichen Sektor 
allgemein sowie zur Korruption im besonderen 
nachhaltig beeinflusst werden kann.

Allgemein kann durch Herstellung von Transpa-
renz und Öffentlichkeit dem Versuch Einzelner, 
die Situation durch Korruption zu beeinflussen, 
Grenzen  gesetzt  werden.  Transparenz  und  Öf-
fentlichkeit  helfen,  inoffizielle  Absprachen, die 
Umgehung gesetzlich vorgeschriebener Verfah-
ren  (z.B.  Vergabeverfahren),  die  Abkürzung 
oder  widerrechtliche  Beschleunigung  von  Ver-
waltungsabläufen,  das  Erkaufen  günstiger  Ent-
scheidungen zu verhindern: weil der Korruption 
als  „Handeln  im Verborgenen“  der  Nährboden 
entzogen wird.

4.1.4. Sanktionen

Der Begriff Sanktionen bezeichnet in der Sozio-
logie Formen der Organisation von sozialen Pro-
zessen und hat in dieser Betrachtung eine neutra-
le Bedeutung, d.h. er wird sowohl für negative 
als  auch  für  positive  Handlungskonsequenzen 
verwendet.  In  diesem Sinne  wären  Belobigun-
gen, anerkennende Bemerkungen oder eine Be-
förderung auch "Sanktionen". Diese Art positive 
Handlungskonsequenzen  sollen  hier  allerdings 
nicht dem Bereich der Sanktionen, sondern – aus 
Sicht  der  Korruptionsforschung  zutreffender  – 
den  Maßnahmen  einer  korruptionsresistenten 
Umfeldgestaltung zugerechnet werden. 
Der Begriff Sanktionen soll vielmehr, so wie in 
der Rechtswissenschaft  üblich und es auch der 
allgemeine Sprachgebrauch nahe legt, als Reak-
tion auf einen Normbruch ausschließlich negati-

28



MIP 2008/09 15. Jhrg. Alemann/Bäcker/Schmidt – Politische Korruption im staatlichen Bereich der Mitgliedstaaten der EU Aufsätze

ve Handlungskonsequenzen umfassen. Diese al-
lerdings  in  einem umfassenden  Sinne,  so  dass 
nicht nur Strafen, Geldbußen oder Kündigungen 
hierunter  zu  verstehen  sind,  sondern  jede  Art 
von  negativen  Reaktionen  der  Umgebung  auf 
das Handeln von Menschen, also auch negative 
Leistungsbeurteilungen,  Kritik  oder  Missbilli-
gung.

Sanktionen sollen das Verhalten von Personen in 
einer  Weise  beeinflussen,  dass  nicht  normge-
rechtes  Handeln  an  Attraktivität  verliert.  Zieht 
ein  bestimmtes  Verhalten  negative  Reaktionen 
der Umgebung auf sich, wird die handelnde Per-
son entmutigt.  Deshalb steht  zu erwarten,  dass 
das unerwünschte Verhalten seltener wird, bes-
tenfalls  sogar  ganz  unterbleibt.  Wichtiger  Ein-
flussfaktor  für  die  erwünschte  Verhaltensände-
rung  bzw.  -anpassung  ist  die  Regelmäßigkeit, 
mit der von Sanktionen Gebrauch gemacht wird. 
An eine stete Regelmäßigkeit bei der Sanktionie-
rung eines bestimmten Verhaltens ist die Erwar-
tung  geknüpft,  dass  die  negativen  Handlungs-
konsequenzen  die  Handelnden  dauerhaft  zu 
normgerechtem Verhalten bewegen können.

4.1.5. Interdependenz der Dimensionen Inte-
grität, Kontrolle, Transparenz, Sanktionen

Die  verschiedenen  Handlungsoptionen  stehen 
nicht beziehungslos nebeneinander, vielmehr be-
dingen sie sich teilweise gegenseitig, setzen ein-
ander voraus oder haben Auswirkungen aufein-
ander. So kann Kontrolle ohne Transparenz nicht 
stattfinden.  Die  Öffentlichkeit,  verstanden  als 
Adressat  transparenter Verfahren und Entschei-
dungen,  ist  ihrerseits  Kontrollinstitution.  Kon-
trolle  kann  als  Präventionsmaßnahme  im  Ein-
klang mit einer zu entwickelnden Integritätskul-
tur  stehen.  Sachgerechte  und  in  vernünftigem 
Umfang eingeführte  Kontrollen  können Unver-
antwortlichkeiten,  Leistungsabfall und eine Ge-
ringschätzung der eigenen Arbeit verhindern hel-
fen. Andererseits vermögen Überreglementierun-
gen und eine zu hohe Kontrolldichte zu Demoti-
vation,  einer  allgemeinen  Misstrauenskultur, 
dem Verlust an Eigenverantwortlichkeit und da-
mit einer mangelnden Identifikation mit der ei-

genen Arbeit zu führen. Der Weg zu einer ver-
nünftigen Prüfungskultur innerhalb des öffentli-
chen Sektors,  die  diese Zielkonflikte  ausbalan-
ciert, kann auch über das Ethik- und Wertemana-
gement führen. Die für die Integrität des Einzel-
nen wie der Organisation maßgeblichen Aspekte 
wie Wissen, Vertrauen und hohe ethische Stan-
dards ergänzen als  informelle  Kontrollmaßnah-
men die formellen wie Rechts- und Fachaufsicht, 
finanzielle  Kontrollen  und  Weisungen.  Durch 
Kontrollen  aufgedecktes  Fehlverhalten  zieht  in 
aller Regel Sanktionen nach sich. Gleiches kann 
hinsichtlich der Nichtbeachtung von Integritäts-
standards gelten.

Diese  Interdependenzen  sind  zwar  bei  näherer 
Betrachtung oft offensichtlich, scheinen bislang 
aber – wie auch die Auswertung der Länderbe-
richte ergeben hat – wenig bis  gar nicht  in die 
Überlegungen, auf welche Weise den Gefahren 
der Korruption entgegenzuwirken ist, eingeflos-
sen zu sein. Es entstand der Eindruck, dass die 
Korruptionsprävention  und  -bekämpfung  kaum 
einer  übergeordneten  Vorstellung  von  einer 
wechselseitigen Verstärkung oder Unterstützung 
folgt und damit einem strukturell konsequenten 
Vorgehen  entspricht.  Vielmehr  werden  häufig 
punktuell  und unübersichtlich  für die verschie-
densten Handlungszusammenhänge Maßnahmen 
ergriffen, ohne dass diese in ihren Auswirkungen 
aufeinander  einer  näheren  Betrachtung  unter-
zogen werden.
Eine konsequente Einbeziehung dieser wechsel-
seitigen Abhängigkeiten in die Maßnahmenkata-
loge  der  Korruptionsprävention  und  -bekämp-
fung der Mitgliedstaaten bedeutete einen wichti-
gen Schritt in Richtung der Entwicklung einer – 
letztlich gemeineuropäischen – Antikorruptions-
strategie.  Eine  zentrale,  öffentlich  zugängliche 
Erfassung  der  Antikorruptionsmaßnahmen  der 
EU-Mitgliedstaaten  könnte  hier  fruchtbar  ge-
macht  werden.  Generell  kommen  Verflechtun-
gen  zwischen  allen  Handlungsoptionen  in  Be-
tracht.  Allerdings  haben  nicht  alle  konkreten 
Maßnahmen  und  Regeln  unmittelbare  Auswir-
kungen auf alle anderen Handlungsoptionen.

Die  Einführung,  Ausgestaltung  und  konkrete 
Umsetzung  von  Antikorruptionsmaßnahmen 
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sind auf eine übergeordnete, systematische, sys-
temisch  und  gleichzeitig  handlungsorientierte 
Planung  angewiesen,  sollen  einzelne  Maßnah-
men in gewünschter Weise wirken und nicht gar 
kontraproduktiv  sein.  Vor  diesem  Hintergrund 
wurden die mitgliedsstaatlichen Maßnahmen un-
ter dem veränderten Blickwinkel von Neuem un-
tersucht.

4.2. Starke Heterogenität der Bekämpfung 
und Prävention von Korruption

Eine  Einordnung  der  mitgliedstaatlichen  Anti-
korruptionsmaßnahmen  in  die  Kategorien  der 
vier zuvor geschilderten Handlungsoptionen ver-
spricht eine bessere Übersicht und erlaubt bis zu 
einem bestimmten Grad eine Bewertung der mit-
gliedstaatlichen  Antikorruptionsstrategien.  Die 
Darstellung kann hier nur sehr verkürzt erfolgen.

Die Aufmerksamkeit richtet sich dabei allein auf 
die  spezifischen  Antikorruptionsmaßnahmen, 
wohingegen allgemeine Rechtmäßigkeitskontrol-
len, die zwar auch, aber eben nicht gezielt Kor-
ruption  in  den  Blick  nehmen,  außer  Betracht 
bleiben. 
Dabei werden die mitgliedstaatlichen Aktivitäten 
der Korruptionsprävention und -bekämpfung be-
zogen auf den öffentlichen Dienst und die Parla-
mente bzw. Abgeordneten näher beleuchtet. Die 
politischen Amtsträger  werden dagegen ebenso 
wie  die  politischen  Parteien  nicht  einbezogen: 
Erstere,  weil  sie  nach  den  mitgliedstaatlichen 
Regelungen  ohnehin  den  für  den  öffentlichen 
Dienst  und/oder  den  Abgeordneten  geltenden 
Bestimmungen  unterworfen  sind;  letztere,  weil 
ihre Sonderstellung innerhalb des staatlichen Be-
reichs einer vergleichenden Auswertung in einer 
Gesamtbetrachtung entgegensteht.

Die Zuordnung der von den Experten beschrie-
benen Institutionen, die der Korruptionspräventi-
on und -bekämpfung dienen, zu Maßnahmen der 
Kontrolle bzw. der Integrität gestaltete sich mit-
unter  schwierig,  da  die  Kompetenzen  der  Ein-
richtungen im Detail mitunter nur lückenhaft be-
schrieben und/oder nur schwer zu ermitteln wa-
ren. Generell  wurden solche Einrichtungen, die 

eigene Ermittlungsbefugnisse und unter Umstän-
den darüber  hinausgehende Exekutivbefugnisse 
haben,  entsprechend  der  Erläuterung  zu  den 
Handlungsoptionen,  der  Kontrolle  zugeordnet, 
die Einrichtungen mit ausschließlich beratenden 
und unterstützenden Funktionen dagegen der In-
tegrität.  Sofern  Einrichtungen  explizit  beide 
Funktionen erfüllen, werden sie auch bei beiden 
Handlungsoptionen aufgeführt.

30



MIP 2008/09 15. Jhrg. Alemann/Bäcker/Schmidt – Politische Korruption im staatlichen Bereich der Mitgliedstaaten der EU Aufsätze

Tabelle 1  Spezifische Antikorruptionsmaßnahmen in den Mitgliedstaaten: Öffentlicher Dienst (1)

Mitglied-
staat

Öffentlicher Dienst

Kontrolle Transparenz Integrität Sanktionen

Belgien keine spezielle Behörde allgemeine Informati-
onsfreiheit Integrity Monitoring Department Strafrecht, Disziplinar-

recht

Dänemark keine spezielle Behörde allgemeine Informati-
onsfreiheit interne Verhaltensrichtlinien Strafrecht

Deutsch-
land

keine spezielle Behörde (teilweise 
lokale Antikorruptionsbeauftragte)

allgemeine Informati-
onsfreiheit überwiegend interne Verhaltensrichtlinien Strafrecht, Disziplinar-

recht

Estland keine spezielle Behörde allgemeine Informati-
onsfreiheit Public Service Code of Ethics Strafrecht, Disziplinar-

recht

Finnland keine spezielle Behörde allgemeine Informati-
onsfreiheit keine speziellen Maßnahmen Strafrecht

Frankreich

Service central de prévention de la 
corruption;

Brigade centrale de lutte contre la 
corruption

allgemeine Informati-
onsfreiheit

vereinzelt interne Verhaltensrichtlinien; 

vereinzelt lokale Ethik-Kommissionen
Strafrecht, Disziplinar-
recht

Griechen-
land keine spezielle Behörde allgemeine Informati-

onsfreiheit Public Servants Code Strafrecht, Disziplinar-
recht

Großbri-
tannien keine spezielle Behörde allgemeine Informati-

onsfreiheit
Committee on Standards in Public Life;

allgemeine Verhaltensrichtlinien
Strafrecht, Disziplinar-
recht

Irland keine spezielle Behörde

allgemeine Informati-
onsfreiheit;

Offenlegung Vermö-
gen für höhere Beam-
te (öffentlich);

Offenlegung Verbin-
dung zu privaten Un-
ternehmen (nicht öf-
fentlich)

Standards in Public Office Commission;

Ethics in Public Office Acts 1995 und 
2001; 

Standards in Public Office Act 2001;

Civil Service Code of Standards and Beha-
viour 2004

Strafrecht, Disziplinar-
recht

Italien Hochkommissar für Korruptions-
prävention und -verhinderung

allgemeine Informati-
onsfreiheit

allgemeine Verhaltensrichtlinien (Rechts-
verordnung); 

befristetes Beschäftigungsverbot in der Pri-
vatwirtschaft für höhere Beamte nach Be-
endigung der Dienstzeit

Strafrecht, Disziplinar-
recht

Lettland

Büro zur Vorbeugung und Be-
kämpfung der Korruption; 

Committee on Supervising the Pre-
vention and Combating of Corrup-
tion

allgemeine Informati-
onsfreiheit;

Offenlegung erhalte-
ner Geschenke (nicht 
öffentlich)

allgemeine Verhaltensrichtlinien (Gesetz);

interne Verhaltensrichtlinien
Strafrecht, Disziplinar-
recht

Litauen

Special Investigation Service; 

Interdepartmental Commission for 
Coordinating the Fight against Cor-
ruption

allgemeine Informati-
onsfreiheit

Internal ethics Commissions;

allgemeine Verhaltensrichtlinien (Gesetz); 

Schulungen (Gesetz);

interne Verhaltensrichtlinien

Strafrecht, Disziplinar-
recht

Luxem-
burg keine spezielle Behörde

keine allgemeine In-
formationsfreiheit;

Anzeigepflicht für In-
teressenkonflikte 
(nicht öffentlich)

keine speziellen Maßnahmen Strafrecht, Disziplinar-
recht

(Quelle: eigene Darstellung)
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Tabelle  2  Spezifische Antikorruptionsmaßnahmen in den Mitgliedstaaten: Öffentlicher Dienst (2)

Mitglied-
staat

Öffentlicher Dienst

Kontrolle Transparenz Integrität Sanktionen

Malta Ständiger Ausschuss ge-
gen Korruption

keine allgemeine Informations-
freiheit (aber weitgehende In-
formationsrechte der Presse); 

Anzeigepflicht für Interessen-
konflikte (nicht öffentlich)

Ständiger Ausschuss gegen Korruption;

allgemeine (Gesetz) und interne Verhal-
tensrichtlinien;

Schulungen

Strafrecht, Disziplinarrecht

Nieder-
lande

Integritätsbeauftragte; In-
tegritätsstellen

allgemeine Informations-
freiheit

Richtlinienkataloge zu Integri-
tätsmaßnahmen (gesetzliche Pflicht zur 
Erstellung für jede öffentliche Einrich-
tung)

Strafrecht, Disziplinarrecht

Öster-
reich

Büro für Interne Angele-
genheiten

allgemeine Informations-
freiheit;

Offenlegung erhaltener Ge-
schenke (nicht öffentlich);

Büro für Interne Angelegenheiten (Schu-
lung, Beratung, Richtlinien) Strafrecht, Disziplinarrecht

Polen
Zentrales Antikorrupti-
onsbüro;

lokale Ethikberater

allgemeine Informations-
freiheit; teilweise Offenlegung 
zusätzliches Einkommen aus 
Nebentätigkeiten (teilweise öf-
fentlich)

allgemeine Ethikrichtlinie;

teilweise interne Verhaltensrichtlinien
Strafrecht, Disziplinarrecht

Portugal

keine spezielle Behörde 
(eine 1983 eingerichtete 
Behörde wurde 1986 
wieder aufgelöst)

allgemeine Informations-
freiheit

Disciplinary Statute of the Public Service 
(Gesetz);

allgemeine Verhaltensrichtlinie
Strafrecht, Disziplinarrecht

Schwe-
den keine spezielle Behörde allgemeine Informations-

freiheit
interne Verhaltensrichtlinien;

Schulungen
Strafrecht, Disziplinarrecht

Slowakei

keine spezielle Behörde 
(Antikorruptions-Netz-
werk von Innen-, Justiz-
ministerium und Staats-
anwaltschaft)

allgemeine Informations-
freiheit

Nationales Programm zur Korruptionsbe-
kämpfung;

allgemeine Ethikrichtlinien;

interne Ethikrichtlinien;

befristetes Beschäftigungsverbot in der 
Privatwirtschaft für leitende Beamte nach 
Beendigung der Dienstzeit

Strafrecht, Disziplinarrecht

Slowe-
nien

Kommission für Korrup-
tionsprävention

allgemeine Informations-
freiheit 

Prevention of Corruption Act;

Resolution on Prevention of Corruption 
Act;

Public Servants Act;

Verhaltensrichtlinien

Strafrecht, Disziplinarrecht

Spanien keine spezielle Behörde allgemeine Informations-
freiheit keine speziellen Maßnahmen Strafrecht, Disziplinarrecht

Tsche-
chien

keine spezielle Behörde 
(vereinzelt lokale Anti-
korruptionsbeauftragte)

allgemeine Informations-
freiheit

allgemeine Ethikrichtlinie;

vereinzelt interne Ethikrichtlinien;

Civil Service Act (in Vorbereitung)

Strafrecht

Ungarn Keine spezielle Behörde

allgemeine Informations-
freiheit; Offenlegung Vermö-
gen und Unvereinbarkeiten 
(öffentlich)

keine speziellen Maßnahmen Strafrecht

Zypern
Keine spezielle Behörde 
(Coordinating Body 
Against Corruption)

Keine allgemeine Informati-
onsfreiheit

Public Service Law (mit Verhal-
tensrichtlinien) Strafrecht, Disziplinarrecht

(Quelle: eigene Darstellung)
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Tabelle  3  Spezifische Antikorruptionsmaßnahmen in den Mitgliedstaaten: Parlament/ Abgeordnete (1)

Mitglied-
staat

Parlament/Abgeordnete

Kontrolle Transparenz Integrität Sanktionen

Belgien keine spezielle Institution
Offenlegung Nebentätigkeiten 
und Verdienst (nicht öffent-
lich)

Deontological Commission of the 
Flemish Community

allgemeines Strafrecht;

Kürzung Bezüge

Däne-
mark keine spezielle Institution keine speziellen Maßnahmen keine speziellen Maßnahmen allgemeines Strafrecht

Deutsch-
land keine spezielle Institution

Offenlegung zusätzlicher Ver-
dienst in der Summe (öffent-
lich)

Verhaltensrichtlinien

Abgeordnetenbestechung; Mandats-
verlust

Bußgeld bei Verstoß gegen Offenle-
gung

Estland
Select Committee on the 
Application of Anti-Cor-
ruption Act

Offenlegung Nebentätigkeiten 
und Verdienst (öffentlich) Verhaltensrichtlinien allgemeines Strafrecht, Mandatsver-

lust

Finnland keine spezielle Institution
Offenlegung zusätzlicher Ver-
dienst über öffentlich zugäng-
liche Steuererklärung

keine speziellen Maßnahmen Abgeordnetenbestechung

Frank-
reich keine spezielle Institution

Offenlegung Vermögen und 
wirtschaftliche Beteiligungen 
bei Beginn und Beendigung 
des Mandats (nicht öffentlich)

keine speziellen Maßnahmen allgemeines Strafrecht, Mandatsver-
lust

Grie-
chen-
land

Permanent Committee on 
Institutions and Transpa-
rancy

Offenlegung zusätzlicher Ver-
dienst (öffentlich) keine speziellen Maßnahmen allgemeines Strafrecht, Mandatsver-

lust

Großbri-
tannien

Parliamentary Commis-
sioner for Standards

Offenlegung Nebentätigkeiten 
und Verdienst (öffentlich) Verhaltensrichtlinien Abgeordnetenbestechung

Irland keine spezielle Institution Offenlegung Nebentätigkeiten 
und Verdienst (öffentlich) Verhaltensrichtlinien

allgemeines Strafrecht;

bei Verletzung der Verhal-
tensrichtlinien und Offenle-
gungspflichten Freiheits-, Geldstrafe, 
Streichung oder Kürzung der Bezüge

Italien keine spezielle Institution Offenlegung Nebentätigkeiten 
und Verdienst (öffentlich) keine speziellen Maßnahmen allgemeines Strafrecht

Lettland

Mandate, Ethics and 
Submissions Committee;

Defence, Internal Affairs 
and Corruption Preven-
tion Committee; 

Committee on Supervis-
ing the Prevention and 
Combating of Corruption

Offenlegung Vermögen, Ne-
bentätigkeiten und Verdienst 
(öffentlich)

Verhaltensrichtlinien (Gesetz); 
Beschäftigungsverbot in der Pri-
vatwirtschaft nach Beendigung 
der Amtszeit

allgemeines Strafrecht, Mandatsver-
lust;

bei Verletzung der Verhal-
tensrichtlinien Verwarnungen (öffent-
lich)

Litauen

Commission for Ethics 
and Procedures;

Anticorruption Commis-
sion

Offenlegung komplettes Ein-
kommen (öffentlich)

Verhaltensrichtlinien in Vorberei-
tung allgemeines Strafrecht

Luxem-
burg keine spezielle Institution

Offenlegung finanzieller Zu-
wendungen, Nebentätigkeiten 
und Verdienst (öffentlich)

keine speziellen Maßnahmen Abgeordnetenbestechung; Mandats-
verlust

(Quelle: eigene Darstellung)
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Tabelle  4  Spezifische Antikorruptionsmaßnahmen in den Mitgliedstaaten: Parlament/ Abgeordnete (2)

Mitglied-
staat

Parlament/Abgeordnete

Kontrolle Transparenz Integrität Sanktionen

Malta keine spezielle Institution keine speziellen Maßnahmen Verhaltensrichtlinien allgemeines Strafrecht

Nieder-
lande keine spezielle Institution

Offenlegung zusätzlicher Ver-
dienst (nicht öffentlich) und 
Vermögen (teilweise öffent-
lich)

keine speziellen Maßnahmen

allgemeines Strafrecht, Mandatsver-
lust;

bei Verletzung der Offenle-
gungspflichten Kürzung der Bezüge

Öster-
reich

Unvereinbarkeitsaus-
schuss

Offenlegung zusätzlicher Ver-
dienst (öffentlich)

Bundesverfassungsgesetz über 
die Begrenzung von Bezügen öf-
fentlicher Funktionäre; Unver-
einbarkeitsgesetz

allgemeines Strafrecht;

Mandatsverlust bei Missbrauch des 
Amtes in gewinnsüchtiger Absicht 
(gesetzlicher Tatbestand)

Polen Ausschuss für Ethik/In-
tegrität

Offenlegung zusätzlicher Ver-
dienst (öffentlich)

Gesetz über die Erfüllung des 
Mandats der Mandatsträger und 
des Senators

allgemeines Strafrecht

Portugal Parliamentary Ethics 
Committee

Offenlegung zusätzlicher Ver-
dienst, wirtschaftliche Beteili-
gungen und Zuwendungen (öf-
fentlich)

Statute of MPs Abgeordnetenbestechung

Schwe-
den keine spezielle Institution

freiwillige Offenlegung Neben-
tätigkeiten und Verdienst (öf-
fentlich)

keine speziellen Maßnahmen Abgeordnetenbestechung; Mandats-
verlust

Slowakei Unvereinbarkeitsaus-
schuss

Offenlegung Vermögen, Ne-
bentätigkeiten und Verdienst 
(öffentlich)

Gesetz über den Schutz des öf-
fentlichen Interesses bei der Aus-
übung der Funktion öffentlicher 
Funktionäre

allgemeines Strafrecht,

bei Verletzung der Offenle-
gungspflichten Bußgeld und/ oder 
Mandatsverlust

Slowe-
nien

Commission under the 
Prevention of Corruption 
Act

Offenlegung zusätzlicher Ver-
dienst und Vermögen (öffent-
lich)

Prevention of Corruption Act Abgeordnetenbestechung

Spanien keine spezielle Institution
keine speziellen Maßnahmen 
(aber weitgehende Inkompati-
bilitäten)

Keine speziellen Maßnahmen Abgeordnetenbestechung; Mandats-
verlust

Tsche-
chien keine spezielle Institution

Offenlegung Zuwendungen, 
Vermögen, Nebentätigkeiten, 
Interessenverflechtungen und 
Verdienst (öffentlich)

Act on the Conflict of Interests allgemeines Strafrecht

Ungarn keine spezielle Institution

Offenlegung Vermögen, Ne-
bentätigkeiten, wirtschaftliche 
Beteiligungen und Verdienst 
(öffentlich)

keine speziellen Maßnahmen allgemeines Strafrecht

Zypern

Special House Commit-
tee on Declaration and 
Examination of Financial 
Interests

Offenlegung finanzieller Ver-
hältnisse (Gesetz) (nicht öf-
fentlich)

keine speziellen Maßnahmen
Abgeordnetenbestechung; 

Sanktionen bei Verletzung der Offen-
legungspflichten

(Quelle: eigene Darstellung)
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Vorstehende Übersichten (Tabellen 1–4) zeigen 
den in der vergleichenden Auswertung der Län-
derberichte gewonnenen Eindruck, dass die mit-
gliedstaatlichen  Antikorruptionsbestrebungen 
von deutlicher Heterogenität geprägt sind. Dass 
sich diese Heterogenität  nicht nur auf die kon-
kreten Einzelmaßnahmen und deren Ausgestal-
tung im Detail erstreckt, sondern auch in Bezug 
auf die  von den einzelnen Mitgliedstaaten ver-
folgte  Antikorruptionsstrategie  festzustellen  ist, 
belegt  den  aus  europäischer  Sicht  gegebenen 
Handlungsbedarf.

Einige  wenige  Staaten  sind  durchgängig  aktiv, 
so vor allem Lettland und Österreich. Während 
Österreich eine komprimierte  und zentralisierte 
Vorgehensweise  gewählt  hat  und  eine  konse-
quente Linie der Korruptionsprävention und -be-
kämpfung, sowohl bezogen auf den öffentlichen 
Dienst als auch die Abgeordneten, verfolgt, wir-
ken die Aktivitäten in Lettland weniger komplex 
und  ungezielter.  Sowohl  für  den  öffentlichen 
Dienst als auch innerhalb der Parlamente existie-
ren gleich mehrere Kontrolleinrichtungen, deren 
Aufgaben speziell in der Korruptionsprävention 
und  -bekämpfung  liegen.  Eine  verstreute  und 
zersplitterte  Aufgabenverteilung  erschwert  je-
doch eindeutige Kompetenzzuordnungen, erhöht 
die  Wahrscheinlichkeit  von  Kompetenzlücken 
und kann Kooperations-  und Abstimmungspro-
bleme  zwischen  den  Institutionen  verursachen. 
Eine Vielzahl an Institutionen, allgemeinen Vor-
schriften und Sonderregelungen könnte zu einer 
ineffizienten  Organisationsstruktur  der  Verwal-
tungen selbst  führen,  die Korruption wiederum 
begünstigt. Im Falle Lettlands allerdings scheint 
sich diese Befürchtung (noch) nicht  zu bestäti-
gen. Das Ranking Lettlands im CPI von Trans-
parency  International  hat  sich  seit  dem  Jahr 
2003, in dem es noch Platz 57 belegte, stetig ver-
bessert (2004 Platz 57, 2005 Platz 51, 2006 Platz 
49)32. Offenbar hat Lettland mit seinen vielfälti-
gen  Aktivitäten  einen  Weg  eingeschlagen,  der 
im Bewusstsein der Bevölkerung zu einer positi-
32  In den Jahren 2007 (Platz 51) und 2008 (Platz 52) hat 

Lettland  jedoch  keine  weiteren  deutlichen  Verbesse-
rungen erzielen können. Doch wurden im Zeitraum von 
2004 bis 2008 auch immer mehr Länder in das Ran-
king  aufgenommen  (2004:  145  Länder,  2005:  158, 
2006: 163, 2007: 179, 2008: 180).

veren  Wahrnehmung  des  öffentlichen  Sektors 
geführt hat. Ob es sich hierbei um einen nachhal-
tigen  Wertewandel  handelt,  der  die  politische 
Kultur Lettlands auf Dauer prägen und eine all-
gemeine Anti-Korruptions-Ethik anstoßen kann, 
wird sich im Laufe der Zeit erst noch erweisen 
müssen. 

Auf  einem  ähnlichen  Weg  wie  Lettland  sind 
auch die meisten anderen osteuropäischen Mit-
gliedstaaten,  insbesondere  Litauen,  Polen,  die 
Slowakei und auch Slowenien. Die Einrichtung 
gleich mehrerer Institutionen, der Erlass zahlrei-
cher  auf  Korruptionsprävention  und  -bekämp-
fung zielender Gesetze und Verhaltensrichtlinien 
erklärt sich teilweise sicherlich vor dem Hinter-
grund, dass es sich um junge Demokratien han-
delt. Der politische Umbruch bietet auf der einen 
Seite die Chance, den Staat und seine Institutio-
nen zu reformieren und neu zu gestalten. Hier-
durch eröffnet  sich ein größerer Spielraum da-
hingehend, in die Gestaltung gerade auch Institu-
tionen der Korruptionsprävention und -bekämp-
fung von vornherein zu integrieren. Auf der an-
deren Seite ist in all den reformierten oder neu 
geschaffenen  Organisationen  und  Institutionen 
bezogen auf Aufbau, Arbeitsweisen, Öffentlich-
keitsarbeit  usw.  ein  Beratungs-,  Informations- 
und Lernbedarf zu stillen, was sich dann in um-
fang- und zahlreichen Gesetzen, Richtlinien und 
Verordnungen niederschlägt. Gleichzeitig tragen 
die jungen Demokratien aus Sicht der Korrupti-
onsforschung schwer  an  dem Vermächtnis  der 
vormals  sozialistischen  Gesellschaftssysteme, 
die eine grundlegend verschiedene Rahmensitua-
tion  für  das  Handeln  von  Akteuren  mit  sich 
brachten. Mangelnde Rechtsstaatlichkeit, schwa-
che Öffentlichkeit, bürokratisch gesteuerte Plan-
wirtschaft  und das  Parteienmonopol  begünstig-
ten  Beziehungswirtschaft  und  Korruption,  die 
Akzeptanz staatlicher Regeln war wenig ausge-
prägt  und  die  Notwendigkeit  ihrer  Umgehung, 
wollte man „zu etwas kommen“, verbreitet aner-
kannt. Die Überwindung dieser strukturell-insti-
tutionellen Merkmale des Staatssozialismus und 
der  aufgrund  dessen  erlernten  und  tradierten 
Verhaltensmuster kann sich nicht „über Nacht“, 
sondern nur durch einen – langsamen – Mentali-
tätswandel vollziehen. Darüber hinaus bot die ra-
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dikale  Erneuerung  der  osteuropäischen  Gesell-
schaften,  geprägt von dem Zerfall  alter  Macht-
strukturen und der Hinwendung zur Marktwirt-
schaft, neue Gelegenheitsstrukturen. Gleichwohl 
und gerade deshalb sind die verstärkten Antikor-
ruptionsaktivitäten  unzweifelhaft  Ausdruck  der 
unbeirrten  und  festen  Absicht  der  osteuropäi-
schen Mitgliedstaaten, den Gefahren der Korrup-
tion mit  allen verfügbaren Mitteln  entgegenzu-
treten.

In auffallendem Gegensatz hierzu ergreifen eini-
ge  Länder  kaum  spezifische  Antikorruptions-
maßnahmen.  Vor  allem die  nordischen Länder 
(Dänemark,  Finnland und Schweden)  sind hier 
zu nennen. Das Transparenzprinzip gilt  dort  in 
einem  sehr  umfassenden  Sinne  und  bedarf  zu 
seiner Umsetzung häufig nicht einmal einer ge-
setzlichen  Vorgabe,  wie  sich  anhand  der  in 
Schweden  praktizierten  Veröffentlichung  der 
Nebentätigkeiten und des Einkommens der Ab-
geordneten ebenso wie der Rechenschaftsberich-
te  politischer  Parteien  auf  freiwilliger  Basis 
zeigt.  Trotz dieser Zurückhaltung beim Einsatz 
spezifischer Antikorruptionsmaßnahmen belegen 
die  nordischen  Länder  im jährlichen  Korrupti-
onsbericht von Transparency International regel-
mäßig Spitzenplätze im CPI.
Hierfür gibt es mehrere Erklärungsansätze. Zum 
einen  können  der  Reichtum  eines  Landes,  die 
Verteilung des Lebensstandards, Rechtsstaatlich-
keit  und  Demokratie  erklärend  herangezogen 
und zu  der  Faustformel  zusammengefasst  wer-
den: je wohlhabender, gerechter und demokrati-
scher,  umso  weniger  korrupt.  Die  nordischen 
Länder mit ihrem relativen Wohlstand und dem 
ausgebauten Sozialsystem können sich in dieser 
Hinsicht zur Spitzengruppe zählen. Ein weiterer 
Aspekt spielt  hier allerdings eine nicht zu ver-
nachlässigende Rolle: die in den nordischen Län-
dern gefestigte Tradition und politische Kultur, 
in der dem Öffentlichkeitsprinzip und der Infor-
mationsfreiheit ein besonders hoher Stellenwert 
zukommt. In Schweden gilt bereits seit Einfüh-
rung des Pressefreiheitsgesetzes  im Jahre 1766 
das Prinzip der Verwaltungstransparenz, dass als 
Öffentlichkeitsprinzip  (Offentlighetsprincip) 
Eingang in  die schwedische Verfassung gefun-
den hat und demzufolge alle Informationen und 

Dokumente,  die  von  einer  Behörde  hergestellt 
oder empfangen wurden, für jedermann zugäng-
lich  gemacht  werden  müssen.  Finnland  folgte 
aus historischen Gründen (Finnland stand zu der 
Zeit unter schwedischer Herrschaft) der schwe-
dischen  Tradition  des  Pressefreiheitsgesetzes 
von 1766. Dänemark griff das Konzept Schwe-
dens  nach  dem 2.  Weltkrieg  auf,  nicht  zuletzt 
aufgrund der Erfahrungen mit  deutscher Beset-
zung und des Zusammenhanges zwischen Totali-
tarismus und staatlicher Geheimhaltung (Lov nr. 
280 af 10.juni 1970 om offentlighed i forvaltnin-
gen, das auf eine 1958 eingesetzte Kommission 
zurückgeht),  wenn auch wesentliche  Verbesse-
rungen erst 1985 vorgenommen wurden (Lov om 
offentlighed  i  forvaltningen.  Lov  nr.  572  af 
19.december 1985, zuletzt ergänzt 1995). Diese 
kulturellen und traditionellen Hintergründe spie-
len  bei  der  Verbreitung  und  gesellschaftlichen 
Akzeptanz von Korruption sicher eine bedeuten-
de Rolle und in Kombination mit einem hohen 
Wohlstand bei relativ großer sozialer Gleichheit 
und  Sicherheit  bieten  die  nordischen  Gesell-
schaften  alles  in  allem  keinen  Nährboden  für 
Korruption. Die in den letzten Jahren einsetzen-
de Entwicklung in den anderen Mitgliedstaaten, 
der Empfehlung des Europarates aus dem Jahre 
1981 folgend (Recommendation No. R (81) 19) 
Informationsfreiheitsgesetze einzuführen, ist von 
daher zu begrüßen. Die Korruptionsfeindlichkeit 
einer Rechtskultur wird wesentlich von äußeren 
Umständen  bestimmt,  deren  Änderung  mitbe-
stimmend  für  einen  Wertewandel  sind.  Solche 
Entwicklungen  brauchen  naturgemäß  aber  viel 
Zeit.

In einer Gesamtschau der Übersichten (Tabellen 
1–4) fällt im Übrigen auf, dass ein starkes Ge-
fälle in der Regelungsdichte bezogen auf den öf-
fentlichen Dienst auf der einen und den Abge-
ordneten  auf  der  anderen  Seite  besteht.  Die 
hieraus  entnehmbare,  weit  verbreitete  Zu-
rückhaltung insbesondere der Parlamente dabei, 
sich selbst  Transparenz- und Integritätsregelun-
gen und diesbezüglicher Kontrollen zu unterwer-
fen, ist eine Haltung, die es angesichts der Ge-
fahren der  Korruption  zu  überwinden gilt.  Die 
Mitgliedstaaten sollten sich der Vorbildfunktion, 
die das Parlament und der einzelne Abgeordnete 
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hat, stärker bewusst werden und die Chance er-
greifen,  durch  eigene  praktizierte  Korruptions-
prävention und -bekämpfung das öffentliche An-
tikorruptionsbewusstsein zu formen und zu stär-
ken.

Wenig  verbreitet,  aber  im Sinne  der  Korrupti-
onsprävention und -bekämpfung sinnvolle Maß-
nahmen sind die von insgesamt sieben der unter-
suchten  Mitgliedstaaten  (Irland,  Lettland,  Lu-
xemburg,  Malta,  Österreich,  Polen,  Ungarn) 
praktizierten  erweiterten  Transparenzpflichten 
im  öffentlichen  Dienst.  Die  Transparenzregeln 
beziehen  sich  auf  persönliche  Abhängigkeiten 
bzw. mögliche Interessenkonflikte von – regel-
mäßig leitenden – Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes. Diese Offenlegung möglicher Interes-
senkollisionen  ist  für  die  Abgeordneten  fast 
durchgängig  vorgesehen  (mit  Ausnahme  von 
Dänemark, Spanien und – angesichts der für den 
öffentlichen Dienst bestehenden Regelungen er-
staunlicherweise – Malta). Sie ist aber auch bei 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes dazu ge-
eignet,  das  Vertrauen der  Bürger  in  die  Unab-
hängigkeit  und  Integrität  der  öffentlichen  Ver-
waltung zu stärken und zwar umso mehr, je öf-
fentlichkeitswirksamer die Regelungen sind. Ins-
besondere die in Ungarn angeordnete und in Ir-
land sowie Polen teilweise vorgesehene Aktivie-
rung der Öffentlichkeit, indem die Daten öffent-
lich  gemacht  werden,  könnte  für  die  Korrupti-
onsprävention  und  -bekämpfung  zukunftswei-
send sein.
Festzustellen ist, dass Korruption mittlerweile in 
allen  untersuchten  25  EU-Mitgliedstaaten  als 
Übel erkannt und bekämpft wird. Die bestehende 
Heterogenität  der  Antikorruptionsmaßnahmen 
deutet  dabei  darauf  hin,  dass  nach  wie  vor 
Lücken und Schwachstellen bei der Bekämpfung 
von Korruption existieren. 

Dies ist unter anderem auch darauf zurückzufüh-
ren,  dass  Korruptionsprävention  und  -bekämp-
fung erst seit relativ kurzer Zeit ins öffentliche 
Interesse gerückt sind. Good-Governance-Strate-
gien  und  Antikorruptionsbestrebungen  erfahren 
erst  seit  Anfang der neunziger Jahre besondere 
Aufmerksamkeit, in der Öffentlichkeit wie in der 
Forschung. Die Gründung von Transparency In-

ternational  im Jahre 1993 kann hier als  Mark-
stein gelten.  Seit  dieser Zeit  sind die mitglied-
staatlichen  Bemühungen  auf  diesem  Gebiet 
ebenso  wie  die  Förderung  relevanter  Projekte 
und  Programme  tendenziell,  wenn  auch  nicht 
gleichermaßen  dynamisch,  deutlich  intensiviert 
worden.

5. Empfehlungen zu Strategien der  Korrupti-
onsbekämpfung und Korruptionsprävention

Die Studie hat es erlaubt – mit vergleichsweise 
bescheidenen Mitteln angesichts der großen An-
zahl der untersuchten Staaten und des breit ange-
legten Untersuchungsgegenstandes  –,  ein  diffe-
renziertes  Bild  der  Antikorruptionsmaßnahmen 
im öffentlichen Sektor in den EU-Mitgliedstaa-
ten zu zeichnen. Ausgehend von den Ergebnis-
sen,  sollte  die weitere Diskussion um die Ver-
besserung der  Antikorruptionsbemühungen von 
folgenden Überlegungen und Empfehlungen aus-
gehen.

5.1. Verbesserung des Kenntnisstandes

Die tatsächlichen Verhältnisse in den 25 unter-
suchten Mitgliedstaaten bezogen auf die Umset-
zung  von  Antikorruptionsmaßnahmen  sind  au-
ßerordentlich  schwer zu  fassen.  Ein  Fortschritt 
könnte hier ein Berichtssystem sein, das die Mit-
gliedstaaten  verpflichtet,  die  nationalen  Regeln 
und Maßnahmen zu  benennen,  die  der  Umset-
zung  von  Antikorruptionsbemühungen  dienen. 
Die  einschlägigen  Regelungen sollten  von  den 
Mitgliedstaaten ins Englische übersetzt werden. 
Ein  allgemeiner  Zugang zu  diesen  Informatio-
nen,  möglichst  über  das  Internet,  wäre  wün-
schenswert.

Im Sinne einer besseren Koordinierung künftiger 
Antikorruptionsmaßnahmen und um eine Orien-
tierungsfunktion  zu  erfüllen,  sollte  angestrebt 
werden,  über  die  Entwicklung  in  den  mit-
gliedstaatlichen  Antikorruptionsbestrebungen 
basierend auf den mitgeteilten Daten in regelmä-
ßigen  Abständen  Berichte  zu  erstellen  und 
gleichfalls zu veröffentlichen.
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Angesichts  der  derzeitigen  Vielfalt  der  Daten-
sammlungen zu  Korruption  auf  mitgliedstaatli-
cher Ebene, wäre es wünschenswert, hier mittel-
fristig eine strukturierte und standardisierte Ho-
mogenität zu erreichen. Dies kann erreicht wer-
den, indem innerhalb der Mitgliedstaaten mehre-
re  weisungsunabhängige  staatliche  Stellen  mit 
der Aufgabe der Datensammlung beauftragt wer-
den und eine Kooperation mit existierenden pri-
vaten Stellen etabliert wird. Dabei ist darauf hin-
zuwirken,  dass  die  Mitgliedstaaten  auch  einen 
gleich  strukturierten  Mindestbestand  an  Daten-
sammlungen zur Korruption haben. Es wird da-
her  eine  Etablierung  gemeinsamer  Standards 
empfohlen, die die Regeln festlegen, nach denen 
die Daten zu erheben sind. Die Daten müssen öf-
fentlich problemlos zugänglich sein. Ideal wäre 
eine unabhängige Expertenkommission,  welche 
die  Datensammlungen kontinuierlich  standardi-
siert auswertet.

5.2. Intensivierung der Gesetzgebung gegen 
Korruption

Auch wenn die Europäische Union in den letzten 
Jahren große Anstrengungen unternommen hat, 
Instrumente zur Korruptionsbekämpfung für die 
Mitgliedstaaten  zu  entwickeln  und  diese  zur 
Umsetzung vorzuschlagen und im Kampf gegen 
die  Korruption  zahlreiche  Rechtsetzungsakte, 
vorbereitende  und  andere  Rechtsakte  erlassen 
hat33,  ist  die  Korruptionsbekämpfung weiterhin 
als  national  ausgerichtet  zu betrachten.  Gleich-
wohl  ist  auch  die  Antikorruptionspolitik  mit 
grundlegenden  gesellschaftlichen  Veränderun-
gen, modernen Formen der Kriminalität und ei-
ner zunehmenden Internationalisierung des Ver-
brechens  konfrontiert.  Begünstigt  wird  diese 
Entwicklung durch  die  voranschreitende  Reali-
sierung des Binnenmarktes und die dadurch ver-
stärkten  wirtschaftlichen  Verflechtungen.  Dies 
verdeutlicht die Notwendigkeit einer Europäisie-
rung des Kampfes gegen Korruption. Die Euro-
päische Union ist weiterhin darauf angewiesen, 
kraft  ihrer  Anweisungskompetenz  Einfluss  auf 

33 Vgl.  nur  http://eur-lex.europa.eu/de/dossier/dossier_ 
19.htm#2, 17.07.2006.

die Schaffung oder gegebenenfalls Änderung na-
tionalstaatlicher  Regelungen  zu  nehmen.  Auf-
grund der begrenzten Kompetenzen der Europäi-
schen Union in  diesem Bereich kommen wohl 
weniger Verordnungen oder Richtlinien34 in Be-
tracht.  Verstärkt  kann  aber  durch  gemeinsame 
Standpunkte,  Rahmenbeschlüsse  zur  Anglei-
chung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
der Mitgliedstaaten sowie Beschlüsse und Über-
einkommen, die den Mitgliedstaaten zur Annah-
me empfohlen werden, auf die Antikorruptions-
aktivitäten der Mitgliedstaaten Einfluss genom-
men werden.

Zu  dem  zu  diskutierenden  Aufgabenspektrum 
gehören  die  Ausgestaltung  der  mitgliedstaatli-
chen  Antikorruptionsmaßnahmen,  die  Einfüh-
rung  und  Fortentwicklung  europäischer  Stan-
dards sowie das Zusammenwirken von Kontroll-
organisationen  in  und  zwischen  den  Mitglied-
staaten.

5.3. Umsetzung von Antikorruptionsmaßnah-
men

Insbesondere die Zusammenarbeit der Mitglied-
staaten bei  der Korruptionsprävention und  -be-
kämpfung  ist  für  das  Entstehen  einer  europäi-
schen Antikorruptionskultur  ein  wichtiger  Fak-
tor. Die Kooperation der Mitgliedstaaten bei der 
Planung,  Durchführung  und  Koordination  von 
Antikorruptionsmaßnahmen ist daher zu fördern. 
Dies kann einerseits durch Berichtspflichten er-
folgen. Zu denken ist aber auch daran, die Mit-
gliedstaaten  durch  europäische  Institutionen  zu 
unterstützen, so z.B. – nach dem Vorbild des Eu-

34 Zu  nennen  ist  hier  beispielsweise  die  Richtlinie 
2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 26.10.2005 zur Verhinderung der Nutzung des 
Finanzsystems zum Zwecke der  Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung  und  die  Richtlinie 
2006/70/EG  der  Kommission  vom  1.8.2006  mit 
Durchführungsbestimmungen  für  die  Richtlinie 
2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes hinsichtlich der Begriffsbestimmung von „politisch 
exponierte  Personen“ und der  Festlegung der  techni-
schen Kriterien für vereinfachte Sorgfaltspflichten so-
wie für die Befreiung in Fällen, in denen nur gelegent-
lich oder  in sehr eingeschränktem Umfang Finanzge-
schäfte getätigt werden.
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ropäischen Justiziellen  Netzes  (EJN)35 –  durch 
Errichtung eines Europäischen Antikorruptions-
netzes,  das  darauf  abzielt  die  Zusammenarbeit 
sowie den Austausch von Informationen und Er-
fahrungen der verschiedenen mitgliedstaatlichen 
Antikorruptionseinrichtungen zu vereinfachen.

Dieser Austausch verspricht nicht nur fruchtbar 
zu sein für die Anpassung bzw. Änderung beste-
hender  Regelungen der  Mitgliedstaaten,  so  auf 
dem Gebiet des Straf-, Beamten- bzw. Diszipli-
narrechts oder der staatlichen, innerbehördlichen 
bzw. akteursbezogenen Verhaltensrichtlinien. Es 
steht auch ein positiver Effekt auf die Entwick-
lung  und  Umsetzung  neuer  mitgliedstaatlicher 
Zielvorstellungen und Maßnahmen der Korrupti-
onsprävention und -bekämpfung zu erwarten.
Um die mitgliedstaatlichen Antikorruptionsakti-
vitäten  zu  koordinieren  und  eine  Orientierung 
für die inhaltliche Ausgestaltung zu geben, ist es 
angeraten,  europäische  Standards  für  den  Um-
gang mit bestehenden oder zu befürchtenden In-
teressenkollisionen zu entwickeln und festzule-
gen. Beispielsweise könnte – dem Beispiel bis-
lang  weniger  Staaten  folgend  (z.B.  Irland  und 
Ungarn)  –  die  Einführung  einer  Transparenz-
pflicht für leitende Angestellte des öffentlichen 
Dienstes empfohlen werden, die sich an den für 
Abgeordnete weit überwiegend geltenden Offen-
legungspflichten orientiert. Zur Stärkung der Öf-
fentlichkeit als Kontrollinstitution, aber auch im 
Sinne  einer  langfristig  zu  erhoffenden  Entste-
hung und Ausformung  gemeineuropäischer  so-
ziokultureller Rahmenbedingungen, die ein kor-
ruptionsfeindliches  Grundklima  widerspiegeln, 
ist darauf hinzuwirken, dass die korruptionsprä-
ventiven Transparenzpflichten generell um eine 
Öffentlichkeitsfunktion  ergänzt  werden,  indem 
die Daten auch veröffentlicht werden.

Dort, wo die mitgliedstaatlichen Korruptionsbe-
kämpfung noch vergleichsweise  lückenhaft  ist, 

35 Das EJN besteht aus Justizkontaktstellen in jedem Mit-
gliedstaat  der Europäischen Union und innerhalb der 
Europäischen Kommission. Es soll nationalen Richtern 
und  Staatsanwälten  helfen,  grenzüberschreitende  Er-
mittlungen und Strafverfolgungen durchzuführen und 
so zur Verbesserung der  justiziellen Zusammenarbeit 
im Zusammenhang mit der grenzüberschreitenden Kri-
minalität beitragen.

so vor allem im Bereich der innerparlamentari-
schen Kontrollen, sind die Mitgliedstaaten in die 
Pflicht zu nehmen, indem die Europäische Uni-
on von ihren Handlungsmöglichkeiten Gebrauch 
macht  und die  Umsetzung von entsprechenden 
Antikorruptionsmaßnahmen anregt.

5.4. Förderung der Korruptionsforschung

Die vergleichende Auswertung dieser Studie hat 
ergeben,  dass  die  Mitgliedstaaten  der  EU sich 
der Gefahren der Korruption nicht nur bewusst 
sind, sie sind auch gewillt diesen Gefahren ent-
gegenzutreten.  Alle  untersuchten  25  Mitglied-
staaten36 der EU haben zu diesem Zweck Maß-
nahmen  unterschiedlichster  Art  eingeleitet.  Er-
heblich  gehemmt  werden  sie  dabei  allerdings 
durch  die  Tatsache,  dass  es  nahezu  keine  Er-
kenntnisse  über  die  Wirksamkeit  von Antikor-
ruptionsmaßnahmen  gibt,  sie  infolge  dessen 
auch keine gezielte Antikorruptionsstrategie ver-
folgen können. 

Forschungsergebnisse  oder  auch  nur  For-
schungsbemühungen in Hinblick auf die Erfas-
sung der Wirksamkeit von Antikorruptionsmaß-
nahmen  existieren  bisher  nicht  oder  nur  in  so 
eng gefassten  Bereichen,  dass  das  Treffen von 
generellen  und  weiterführenden  Aussagen  auf 
diesem Gebiet nicht möglich ist. Die bereits ent-
wickelten  Methoden  zur  Korruptionsmessung 
liefern für diesen Problemkreis  wenig aussage-
kräftige  Ergebnisse.  Die  vorhandenen  Indizes 
zur Korruptionserfassung, so vor allem die von 
Transparency  International,  enthalten  lediglich 
bereichsspezifische Daten und sind daher nicht 
geeignet,  anleitende  und  weiterführende  Er-
kenntnisse für die Beantwortung der Frage nach 
der  Wirksamkeit  spezifischer  Antikorruptions-
maßnahmen zu liefern. An bedeutenden Messin-
strumenten für den Erfolg von Antikorruptions-
maßnahmen fehlt  es gänzlich.  Dies führt  dazu, 
dass die Entwicklung gezielt wirksamer Antikor-
ruptionsstrategien  nach dem jetzigen Kenntnis-
stand der  Forschung nicht  möglich  und  insbe-
sondere eine Weiter-  und Neuentwicklung von 
Antikorruptionsmaßnahmen  ausgeschlossen  ist. 
36  Stand 2007.
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Sollen  die  Eindämmungsversuche  von  Kor-
ruption nicht stagnieren, muss die Effizienz von 
Antikorruptionsmaßnahmen  evaluiert  werden. 
Da die Erforschung der Wirksamkeit  von Kor-
ruptionsbekämpfungsmaßnahmen  deshalb  un-
verzichtbare Voraussetzung für eine gezielte und 
effektive Korruptionsbekämpfung ist,  muss  da-
her die wohl dringendste Empfehlung lauten, die 
Forschungsförderung auf  diesem Gebiet  zu  in-
tensivieren.

Im Vordergrund hierbei  sollte  die  Entwicklung 
einer funktionierenden, generalisierbaren Mess-
methode  zum  Erfolg  von  Korruptionsbekämp-
fung stehen, z.B. in Form eines neuartigen um-
fassenden Indexes, aufgrund dessen Empfehlun-
gen  für  Prioritätensetzungen  bei  Antikorrupti-
onsmaßnahmen  und  Anregungen  für  die  Ent-
wicklung verbesserter Instrumente zur Korrupti-
onseindämmung möglich sind.
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Formalisierbare Gleichheit

Anmerkung zu VerfGH NW, Urteil v. 16.
Dezember 2008, VerfGH 12/08

Marcus Hahn, LL.M.*

I. Einleitung

Mit  seinem Urteil  vom 16.  12.  20081 hat  der 
nordrhein-westfälische  Verfassungsgerichtshof 
eine Entscheidung getroffen, die an die bisherige 
und neu in Bewegung geratene Rechtsprechung 
zur Zulässigkeit von Sperrklauseln2 anknüpft. Zu 
entscheiden  war  die  Verfassungsmäßigkeit  des 
§ 33 III KWahlG NW.  Dieser  bestimmte  eine 
Ausnahmeregel  zu  § 33 I, II KWahlG NW,  der 
die  Zuteilung  kommunaler  Mandate  nach  dem 
Divisorverfahren  gemäß  Saint-Laguë/Schepers3 

vorsieht.  Hiernach  wird  die  Gesamtzahl  der 
Stimmen durch die Zahl der zu vergebenden Sit-
ze geteilt. Hieraus ergibt sich der Zuteilungsdivi-

*  Der Verfasser ist Doktorand am Lehrstuhl für Öffent-
liches  Recht,  Rechtstheorie  und  Rechtssoziologie, 
Prof. Dr. Martin Morlok, Düsseldorf und Visiting Re-
search  Student  am  Europa  Institute  of  Governance, 
University of Edinburgh.

1  VerfGH NW, Urteil v. 16. Dezember 2008, VerfGH 
12/08,  im Volltext sofort  abrufbar unter http://www.-
wahlrecht.de/wahlpruefung/20081216.htm.

2  Anknüpfend an OVGE 44, 301(304) = VerfGH NW 
NVwZ 1995, 579 (581 ff.) erging die richtungsweisen-
de  Entscheidung in  OVGE  47,  304  =  VerfGH NW 
DVBl. 1999, 1271 mit Anm.  H. Meyer ebd., 1276 ff. 
Weitere Besprechungen stammen von M. Heinig, MIP 
1999, 25 ff.; W. Sundermann, DVP 2000, 26 sowie D. 
Hönig, JA 2000, 278 ff. Überdies gegen die Zulässig-
keit kommunaler Sperrklauseln BVerfG NVwZ 2008, 
407; ThürVerfGH NVwZ-RR 2009, 1. Für die grund-
sätzliche Zulässigkeit der Sperrklausel im Kommunal-
wahlrecht noch BVerfGE 6, 121 ff., 11, 266 (277), 13, 
1  (19),  47,  253  (277).  Zurückhaltend  dann  BVerfG 
NVwZ-RR 1995, 213 (214). Für Landtagswahlen sind 
Sperrklauseln  verfassungsgemäß,  vgl.  BayVerfGH 
NVwZ-RR 2007, 73. – Grundlegend zur Problematik 
BVerfGE 1, 208 (256 ff.), 6, 84 (93 ff.), 34, 81 ff. und 
weiterführend E 51, 222 ff., 82, 322 (338).

3  Im  vergleichenden  Überblick  K.-H.  Blasweiler,  VR 
1995, 491; F. Pukelsheim, ZfP 2000, 439 ff.

sor, durch den die auf die Listenvorschläge ent-
fallenen Stimmen geteilt werden. Zur Ermittlung 
der Sitzzahl wird bei Bruchteilen ab 0,5 auf-, un-
ter  0,5  abgerundet.  Die  streitige  Norm  des 
§ 33 III KWahlG NW sah vor, dass diese Regel 
nur ab einem Ergebnis von 1,0 Sitzen gilt.  Er-
reicht eine Partei weniger als 1,0 Sitze, wird ihr 
folglich  kein  Sitz  zugeteilt,  und  das  Sitzzutei-
lungsverfahren  nach  Abs. 2  wird  unter  Aus-
schluss  jener  Partei  erneut  durchgeführt.  Der 
VGH  Münster  erklärte  in  seinem  Urteil  diese 
„Ein-Sitz-Klausel“ auf Antrag der ÖDP für ver-
fassungswidrig.

Neu an der Entscheidung ist der Gegenstand, be-
kannt  dagegen  seine  Beurteilung.  Der  Gegen-
stand  ist  keine  rigide,  sondern  eine  flexible 
Sperrklausel. Die „Ein-Sitz-Klausel“ kann daher 
erstens relativ zur Größe der Vertretungskörper-
schaft  unterschiedlich  intensive  Auswirkungen 
haben,  wohingegen die  5 v. H.-Sperrklausel  in-
nerhalb  der  Bandbreite  des  § 3 II KWahlG NW 
(≥ 20 bzw. 48 Mandate) eine von der Größe des 
Rates unabhängige Zugangsschranke begründet. 
Zweitens  bewegt  sich  die  Diskussion  um  die 
„Ein-Sitz-Klausel“  in  einem  Bereich,  der  von 
denkbaren Einzelfällen bei der Wahl sehr kleiner 
Räte  (§ 3 II KwahlG NW) abgesehen,  unterhalb 
der 5 v. H.-Sperrklausel liegt, wie auch die kon-
kreten  Beispiele  der  Antragsstellerin  zeigen 
(VerfGH a. a. O. Rn. 61). Hinsichtlich der Beur-
teilung zeigt sich kein Unterschied zur 5 v. H.-
Sperrklausel.  Zutreffend knüpft  der VerfGH an 
die  frühere  Rechtsprechung  zur  allgemeinen 
Sperrklauselproblematik  an.  Der  VerfGH lehnt 
unmissverständlich  den  Versuch  der  Landesre-
gierung  (Rn. 32 ff.),  die  „Ein-Sitz-Klausel“  als 
bloße  „Rundungsregel“  von  einer  „echten“, 
rechtfertigungsbedürftigen  Sperrklausel  abzu-
grenzen, ab (Rn. 52 ff.).
Die  Entscheidung belebt  damit  die  Diskussion 
um die Frage, wie ein Wahl- und Sitzzuteilungs-
verfahren im Einklang mit der verfassungsrecht-
lich  verankerten  Wahlgleichheit  ausgestaltbar 
ist.  Das Gericht  argumentiert  hier  im Einklang 
mit gefestigter Rechtsprechung4 dreistufig: allge-
meiner Maßstab der Beurteilung eines Sitzzutei-

4  Vgl. BVerfG NVwZ 2008, 407 (408 f.) m.w.N.
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lungsverfahrens ist der Grundsatz der Chancen-
gleichheit  bei  der  Wahlteilnahme,  Art. 21, 
38 I 1 GG. Hieran wird das gesetzgeberisch aus-
gestaltete „Wahlsystem“ gemessen (1). Die ver-
fassungsrechtliche  Rechtfertigung  setzt  sich  in 
der Überprüfung seiner inneren Stimmigkeit fort 
(2). Modifikationen sind dann ihrerseits rechtfer-
tigungsbedürftig (3) (vgl. Rn. 48 ff.).

Hier  interessiert,  ob die  „Ein-Sitz-Klausel“  auf 
den Stufen (1) bzw. (2) anzusiedeln und somit 
Teil der gesetzgeberischen Systemausgestaltung 
war oder ob sie vielmehr eine erneut zu rechtfer-
tigende Modifikation (3) darstellte.  Dies macht 
die  Abgrenzung  zwischen  Systemausgestaltung 
und  Modifikation  erforderlich.  Zutreffend  hat 
der VerfGH eine Modifikation erkannt (Rn. 47). 
Allerdings fällt  die Begründung knapp aus und 
kann durch eine vertiefte Abgrenzung unterstützt 
werden.
Ein Versuch hierzu soll im Folgenden vor dem 
Hintergrund der Wahlgleichheit mit Hilfe mathe-
matischer  Erkenntnisse  unternommen  werden. 
Abschließen soll die Besprechung mit der These, 
dass  sich  die  Ausgestaltung  formaler  Wahl-
rechtsgleichheit neben normativer auch auf „for-
malisierbare Gleichheit“ stützt.

II. Chancengleichheit bei der Wahlteilnahme 
und Erfolgswertverschiebungen

Die Chancengleichheit  der  politischen  Parteien 
auf  Sitzzuteilung  ist  eine  Konkretisierung  der 
allgemeinen  Wahlgleichheit  (Art. 20 I,  28 I 2, 
38 I 1 GG).  Im Vorfeld  der  Wahl  folgt  hieraus 
eine unabdingbare Chancengleichheit der Partei-
en im Hinblick auf die  Wahlvorbereitung5 und 
den anschließenden Wahlakt. Eine konsequente 
Erweiterung bildet die fraktionelle Gleichheit im 
Parlament6. Es besteht eine enge Verbindung mit 
den Prinzipien der Demokratie und Volkssouve-
5  Beispiele: BVerfG NJW 2002, 2939; hierzu H. Beth-

ge, ZUM 2003, 253 ff. (Kandidatenduell); K. Stumper, 
ZUM  1994,  98 ff.  m.w.N.  (Rundfunk).  Vgl.  hierzu 
auch C. Gusy, AK-GG, Art. 21 Rn. 91 ff. Zur Herlei-
tung durch Grundrechtssynthesen  M. Meinke, In Ver-
bindung Mit, 2006, S. 134-143.

6  Vorausschauend H. Triepel, Die Staatsverfassung der 
politischen Parteien, 2.A. 1930, S.14-18, 20; BVerfGE 
10, 4 (14); 84, 304 (322 ff.), 96, 264 (279 ff.).

ränität sowie der Funktion der politischen Partei-
en, aus dem Volk heraus und prinzipiell  unge-
bunden die politische Willensbildung im Volk in 
ein zu wählendes Parlament zu transformieren7. 
Die Gewährleistung gleicher und unbeschränkter 
Wahlteilnahme ist  wesentlicher  Teil  der  Erfül-
lung dieser Funktion der Parteien8. 

Parteien-, Wahl- und Parlamentsrecht sind Wett-
bewerbsrecht  mit  formaler  Gleichheit  auf  ver-
schiedenen  zeitlichen  und  räumlichen  Stufen9. 
Tragend  sind  daher  ein  durchgehender,  diesen 
Stufen angepasster, aber gleichbleibend strenger 
Gleichheitsgrundsatz  und  die  Neutralität  des 
Staates, verstanden als Identifikationsverbot10.

1.  Mathematische  Gleichheit  von  Zählwert 
und Gewichtung der Stimmen

Konsequent  haben  dann  der  Wahlakt  und  die 
Gewichtung  der  Stimmen  einem  strengen 
Gleichheitsmaßstab zu folgen.  Im Hinblick auf 
Auszählung  und  Gewichtung  der  Stimmen  ist 
dieser Maßstab mathematisch-formal zu verste-
hen11. Unstreitig genießt jede Stimme daher den 
gleichen Zählwert12.  Die kontroverse Frage,  ob 
auch ein gleicher Erfolgswert oder nur eine „Er-
folgschancengleichheit“ in Relation zum gesetz-
geberisch ausgestalteten Wahlsystem13 aus dem 

7  D.  Grimm,  Politische  Parteien,  in:  E.  Benda/W. 
Maihofer/H.-J.  Vogel  (Hrsg.),  Handbuch des  Verfas-
sungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, § 14 Rn. 
6, 54 ff.

8  D. Grimm, ebd., § 14 Rn. 15. Vgl. auch H. M. Heinig/
M. Morlok, Konkurrenz belebt das Geschäft, ZG 2000, 
371 (371).

9  Vgl. H. M. Heinig/M. Morlok, ZG 2000, 371 (372 f.); 
weiterhin M. Morlok, in: Dreier, GG, Art. 38 Rn. 94 ff. 
Ferner  N. Achterberg/M. Schulte, MKS, GG, Art. 38 
Rn. 130-132; C. Gusy, AK-GG, Art. 21 Rn. 88 f. 

10  Hierzu U. Volkmann, BerlKomm GG, Art. 21 Rn. 50 
ff.

11  BVerfGE 51, 222 (234); 85, 264 (315); M/D-Klein, 
GG, Art. 38 Rn. 115.

12  Allg. A., statt aller M/D-Klein, GG, Art. 38 Rn. 120;
13  So M/D-Klein, GG, Art. 38 Rn. 120 mit Verweis auf 

BVerfGE  95,  335  (353 f.)  und  die  st.  Rspr.  des 
BVerfG,  die  die  Erfolgswertgleichheit  jedenfalls  für 
das  Verhältniswahlsystem  bejaht,  zuletzt  BVerfG 
DVBl.  2008,  1045  (1047).  Für  eine  unbedingte  Er-
folgswertgleichheit aber mit gewichtigen Argumenten 
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Grundsatz  der  Wahlgleichheit  folgt,  kann  hier 
noch  dahinstehen.  Denn  beide  Kriterien  sind 
streng  formal  zu  begreifen:  weder  eine  Er-
folgschancengleichheit noch eine echte Erfolgs-
wertgleichheit  der  vom  Wähler  abgegebenen 
Stimme  ist  einer  inhaltlichen  Wertung  anhand 
anderer als rechnerischer, durch das Wahlsystem 
bestimmter Kriterien zugänglich.

Sobald  der  Gesetzgeber  sich  politisch,  aber 
gleichwohl begründungsbedürftig und überprüf-
bar, für die Grundsätze eines Wahlsystems ent-
schieden hat (Rn. 63)14, ist der Prüfungsmaßstab 
für  Modifikationen  vor  dem  Hintergrund  der 
Wahlgrundsätze des Art. 38 I GG streng. Neben 
der  hohen politischen  Brisanz  des  Wahlrechts, 
insbesondere  gegenüber  Minderheitenparteien, 
ist ein Grund hierfür, dass der Gesetzgeber nach 
seiner  grundsätzlichen  Entscheidung  für  ein 
Wahlsystem  keine  weitreichenden  politischen 
Wertungsentscheidungen  trifft.  Dem  Wahlsys-
tem  entgegenstehende  Abweichungen  und  Un-
gleichbehandlungen sind dann rechnerisch nach-
vollziehbar.

2. Modifikationen

Folglich  sind  Modifikationen  nur  bei  einem 
„zwingenden  Grund“,  der  –  nach  zutreffender 
Ansicht – nur überwiegendes kollidierendes Ver-
fassungsrecht sein kann15, statthaft.  Solche Mo-
difikationen sind etwa Sperrklauseln als Ausnah-
me  (vgl. § 6 V BWahlG)  vom  im  deutschen 
Wahlrecht anerkannten Grundsatz, dass in einem 
Parlament  möglichst  alle  zur  Wahl  stehenden 
Gruppierungen abzubilden sind16. Legitimer ver-
fassungsrechtlicher  Grund für  Sperrklauseln  ist 
die Funktionsfähigkeit der zu wählenden Vertre-

M. Brenner, AöR 116 (1991), S. 537 (577); U. Mager/
R. Uerpmann,  DVBl. 1995,  273 ff.;  H. Meyer,  HStR 
II,  2. A. 1998, § 37 Rn. 31 ff.;  M. Morlok, in: Dreier, 
GG, Art. 38 Rn. 97. Aus der Zeit der Weimarer Repu-
blik RStGH, RGZ 128 Anh. S. 8.

14  Vgl. auch BVerfG NVwZ-RR 1995, 213 m.N.
15  N. Achterberg/M. Schulte, MKS, GG Art. 38 Rn. 132; 

M. Heinig, MIP 1999, 25 (29).
16  „Integrationsfunktion“: M/D-Klein,  GG, Art. 38 Rn. 

126. Gleichwohl ist gegenüber dem Integrationstopos 
Zurückhaltung geboten, vgl. M. Heintzen, DVBl. 1997, 
744 (748).

tung,  nicht  aber  reine  Praktikabilität  oder  das 
Fernhalten bestimmter politischer Strömungen17.

3.  Abgrenzung  von  systemimmanenten  Ver-
schiebungen (Rundungseffekt)

Von diesen bewussten Modifikationen sind reine 
Rundungseffekte abzugrenzen, die aus dem Zu-
teilungssystem  selbst  heraus  auftreten  und  nur 
im Ausnahmefall  rechtlich  erheblich  sind18.  Ist 
nämlich die vorangegangene politische Entschei-
dung  für  ein  bestimmtes  Wahlverfahren  im 
Grundsatz  gerechtfertigt,  so  umfasst  diese 
Rechtfertigung auch unvermeidbare rechnerische 
Verschiebungen zwischen Zähl- und Erfolgswert 
abgegebener Stimmen.
Solche Verschiebungen lassen sich nur sinnvoll 
von bewussten Modifikationen  des  Gesamtsys-
tems abgrenzen, wenn sie auf die Stimmen eines 
Wahlkreises  bezogen werden.  Dies gilt  sowohl 
für die Zuteilung von Listenmandaten eines gan-
zen Bundeslandes als auch für die Wahl mehre-
rer  Abgeordneter  in  einem Großwahlkreis  und 
schließlich eines einzelnen Abgeordneten in ei-
nem Mehrheitswahlkreis19.  In allen  Fällen  gilt, 
dass  reine Rundungsfehler  in  Kauf  zu  nehmen 
sind. Abweichungen von systemisch vorgegebe-
nen  Zuteilungsregeln  sind  dagegen  rechtferti-
gungsbedürftig:  sie  bilden  eine  von  der  ur-
sprünglichen  verfassungsmäßigen  Konkretisie-
rung abweichende  Präferenz  des  Gesetzgebers. 
Dieser  erhebt  den  Anspruch,  die  Modifikation 
sei eine gleichwohl gültige Verfassungskonkreti-
sierung. Hierfür trägt er die Begründungslast20.

17  ThürVerfGH ThürVBl. 2008, 174 (176);  M. Heinig, 
MIP 1999, 25 (29).

18  Etwa bei  Überaufrundungen,  die  aus  dem d’Hondt-
schen  Zuteilungssystem  resultieren,  dazu  BVerwGE 
119,  305  im  Zusammenhang  mit  kommunalen  Aus-
schussbesetzungen.

19  Praktisch werden in diesem letzten Fall Rundungsfeh-
ler jedoch nicht mehr.  Jedenfalls deutet  sich hier an, 
dass es sich bei Verhältnis- und Mehrheitswahl nicht 
um einen starren Gegensatz, sondern um ein Kontinu-
um handelt, vgl.  M. Morlok, Demokratie und Wahlen, 
in:  FS  50  Jahre  BVerfG  II,  S.  559  (599-604);  v. 
Münch/Kunig-Trute,  GG,  Art.  38  Rn.  14.  Skeptisch 
dagegen M/D-Klein, GG, Art. 38 Rn. 152, beachte je-
doch Fn. 1 ebd.
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Die Entscheidung des VerfGH befindet sich auf 
der Schwelle der Abgrenzung zwischen System-
prägung und Modifikation. Der VerfGH hat die 
„Ein-Sitz-Klausel“  als  rechtfertigungsbedürftige 
Abweichung von dem Grundsatz  einer  propor-
tional  ausgestalteten  Sitzzuteilung angesehen – 
zu Recht. Denn das in § 33 II KWahlG NW nie-
dergelegte  Zuteilungsverfahren  schließt  alle  an 
der  Wahl  teilnehmden  Gruppierungen  ein,  so-
weit  sie  mindestens  0,5  Sitze  erreichen.  Diese 
Zuteilungsregel  nach  Saint-Laguë/Schepers  ist 
bereits  über  das  Gesamtsystem  gerechtfertigt. 
Die „Ein-Sitz-Klausel“ führt dagegen eine untere 
Hürde ein,  die  der  VerfGH konsequent  an der 
hierzu ergangenen Judikatur misst.  Es trifft zu, 
dass § 33 II KWahlG NW ein Zuteilungssystem 
konstituiert,  von dem § 33 III KWahlG NW ab-
weicht (Rn. 62 ff.). Erhärten lässt sich dies durch 
über das Urteil  hinaus reichende Abgrenzungs-
kriterien.

III.  Abgrenzung  zwischen  Systemausgestal-
tung und Modifikation

Bei der Ausgestaltung des Wahlsystems handelt 
es sich um eine politische Entscheidung. Daher 
geht  die  Rechtsprechung zutreffend von einem 
breiteren Entscheidungsspielraum aus21. Fraglich 
ist jedoch, was unter „Wahlsystem“ zu verstehen 
ist.

1. Kein verfassungsrechtlicher Mehrwert des 
Gegensatzes  Mehrheits-  und  Verhältnis-
wahlrecht

Immer noch dominiert die Auffassung, die Grun-
dentscheidung falle entweder auf ein Mehrheits- 
oder  ein  Verhältniswahlsystem,  wobei  die 
„Kombination“  grundsätzlich  offenstehe22.  Die 
Entscheidung  für  eines  der  Systeme  bilde  den 
Maßstab der gesetzgeberischen Bindung. Hierge-

20  Vgl. R. Alexy, Theorie der juristischen Argumentation, 
1. A. 1978, S. 238 ff.

21  BVerfGE 3, 19 (24), 59, 119 (124); 95, 335 (349 f.); 
DVBl. 2008, 1045 (1047); BayVerfGH BayVBl. 1992, 
397 (398).

22  BVerfGE 1, 208 (253); 4, 31 (40); 95, 335 (354); M/
D-Klein,  GG,  Art.  38  Rn.  162;  Magiera,  in:  Sachs, 
GG, Art. 38 Rn. 109.

gen lässt sich anführen, dass sich der Gesetzge-
ber  seinen  eigenen  Prüfungsmaßstab  schaffen 
könnte.  Gewichtiger  ist  aber  der  Befund,  dass 
das Wahlrecht  auf einem Kontinuum zwischen 
der Abbildung möglichst vieler Strömungen und 
dem  Ziel  der  Mehrheitssicherung  liegt23.  Ent-
sprechend hat  der  Gesetzgeber  die  in  Konflikt 
stehenden Ziele eines arbeitsfähigen Parlaments 
(Konzentrationsfunktion)  und  der  möglichst 
vollständigen Abbildung des Wahlvolks (Abbil-
dungsfunktion)  in  Einklang zu  bringen24.  Maß-
stab  hierzu  ist  vor  allem die  Verfassungsnorm 
des Art. 38 I 1 GG in ihrer bisher erfolgten Kon-
kretisierung selbst.

Dennoch  bleibt  die  Systementscheidung  recht-
lich relevant.  Welches System der Gesetzgeber 
gewählt hat, ergibt sich nicht aus der Gegenüber-
stellung  von  Mehrheits-  und  Verhältniswahl, 
sondern aus den Grundprinzipien der im einfa-
chen Recht auffindbaren Wahlrechtsnormen25 in 
Relation zum Kontinuum möglicher Wahlsyste-
me.  Diese  sind Gegenstand der  Rechtfertigung 
anhand des  Art. 38 I 1 GG. So urteilt  auch der 
VerfGH,  der  hier  die  erste  Prüfungsstufe  ab-
schichtet (Rn. 48).

2. Was ist ein verfassungsgemäßes Wahlsys-
tem?

Aus  den  so  gerechtfertigten  Grundprinzipien 
folgt  eine  allgemeingültige  Mandatszuteilungs-
methode. Diese ist nicht juristisch, sondern ma-
thematisch erfassbar. Für das gesamte Spektrum 
möglicher Zuteilungsmethoden existieren allge-
meingültige mathematische Charakteristika.  Sie 
sind  unabhängig von einer  bestimmten  Ausge-
staltung, folgen aber aus den verfassungsrechtli-
chen Vorgaben der Art. 20 I, 28 I 2,  38 I 1 GG. 
Sie können daher bei der Abgrenzung zwischen 
System und Modifikation  weiterhelfen.  Frucht-
bar erscheint dazu ein Rückgriff auf eine jüngere 
stochastische  Untersuchung,  die  Kriterien  für 

23  Vgl. bereits Fn. 19.
24  Vgl. M/D-Klein, Art. 38 Rn. 163.
25  So  R. Zippelius/Th. Würtenberger, Deutsches Staats-

recht, 32. A. 2008, § 39 Rn. 13 – dann aber auf die 
starre  Kategorisierung zurückschwenkend in  Rn.  18-
20.
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eine  „brauchbare“  Mandatszuteilungsmethode 
nennt26. Einschränkend gilt, dass sich diese Kri-
terien immer auf einen Wahlkreis beziehen: dies 
kann ein Mehrheitswahlkreis mit einem zu wäh-
lenden Abgeordneten sein, aber auch ein Groß-
wahlkreis,  in  dem alle  Sitze  vergeben werden. 
Dies  erhellt  die  Relevanz  für 
§ 33 II KWahlG NW:  das  Zuteilungsverfahren 
bezieht sich grundsätzlich auf das gesamte Ge-
meindegebiet anhand der aufgestellten Parteilis-
ten.  Um zu  ermitteln,  ob  § 33 II KWahlG NW 
ein in sich geschlossenes Wahlsystem aufstellt, 
sind die folgenden Kriterien heranzuziehen.

a) Systemkriterien der Statistik

Erstens ist dies Homogenität: die Mandatszutei-
lung darf sich nicht ändern, wenn bei steigender 
absoluter  Stimmenzahl  das  Stimmenverhältnis 
exakt  gleich  ist27.  Zweitens  ist  dies  Permutati-
onsäquivarianz: die abgegebenen Stimmen müs-
sen  ungeachtet  der  Reihenfolge  ihrer  Abgabe 
austauschbar  sein28 –  angereichert  durch  das 
Verbot der Stimmgewichtung ist dieses Kriteri-
um durch den Rechtsbegriff der Zählwertgleich-
heit erfasst. Drittens ist das Kriterium der Mono-
tonie29 wesentlich: es dürfen keine internen Para-
doxien  auftreten,  wie  jene  des  „negativen 
Stimmgewichts“30. Schließlich bedarf es im Falle 

26  B. Beckmann, Das Landtagswahlsystem in Nordrhein-
Westfalen,  Dipl.-Arbeit  Statistik,  Universität  Dort-
mund, 31. 08. 2006, S. 38 ff. Generell zum Ansatz ei-
nes „Diskurses zwischen Recht und Mathematik“ be-
reits vorher F. Pukelsheim, DÖV 2004, 405 (405).

27  B.  Beckmann,  ebd.,  S.  38:  „MZM  (v,M)  =  MZM 
(λ ∙ v,M)“ mit MZM als Mandatszuteilungsmethode, v 
als Stimmenvektor und M als Gesamtmandatszahl.

28  B. Beckmann, ebd., S. 39.
29  B. Beckmann, ebd., S. 39. „vi < vj → mi ≤ mj“ mit v als 

Stimmvektor, m als ganzzahlig zugeteilte Mandate.
30  „Negatives  Stimmgewicht“,  BVerfG  DVBl.  2008, 

1045  (1047).  Eine Norm des  BWahlG führte  in  be-
stimmten Einzelfällen durch föderale Stimmenverrech-
nung zu der Paradoxie, dass ein steigender Stimmenan-
teil zu einer sinkenden Mandatszahl führen würde. – In 
den Zusammenhang gehören auch Verzerrungseffekte 
durch  Überaufrundung  bei  der  Anwendung  des 
d’Hondtschen Höchstzahlverfahrens bei der Besetzung 
von  Ausschüssen.  Das  mathematische  Kriterium der 
Monotonie wird hier in „Spiegelbildlichkeit“ übersetzt, 
vgl. BVerwGE 119, 305;  M. Randak, BayVBl. 2004, 

von Mandatsbruchteilen eines Rundungsverfah-
rens, das möglichst geringe Abweichungen vom 
rechnerischen Idealanspruch hervorbringt31.

Diese Kriterien sind auf die gesamte Bandbreite 
der  möglichen  Wahlrechtsausgestaltungen  an-
wendbar. Relativ zu den Wahlkreisen des Wahl-
gebiets  sind  sie  allgemeingültig.  Von  einem 
„Wahlsystem“  kann  folglich  dann  gesprochen 
werden, wenn sich das Wahlgesetz an den aufge-
stellten  Kriterien  ausrichtet  und  mathematisch 
lückenlos jeder denkbaren Stimmenkombination 
eine  Mandatszuteilung  zuordnet.  Ein  Mandats-
zuteilungssystem lässt  sich  folglich  formalisie-
ren32.

b) Idealfall: Kohärenz

„Kohärent“ ist das System dann, wenn diese Kri-
terien überdies lückenlos durchgehalten werden 
und die  Wahlrechtsnormen auch sonst  nicht  in 
einen  formallogischen  Widerspruch  treten.  Ein 
kohärentes  System  ist  die  verfassungsgemäße 
Fortsetzung  der  Wahlgrundsätze  des 
Art. 38 I 1 GG und bildet genau dann den Maß-
stab für die verfassungsrechtliche Rechtfertigung 
von  Modifikationen  oder  Erweiterungen33.  Auf 
die vermeintlich scharfkantige Zweiteilung zwi-
schen Verhältnis- und Mehrheitswahl kommt es 
dann nicht mehr an.

Verfassungswidrig ist  folglich  ein inkohärentes 
System, so weit die Inkohärenz reicht, weil die 
von  Beckmann aufgezeigte  mathematische  Ko-
härenz  unmittelbar  mit  der  Formalität  der  in 
Art. 20 I, 28 I 2, 38 I 1 GG allgemein geltenden 
Wahlrechtsgleichheit zusammenhängt34.

705  (707 f.).  Kritisch  J.  Krüper,  NWVBl.  2005,  97 
(98).

31  Ausführlich und mit überzeugenden Formalisierungen 
B. Beckmann, ebd., S. 41 ff.

32  Zu den einzelnen Zuteilungsverfahren  B. Beckmann, 
S. 46 ff.

33  Anschaulich ist hier die Formulierung, die Proportio-
nalität der Mandatszuteilung entspreche dem „Wesen“ 
der  Verhältniswahl,  BayVerfGH BayVBl.  1992,  397 
(397). Mit „Wesen“ verweist der BayVerfGH auf die 
innere  mathematische  und  formallogische  Kohärenz 
der zu beurteilenden Wahlrechtsnormen.

34  Anschaulich ist wiederum die Entscheidung „Negati-
ves Stimmgewicht“, BVerfG DVBl. 2008, 1045 ff.
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c) Einrahmung durch Wertungen des Verfas-
sungsrechts

Weitergehende  verfassungsrechtliche  Anforde-
rungen ergeben sich aus der Mathematik nicht, 
sondern sind,  wenn sie  postuliert  werden,  nor-
mativer  Natur  und  dem  juristischen  Diskurs 
überlassen35.  Die  hier  aufgezeigten  Formalisie-
rungen sind normativen Wertungen folglich ers-
tens  nachgelagert: sie stehen unter den Vorzei-
chen  eines  Konkretisierungsbedürfnisses  der 
Art. 20 I, 28 I 2, 38 I 1 GG und geben Minima-
lanforderungen  an  ein  Wahlsystem  wieder.  Es 
bleibt aber nicht bei einer bloßen Ableitung von 
Verfassungssätzen:  jene Formeln  sind Referen-
zen für eine offene Verfassungsinterpretation des 
Gesetzgebers  durch  Gestaltung  einer  Wahl-
rechtsordnung. Daher ist die Formalisierung nor-
mativen  Wertungen  auch  vorgelagert:  der  Ge-
setzgeber  setzt  sein  Verständnis  einer  verfas-
sungsgemäßen Umsetzung dieser formalisierba-
ren Bedingungen und möglichen Modifikationen 
in die Wirklichkeit um36.

Die  zwischen  normativen  Wertungen  angesie-
delte Mathematik erscheint zwar dünn, lässt aber 
gerade  im  Hinblick  auf  einen  Wahlgrundsatz 
wenig politischen Spielraum: die formale Wahl-
rechtsgleichheit. Deutlich wird dies wiederum an 
der  strengen  Prüfung,  die  der  VerfGH  vorge-
nommen hat.

3. Folgerung: Abgrenzung zwischen System-
ausgestaltung und Modifikation

Ein Wahlsystem bestimmt sich folglich aus sei-
ner Ausrichtung auf und Einhaltung von Kohä-
renzkriterien im Wechselbezug mit Konkretisie-
rungen  der  Verfassung.  Mathematisch  ist  ein 

35  Zur Diskussion „Erfolgschancengleichheit“ / „Erfolgs-
wertgleichheit“ siehe oben, Nw. in Fn. 13.

36  Die Konkretisierung verfassungs- und wahlrechtlicher 
Grundentscheidungen  ist  nicht  ein  bloß  deduktiver 
Schluss aus Verfassungsnormen, sondern eine dynami-
sche  Ausgestaltung  vor  dem  Hintergrund  einer  von 
Mehrheit und Minderheit geprägten Verfassungskultur, 
vgl. allgemein zur Methode F. Müller, Strukturierende 
Rechtslehre,  1984,  S.  47-69;  R. Christensen/ders./M. 
Sokolowski, Rechtstext und Textarbeit, 1997, S. 90 ff., 
167 ff.

Wahlsystem eine monotone Funktion,  sie weist 
also keine Sprünge auf37.

Modifikationen des Wahlsystems schaffen dage-
gen  Sprünge.  Sie  sind  Normen,  die  von  einer 
identifizierbaren und anhand obiger Kriterien ge-
rechtfertigter  Grundstruktur  abweichen.  Erstens 
sind sie für sich genommen nicht  in der Lage, 
eine  lückenlose  Mandatszuteilung  zu  ermögli-
chen – ihr Anwendungsbereich ist auf einen be-
stimmten Stimmenbereich beschränkt. Zweitens 
führt ihre Anwendung zusammen mit der Aus-
gangsnorm dazu, dass die Kriterien von Homo-
genität,  Austauschbarkeit  oder möglichst  gerin-
gen Abweichungen nicht  einhaltbar  sind.  Drit-
tens muss dieser Effekt gewollt sein: sie dürfen 
nicht auf die kohärente Integration der genannten 
Kriterien zielen.

4. Richtigkeit des Urteils des VerfGH NW

Im  Fall  des  zu  beurteilenden 
§ 33 III KWahlG NW  war  dies  der  Fall:  Aus-
drücklich schieden die so ergangenen Stimmen 
aus  dem  Zuteilungsverfahren  aus,  das  nach 
§ 33 II KWahlG NW ohne Berücksichtigung je-
ner  Stimmen  wiederholt  werden musste.  Wäh-
rend im Bereich des § 33 II 5 KWahlG NW der 
Grundsatz  kaufmännischer  Rundung  mit  dem 
Schwellenwert  von 0,5  Bruchteilen  galt,  setzte 
§ 33 III KWahlG NW den Grundsatz  durch  die 
Schwelle  von 1,0 außer  Kraft.  Im Bereich  der 
„Ein-Sitz-Klausel“  ergab  sich  folglich  ein 
Sprung in der Mandatszuteilung; die gemeinsa-
me  Anwendung  von  § 33 II  und 
III KWahlG NW hätte folglich – nach den darge-
legten  Kriterien  –  kein  optimales  Ergebnis  er-
zielt.

a) Modifikation

Somit zeigt sich die Richtigkeit des Urteils, die 
„Ein-Sitz-Klausel“ nicht als systeminterne Run-
dungsproblematik zu behandeln und somit nicht 
als durch die legitime gesetzgeberische Entschei-
dung für ein Wahlsystem gerechtfertigt anzuse-
hen. Es handelt sich somit um eine sperrklausel-
37  B. Beckmann (Fn.  26), S. 57 im Zusammenhang mit 

Hare/Niemeyer und passim.
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artige Modifikation; auch im Urteil  finden sich 
mehrfach Hinweise, dass eine solche „Maßnah-
me  gleicher  Wirkung“  rechtfertigungsbedürftig 
ist (Rn. 52, 62, 64, 69). § 33 II und III KWahlG 
bildeten somit  per definitionem kein „Wahlsys-
tem“,  wie  die  Landesregierung dies  vertrat.  In 
ein kohärentes Wahlsystem hätte die „Ein-Sitz-
Klausel“ nur gepasst, wenn anders als in Saint-
Laguë/Schepers  eine  rigide  Abrundungsregel 
(für  alle  Bruchteile  ≥  0,0)  allgemein  gegolten 
hätte.  Hier  wäre  jedoch  die  Abweichung  vom 
Idealanspruch38 größer. Unter der Voraussetzung 
der  Annahme  einer  strikten  Erfolgswertgleich-
heit aus Art. 38 I 1 GG erzeugt eine solche Ge-
staltung  dann  ein  Rechtfertigungsproblem  im 
Hinblick auf das gesamte System39.

b) Rechtfertigung:  Tauglichkeit  des  Kriteri-
ums „Funktionsbeeinträchtigung“?

Modifikationen sind anhand kollidierenden Ver-
fassungsrechts  zu  rechtfertigen,  wobei  eine 
Funktionsstörung der Kommunalvertretungen in 
Betracht kam. Die rein abstrakte Möglichkeit ei-
ner Funktionsbeeinträchtigung kommunaler Ver-
tretungen reicht jedoch nicht aus (Rn. 71)40. Das 
Urteil  trifft  –  wie auch die  anderen bisherigen 
Urteile zu kommunalen Sperrklauseln41 – keine 
Entscheidung,  wie  konkret  diese  Möglichkeit 
werden muss. Bekannt ist, dass die Schwelle für 
die  Annahme  einer  Funktionsbeeinträchtigung 
im Kommunalwahlrecht höher liegt als im Lan-
des- oder Bundeswahlrecht, denn auf kommuna-
ler Ebene wird keine auf parlamentarisches Ver-
trauen angewiesene Regierung gebildet42.
Das Problem der Beurteilung konkreter Funkti-
onsbeeinträchtigung scheint  zusätzlich  an einer 
anderen Stelle zu liegen, nämlich in der Perspek-

38  Vgl. oben, Fn. 31.
39  Hierfür sprechen die in Fn. 13 genannten Nachweise. 

Ausdrücklich krit. jedoch BW StGH, NVwZ-RR 2003, 
609.

40  Im Zusammenhang des Themas M. Heinig, MIP 1999, 
25 (33).

41  BVerfG NVwZ 2008, 407 (411); VerfGH NW DVBl. 
1999, 1271 (1273);  ThürVerfGH NVwZ-RR 2009, 1 
(2).

42  Ebd.; BK-GG/Henke, Art. 21 Rn. 200 f. m.w.N.

tive  des  beurteilenden  Gerichts.  Während  ein 
Verfassungsgericht zum Bundes- oder Landtags-
wahlrecht mit dem Bundestag oder einem Land-
tag horizontal ein einziges Parlament beurteilt43, 
hat der VerfGH hier mit Kommunalvertretungen 
eine unüberschaubare Anzahl kommunaler Ver-
tretungen aus vertikaler Sicht zu beurteilen (Rn. 
72)44. Das Bild wird notwendig diffus; eine kon-
krete  Funktionsbeeinträchtigung  wird  sich  so 
nicht feststellen lassen. Das wirft die Frage auf, 
ob das Kriterium in zukünftigen Entscheidungen 
zu  kommunalen  Sperrklauseln  überhaupt  noch 
zu bemühen ist: bei der Beurteilung kommunaler 
Sperrklauseln wird daher gelten, dass die Modi-
fikation  einer  Systemausgestaltung  bereits  die 
Verfassungswidrigkeit  indiziert  und dann – an-
ders als vorliegend – eine breite Rechtfertigungs-
prüfung entfallen kann. Das Kriterium der Funk-
tionsbeeinträchtigung  erscheint  jedenfalls  für 
Kommunalvertretungen  verzichtbar;  es  über-
wiegt der egalitäre Charakter der Wahlrechtsaus-
gestaltung45. Zwar mögen in Einzelfällen Funkti-
onsbeeinträchtigungen  denkbar  sein46.  Solange 
aber  ein  landesweites  Kommunalwahlrecht  be-
steht, kann aus Einzelfällen nichts gegenteiliges 
abgeleitet werden47.

c)  Ergebnis:  Mathematik  im  Rahmen  des 
Rechts

Aus dem Beispiel des Urteils lässt sich ein Drei-
teilungsmodell  ableiten.  Auf  der  ersten  Stufe 
steht  die  Schaffung  und  Rechtfertigung  eines 
Wahlsystems. Im Wechselbezug mit den norma-
tiven Vorgaben der Art. 20 I, 28 I, 38 I 1 GG ist 
43  BVerfGE 1, 208 (248); 6, 89 (92), 95, 355 (366).
44  Vgl. auch VerfGH NW DVBl. 1999, 1271 (1275).
45  Vgl. M. Brenner, AöR 116 (1991), S. 537 (578).
46  Im Zusammenhang mit dem vorliegenden Urteil ver-

weisen SPD und Grüne auf den Rat der  Stadt  Duis-
burg,  vgl.  www.wdr.de/themen/politik/ kommunal-
wahl_2009/klage/sperrklausel_090123.htm.

47  Dieses Dilemma zwischen universaler Geltung einer 
Regel  (Gleichheit  und Unbedingtheit  des  Wahlrechts 
im  ganzen  Land)  und  Ausnahmebedürfnissen  (be-
stimmter Gemeinden) lässt sich nicht auflösen, solange 
die Räte nicht ihr eigenes Wahlrecht bestimmen.  An-
schaulich S. Veitch, Doing Justice to Particulars, in: E. 
Christodoulidis  (Hrsg.),  Communitarianism  and  Cit-
izenship, 1998, S. 220 (223 f.).

47

http://www.wdr.de/themen/politik/kommunalwahl_2009
http://www.wdr.de/themen/politik/kommunalwahl_2009
http://www.wdr.de/themen/politik/
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dieses  zweitens  mathematisch  formalisierbar. 
Dementsprechend sind Systemausgestaltung und 
Modifikation abgrenzbar. Die dritte Stufe ist die 
normative  Rechtfertigung  der  Modifikation. 
Rechtfertigungsgründe liegen außerhalb der Ma-
thematik – sie können allein aus dem bisherigen 
Bestand  von  Rechtsdogmatik  und  Rechtspre-
chung heraus kreiert werden. Die erste Stufe ist 
ein formaler, die zweite Stufe ein Prozess nicht 
formalisierbarer Kohärenzschaffung48.

IV. Ausblick: Formalisierbare Gleichheit

Gleichheit im Wahlrecht ist im Hinblick auf das 
Mandatszuteilungsverfahren  nicht  nur  formal, 
sondern  auch  rechnerisch  formalisierbar.  Die 
Annahme  einer  „formalisierbaren  Gleichheit“ 
spitzt  das  formale  Gleichheitsverständnis  der 
Mandatszuteilung mathematisch  zu und könnte 
daher auf Einwände stoßen.

1. Mögliche Einwände

Der Einwand, diese Methode, einen Gleichheits-
verstoß festzustellen, sei mechanistisch und nor-
mativen  Wertungen  unzugänglich,  kann  durch 
Verweis auf die Rechtfertigungsebene entkräftet 
werden. Sobald es nicht mehr um mathematisier-
bare Größen geht, bleibt die Rechtfertigung einer 
solchen Ungleichbehandlung wertungsabhängig.

Schwerer wiegt der Einwand, dass „kalte“ und 
inhaltsleere Mathematik nicht die staatstheoreti-
schen und geistesgeschichtlichen Grundlagen ei-
ner Verfassung, wie etwa demokratische Reprä-
sentation,  wiedergebe49.  Dies  ist  grundsätzlich 
richtig,  jedoch  ist  die  Formalisierbarkeit  eines 
Mandatszuteilungsverfahrens abhängig von dem 
jeweiligen  Wahlsystem,  das  insgesamt  an  der 
Verfassung in  Einklang mit  ihren  Konkretisie-
rungen zu rechtfertigen ist. Formalisierbarkeit ist 
48  Vgl. K. I. Lee, Die Struktur der juristischen Entschei-

dung aus konstruktivistischer Sicht, Diss. iur. Düssel-
dorf  2008,  Teil  2  Abschnitt  VI.,  mit  vertiefenden 
Nachweisen, i. E.

49  J. Krüper, NWVBl. 2005, 97 (98). Grundlegend zum 
Begriff der Repräsentation G. Leibholz, Das Wesen der 
Repräsentation (1928) und der Gestaltwandel der De-
mokratie im 20. Jahrhundert (1960), 2. Auflage, Berlin 
1960, S. 26 ff.

somit deklaratorisch und nicht konstitutiv für die 
Konkretisierung von Gleichheitssätzen. Etwa in 
politischen Aushandlungsprozessen,  wie  Koali-
tionen  und  Ausschussbesetzungen,  endet  ihre 
Überzeugungskraft50.  Dennoch  hat  sie  eine 
Scharnierfunktion:  sie  ist  Ausdruck  und  Aus-
gangspunkt  innerer  Folgerichtigkeit  der  gesetz-
geberischen Verfassungsinterpretation51.

Daher steht das Postulat formalisierbarer Gleich-
heit  auch  im  Einklang  mit  Geschichtsbedingt-
heit52,  Wandel53 und  Wirklichkeitsbezug54 des 
Parteien- und Wahlrechts:  verliert  die Formali-
sierung ihre Rechtfertigung, kann sie nicht mehr 
einen  verfassungsrechtlich  legitimen  Gleich-
heitssatz abbilden und muss ersetzt werden. Sie 
ist  zeitlich gebundenes Abbild der Wahlrechts-
gleichheit.

2. Anwendung als übergreifendes Rechtskri-
terium und Grenzen

„Formalisierbare Gleichheit“  ist  genau und nur 
dort  ein  dogmatisches  Kriterium,  wo  formale 
Gleichheitssätze  gelten  und  Begünstigungen 
quantitativ messbar sind. Damit ist sie kein ge-
nerelles Kriterium des öffentlichen Rechts – aber 
dennoch relevant:  zu denken ist an das Steuer-
recht55 oder  staatliche  Leistungen56.  Hier  ist 
ebenfalls  eine  neutrale  Formalisierbarkeit  zwi-
schen  verfassungsgemäßer  Systementscheidung 
und  Rechtfertigung  von  Modifikationen  gege-
ben.

Wegen dieser Möglichkeit und des Bedürfnisses 
zu einer normativen Rechtfertigung wird hiermit 
kein  formalistisches  Gleichheitsverständnis  be-

50  Zutreffend J. Krüper, ebd.
51  Hierzu  M.  Herdegen,  Verfassungsinterpretation  als 

methodische Disziplin, JZ 2004, 873 (875).
52  Siehe  M. Heinig,  MIP  1999,  25  (26).  Grundlegend 

Triepel (Fn. 6).
53  N. Achterberg/M. Schulte, MKS, GG, Art. 38 Rn. 138.
54  Grundlegend  K.  Hesse,  Die  verfassungsrechtliche 

Stellung der  politischen Parteien im modernen Staat, 
VVDStRL 17 (1959), S. 11 (13 f.); M/D-Klein, Art. 38 
Rn. 158 f.

55  BVerfGE 84, 239 (282); 93, 121 (134); 110, 94 (112).
56  Vgl.  BSG  GesR  2007,  581 ff.  oder  die 

„Rentenformel“ in § 68 V SGB VI.
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gründet. Formeln werden nicht zu Rechtsbegrif-
fen57 – formal ist die Wahlrechtsgleichheit, aber 
nicht ihre Abbildung in einem Rechtssatz  oder 
einer Formel.  Formalisierbarkeit  ist  daher auch 
nicht abschließend – öffentliches Recht hat eine 
gestaltende Funktion  und beschränkt  sich auch 
im Wahlrecht nicht auf ein formalisierbares Mi-
nimum.  Gleichwohl  bilden  Formalisierungen 
eine  Referenz  für  gesetzgeberische  Gestaltung 
und der Beurteilung nachträglicher Modifikatio-
nen, wie auch das Urteil des VerfGH zeigt.

V. Ergebnis

Im Wahlrecht hat der VerfGH für die Zweitei-
lung von legitimem Wahlsystem und rechtferti-
gungsbedürftiger  Differenzierung  entschieden. 
Durchgehend dürfte damit  die Zulässigkeit von 
sperrklauselähnlichen Vorschriften,  die mit  den 
formalisierbaren  Grundgedanken  des  Wahlsys-
tems nicht in Einklang zu bringen sind, geson-
dert  zu rechtfertigen sein.  Die Schwelle  hierzu 
liegt hoch. Im Ergebnis sind nun in Nordrhein-
Westfalen  Sperrklauseln  bei  Kommunalwahlen 
ausgeschlossen.  Dogmatisch  festigt  das  Urteil 
die  praktizierte  Dreistufigkeit:  ein  legitimes 
Mandatszuteilungssystem ist formalisierbar, eine 
Modifikation  ist  eine  mathematische  Abwei-
chung von ihm; sie ist rechtfertigungsbedürftig. 
Formalisierbare Gleichheit hat zwischen der nor-
mativen Ausgestaltung des Wahlsystems und der 
Rechtfertigung von  Abweichungen eine  Schar-
nier- und Abbildungsfunktion.

57  Daher sind Formeln auch kein Charakteristikum zur 
Lokalisierung des öffentlichen Rechts im Allgemeinen. 
Zum – wenngleich nicht unangreifbaren – Versuch ei-
ner solche Abgrenzung anhand feststehender Merkma-
le M. Loughlin, The Idea of Public Law, 2003, S. 5 ff. 
et passim.
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Die NPD in ihrem ersten parlamenta-
rischen Jahr im Landtag von Mecklen-
burg-Vorpommern1

Laura Niemann, M.A.

1. Einleitung

Bei der Landtagswahl am 17. September 2006 in 
Mecklenburg-Vorpommern wurde die NPD mit 
7,3 Prozent der Stimmen in das Schweriner Par-
lament gewählt. So ist die Partei mittlerweile in 
zwei Landtagen vertreten, da sie zwei Jahre zu-
vor bei der Landtagswahl in Sachsen 9,2 Prozent 
erzielte.  Damit  gelang es  der  NPD zum ersten 
mal  seit  den  1960er  Jahren,   als  sie  in  sieben 
Landtagen gleichzeitig vertreten war, wieder in 
ein Landesparlament einzuziehen.

Durch  die  Landtagswahl  in  Mecklenburg-Vor-
pommern wurde die rot-rote Regierung abgelöst. 
SPD und CDU bilden mit  23 beziehungsweise 
22  Abgeordneten  eine  große  Koalition,  die 
Linkspartei.PDS2 stellt  mit  13  Mandatsträgern 
die größte Oppositionspartei und FDP und NPD 
bilden mit  sieben und sechs Abgeordneten fast 
gleichstarke Oppositionsfraktionen.
Betrachtungen bisheriger Landtagsfraktionen der 
aktuellen drei größeren rechtsextremen Parteien, 
der NPD, DVU und Republikaner,3 ergeben kein 
einheitliches Bild. Die Fraktionen unterscheiden 
1  Dieser Aufsatz ist eine Zusammenfassung einer Studie 

der Autorin zu diesem Thema, die über das Institut für 
Politik- und Kommunikationswissenschaft der Univer-
sität Greifswald bezogen werden kann.

2  Seit Mitte 2007: „Die Linke“. Aufgrund des Untersu-
chungszeitraumes wird  im folgenden  jedoch  der  alte 
Name verwendet.

3  Ob  die  Republikaner  als  rechtsextrem  einzustufen 
sind, ist immer wieder umstritten. So ist die Partei bei-
spielsweise nicht in dem Bundesverfassungsschutzbe-
richt von 2007 gesondert aufgenommen worden, da es 
keine Anhaltspunkte dafür gebe, daß die Partei sich ge-
gen  die  freiheitliche  demokratische  Grundordnung 
richte. Allerdings seien innerhalb der Partei durchaus 
Bestrebungen vorhanden, die rechtsextreme Ziele ver-
folgen oder unterstützen. Vgl. Bundesministerium des 
Innern 2007, S. 51.

sich stark in ihrer Zusammensetzung und ihrem 
Verhalten,  so  „gibt  es  ‚die’  Parlamentspraxis 
von  Rechtsextremisten  überhaupt  nicht“.4 Das 
Auftreten dieser Parteien in den Landtagen hängt 
von den jeweiligen Fähigkeiten und politischen 
Erfahrungen ihrer Abgeordneten ab.  Die NPD-
Parlamentarier der 1960er Jahre waren beispiels-
weise geprägt durch ihre politische Biographie, 
also ob sie nun als „Neofaschisten“ oder „Post-
faschisten“ einzuordnen waren, was sich in ih-
rem Auftreten in den Landtagen – eher angepaßt 
zu agieren oder nicht – widerspiegelte.5 Das Ziel, 
das die jeweilige Fraktion mit ihrer Präsenz im 
Parlament verfolgt, bestimmt ebenso ihr Verhal-
ten. Liegt es nicht in ihrem Interesse, ernsthafte 
und kontinuierliche politische Arbeit zu leisten, 
wie beispielsweise bei den Fraktionen der DVU 
in Bremen, Schleswig-Holstein und Sachsen-An-
halt, so ist auch keine konstruktive Sacharbeit zu 
erwarten.6 

Auch wenn keine typische Strategie rechtsextre-
mer  Landtagsfraktionen  benannt  werden  kann, 
gibt es charakteristische Merkmale die ihre Zu-
sammensetzung und Verhaltensweisen sowie die 
Reaktion der anderen Parteien auf diese betref-
fen: 

a.) In  der  Regel  haben  Rechtsextreme 
Fraktionen unter  ihren Parlamentari-
ern nur einen geringen Frauenanteil. 

b.) Häufig bringen diese Fraktionen eine 
große Anzahl  von parlamentarischen 

4  Butterwegge,  Christoph,  1999:  Erfahrungen  mit 
Rechtsextremen in Parlamenten. In: Jens Mecklenburg 
(Hrsg.), Braune Gefahr. DVU, NPD, REP. Geschichte 
und Zukunft, Berlin 1999, S. 183.

5  Vgl.  Niethammer,  Lutz,  1969:  Angepaßter  Faschis-
mus. Politische Praxis der  NPD, Frankfurt  am Main, 
S. 98, 268-269.

6  Vgl.  zu  den  DVU-Fraktionen  Schmidt,  Matthias, 
1997:  Die  Parlamentsarbeit  rechtsextremer  Parteien 
und mögliche Gegenstrategien: eine Untersuchung am 
Beispiel  der  „Deutschen  Volksunion“  im Schleswig-
Holsteinischen  Landtag,  Münster  sowie  Hoffmann, 
Jürgen/Lepszy, Jürgen, 1998: Die DVU in den Landes-
parlamenten:  inkompetent,  zerstritten,  politikunfähig. 
Eine Bilanz rechtsextremer Politik nach zehn Jahren, 
Sankt  Augustin  und  Holtmann,  Everhard,  2002:  Die 
angepaßten  Provokateure.  Aufstieg  und  Niedergang 
der  rechtsextremen DVU als  Protestpartei  im polari-
sierten Parteiensystem Sachsen-Anhalts, Opladen.

50



MIP 2008/09 15. Jhrg. Laura Niemann – Die NPD in ihrem ersten parlamentarischen Jahr im  Landtag von Mecklenburg-Vorpommern Aufsätze

Initiativen  in  den  Landtag  ein  und 
melden sich im Plenum oft zu Wort, 
halten sich in den Ausschüssen hinge-
gen stark zurück. Dies hängt vermut-
lich mit dem Interesse zusammen, mit 
der  parlamentarischen  Arbeit  die 
Aufmerksamkeit  der  Öffentlichkeit 
zu erlangen, was in den zumeist nicht 
öffentlich  tagenden  Ausschüssen 
nicht erreicht werden kann. 

c.) Ebenfalls  kann  als  Kennzeichen 
rechtsextremer Fraktionen ihre gerin-
ge Stabilität  angeführt  werden.  Dies 
liegt laut Butterwegge daran, daß ih-
nen eine „Rückkopplung an eine vita-
le Parteiorganisation und wesentliche 
Bedingungen  einer  innerparteilichen 
Demokratie  fehlen“.7 Konflikte  kön-
nen deshalb nicht ausgetragen werden 
und  brechen  dann  irgendwann  her-
vor.8 Die Fraktion der DVU in Bran-
denburg stellt  in diesem Zusammen-
hang  eine  Ausnahme  dar,  da  sie 
schon in  der  zweiten  Legislaturperi-
ode ohne Ausschlüsse oder Austritte 
ihrer Abgeordneten besteht.9 

7  Butterwegge 1999: S. 180-181.
8  So gehören beispielsweise der NPD-Fraktion im säch-

sischen Landtag gegenüber den ursprünglichen zwölf 
Abgeordneten  durch  drei  Parteiaustritte  und  einem 
Ausschluß eines  Abgeordneten aus der  Fraktion,  nur 
noch acht Personen an. Aufgrund eines Todesfalls und 
eines Mandatsrücktritts aufgrund eines Strafverfahrens 
gegen  einen NPD-Abgeordneten  mußten zwei Perso-
nen für die Fraktion in den Landtag nachrücken. Vgl. 
Brandstetter,  Marc,  2006:  Die NPD im 21.  Jahrhun-
dert. Eine Analyse ihrer aktuellen Situation, ihrer Er-
folgsbedingungen  und  Aussichten,  Marburg,  S.  144 
und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Sächsischen 
Landtag (Hrsg.), 2006: Die NPD-Fraktion im Sächsi-
schen Landtag. Strategie und Ideologie. Dokumentati-
on eines Fachgesprächs der  Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen  im  Sächsischen  Landtag  am 24.  Mai  2006, 
Dresden, S. 19-20, 27-28.

9  Vgl. Mayer, Stefan, 2006: Die DVU in Brandenburg – 
Ein  rechtsextremistisches  Erfolgsmodell?  In:  Uwe 
Backes/Eckhard Jesse (Hrsg.),  Jahrbuch Extremismus 
&  Demokratie,  Baden-Baden  2006,  S.  154-170  und 
SPD-Landtagsfraktion Brandenburg,  2005:  Die Deut-
sche Volksunion (DVU), Potsdam, S. 11.

d.) Die Themen, die von rechtsextremen 
Fraktionen  behandelt  werden,  sind 
sehr  unterschiedlich,  Schwerpunkte 
liegen allerdings oft auf der Auslän-
der-  und  Asylpolitik  sowie  auf 
Aspekten,  die  Sicherheit  und  Ord-
nung betreffen.

e.) Die Reaktionen der anderen Parteien 
auf  die  Anwesenheit  einer  rechtsex-
tremen  Fraktion  fallen  ebenso  sehr 
verschieden aus. Wie intensiv die po-
litische  Auseinandersetzung  geführt 
wird, hängt in großem Maße von dem 
Auftreten  der  rechtsextremen  Parla-
mentarier  selbst  ab.  Mehrheitlich 
wird eine Ausgrenzungsstrategie ver-
folgt, die im Falle einer Einigkeit der 
übrigen  Fraktionen  durch  eine  ge-
meinsame Erklärung bekräftigt wird. 
Anträge  rechtsextremer  Fraktionen 
werden vereinzelt  gleichlautend wie-
der  eingebracht,  nachdem  sie  mehr 
oder  weniger  geschlossen  abgelehnt 
wurden.  Änderungen  der  Geschäfts-
ordnung sind ein häufiges Mittel, das 
zur Eindämmung der Arbeit rechtsex-
tremer Fraktionen verwendet wird. 

In der folgenden Darstellung wird zu überprüfen 
sein, ob die genannten Punkte auch auf die Frak-
tion der NPD im Schweriner Landtag zutreffen. 

Der  Untersuchungszeitraum der  Analyse  reicht 
von der konstituierenden Sitzung des Landtages 
am 16. Oktober 2006 bis zur Sommerpause des 
Parlaments im Juli 2007. Als Quellen dienen u.a. 
die Auswertung von 22 Plenarprotokollen sowie 
sämtlicher  im  Untersuchungszeitraum  von  der 
NPD in den Landtag eingebrachten parlamentari-
schen Initiativen, der Besuch mehrerer Plenarsit-
zungen  des  Landtages,  ein  Leitfadeninterview 
mit  dem Fraktionsvorsitzenden  der  NPD,  Udo 
Pastörs, sowie Interviews mit jeweils einem Ab-
geordneten der übrigen vier Parteien.
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2.  Die  NPD im  Landtag  von  Mecklenburg-
Vorpommern

2.1 Die Personen

Die Fraktion der NPD deckt ein breites gesell-
schaftliches  Spektrum ab.10 Udo  Pastörs  (selb-
ständiger Kaufmann), Stefan Köster (selbständi-
ger Werbe- und Verwaltungsberater) und Micha-
el Andrejewski (arbeitsloser Jurist) kommen aus 
West- bzw. Süddeutschland, Tino Müller (Mau-
rer),  Raimund  Borrmann  (selbständiger  Unter-
nehmer)  und  Birger  Lüssow (Energieelektroni-
ker)  stammen  aus  Mecklenburg-Vorpommern. 
Mit Udo Pastörs als Fraktionsvorsitzendem und 
Stefan Köster als  Parlamentarischen Geschäfts-
führer und zweitem stellvertretenden Fraktions-
vorsitzenden nehmen zwei aus Westdeutschland 
stammende  NPD-Kader  entscheidende  Positio-
nen innerhalb der Fraktion ein. Tino Müller, aus 
Mecklenburg-Vorpommern stammend und Ver-
treter  der  Kameradschaftsszene,  hat  zwar  die 
Funktion des ersten stellvertretenden Fraktions-
vorsitzenden inne,  jedoch ist  Stefan Köster als 
Parlamentarischer  Geschäftsführer  Mitglied des 
Ältestenrates und gehört damit dem wichtigsten 
Lenkungs- und Vermittlungsgremium für parla-
mentarische Prozesse im Landtag an. 
Als  Landesvorsitzender  der  NPD  in  Mecklen-
burg-Vorpommern  und  als  Angehöriger  des 
Bundesvorstandes  der  Partei  ist  Stefan  Köster 
der  einzige unter  den sechs  Abgeordneten,  der 
eine  Parteikarriere  hinter  sich  hat.  Inzwischen 
haben bis auf Raimund Borrmann alle weiteren 
Mandatsträger allerdings ebenfalls eine Funktion 
im Landesvorstand oder in einem Kreisverband 
der NPD inne, dies jedoch mitunter erst seit kur-
zer Zeit. Stefan Köster und Michael Andrejewski 
sind  die  Mandatsträger,  die  am  längsten  der 
NPD angehören, bzw. im Falle von Andrejewski 
auch in anderen Gruppierungen Erfahrungen mit 
parteipolitischer Arbeit sammeln konnten. Eben-
10  Zu den Angaben über die Abgeordneten der NPD vgl. 

http://www.npd-fraktion-mv.de/index.php?
id=14&obj=678&vchg=2&detail=1, 22. Mai 2007 und 
Landtag  Mecklenburg-Vorpommern  (Hrsg.),  2007: 
Handbuch. Der Landtag Mecklenburg-Vorpommern, 5. 
Wahlperiode 2006-2011,  Schwerin,  S.  9,  15,  31,  42, 
48, 50.

so  haben  diese  beiden  durch  ihre  Mandate  in 
kommunalen  Parlamenten  Mecklenburg-Vor-
pommerns  Erfahrungen  mit  parlamentarischer 
Arbeit. Dies gilt ebenso für Raimund Borrmann, 
der Anfang der 1990er Jahre in einem Kreistag 
Sachsens ein Mandat inne hatte.

Die  Abgeordneten  der  NPD  im  Landtag  von 
Mecklenburg-Vorpommern sowie ihre Mitarbei-
ter, unter denen sich nur eine Frau befindet, sind 
im  Durchschnitt  vergleichsweise  jung.11 Damit 
bestätigt sich das jugendliche Gesicht der Partei, 
das  sich  insbesondere  durch  den  massenhaften 
Eintritt von jungen Neonazis aus Ostdeutschland 
entsprechend gewandelt hat. Zu diesen neueren, 
jungen Mitgliedern gehören auch die Abgeord-
neten Tino Müller und Birger Lüssow, die aus 
der Kameradschaftsszene stammen und der Par-
tei  erst  seit  2005 angehören.  Ihre Anwesenheit 
unter den Mandatsträgern der NPD ist Ausdruck 
einer erfolgreichen Umsetzung der von der Par-
tei  postulierten  „Volksfront  von  rechts“  in 
Mecklenburg-Vorpommern.  Dem  Mitarbeiter-
stab der Fraktion gehören ebenso einige der füh-
renden  Kameradschaftskader  des  Bundeslandes 
an. Obwohl nicht von allen Mitarbeitern Infor-
mationen  über  ihre  weiteren  politischen  Tätig-
keiten vorliegen, fällt doch auf, daß nur eine ge-
ringe Zahl  originär  aus  der  NPD stammt.  Daß 
die Partei generell, aber besonders in Mecklen-
burg-Vorpommern,  mit  qualifiziertem  Personal 
sehr dünn besetzt  ist,  macht auch die Tatsache 
deutlich, daß einige der Mitarbeiter der Fraktion 
extra aus anderen Bundesländern hinzugezogen 
wurden.  Davon  stammt  jedoch  lediglich  Peter 
Marx aus den alten Bundesländern. Peter Marx 
ist  der  bekannteste  unter  den  Mitarbeitern  der 
NPD im Schweriner Landtag. Er war Fraktions-
geschäftsführer für die NPD in Sachsen und ist 
seit  September  2006  in  gleicher  Funktion  im 
Landtag  von  Mecklenburg-Vorpommern  tätig. 
Der  Mitarbeiterstab  der  Fraktion  in  Mecklen-
burg-Vorpommern  ist  allerdings  nicht  in  dem 
Maße mit Parteiprominenz besetzt wie das säch-
sische Pendant.12

11  Zu den Mitarbeitern der NPD-Fraktion vgl. http://ww-
w.endstation-rechts.de/index.php?option=com_con-
tent&task=view&id=322&Itemid=174, 14. Juni 2007.
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2.2 Das Agieren der NPD im Landtag

Bei  den  Plenarsitzungen  des  Landtages  ist  die 
NPD-Fraktion fast  immer vollzählig anwesend. 
Die NPD-Fraktion macht  von ihrem Rederecht 
im  Plenum  starken  Gebrauch.  Bis  auf  wenige 
Ausnahmen hat sie sich im Untersuchungszeit-
raum  zu  jedem  in  den  Landtag  eingebrachten 
Antrag oder Gesetzentwurf geäußert. Die Abge-
ordneten der NPD, wie bei anderen Fraktionen 
ebenfalls üblich, sind jeweils auf bestimmte Po-
litikfelder festgelegt und halten sich auch weit-
gehend in ihren Redebeiträgen an diese Eintei-
lung. Auffällig bei der Anzahl der Redebeiträge 
der NPD-Mandatsträger ist,  daß die drei Abge-
ordneten  Michael  Andrejewski,  Stefan  Köster 
und Udo  Pastörs  gemeinsam einen  Anteil  von 
66,3 Prozent der Redebeiträge der NPD bestrit-
ten haben, wohingegen auf Raimund Borrmann, 
Birger Lüssow und Tino Müller nur 33,7 Prozent 
der  Wortmeldungen  entfallen.  Demnach  domi-
nieren Michael Andrejewski, Stefan Köster und 
Udo Pastörs die Arbeit der NPD im Landtagsple-
num. 

Der Duktus der Redebeiträge der NPD-Abgeord-
neten reicht von betont sachlich über polemisch 
bis hin zum kalkulierten Eklat. Bevorzugt wird 
von  der  NPD  die  in  ihren  Augen  vorhandene 
Unfähigkeit  der  Landesregierung und der  übri-
gen  Parteien  betont.  Diese  werden  gerne  als 
„Pseudodemokraten“,  „Altparteien“,  „System-
parteien“  oder  „Blockparteien“  diffamiert.  Die 
Abgeordneten der Linkspartei.PDS werden häu-
fig als „PDS-Kommunisten“ bezeichnet.  Schon 
in der ersten Sitzung des Schweriner Landtages 
in  der  neuen Legislaturperiode wurde deutlich, 
daß die Fraktion der NPD gut vorbereitet in die 
Sitzungen geht, die Geschäftsordnung kennt und 
sie  anzuwenden  weiß.  Die  Abgeordneten  der 
NPD sind im Landtagsplenum grundsätzlich um 
ein seriöses Auftreten bemüht.  Im Großen und 
Ganzen bleibt die NPD allerdings bei Kritik ste-
hen, ihre Beiträge sind oft oberflächlich und ihre 
Argumentation, wie ein bestimmtes Problem ge-
löst werden könnte, läuft in den meisten Fällen 
auf ihre Vorstellungen einer Änderung des poli-
12  Vgl. Brech, Franziska, 2005: Ein halbes Jahr NPD im 

sächsischen  Landtag.  Personen  –  Arbeitsstil  –  Ent-
wicklungsperspektiven, Berlin, S. 14-18.

tischen  Systems  hinaus.  So  sei  beispielsweise 
laut Tino Müller „die soziale Frage“ nur durch 
eine „Neuordnung der gesamtdeutschen Lebens-
verhältnisse“ zu lösen, worunter er sich die Er-
richtung  einer  „Volksgemeinschaft“  und  einer 
„raumorientierten  Volkswirtschaft“  vorstellt.13 

Es fehlt allerdings bei der NPD auch vielfach die 
Bereitschaft, sich sachlich mit einem Thema zu 
befassen. Sie setzt vielmehr auf Polemik und öf-
fentlichkeitswirksame  Äußerungen,  mit  denen 
sie jedoch seit der konstituierenden Sitzung, in 
der sie durch unzählige Anträge oder durch das 
Nachreichen von Wahlvorschlägen die  Sitzung 
gezielt  in  die  Länge zog und mit  polemischen 
Äußerungen  das  Parlament  sowie  die  übrigen 
Parteien zu diskreditieren versuchte, kein überre-
gionales Medieninteresse mehr erzielte.14

In den Reden der Abgeordneten der NPD im Ple-
num  des  Schweriner  Landtages  sind  alle  Ele-
mente  der  Parteiideologie  wiederzufinden.  Ne-
ben  EU-feindlichen,  globalisierungsfeindlichen, 
völkischen,  ausländerfeindlichen,  rassistischen 
und geschichtsrevisionistischen Äußerungen so-
wie  der  Verharmlosung  des  Dritten  Reiches, 
werden im besonderen Maße kapitalismuskriti-
sche  Bemerkungen  gepflegt.  Die  Fraktion  der 
NPD nimmt auch die Strategie der Partei auf, so-
zialpolitische Fragen verstärkt zu thematisieren. 
Die  Äußerung Udo Pastörs’,  das  erste  Augen-
merk habe „dem Gesunden und Starken zu gel-
ten“,15 womit  er  an ideologische Vorstellungen 
aus dem Dritten Reich heranrückt, unterstreicht 
jedoch  die  menschenverachtende  Position  der 
Partei. Unter dem von ihr postulierten „nationa-
len Sozialismus“ sollen nicht alle gleichermaßen 
gefördert werden, sondern die NPD unterschei-
det zwischen „leistungsfähig“ und „überflüssig“.
Während Michael Andrejewski sich am häufigs-
ten zu Wort gemeldet hat und insbesondere die 
meisten  Geschäftsordnungsanträge der  Fraktion 
stellte,  ist  es vor allem Udo Pastörs, der durch 
abweichendes  parlamentarisches  Verhalten  auf-

13  Plenarprotokoll 5/18, S. 14.
14  „Wie man Nazis zähmt“, in: Die Zeit vom 13. Septem-

ber 2007, S. 12.
15  Plenarprotokoll 5/11, S. 33.
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fällt.  So äußert sich dieser im Interview zu der 
Strategie der NPD im Landtag folgendermaßen:

„Ich bin derjenige – nicht ausschließlich, aber 
maßgeblich – der für  diese Blitzer zuständig 
ist. Also, wo ich dann sage, das heben wir mal 
heraus  aus  dem normalen  Tagesgeschäft,  da 
setzen wir mal wieder einen Stachel, der mög-
lichst tief und auch schmerzhaft in die Block-
parteienrhetorik reingeht. Kann ruhig ein Auf-
schrei sein. Je lauter die schreien, desto lieber 
ist mir das. Und auf anderer Seite haben wir 
die  Sachebene.  Wir  können aber  unsere  Sa-
chebene,  wenn  wir  uns  darauf  beschränken 
würden, überhaupt nicht kommunizieren.“16

Zur  Verstärkung  der  Aufmerksamkeit  der  Öf-
fentlichkeit  für  das  Agieren  der  NPD-Fraktion 
im Landtag dient auch die Provokation von Ord-
nungsrufen, worin Udo Pastörs, der im Untersu-
chungszeitraum mit  16 die mit  Abstand größte 
Zahl der insgesamt 39 Ordnungsrufe der NPD-
Fraktion bekam, ebenso seine Aufgabe zu sehen 
scheint.

Die Verteilung der Zwischenrufe auf die einzel-
nen  Mandatsträger  der  NPD zeigt,  daß  ebenso 
wie bei den Wortmeldungen – nur in umgekehr-
ter  Reihenfolge  –  Udo  Pastörs,  Stefan  Köster 
und  Michael  Andrejewski  innerhalb  der  NPD-
Fraktion am aktivsten auftreten und das Erschei-
nungsbild der Fraktion im Plenum entscheidend 
prägen. Weite Teile der Plenarsitzungen verlau-
fen jedoch auch von diesen drei  Abgeordneten 
ungestört. Udo Pastörs legt mit einer Anzahl von 
457 Zwischenrufen ein deutlich anderes Verhal-
ten  im Plenum an den  Tag als  Birger  Lüssow 
und  Tino  Müller  mit  jeweils  nur  zehn  in  den 
Plenarprotokollen  dokumentierten  Zwischenru-
fen. Diese beiden sind erkennbar zurückhalten-
der in ihrem Auftreten. 
Die  Fraktion  der  NPD  macht  einen  sehr  ge-
schlossenen  Eindruck.  Eventuell  vorhandene 
Konflikte  innerhalb  der  Fraktion  traten  in  den 
Plenarsitzungen  zu  keinem  Zeitpunkt  zutage. 
Eine Veränderung des Verhaltens  der NPD im 
Landtagsplenum im Laufe der Zeit war ebenfalls 
nicht zu beobachten, den einzelnen Abgeordne-
ten ist lediglich ein zunehmend sichereres Auf-

16  Interview mit Udo Pastörs am 24. September 2007.

treten bei ihren Reden und im Umgang mit den 
parlamentarischen Abläufen anzumerken.

Am 19. Oktober 2006 wurde von den Fraktions-
vorsitzenden  der  SPD,  CDU,  Linkspartei.PDS 
und  FDP  eine  gemeinsame  Erklärung  unter-
zeichnet.  Darin  machen  sie  deutlich,  daß  die 
NPD, die „sich selbst und [ihre] politischen Zie-
le ‚verfassungsfeindlich’ nennt“, nicht auf politi-
scher Gleichbehandlung bestehen und diese ein-
fordern könne.  Die Mitglieder  ihrer Fraktionen 
würden keinerlei Initiativen der NPD im Landtag 
von  Mecklenburg-Vorpommern  unterstützen, 
und sie seien sich darin einig,  daß trotz  unter-
schiedlicher politischer Auffassungen die Vertei-
digung der Demokratie Vorrang vor Parteiinter-
essen haben müsse.  17 Alle Anträge oder sonsti-
gen parlamentarischen Initiativen der NPD wur-
den geschlossen abgelehnt,  und die zu Wahlen 
vorgeschlagenen Kandidaten der NPD bekamen, 
anders als im Landtag von Sachsen, in allen Fäl-
len  lediglich  die  sechs  Stimmen  der  eigenen 
Fraktion.18 Außerdem einigte  man  sich  darauf, 
daß auf einen Antrag der NPD nur ein Abgeord-
neter stellvertretend für alle anderen Fraktionen 
reagiert.  Es  gab einzelne  Fälle,  bei  denen dies 
nicht  konsequent  eingehalten  wurde  und  zwei 
oder  sogar  drei  Parlamentarier  verschiedener 
Fraktionen auf die NPD antworteten,19 dennoch 
sind die Erwiderungen auf die Anträge der NPD 
rein quantitativ annähernd gleichmäßig über alle 
vier  Parteien  verteilt.  Es  kam  im  Schweriner 
Landtag  nicht,  wie  in  Sachsen  oder  anderen 
Landtagen der Bundesrepublik,  zu demonstrati-
vem  Verlassen  des  Sitzungssaales  aus  Protest 
gegen die Äußerungen der NPD. So ist der Um-
gang der anderen Parteien mit  der Fraktion der 
NPD insgesamt unaufgeregt.

17  http://www.spd-fraktion-mv.de/ media/content/Ge-
meinsame%Erklaerung.pdf, 30. Juli 2007.

18  Im Dresdner Landtag erhielten die von der NPD auf-
gestellten Kandidaten bei der Wahl zum Ministerpräsi-
denten  sowie  zum Ausländerbeauftragten  jeweils  14 
Stimmen, also zwei mehr, als der Fraktion zu diesem 
Zeitpunkt angehörten. Vgl. Steglich, Henrik, 2006: Die 
NPD  in  Sachsen.  Organisatorische  Voraussetzungen 
ihres Wahlerfolgs 2004, Göttingen, S. 127.

19  Plenarprotokoll 5/12, S. 47-50, 70-72, Plenarprotokoll 
5/14, S. 65-67. 
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In  der  konstituierenden  Sitzung  des  Landtages 
wurde die Geschäftsordnung besonders in Hin-
blick auf die Anwesenheit der NPD geändert. So 
wurden u.a. die Redezeiten im Plenum gestaffelt 
nach  den  Wahlergebnissen  der  Fraktionen.20 

Ebenfalls gibt es, außer bei Wahlen und Vertrau-
ensfragen,  keine  geheimen  Abstimmungen 
mehr.21 Eine weitere Änderung betrifft die Beset-
zung von Ausschußvorsitzen, die nun nach dem 
d’Hondt-Verfahren erfolgt. Der NPD stünde da-
mit erst ab einer Anzahl von zehn Ausschüssen 
ein Vorsitz zu.22 Am Anfang der Legislaturperi-
ode  wurde  ebenfalls  das  Abgeordnetengesetz 
modifiziert. So wurde das Berechnungsverfahren 
für die Fraktionsgelder geändert. Dadurch erhal-
ten kleinere Fraktionen weniger Geld. Außerdem 
müssen  Fraktionsmitarbeiter  sowie  Wahlkreis-
mitarbeiter  ein  polizeiliches  Führungszeugnis 
vorlegen.23 

Der Landtag von Mecklenburg-Vorpommern hat 
neun ständige  Ausschüsse  eingesetzt,  in  denen 
jeweils ein Abgeordneter der Fraktion der NPD 
vertreten  ist.  In  den  Ausschüssen  melden  sich 
die  Mandatsträger  der  NPD  nur  vereinzelt  zu 
Wort oder bringen Anträge ein. Die NPD-Frakti-
on zieht eindeutig das Plenum den Ausschüssen 
vor. Womöglich ist sie an parlamentarischer Ar-
beit nicht interessiert, wenn sie sich damit nicht 
öffentlich präsentieren kann. Das Verhalten der 
Abgeordneten  der  NPD  in  den  Ausschüssen 
weicht  entsprechend  stark  von  dem  im  Land-
tagsplenum ab.  Anders als  im Plenum, wo die 
Abgeordneten der NPD ihre in den meisten Fäl-
len geschriebenen Reden vortragen,  tritt  in  der 
Ausschußarbeit – wenn die Vertreter der Partei 
sich äußern – ihre mangelnde Durchdringung der 
Sachfragen noch deutlicher zutage. 
Innerhalb des Untersuchungszeitraumes  hat  die 
NPD insgesamt 364 parlamentarische Initiativen 
in  den Schweriner  Landtag eingebracht.  Damit 
hat sie im Vergleich zu den anderen beiden Op-
positionsfraktionen im Landtag mehr als viermal 

20  Vgl. Drucksache 5/1, Anlage 6.
21  Vgl. Drucksache 5/1, § 92.
22  „Politische Fußfesseln für die NPD“, in: Ostsee-Zei-

tung vom 12. Oktober 2006, S. 6.
23  Vgl. Drucksache 5/10.

so  viele  Initiativen  eingebracht  wie  die  fast 
gleichgroße Fraktion der FDP (84) und eine bei-
nahe doppelt so große Anzahl wie die Linkspar-
tei.PDS (198).
Tabelle 1: 

Parlamentarische Initiativen der drei Oppositionsparteien NPD, 
FDP und Linkspartei.PDS (16.10.2006-31.7.2007)

Parlamentarische
Initiativen NPD FDP Linkspartei.PDS

Kleine Anfragen 245 44 103
Anträge 40 18 56
Änderungsanträge 35 12 17
Mündliche Anfragen 30 3 11
Wahlvorschläge 12 4 6
Große Anfragen 1 0 0
Gesetzentwürfe 1 3 5
Gesamt 364 84 198

Mit einer Zahl von 245 sind die Kleinen Anfra-
gen die häufigste Aktionsform der NPD-Fraktion 
im  Landtag  von  Mecklenburg-Vorpommern.24 

Hingegen  hat  die  NPD-Fraktion  im  Untersu-
chungszeitraum nur einen Gesetzentwurf in den 
Landtag eingebracht.  Darin soll  eine verbindli-
che  Durchführung von Früherkennungsuntersu-
chungen zum Schutz von Kindern vor Vernach-
lässigung, Mißbrauch und Mißhandlung auf Lan-
desebene geregelt werden.25 Der Antrag ist eine 
fast  wortgleiche  Kopie  eines  Gesetzentwurfes 
der CDU-Landtagsfraktion des Saarlandes vom 
23.  November  2006.26 Da  der  Geschäftsführer 
der NPD-Fraktion, Peter Marx, ehemaliger Vor-
sitzender der NPD im Saarland war, ist es sicher-
lich kein Zufall, daß die Vorlage des Gesetzent-
wurfes der Fraktion aus dem Saarland stammt.
Die  NPD-Fraktion  behandelt  sowohl  bei  ihren 
Anträgen, als auch bei ihren Kleinen Anfragen 
ein breites Spektrum an Sachthemen und bedient 
jeweils fast alle in ihrem Aktionsprogramm zur 

24  Hierunter handelt es sich in 143 Fällen um Anfragen, 
in  denen  Stefan  Köster  rechtsextreme Straftaten,  die 
von  dem  Verein  für  Opfer  rechtsextremer  Gewalt 
„Lobbi  e.V.“  dokumentiert  wurden,  einzeln  themati-
siert.  Durch  diese  Flut  an  gleichförmigen  Anfragen 
kommt u.a. die große Anzahl der Kleinen Anfragen der 
Fraktion zustande.

25  Drucksache 5/467.
26  Plenarprotokoll 5/16, S. 64 sowie Landtag des Saar-

landes, Drucksache 13/1140.
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Landtagswahl  2006 genannten  Themenkomple-
xe.27 Bei den Anträgen,  die durch die  Einbrin-
gung in  die  Landtagssitzungen öffentlich  mehr 
wahrgenommen  werden,  setzte  die  Fraktion 
einen Schwerpunkt auf den G8-Gipfel, der vom 
6. bis zum 8. Juni 2007 in Heiligendamm statt-
fand,  sowie  gesundheits-  und  sozialpolitische 
Fragen. Erst nach Abschluß des Untersuchungs-
zeitraumes  stellte  die  NPD-Fraktion  einen An-
trag, der auf ein eindeutig rechtsextremes Thema 
abzielt und fast gleichzeitig und formulierungs-
gleich auch von der NPD-Fraktion in Sachsen in 
den  dortigen  Landtag  eingebracht  wurde.  Die 
NPD  forderte  darin  die  Landesregierung  auf, 
sich  auf  Bundesebene  für  eine  Streichung  des 
§ 130  StGB,  der  Volksverhetzung  unter  Strafe 
stellt, einzusetzen.28 Bei ihren Kleinen Anfragen 
befaßt  sich  die  NPD-Fraktion  im  Schweriner 
Landtag hingegen vorrangig mit rechtsextremen 
Straftaten, Fragen zu Ausländern oder mit  sich 
selbst als Partei. 

2.3 Öffentlichkeitsarbeit und außerparlamen-
tarische Aktivitäten der NPD-Fraktion

Die NPD im Schweriner Landtag betreibt im In-
ternet eine eigene Fraktionsseite, auf der sie aus-
führlich über ihre Arbeit informiert.29 Außerdem 
veröffentlicht  sie  regelmäßig  ein  Informations-
blatt, in dem sie über ihre parlamentarischen In-
itiativen und die Landtagssitzungen berichtet so-
wie eine Fraktionszeitung mit dem Namen „Der 
Ordnungsruf“.  Letzterer  ähnelt  in  der  Aufma-
chung  stark  dem  Informationsblatt  „Klartext“ 
der  Fraktion  in  Sachsen  und  trägt  nicht  ohne 
Grund diesen Namen.  So diene das Instrument 
des  Ordnungsrufes  im  Landtagsplenum  den 
„Pseudodemokraten“ dazu, die „nationale Oppo-
sition  zum Schweigen zu  bringen“.30 Die  Ord-
nungsrufe, die in der Regel nur die NPD träfen, 
seien jedoch für die Fraktion ein Beweis dafür, 
daß sie „unbestechlich“ sei und „im Gegensatz 
27  Vgl.  http://www.npd-mv.de/medien/bilder/ltw_ 

0620060727_aktionsprogramm.pdf, 8. Mai 2007. 
28  Drucksache 5/819 und Sächsischer Landtag, Drucksa-

che 4/9731.
29  http://www.npd-fraktion-mv.de.
30  http://www.npd-fraktion-mv.de/index.php?id=7&obj 

=1136&vchg=2&detail=1, 10. April 2007.

zu  den  heuchlerisch  gedrechselten  Worthülsen 
der Blockparteien eine klare und deutliche Spra-
che“ spreche.31 Die Fraktion schmückt sich nach 
außen  hin  also  mit  ihren  Ordnungsrufen.  Sie 
würde sie sogar gerne ernten, so Udo Pastörs.32 

In ihrer außerparlamentarischen Arbeit stellt sich 
die NPD-Fraktion als einzige Oppositionspartei 
dar, der allein das Wohl der Menschen am Her-
zen liegt und versucht, die von ihr im Landtag 
gewonnenen Informationen außerhalb des Parla-
ments für ihre Zwecke zu nutzen.

„Da die Arbeit im Landtag zu wenig transparent 
und  ergebnismager  ist,  erachten  die  Fraktions-
mitglieder ihre Arbeit vor Ort am Pulsschlag der 
Bürgerinnen und Bürger um einiges wichtiger“, 
so die NPD in einer Jahresbilanz ihrer Landtags-
arbeit,  die  sie  im  Internet  veröffentlichte.  So 
habe die Fraktion mittels zahlreicher Infostände 
im ganzen Land über ihre Arbeit im Landtag be-
richten  können.33 Außerdem  haben  fünf  der 
sechs  Abgeordneten  der  NPD  ein  Bürgerbüro 
eingerichtet,  in  denen  u.a.  „Hartz-IV-
Sprechtage“ angeboten werden.34

Die  Aktionen  der  NPD  und  ihrer  Fraktion  in 
Mecklenburg-Vorpommern  im  Zusammenhang 
mit dem G8-Gipfel waren wenig erfolgreich, da 
diese  öffentlich  gar  nicht  oder  nur  am Rande 
wahrgenommen wurden, und die NPD sich so-
mit nicht als Kritiker der Globalisierung profilie-
ren konnte.  Aufmerksamkeit  erregten hingegen 
mehrere Auftritte von Udo Pastörs bei rechtsex-
tremen Demonstrationen. Während die Ideologie 
der NPD im Landtagsplenum von ihr nur ange-
deutet  wird  oder  unterschwellig  mitschwingt, 
wird sie bei diesen Reden außerhalb des Parla-
ments von Udo Pastörs vor Anhängern der Partei 
offen geäußert. So bezieht er sich u.a. positiv auf 
das  Dritte  Reich,  spricht  Drohungen gegen die 
Regierung aus und ruft zum Umsturz des politi-
schen Systems auf. Diese Äußerungen von Pa-

31  NPD-Fraktion im Landtag von Mecklenburg-Vorpom-
mern (Hrsg.), 2007: Der Ordnungsruf, 1/2007, S. 1.

32  Ebd.
33  http://www.npd-mv.de/index.php?sek=0&pfad_id =37 

&cmsint_id=1&detail=1485, 19. September 2007.
34  Inzwischen haben alle sechs Abgeordneten ein Bür-

gerbüro eingerichtet, Birger Lüssow mittlerweile zwei. 
Vgl. www.npd-fraktion-mv.de. 5. Februar 2009.
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störs stehen im Gegensatz zu dem gemäßigteren 
Auftreten der Fraktion im Landtag und dennoch 
passen sie in das Kalkül der Partei. Sie senden 
ein Signal an die rechte Szene, nach dem Motto: 
Wir verweichlichen nicht. Pastörs’ Reden haben 
der  Partei  mediale  Aufmerksamkeit  geschenkt, 
die ihr durch ihre Arbeit im Landtag kaum bis 
gar nicht zuteil wird. So hat insbesondere seine 
Rede im brandenburgischen Rathenow, in der er 
sich u.a.  dafür ausspricht,  daß die Bundeswehr 
wieder Wehrmacht heißen solle und „jene einer 
gerechten Strafe zuzuführen“ seien,  die für die 
„Ausplünderungspolitik  unseres deutschen Vol-
kes  Verantwortung  tragen“  würden,35 für  viel 
Aufsehen gesorgt und in Mecklenburg-Vorpom-
mern die Rufe nach einem erneuten NPD-Ver-
botsverfahren laut werden lassen.36

Nach  der  Landtagswahl  in  Mecklenburg-Vor-
pommern  schwärmte  Jürgen  Gansel,  Dresdner 
Landtagsabgeordnete der NPD und Mitglied des 
Bundesvorstandes der Partei, von einer „nationa-
len Achse“ zwischen den Fraktionen in Dresden 
und Schwerin und der Parteizentrale  in  Berlin. 
Mit Hilfe dieser strategischen Achse werde die 
Partei „von Mitteldeutschland aus“ eine „natio-
nale Welle über das Land schwappen lassen“, so 
Gansel.37 Eine rege Zusammenarbeit der beiden 
Landtagsfraktionen der NPD läßt sich allerdings 
nicht konstatieren. Die NPD-Fraktion in Meck-
lenburg-Vorpommern  konnte  jedoch  sicherlich 
von den Erfahrungen der sächsischen Fraktion, 
dabei  vor  allem  vermittelt  durch  Peter  Marx, 
profitieren.  Nur  vereinzelt  ist  eine  Koordinie-
rung der Arbeit der beiden Fraktionen festzustel-

35  Zitiert  nach:  http://www.endstation-rechts.de/index.-
php?option=com_content&task=view&id=467&  Ite-
mid=92, 25. Juni 2007.

36  „Pastörs-Rede: MV prüft Chancen auf NPD-Verbot“, 
in: Ostsee-Zeitung vom 22. Juni 2007, S. 5.

37  http://www.npd.de/index.php?sek=0&pfad_id=9&cm-
sint_id=1&detail=535, 5. Juni 2007. Den Begriff „Mit-
teldeutschland“ verwendet die NPD in geschichtsrevi-
sionistischem Sinne. So handele es sich „bei dem Ge-
biet  der  früheren  DDR  um  das  historische  ‚Mittel-
deutschland’ und nicht um ‚Ostdeutschland’“, welches 
„östlich  von  Oder  und  Neiße“  läge.  NPD-Parteivor-
stand (Hrsg.), 2006: Handreichung für die öffentliche 
Auseinandersetzung.  Argumente  für  Kandidaten  & 
Funktionsträger. NPD. Die Nationalen, Berlin, S. 30.

len,  wie etwa im Falle des Antrages auf Strei-
chung des § 130 StGB. 

Die  außerparlamentarische  Arbeit  ist  für  die 
NPD  von  entscheidender  Bedeutung,  weil  sie 
dort  die  Menschen  direkt  erreichen  kann.  Die 
Präsenz in Landtagen bleibt ein wichtiges Puzz-
leteil in der Gesamtstrategie der Partei, sie ver-
schafft ihr Gelder und Zugang zu Informationen, 
welche die  NPD für ihre Arbeit  außerhalb des 
Parlamentes nutzen kann.

3. Fazit und Ausblick

Die  NPD-Fraktion  verfolgt  in  ihrer  Arbeit  im 
Landtag, aber ebenso außerhalb des Parlamentes, 
eine Doppelstrategie. Einerseits ist sie darum be-
müht, seriöse parlamentarische Arbeit zu betrei-
ben und sich mit Hilfe von Informationsständen 
sowie der  Arbeit  in  ihren Wahlkreisbüros  bür-
gernah zu präsentieren, andererseits versucht sie, 
mit  polemischen  Äußerungen  im  Landtag  und 
mit verschiedenen Aktionen außerhalb des Parla-
mentes ihre extrem rechte Anhängerschaft zu be-
dienen  sowie  die  Aufmerksamkeit  der  Öffent-
lichkeit  zu  erlangen.  Diese  Doppelstrategie  ist 
Ausdruck des Konfliktes, innerhalb der Strategie 
der  NPD  radikale  wie  bürgerlich-konservative 
Kreise  gleichzeitig  ansprechen  zu  wollen.  So 
steht der aktionistisch geprägte „Kampf um die 
Straße“,  der vor allem die gewaltbereite  Szene 
der  Rechtsextremisten ansprechen soll,  im Wi-
derspruch zu dem „Kampf um die Parlamente“, 
der eher übliche Wahlkampfaktivitäten beinhal-
tet, um gemäßigtere Sympathisanten der NPD zu 
erreichen.38 Die Partei nutzt jedoch ihre Präsenz 
im Landtag, um den „Kampf um die Köpfe“, die 
dritte Säule der sogenannten „Drei-Säulen-Stra-
tegie“  der  NPD,  auf  parlamentarischer  Ebene 
weiter  zu  betreiben.  Man kann den  Ausspruch 
von Udo Pastörs, die NPD-Fraktion im Schweri-
ner  Landtag habe  eine  „Leuchtturmfunktion“,39 

also durchaus in diesem Sinne verstehen, daß der 
Landtag von der NPD als Podium genutzt wird, 
die Ideologie der Partei zu verbreiten um auf die-

38  Vgl.  Stöss,  Richard,  2005:  Rechtsextremismus  im 
Wandel, Berlin, S. 135-136.

39  Interview mit Udo Pastörs am 24. September 2007.
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sem  Wege  die  Normalisierung  rechtsextremer 
Ansichten voranzutreiben.

Das Auftreten der Fraktion der NPD im Landtag 
von  Mecklenburg-Vorpommern  hat  viele  Ge-
meinsamkeiten  mit  den  eingangs  genannten 
Merkmalen von Fraktionen rechtsextremer Par-
teien in anderen Landesparlamenten. Neben dem 
geringen Frauenanteil  bei  rechtsextremen Frak-
tionen, der bei der Schweriner Fraktion wieder-
zufinden ist, zeigt sich auch bei ihr das charakte-
ristische Verhalten, daß sie sich im Plenum häu-
fig  zu  Wort  meldet,  viele  parlamentarische  In-
itiativen in den Landtag einbringt, ihre Abgeord-
neten in den Ausschüssen hingegen nahezu inak-
tiv sind.
Im  Gegensatz  zu  der  Dresdner  Fraktion  und 
Fraktionen anderer rechtsextremer Parteien gibt 
es bei der NPD im Schweriner Landtag bisher 
noch keine Anzeichen von Instabilität. In Sach-
sen bestand bei einigen Abgeordneten Unzufrie-
denheit über die Vernachlässigung von sozialen 
Themen, die ideologische Ausrichtung der Frak-
tion am Nationalsozialismus und die Dominanz 
von aus Westdeutschland stammenden Abgeord-
neten. Dieses Problem wird bei der Schweriner 
Fraktion so nicht auftreten, denn dort treffen auf 
die  Kader  aus  Westdeutschland  die  tendentiell 
noch radikaleren  Abgeordneten aus  der  Kame-
radschaftsszene. Es ist eher zu beobachten, daß 
sich die  NPD und damit  auch die Fraktion im 
Landtag  von  Mecklenburg-Vorpommern  durch 
die  Zusammenarbeit  mit  den  Kameradschaften 
weiter radikalisiert. 

Die  Arbeitsweise  der  Fraktion  der  NPD  in 
Mecklenburg-Vorpommern ist  im Vergleich zu 
anderen  Fraktionen  rechtsextremer  Parteien 
durch eine gewisse Professionalität gekennzeich-
net. Wie geschildert, tritt die Fraktion im Land-
tag geschlossen auf. Die internen Zuständigkei-
ten hat sie nach Politikfeldern aufgeteilt und geht 
in ihren Reden im Plenum auch weitgehend da-
nach vor. In ihren parlamentarischen Initiativen 
ist sie gleichzeitig darum bemüht,  eine Vielfalt 
an Themen zu bearbeiten und sich nicht auf we-
nige Bereiche zu beschränken. Außerdem hat die 
Fraktion  eine  eigene  Internetseite  eingerichtet 
und  veröffentlicht  regelmäßig  Informationen 

über ihre Arbeit in Form von Mitteilungsblättern 
und  einer  Fraktionszeitung.  Dies  alles  ist  bei 
Landtagsfraktionen rechtsextremer Parteien alles 
andere als selbstverständlich. 

In  ihrer  thematischen  Schwerpunktsetzung  hat 
die  Fraktion  in  Mecklenburg-Vorpommern  aus 
den Ereignissen in Sachsen gelernt – sie beschäf-
tigte  sich  von Anfang an  mit  sozialpolitischen 
Inhalten.  Mit  typischen Themen rechtsextremer 
Parteien wie Ausländer- und Asylpolitik oder Si-
cherheit  und Ordnung befaßt  sich die NPD im 
Schweriner  Landtag  in  ihren  Anträgen  jedoch 
nicht. Dies sieht bei ihren Kleinen Anfragen an-
ders aus. 
Die Ablehnung der anderen Parteien im Schwe-
riner Landtag gegenüber jeglicher Zusammenar-
beit mit der NPD wurde durch eine gemeinsame 
Erklärung bekräftigt und es wurde durch Ände-
rungen der Geschäftsordnung auf die Anwesen-
heit der rechtsextremen Fraktion reagiert. Inhalt-
liche Erfolge konnte die Fraktion  der NPD im 
Landtag  von  Mecklenburg-Vorpommern  auf-
grund dieser konsequenten Abgrenzung nicht er-
zielen. Die anderen Fraktionen treten insgesamt 
geschlossen und besonnen der NPD gegenüber. 
In diesem Sinne konnten auch die anderen Par-
teien aus den Ereignissen in Sachsen lernen. Ihr 
Verhalten stellt in der Rückschau keinen Einzel-
fall  dar,  ist  jedoch  im  Vergleich  zu  anderen 
Landtagen  mit  rechtsextremen  Fraktionen  kei-
neswegs überall erreicht worden.

Auch über zwei Jahre nach dem Einzug der NPD 
in den Schweriner Landtag hat sich an der Ge-
schlossenheit  der  Fraktion  nichts  geändert  und 
sie ist nach wie vor parlamentarisch sehr aktiv. 
So haben die sechs Abgeordneten gegenüber den 
zuvor gezählten 364 inzwischen 887 parlamenta-
rische  Initiativen  in  den  Landtag  eingebracht. 
Davon sind mit einer Zahl von 655 die Kleinen 
Anfragen  weiterhin  mit  Abstand  die  häufigste 
Aktionsform der Fraktion.40 Nach dem Ausklin-
gen  des  G8-Gipfels  zeigt  sich  noch  deutlicher 
die inhaltliche Schwerpunktsetzung der NPD bei 

40  Vgl.  www.dokumentation.landtag-mv.de/parldok/.  9. 
Februar 2009.
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ihren Anträgen auf Wirtschafts- und Sozialpoli-
tik.41 

Das  Thema  Rechtsextremismus  ist  durch  die 
Präsenz der NPD im Landtag in Mecklenburg-
Vorpommern stark in der Öffentlichkeit  vertre-
ten  und  immer  mehr  Menschen  merken,  daß 
auch sie in der Verantwortung stehen, die Demo-
kratie zu schützen. Die NPD trägt also unfreiwil-
lig  dazu  bei,  die  Demokratie  zu  stärken.  Den-
noch könnte es der NPD bei den Kommunalwah-
len im Juni 2009 gelingen, ihre momentan noch 
zehn Mandate in den Kommunen Mecklenburg-
Vorpommerns  auszubauen.  Auch  aus  diesem 
Grund ist es geboten, das Augenmerk vor allem 
auf die außerparlamentarische Arbeit der NPD in 
den Kommunen zu richten und dieser etwas ent-
gegenzusetzen.

41  Vgl.  Langer,  Kai/Lehmann, Arne, 2008:  18 Monate 
Populismus  und  Provokation.  In:  Mathias 
Brodkorb/Volker Schlotmann (Hrsg.), Provokation als 
Prinzip. Die NPD im Landtag von Mecklenburg-Vor-
pommern, Schwerin 2008, S. 74.
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Von  der  visuellen  zur  virtuellen 
Partei

Antje Sadowski1

I. Einleitung

A, ein renommierter und allseits geschätzter Ab-
geordneter,  stattet  dem  Parteitag  seiner  Partei 
einen Besuch ab. Diskutiert wird anlässlich einer 
großen politischen Debatte, zu der er als Redner 
geladen ist. Als er seine flammende Rede been-
det, ertönen Applaus und Bravorufe seitens sei-
ner Parteifreunde. Er wird beglückwünscht und 
lässt sich noch ein paar Minuten feiern, bevor er 
das Rednerpult wieder verlässt. Dazu greift er zu 
der Maus, die vor ihm auf seinem Schreibtisch 
liegt,  und klickt  auf den Button „Logout“.  Für 
die anderen Parteimitglieder verschwindet er in 
diesem  Moment  vom  Parteitag.  Er  selbst  ver-
weilt  noch  einen  Moment  an  seinem Schreib-
tisch, bevor er sich auf den Weg in die Küche 
macht. 

Um  am  Parteitag  seiner  Partei  teilzunehmen, 
musste A nicht mal seine Wohnung verlassen. Er 
wählte sich einfach in das Parteiforum ein und 
war sogleich „anwesend“. Nur eine Fiktion? 
Im Zeitalter von Heimarbeit, „Second-Life“ und 
Internet-Shopping muss  man für die  wenigsten 
Lebensbereiche noch sein Haus verlassen. Auch 
nicht mehr für die Parteiarbeit? Neugegründete, 
kleine  Parteien2 versuchen  bereits  ihre  Ar-
beitsebene  ins  Internet  zu  verlagern  und  eine 
stärkere parteiinterne Partizipation ihrer Mitglie-
der zu erreichen, indem sie ihnen zeit- und geld-
aufwendige  Wege  zu  Parteiversammlungen  er-
sparen. Auch die großen Parteien besitzen längst 
geschlossene Mitgliederbereiche3, in die man on-
line über ihre Website gelangen kann. Dort be-

1 Die Verfasserin ist Mitarbeiterin und Doktorandin am 
PRuF.

2  Bspw. die Partei Die.Basis, die in § 4 ihrer Satzung 
ausdrücklich darauf verweist, dass die hauptsächliche 
überregionale Arbeits- und Kommunikationsebene der 
Partei das Internet sein soll.

steht  für  Mitglieder  die  Möglichkeit  in  Foren 
und  Gruppen  miteinander  zu  diskutieren  und 
Beiträge zu verfassen. Eine wesentliche Funkti-
on von Mitgliederversammlungen, nämlich Mei-
nungen auszutauschen, Abstimmungen vorzube-
reiten und Mehrheiten für seine Sache zu finden, 
vollzieht sich also bereits online. Es scheint auch 
ein generelles  Bedürfnis  nach solchen Internet-
plattformen  zu  geben.  Die  bestehenden  Foren 
werden rege genutzt.  Selbst  dort  wo keine ge-
schlossenen  Mitgliederbereiche  bestehen,  wie 
etwa bei  der  Partei  „Bündnis  90/Die  Grünen“, 
verwirklichten die Mitglieder ihren Drang nach 
Internetkommunikation,  indem  sie  auf  bereits 
bestehende  freizugängliche  Netzwerke  auswi-
chen und dort eigene Gruppen eröffneten4. Sogar 
den Wahlkampf betreiben Parteien mittlerweile 
verstärkt über Internetauftritte. Zu diesem Zweck 
verlinken  sie  beispielsweise  ihre  Websites  mit 
„YouTube“,  wo Videos  von Kandidatenauftrit-
ten zu finden sind.  Auch vor virtuellen Partei-
zentralen5 und Wahlkampfaktionen in „Second-
Life“ wird nicht halt gemacht6. Ist die vollständi-
ge Verlagerung sämtlicher Parteiaktivität ins In-
ternet also nur noch eine Frage der Zeit? Bei ei-
ner bloßen Fiktion ist es jedenfalls nicht geblie-
ben. Die Parteien stellen längst nicht  mehr die 
Reinform einer Präsenzpartei dar, sondern haben 
durchweg  die  neuen  Medien  für  sich  entdeckt 
und nutzbar gemacht. 

Wie ist diese Entwicklung nun rechtlich zu be-
stimmen? Ist das Abhalten von Online-Mitglie-
derversammlungen  für  Parteien  rechtlich  über-
haupt  zulässig oder  hinkt  das  Recht  hier  einer 
gesellschaftlichen Entwicklung hinterher?

3  Z.B. http://www.meinespd.net/; http://diskussion.cdu.-
de/index.html und 
https://my.fdp.de/webcom/show_websiteprog.php/_c-
882/i.html. 

4  Siehe  dazu   http://de-de.facebook.com/group.php?
gid=14555622783 und http://www.studivz.net/Groups/
Overview/01c13d9fc8bf074e. Dies war für die Partei 
Anlass  genug,  ebenfalls  ein  Projekt  zu  starten,  um 
einen geschlossenen Mitgliederbereich einzurichten. Er 
soll für die Mitglieder ab Mitte März 2009 zur Verfü-
gung stehen.

5  Vgl. bspw. für die SPD http://www.spdsl.de/. 
6  Vgl.  nur  http://www.heise.de/tp/r4/artikel/ 26/ 

26389/1.html.
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In der Literatur zum allgemeinen Zivil- und Ver-
einsrecht wird die Möglichkeit für Vereine sich 
online  zu  versammeln  bereits  seit  einiger  Zeit 
diskutiert.  Die  parteienrechtliche  Forschung 
schweigt dazu jedoch noch. Dieser Aufsatz soll 
daher als Beitrag verstanden werden, die aktuelle 
zivilrechtliche Debatte um die Online-Versamm-
lungen auch für  das  Parteienrecht  zu  eröffnen. 
Zentraler Untersuchungsgegenstand ist die onli-
ne  abgehaltene  Mitgliederversammlung,  als 
wichtigste  Partizipationsmöglichkeit  der  Mit-
glieder.  Dazu wird einleitend zunächst  die Be-
grifflichkeit  der  Online-Versammlung   geklärt 
(unter  II.),  bevor  Ausführungen  zum  aktuellen 
Versammlungsbegriff im Zivilrecht folgen (unter 
III.) und abschließend die gewonnen Erkenntnis-
se auf das Parteienrecht übertragen, sowie recht-
liche Grenzen für eine Online-Versammlung von 
Parteien aufgezeigt werden (unter IV.). 

II. Zur Begrifflichkeit der Online-Versamm-
lung

Traditionell  wird unter einer Versammlung ein 
Zusammenkommen  von  zunächst  rein  körper-
lich anwesenden Personen zu einem gemeinsa-
men Zweck verstanden.7 Im Zentrum steht dabei 
insbesondere die Möglichkeit zur gemeinsamen 
Kommunikation bzw. zum Meinungsaustausch8. 
Betrachtet  man  die  Alternativen,  die  zur  Ver-
sammlung  neben  dem  physischen  Zusammen-
kommen bis vor wenigen Jahren bestanden, er-
scheint dies nur allzu verständlich. Die Möglich-

7  Benda, in: Abraham/Dolzer, Bonner Kommenter zum 
GG, Art. 8 Rdnr.  31 [1995]; allerdings ist vereinzelt 
bereits eine Wandlung weg vom Erfordernis der kör-
perlichen Anwesenheit auszumachen. So bspw. im Ur-
teil des AG Frankfurt (Main) vom 01.07.2005 -991 Ds 
61000 Js 226314/01 – in: CR 2005, 897 (900), in wel-
chem das Gericht die Versammlungseigenschaft einer 
Online-Demonstration ausdrücklich wegen des fehlen-
den gemeinsamen Zweckes und nicht wegen des virtu-
ellen Ortes verneint. Auch in der Literatur mehren sich 
Stimmen,  den  Versammlungsbegriff  den  technischen 
Gegebenheiten anzupassen, und virtuelle Versammlun-
gen  zuzulassen,  solange  sie  nur  alle  Merkmale  des 
Versammlungsbegriffs  aufweisen.  So  bspw.  Kraft/  
Meister,  Rechtsprobleme  virtueller  Sit-ins,  MMR 
2003, 366 ff. 

8  Statt  vieler  Kannengießer,  in:  Schmidt-Bleibtreu/  
Klein, GG, 2004, Art.8 Rdnr. 3 m.w.N.

keiten, um in einer Gruppe miteinander zu kom-
munizieren, erschöpften sich in Umlaufschreiben 
oder Telefonkonferenzen. Eine schriftliche Dis-
kussion ist nun sehr mühsam, und bei einer Tele-
fonkonferenz  ist  die  maximale  Teilnehmerzahl 
naturbedingt  auf  wenige  begrenzt,  so  dass  das 
tatsächliche  Zusammenkommen  der  Versamm-
lungsteilnehmer die einzig handhabbare Option 
darstellte.  Der  gleiche  Versammlungszweck, 
nämlich Kommunikation, Meinungsbildung und 
-austausch mit  anderen, kann mittlerweile auch 
erreicht  werden,  ohne dass die  Versammlungs-
teilnehmer sich von Angesicht zu Angesicht ge-
genüberstehen.  Der  schriftliche  Austausch  ist 
durch das Mittel  der e-mail  erheblich schneller 
geworden, Übertragungen von Bild und Ton mit 
web-cams und web-micros sind nahezu in Echt-
zeit möglich und sogar rein virtuelle Treffen, bei 
denen sich alle Teilnehmer in einem virtuellen 
Raum selbst und auch gegenseitig sehen können, 
sind realisierbar.

Eine  Online-Versammlung  ist  also  eine  Ver-
sammlung unter Zuhilfenahme moderner Kom-
munikationsmittel.  Sie  ist  ein  Zusammenkom-
men  von  körperlich  Abwesenden,  die  ähnlich 
wie körperlich Anwesende agieren. Mit ihr wird 
der gleiche Zweck erfüllt, nur bedienen die Teil-
nehmer sich dazu des Internets. Die Online-Ver-
sammlung  hat  damit  Versammlungscharakter 
und stellt lediglich eine Modifikation des herge-
brachten  Verständnisses  von  Versammlungen 
dar9. 

III. Die Online-Versammlung im Zivilrecht

Im  Zivilrecht  hat  die  Mitgliederversammlung 
von juristischen Personen zwar detaillierte Rege-
lungen10 erfahren,  doch  finden  sich  auch  dort 
keine  spezifischen  Ausführungen  zur  Online-
Versammlung. Ebenso wenig konnte die Recht-
sprechung sich bisher mit diesem Thema ausein-

9  So auch Schwarz, Neue Medien im Gesellschaftsrecht, 
MMR 2003,  23 ff.;  Erdmann,  Die Online-Versamm-
lung im Vereins- und GmbH-Recht, MMR 2000, 526 
(532).

10  Vgl. nur §§ 32 ff. BGB, §§ 118 ff. AktG, §§ 43 ff. 
GenG.  
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andersetzten11.  In  der  zivilrechtlichen  Literatur 
dagegen wurde die Online-Versammlung bereits 
als  neue  Form  der  Versammlung  erkannt  und 
rechtlich zu verorten versucht. Es bietet sich da-
her an, den Blick zunächst auf diese Überlegun-
gen, insbesondere zum Vereinsrecht, zu lenken, 
und ihn anschließend auf das Parteienrecht aus-
zuweiten. 

Die neuere Literatur zum allgemeinen Vereins-
recht geht fast geschlossen12 davon aus, dass eine 
Online-Versammlung für Vereine möglich  sein 
muss. Dogmatisch begründet wird dies überwie-
gend  mit  einer  entsprechenden  Auslegung  des 
§ 32 II BGB. 

1. § 32 II BGB

Der Wortlaut des § 32 II BGB regelt originär den 
Fall der Beschlussfassung im Verein  ohne Ver-
sammlung,  also  in  erster  Linie  eigentlich  eine 
Nicht-Versammlung.  Ein  Beschluss  sei  danach 
auch ohne Versammlung gültig, wenn alle Mit-
glieder  ihre  Zustimmung  zu  dem  Beschluss 
schriftlich  erklärten.  §  32  II BGB stellt  damit 
eine Ausnahme zu dem üblichen Beschlussver-
fahren  im  Zuge  einer  Mitgliederversammlung 
dar. Hilfreich kann ein solches Verfahren insbe-
sondere bei Eilentscheidungen sein, in denen zu 
einer  ordnungsgemäßen  Einberufung  der  Mit-
gliederversammlung einschließlich  Ladung kei-
ne Zeit  bleibt.  Wegen des Ausnahmecharakters 
sind an eine Beschlussfassung im Verfahren des 
§ 32 II BGB erhöhte Anforderungen gestellt. Es 
sind Einstimmigkeit  und  Schriftform erforder-
lich. Allerdings ist § 32 II BGB eine nachgiebige 
Regelung iSd § 40 BGB, so dass der Verein in 
seiner  Satzung  von  den  strengen  gesetzlichen 

11  Fleck, Die virtuelle Mitgliederversammlung im einge-
tragenen Verein, DNotZ 2008, 245 (245).

12  Schwarz/Schöpflin,  in:  Bamberger/Roth,  BeckOK 
BGB,  § 32 Rdnr.  44a  [2008];  Reuter, in:  Rebmann, 
MüKo BGB, 2006, § 32 Rdnr. 69 f.; Sauter/Schweyer/
Waldner,  Der eingetragene Verein,  2006,  Rdnr.  210; 
Reichert, HbdVR, Rdnr. 1816 a;  Erdmann, Die Onli-
ne-Versammlung im Vereins- und GmbH-Recht, MMR 
2000, 526ff.; Fleck, Die virtuelle Mitgliederversamm-
lung im eingetragenen Verein, DNotZ 2008, 245; an-
ders soweit ersichtlich nur Stöber, Handbuch zum Ver-
einsrecht, 2004, Rdnr. 409 a.

Vorschriften zu  diesem Beschlussverfahren ab-
weichen,  und so  beispielsweise  einfache  Stim-
menmehrheit genügen lassen kann. 

Die  Regelung  des  §  32  II  sagt  insoweit  zwar 
nichts über die Modalität sich online zu versam-
meln  aus,  sie  macht  jedoch deutlich,  dass  das 
Gesetz vom Regelfall der Versammlung körper-
lich  Anwesender  auch  Ausnahmen  zulässt13. 
Eine wirksame Beschlussfassung der Mitglieder 
ist nicht zwingend an ein gemeinsam erfahrenes 
Ereignis in einem lokalen Vereinshaus geknüpft. 
Die  Modalität  der  Online-Versammlung  steht 
damit dem Charakter einer Mitgliederversamm-
lung zumindest nicht von vornherein entgegen. 

2. Ausgestaltung der Online-Versammlung 

Teleologisch  gesehen ist  die  Online-Versamm-
lung im Verein wie festgestellt zunächst einmal 
nicht verboten. Den Vereinen obliegt ihre Ziel-
setzung und Ausgestaltung selbst14,  solange sie 
die vorgeschriebenen rechtlichen Grenzen nicht 
überschreiten. Es steht ihnen frei durch eine Sat-
zung den gesetzlichen Rahmen eigenverantwort-
lich zu füllen, und insofern es sich um nachgie-
bige  Regelungen  handelt  von  ihnen  abzuwei-
chen.  Die  Satzungsfreiheit  ermöglicht  es  den 
Vereinen  damit  auch,  Regelungen  für  die  Be-
schlussfassung der Mitgliederversammlung auf-
zustellen,  die  vom Grundfall  der Beschlussfas-
sung  unter  körperlich  Anwesenden  abweichen. 
In seiner Satzung muss der Verein sich zudem 
nicht  auf  eine  einzige  Form der  Versammlung 
festlegen. Er kann vielmehr für seine Mitglieder-
versammlungen auch eine kombinierte Teilnah-
me von an- und abwesenden Mitgliedern zulas-
sen15.  Dies  könnte  von  Vorteil  sein,  wenn  die 
Versammlung  unter  Anwesenden  als  Regelfall 
beibehalten werden soll,  einige Mitglieder aber 
regelmäßig aus Zeit- oder Kostengründen nicht 
anreisen können. Diese Mitglieder würden in so 
einem Fall  mittels  Kamera  und  Telefon  zuge-

13  Fleck, Die virtuelle Mitgliederversammlung im einge-
tragenen Verein, DNotZ 2008, 245 (247).

14  Reichert, HbdVR, 2007, Rdnr. 346 f.
15  Fleck, Die virtuelle Mitgliederversammlung im einge-

tragenen Verein, DNotZ 2008, 245 (255).
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schaltet16. Natürlich muss es dann auch möglich 
sein die Online-Versammlung als Regelfall  der 
Versammlung  in  einem Verein  durch  die  Sat-
zung zu institutionalisieren17. 

Welche Anforderungen sind nun an sie zu stel-
len? 
Bei der Frage nach den rechtlichen Grenzen für 
die  Ausgestaltung der  Online-Versammlung ist 
zunächst einmal zu bemerken, dass dadurch das 
Organ der Mitgliederversammlung nicht faktisch 
abgeschafft werden darf18. Es ist ein Notwendi-
ges19, und muss auch bei Beschlussfassungen via 
Internet  das  Hauptinstrument  zur  Meinungsbil-
dung im Verein bleiben. 

Weiter muss die Online-Versammlung ein voll-
wertiges  Äquivalent  zur  Präsenzversammlung 
darstellen, um diese ersetzen zu können. Einem 
Beschluss  in  der  Mitgliederversammlung  geht 
regelmäßig  eine  Diskussion  zur  Meinungsbil-
dung voraus. Daher muss auch die Online-Ver-
sammlung die Möglichkeit zur Diskussion unter 
den Mitgliedern bieten. Rede- und Antragsrechte 
müssen  von  den  Mitgliedern  wahrgenommen 
werden  können20.  Und  auch  die  Stimmabgabe 
muss  den  Anforderungen  entsprechen,  welche 
bei einer Versammlung unter Anwesenden an sie 
zu stellen wären. 
Vereinzelt21 wird  angenommen,  dass  für  eine 
gültige Stimmabgabe per E-Mail eine elektroni-
sche Signatur i.S.d. Formvorschrift des § 126 a 
BGB nötig sei.22 Begründet wird dies mit  dem 

16  Diesen  Fall  berücksichtigt  ausdrücklich  §  118  II 
AktG. 

17  Fleck, Die virtuelle Mitgliederversammlung im einge-
tragenen Verein, DNotZ 2008, 245 (249).

18  Reichert, HbdVR, 2007,  Rdnr.  1118 ff.;  Fleck,  Die 
virtuelle  Mitgliederversammlung  im  eingetragenen 
Verein, DNotZ 2008, 245 (249).

19  Reichert, HbdVR, 2007, Rdnr. 1114 ff.
20  Fleck, Die virtuelle Mitgliederversammlung im einge-

tragenen Verein, DNotZ 2008, 245 (248).
21  Fleck, Die virtuelle Mitgliederversammlung im einge-

tragenen Verein, DNotZ 2008, 245 (256).
22  Dagegen:  Erdmann,  Die  Online-Versammlung  im 

Vereins-  und  GmbH-Recht,  MMR 2000,  526  (529); 
Heller u.a., Die Online-Hauptversammlung, CR 2002, 
592;  Reichert,  HbdVR,  Rdnr.  1816  b; 
Schwarz/Schöpflin,  in:  Bamberger/Roth,  BeckOK 

Schriftformerfordernis des § 32 II BGB, welcher 
auf Online-Versammlung wie bereits dargestellt 
entsprechend  angewendet  wird.  Allerdings  ist 
§ 32 II BGB nachgiebig i.S.d. § 40 BGB, so dass 
das  Schriftformerfordernis  nicht  zwingend  ist. 
Es kann folglich durch die Satzung abgeändert 
werden.  Zu  empfehlen  ist  aber  zumindest  die 
Textform nach § 126 b BGB einzuhalten, die ab-
zugebende Erklärung also in Schriftzeichen les-
bar zu verfassen und die Person der Erklärenden 
abschließend anzugeben. 

Weiter darf der Zugang zur Versammlung nicht 
unnötig  erschwert  werden23.  Probleme  könnten 
sich daher ergeben, sobald nicht alle Vereinsmit-
glieder Zugang zum Internet besitzen. Sieht die 
Satzung  als  Versammlungsart  die  Online-Ver-
sammlung allerdings bereits beim Eintritt  eines 
Mitglieds vor, so wird dieses Mitglied nicht in 
seinen Teilnahmerechten beeinträchtigt. Es steht 
dem Verein frei seinen Mitgliederkreis von An-
fang an auf solche Personen zu beschränken, die 
über ausreichende technische Möglichkeiten ver-
fügen24.  Führt  der Verein jedoch erst  nachträg-
lich  durch  Satzungsänderung  die  Online-Ver-
sammlung  ein,  so  beschneidet  er  nachträglich 
Rechte  bereits  vorhandener  Mitglieder,  welche 
ohne Internetzugang von den Vereinsversamm-
lungen zukünftig ausgeschlossen werden.25 In ei-
nem solchen  Fall  müsste  der  Verein,  um eine 
Ungleichbehandlung zu vermeiden, den betroffe-
nen Mitgliedern einen Internetzugang verschaf-
fen, indem er bspw. einen solchen im Vereins-
haus zur Verfügung stellt.
Folglich  bleibt  festzuhalten,  dass  Online-Ver-
sammlungen in Vereinen grundsätzlich rechtlich 
zulässig sind26, solange sie eine vollwertige Al-

BGB, § 32 Rdnr. 44a [2008].
23  Reichert, HbdVR, 2007, Rdnr. 1244 mwN.
24  Fleck, Die virtuelle Mitgliederversammlung im einge-

tragenen Verein, DNotZ 2008, 245 (251).
25  Schwarz/Schöpflin,  in:  Bamberger/Roth,  BeckOK 

BGB, § 32 Rdnr. 44a [2008].
26  Die rechtliche Zulässigkeit von Online-Versammlun-

gen wird verbreitet sogar für das satzungsstrenge Akti-
enrecht vertreten.  Vgl.  dazu  Heller u.a.,  Die Online-
Hauptversammlung,  CR  2002,  592;  Schwarz,  Neue 
Medien  im  Gesellschaftsrecht,  MMR  2003,  23  ff. 
mwN, so dass sie danach erst recht in den satzungsfrei-
en Vereinen möglich sein muss.
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ternative  zur  Präsenzversammlung  darstellen. 
Wie  lassen  sich  die  gefundenen  Erkenntnisse 
nun für das Parteienrecht verwerten?

IV. Übertragung auf das Parteienrecht

Parteien stellen besondere Ausprägungen der all-
gemeinen zivilrechtlichen Vereine dar27. Die zu-
vor  genannten  Überlegungen  sind  folglich  auf 
sie  grundsätzlich  übertragbar.  Die  Online-Ver-
sammlung wäre demnach auch für Parteien eine 
zulässige Versammlungsform, wenn nicht partei-
enrechtliche  Besonderheiten  dagegen  sprechen. 
Im Folgenden werden zunächst Wortlaut (unter 
1.) und Telos (unter 2.) der parteiengesetzlichen 
Normen  zur  Mitgliederversammlung  auf  eine 
Unvereinbarkeit  hin untersucht, bevor abschlie-
ßend  auf  die  Möglichkeiten  zur  technischen 
Ausgestaltung (unter 3.) eingegangen wird.

1. Wortlaut des Parteiengesetzes

Nach dem Wortlaut seiner §§ 8 und 9 geht das 
Parteiengesetz  von  einer  Versammlung  unter 
Anwesenden aus. Kann man die Wortwahl des 
§ 9 ParteiG,  die  Parteitage „treten zusammen“, 
noch dahingehend auslegen, dass zusammentre-
ten lediglich sich zusammenfinden, auch online, 
meint, so ist die Formulierung des § 8 ParteiG 
hingegen eindeutig. § 8 I 4 ParteiG räumt einer 
Partei  die  Möglichkeit  ein  eine  Vertreterver-
sammlung auch schon auf der Ortsverbandsebe-
ne zu bilden, wenn diese eine große räumliche 
Ausdehnung  haben.  Das  Parteiengesetz  sieht 
folglich in einer großen räumlichen Ausdehnung, 
ähnlich wie auch in der hohen Anzahl von Teil-
nehmern, ein Hindernis den Parteitag reibungs-
los abhalten zu können, und lässt für diese bei-
den  Fälle  eine  organisatorische  Vereinfachung, 
nämlich die Wahl  von Vertretern zu.  Der dem 
Parteiengesetz  zugrunde  liegende  Versamm-
lungsbegriff  ist  damit  offensichtlich  der  einer 
Versammlung  allein  unter  körperlich  anwesen-
den Parteimitgliedern. 

Allerdings gilt auch für das von 1967 stammen-
de  Parteiengesetz  das  oben  zum  allgemeinen 
27  Reichert, HbdVR, 2007,  Rdnr.  5607 f.;  Seifert,  Die 

politischen Parteien, 1975, S. 160.

Versammlungsbegriff  des  Zivilrechts  Gesagte. 
Dem historischen Gesetzgeber standen zum Zeit-
punkt der Wortlautfassung von §§ 8 und 9 Par-
teiengesetz  keine  anderen  Möglichkeiten  zur 
Verfügung  einen  Parteitag  abzuhalten,  als  die, 
alle Parteimitglieder in einem Raum zu versam-
meln.  Vor  dem Hintergrund  der  gesellschaftli-
chen und vor allem technischen Weiterentwick-
lung  darf  dieser  Wortlaut  demnach  nicht  als 
zwingend  und  unüberwindbar  verstanden  wer-
den. Eine Abweichung muss möglich sein. Ein 
ausdrückliches  Verbot,  den  Parteitag  in  einem 
virtuellen  Raum stattfinden  zu  lassen,  existiert 
nicht.  Es findet sich folglich kein entgegenste-
hender Wortlaut im Parteiengesetz; nur ein un-
vollständiger, der der Auslegung zugänglich ist.

Zu beachten sind in diesem Zusammenhang ins-
besondere § 9 III und IV des Parteiengesetzes, 
wonach  Wahlen  und  auch  die  überwiegenden 
Beschlüsse  ausdrücklich  vom  Parteitag  vorzu-
nehmen sind. Sie müssen also im Rahmen einer 
Versammlung stattfinden, und keinesfalls losge-
löst  von  dieser.  Inwieweit  dieses  Verständnis 
Raum  bietet  für  die  Anwendung  des  §  32  II 
BGB, also der Beschlussfassung auch außerhalb 
einer  Versammlung,  muss  hier  nicht  erörtert 
werden. Wie bereits gezeigt wurde, stellt die On-
line-Versammlung lediglich eine Modalität einer 
vollwertigen Versammlung dar. Ließe man also 
eine Online-Versammlung im Parteienrecht  zu, 
so würde eine solche auch den gesteigerten An-
forderungen des § 9 ParteiG gerecht.

2.  Die  Mitgliederversammlung  als  Parteior-
gan

In Art. 21 GG wird das Erfordernis der innerpar-
teilichen  Demokratie  ausdrücklich  hervorgeho-
ben.  Daraus  ergeben  sich  Grenzen  und  Ein-
schränkungen  für  die  Organisationshoheit  der 
Parteien28. Es sind mithin besondere Anforderun-
gen an das zentrale Organ in der Partei,  durch 
welches die Mitglieder an der innerparteilichen 
Entscheidungsfindung  mitwirken  können,  zu 
stellen:  die Mitgliederversammlung. Die Zuläs-
sigkeit  der  Mitgliederversammlung  als  Online-
Versammlung  hängt  damit  entscheidend  davon 
28  Seifert, Die politischen Parteien, 1975, S. 119.
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ab, ob eine solche Versammlungsmodalität die-
sen Anforderungen gerecht wird. 

Zunächst setzt das Erfordernis der innerparteili-
chen  Demokratie  voraus,  dass  die  Willensbil-
dung sich innerhalb der Partei  von unten nach 
oben vollzieht29. Zu diesem Zweck schreibt § 8 
ParteiG die Bildung von Mitgliederversammlun-
gen auf jeder Gebietsverbandsebene vor. Dieses 
Mehrebenensystem  der  Mitgliederversammlun-
gen soll gewährleisten, dass ausreichende Parti-
zipationsmöglichkeiten  für  die  Parteimitglieder 
zur  Verfügung  stehen.  Es  erfährt  jedoch  eine 
Einschränkung  aus  Praktikabilitätsgründen.  In 
höheren  Gebietsverbänden darf  die  Mitglieder-
versammlung durch eine Vertreterversammlung 
ersetzt  werden.  Mittels  einer Online-Versamm-
lung könnte die Willensbildung ohne Zwischen-
schaltung  einer  Vertreterversammlung  stattfin-
den. Die parteiinterne Partizipation wäre direkt-
demokratisch möglich, da räumliche Entfernun-
gen kein Hindernis  mehr  darstellten.  Auch die 
mit  steigender  Entscheidungsebene  verbundene 
zunehmende Anzahl  an Teilnehmern ließe sich 
durch das leichtere Handhaben von virtuell aus-
geübten Rede- und Antragsrechten in den Griff 
bekommen.  Unter  dem Aspekt  der  demokrati-
schen Mitwirkung der Parteimitglieder an der in-
ternen Entscheidungsfindung könnte die Online-
Versammlung  also  ein  demokratisches  Mehr 
darstellen,  und  steht  insoweit  der  Eigenart  der 
Mitgliederversammlung  als  Parteiorgan  nicht 
entgegen. 
Die Geheimheit bei Wahlen wird von § 15 Par-
teigesetz  ausdrücklich  vorgeschrieben.  Gleich-
zeitig werden dadurch erhöhte Anforderungen an 
die  Identität  der  Versammlungsteilnehmer  ge-
stellt.  Beides sind Kriterien die hinsichtlich der 
Online-Versammlung allein technische und kei-
ne rechtlichen Probleme aufwerfen.30  

Durch das Gebot zur innerparteilichen Demokra-
tie werden die Mitglieder verstärkt mit Partizipa-
tionsrechten ausgestattet31. Neben den Rede- und 

29  Seifert, Die politischen Parteien, 1975, S. 191.
30  Zur  technischen  Ausgestaltung  siehe  unten  unter 

IV. 3.
31  Vgl. zu diesen im Einzelnen  Seifert,  Die politischen 

Parteien,  1975,  S.  191  f.;  Reichert, HbdVR,  2007, 

Antragsrechten ist  daher zu beachten, dass alle 
Mitglieder  die  gleichen  Teilnahmebedingungen 
haben. Insbesondere muss der Zugang zur Ver-
sammlung,  also  der  Internetanschluss,  gewähr-
leistet  sein.32 Hinsichtlich der Beteiligung wäh-
rend  der  Versammlung  muss  die  Online-Ver-
sammlung einer  Versammlung unter  Anwesen-
den  gleichwertige  Möglichkeiten  bieten.  Auch 
dies  ist  in  erster  Linie  aber  eine  technische 
Schwierigkeit.33 Begrenzt  die  Partei  mit  ihrer 
Entscheidung zur Online-Versammlung faktisch 
den  Kreis  der  Parteimitglieder,  weil  sie  bei-
spielsweise nur solche aufnimmt,  die über aus-
reichende technische Mittel verfügen, so ist ihr 
dies  unbenommen.  Die  Partei  kann  ihre  Ziel-
gruppe  frei  wählen34.  Es  unterliegt  allein  ihrer 
Einschätzung  und  Entscheidung,  ob  sie  ihren 
Mitgliederkreis  durch ihre  interne Organisation 
auf  eine  bestimmte  Bevölkerungsstruktur  be-
schränkt oder den Umfang möglicher Mitglieder 
wegen der wegfallenden räumlichen Grenzen so-
gar erweitert.

Fraglich ist,  ob die  Online-Versammlung (mit-
tels Chat) in geeigneter Weise die politische auf-
geladene Stimmung von Parteitagen widerspie-
geln kann. Die virtuelle Diskussion ist naturge-
mäß eine entemotionalisierte. Den parteiinternen 
Meinungsführern  und  Parteitagsrednern  könnte 
es in einer Situation, in welcher sie ihr Publikum 
und damit  auch seine Reaktionen nicht  visuell 
wahrnehmen und in der es keine Pausen für in-
formelle  Gespräche  gibt,  erschwert  werden 
Mehrheiten zu bilden. Selbst wenn man virtuelle 
Zwischenrufe zuließe oder einen „Jubel-Button“ 
oder  dergleichen  einführte,  so  ist  die  Qualität 
dieser Äußerungen doch eine formalisierte  und 
damit andere als auf einem Parteitag unter An-
wesenden. Allerdings ist sie eben auch nur eine 
andere,  und  damit  nicht  zwangsläufig  eine 
schlechtere.  Unter Vernachlässigung der Frage, 
inwieweit  emotional  aufgeladene  Situationen 
überhaupt  rechtlich  geschützt  sind,  bleibt  auch 
hier nur darauf hinzuweisen,  dass es der freien 
Entscheidung der Partei unterliegt, wenn sie den 

Rdnr. 5632 f. 
32  Dazu siehe schon oben unter III. 2. 
33  Auch dazu unten unter IV. 3.
34  Seifert, Die politischen Parteien, 1975, S. 118.
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Charakter ihre Parteitage weniger emotional ge-
stalten und der sachlichen Diskussion zugängli-
cher machen möchte. 

Abschließend bleibt damit festzuhalten, dass die 
Modalität  der Online-Versammlung weder vom 
Wortlaut  des  Parteiengesetzes  ausgeschlossen 
wird, noch dem Wesen der Mitgliederversamm-
lung  in  Parteien  widerspricht.  Auf  Grund  der 
Satzungsfreiheit  für  Parteien  bleibt  es  ihnen 
folglich  unbenommen,  ihre  Parteitage  virtuell 
abzuhalten. Die Umstellung von Präsenz- zu On-
line-Versammlungen  kann  auch  ein  Statement 
sein  für  gesellschaftliche  Anschauungen  oder 
politische Programme, so dass die Partei den Be-
gleiterscheinungen  von  Online-Versammlungen 
bewusst  gegenüber  den  Qualitäten  von  Ver-
sammlungen  unter  Anwesenden  den  Vorzug 
gibt.

3. Ausgestaltungsmöglichkeiten

Das  Abhalten  von  Online-Versammlungen  in 
Parteien ist also grundsätzlich zulässig. Die oben 
aufgezeigten Grenzen müssen jedoch bei der tat-
sächlichen  Umsetzung,  also  der  technischen 
Ausgestaltung beachtet werden. Das Organ Par-
teitag  darf  durch  die  technische  Ausgestaltung 
nicht in seiner Funktion beeinträchtigt werden.

Damit die Online-Versammlung ein vollwertiges 
Äquivalent  zur  Präsenzversammlung  bilden 
kann und den Anforderungen an die innerpartei-
liche Demokratie gerecht wird, muss eine ausrei-
chende Kommunikationsplattform für  die  Teil-
nehmer der Versammlung vorhanden sein,  bei-
spielsweise  durch  die  Möglichkeit  eines  ge-
schlossenen Chats. Aus organisatorischen Grün-
den bietet es sich an, Anträge vorab fristgebun-
den einreichen zulassen, eine Rednerliste zu er-
stellen  und allein  dem Versammlungsleiter  die 
technische Möglichkeit einzuräumen dem jewei-
ligen Redner das „Wort“ zu erteilen. 
Die Identität  der  Teilnehmer kann durch einen 
Zugangscode ausreichend sichergestellt werden; 
und die Geheimheit bei Wahlen durch beispiels-
weise ein separat verschicktes Passwort. Wichtig 
ist  dabei  allerdings,  dass die Stimme nicht  zu-
rückverfolgt werden kann, sobald sie in den Pool 

der anderen Stimmen eingegangen ist, also nicht 
nachgeprüft werden kann welches Mitglied wie 
gewählt  hat,  vergleichbar  mit  dem System der 
Briefwahl. Sichergestellt wäre dies in etwa durch 
die  Verwendung  von  zwei  Datenbanken.  Das 
Mitglied würde sich mittels seines Passwortes in 
die erste Datenbank einwählen und dort zufällig 
einen Code zugewiesen bekommen, mit dem es 
in der zweiten Datenbank seine Stimme abgeben 
kann.  Letztlich  könnte  so  nur  festgestellt  wer-
den,  dass  ein  Mitglied  gewählt  hat,  aber  nicht 
mehr wie. 

Letztlich steht bei elektronischen Verfahren stets 
der  Vorwurf  der  Manipulierbarkeit  von Ergeb-
nissen im Raum. Dazu bleibt zu bemerken, dass 
die  Partei  nicht  verpflichtet  ist  den  sichersten 
Weg zu gehen, sondern nur einen ausreichend si-
cheren. Im Gegenteil, ein elektronisches Verfah-
ren kann unter Umständen wegen der erleichter-
ten  Dokumentationsmöglichkeit  sogar  eine  hö-
here Kontrolle und bessere Überprüfung bieten. 
Die damit einhergehende Transparenz ist zudem 
geeignet das Vertrauen in das Verfahren zu stei-
gern.  Welchen  Gründen  der  Vorzug  einzuräu-
men ist bleibt letztlich aber Ermessensfrage der 
Partei.

V. Fazit

Die in der allgemeinen zivilrechtlichen Literatur 
angestellten  Überlegungen zur  Möglichkeit  der 
Online-Versammlung greifen auch unter Berück-
sichtigung  der  parteinrechtlichen  Besonderhei-
ten. Den Parteien steht folglich der Weg offen, 
die sich bereits abzeichnende Entwicklung, neue 
Medien  verstärkt  einzubeziehen,  weiter  zu  be-
schreiten.  Die  Frage  der  zulässigen  Ausgestal-
tung bleibt allein eine technische und ist gewähr-
leistet,  solange die Parteien den Anforderungen 
der  innerparteilichen  Demokratie  gerecht  wer-
den.

Vielleicht findet sich also bald neben dem Ein-
wahlbutton zum Mitgliederbereich auf den Web-
sites der Parteien auch eine Pforte zum virtuellen 
Parteitag.  Das  Parteienrecht  zumindest  ist  ge-
wappnet für diese Entwicklung.
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Die Auswirkungen des Landtags-
wahlsystems  von  Baden-Würt-
temberg  auf  die  Wahlkampfakti-
vität ausgewählter Parteien

Jens Walther, M.A.1

I. Einleitung

Das  Landtagswahlsystem  von  Baden-Württem-
berg ist traditionsgemäß alle fünf Jahre Gegen-
stand erheblicher Kritik sowohl der Wähler als 
auch von Teilen der zur Wahl stehenden Kandi-
daten. Daher verwunderte es auch nicht, dass in-
folge  der  Landtagswahl  von  2006  zahlreiche 
Einsprüche  dem  Wahlprüfungsausschuss  des 
Landtags zugeleitet wurden. Ein Einspruch von 
acht  Bewerbern der  SPD sowie weiteren  acht-
zehn Wahlberechtigten ging zudem in Form ei-
ner  Wahlprüfungsbeschwerde  beim  Baden-
Württembergischen  Staatsgerichtshof  ein.  Die 
Beschwerdeführer  beantragten,  die  Landtags-
wahl ganz oder teilweise für ungültig zu erklä-
ren2,  da  nach  ihrer  Auffassung  die  Chancen-
gleichheit  der  Bewerber  aufgrund der  stark di-
vergierenden Wahlberechtigtenzahlen in den vier 
Regierungsbezirken bei der Wahl  zum Landes-
parlament  verletzt  gewesen  sei.  Bewerber  aus 
größeren Wahlkreisen3 hätten bei der Verteilung 
der  Zweitmandate  einen  „erheblichen Vorteil“4 

gegenüber den Bewerbern, die in kleinen Wahl-
kreisen kandidierten, genossen. 

Da es in Baden-Württemberg keine Landeslisten 
der  Parteien  gibt,  erfolgt  die  Zuteilung  der 

1 Der  Verfasser  ist  Wissenschaftlicher  Mitarbeiter  am 
PRuF.  Der  vorliegende  Aufsatz stellt  die  Ergebnisse 
der Magisterarbeit zu demselben Thema dar.

2  Vgl. Urteil des Staatsgerichtshofs vom 14. Juni 2007 
in dem Wahlprüfungsverfahren GR 1/06. S. 4.

3  Unter  großen  Wahlkreisen  werden  Wahlkreise  ver-
standen, die eine höhere Wahlberechtigtenzahl als die 
durchschnittliche  Wahlberechtigtenzahl  in  einem Re-
gierungsbezirk aufweisen. 

4  Urteil  des  Staatsgerichtshofs  vom 14.  Juni  2007  in 
dem Wahlprüfungsverfahren GR 1/06. S. 6.

Zweitmandate auf die Parteien nach § 2 Absatz 3 
Satz  2  Landeswahlgesetz  (LWG) aufgrund der 
absoluten  Stimmenzahl  eines  Bewerbers,  also 
der auf ihn entfallenen Zahl an Wählerstimmen. 
Diese  Stimmenzahl  sei  nach  der  Meinung  der 
Beschwerdeführer wiederum von der jeweiligen 
Wahlkreisgröße abhängig. Zudem sei durch die 
unterschiedlichen  Wahlberechtigtenzahlen  der 
Erfolgswertgleichheit  der  Stimmen  der  Wähle-
rinnen und Wähler nicht Rechung getragen wor-
den. 

Diese beiden Komponenten des noch bestehen-
den Wahlsystems5 haben die letzte Landtagswahl 
sowie  alle  Landtagswahlen  zuvor  in  Baden-
Württemberg  in  erheblichem  Maße  bezüglich 
der Siegeschancen der Kandidaten auf ein Man-
dat bestimmt.  Die Frage, die in diesem Beitrag 
untersucht werden soll,  ist daher, inwiefern das 
bestehende Wahlsystem – also konkret die unter-
schiedlichen Wahlkreisgrößen und die Zuteilung 
der Zweitmandate nach der absoluten Stimmen-
zahl – Auswirkungen auf die Wahlkampfaktivi-
tät der Landtagskandidaten bei der Landtagswahl 
2006  hatte.  Die  Untersuchung  hat  dabei  ihren 
Ausgangspunkt in den theoretischen Vorüberle-
gungen von Thomas Berg.6 Berg stellt die These 
auf, dass das baden-württembergische Wahlsys-
tem dazu beitragen könne, dass die Wahlkampf-
aktivität von Bewerbern in relativ kleinen Wahl-
kreisen  gegenüber  der  Wahlkampfaktivität  der 
anderen Bewerber geringer sei. Dies sei der Tat-
sache geschuldet, dass es für Kandidaten in klei-
nen Wahlkreisen, die zudem von einer anderen 
Partei  dominiert  werden,  aufgrund  der  Ausge-
staltung des Wahlsystems aussichtslos erscheine, 
überhaupt  in  den  Landtag  einzuziehen.7 Wenn 
5  Auf  Antrag  aller  Landtagsfraktionen  vom  24.  Juli 

2007 wurde eine Arbeitsgruppe von Abgeordneten ein-
gesetzt, deren Ziel eine Reform des Wahlsystems hin-
sichtlich  der  unterschiedlichen  Wahlkreisgrößen  und 
der Zuteilung der Zweitmandate ist. Vgl. Drucksache 
14/1550. Landtag von Baden-Württemberg. 14. Wahl-
periode. 24. Juli 2007. S. 3.

6  Vgl.  Berg,  Thomas:  Auswirkungen des  baden-würt-
tembergischen Wahlsystems auf  den  Wahlkampf.  In: 
Schmid, Josef/ Griese,  Honza (Hrsg.):  Wahlkampf in 
Baden-Württemberg.  Organisationsformen,  Strategien 
und Ergebnisse der Landtagswahl vom 25. März 2001. 
Opladen 2002. S. 17-29.

7  Vgl. ebenda. S. 18.
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jedoch die Möglichkeit nicht gegeben ist, in ein 
Parlament  einzuziehen,  welchen Sinn würde es 
dann für einen Kandidaten machen, einen inten-
siven Wahlkampf zu führen bzw. überhaupt zu 
kandidieren?

Es soll daher anhand empirischer Daten über das 
stattgefundene  Wahlkampfgeschehen  geprüft 
werden, inwiefern die Thesen von Berg der Rea-
lität  entsprechen.  Hierzu  wurden die  Bewerber 
von  SPD,  FDP/DVP und  GRÜNEN über  ihre 
Aktivitäten im Wahlkampf auf der Grundlage ei-
nes Fragebogens befragt. Vor dem Hintergrund, 
dass die CDU die dominierende Partei in Baden-
Württemberg ist8 und es somit anhand der theo-
retischen Überlegungen bei den christdemokrati-
schen  Kandidaten  eher  unwahrscheinlich  er-
scheint,  dass  sie von dem Wahlsystem negativ 
betroffen sein könnten, fiel die Wahl auf die be-
nannten  drei  im  Landtag  vertretenen  Parteien. 
Daher wurden, bei einer Aufteilung des Wahlge-
biets in 70 Wahlkreise, die Fragebögen an insge-
samt 210 Kandidaten gesendet. 
Das politikwissenschaftliche Erkenntnisinteresse 
dieser Untersuchung liegt darin begründet, dass 
mit dieser Arbeit eine Studie vorliegt, die neben 
den eingangs dargestellten Effekten eines Wahl-
systems  auf  die  Mandatsvergabe auch die  ver-
muteten Auswirkungen auf die Wahlkampfakti-
vität von ausgesuchten Parteien analysiert. Sollte 
die Wahlkampfaktivität durch die Ausgestaltung 
eines  Wahlsystems  negativ  beeinflusst  werden, 
so würde dadurch auch die stabilisierende Funk-
tion eines Wahlkampfs für eine parlamentarische 
Demokratie  eingeschränkt  werden.  Denn  ein 
Wahlkampf ist in erster Linie ein Kommunikati-
onsgeschehen  der  politischen  Akteure  mit  den 
Wählerinnen und Wählern und als solches eben 
auch  ein  „konstitutives  Ritual  repräsentativer 
Demokratien“9.  Darüber  hinaus  ist  gerade  der 
8  Vgl. Eith, Ulrich: Regierungsperioden und politische 

Dominanz  in  Baden-Württemberg:  Die  CDU  als 
>>Landespartei<<. In: Hirscher, Gerhard/ Korte, Karl-
Rudolf (Hrsg.): Aufstieg und Fall von Regierun-
gen.  Machterwerb  und Machterosionen in westlichen 
Demokratien. München 2001. S. 259.

9  Dörner, Andreas/ Vogt, Ludgera: Der Wahlkampf als 
Ritual. Zur Inszenierung der Demokratie in der Multi-
optionsgesellschaft. In: Aus Politik und Zeitgeschichte. 
Band 15-16 (2002). S. 15.  

politische Wettbewerb, dessen Hochphase in die 
Zeit des Wahlkampfs fällt, zwischen den Partei-
en und den von ihnen nominierten Kandidaten 
essentiell für die Existenz einer Demokratie.10 

II.  Das  Landtagswahlsystem  von  Baden-
Württemberg

Bevor  wir  uns  dem  theoretischen  Konstrukt 
„Wahlkampfaktivität“ nähern, ist es sinnvoll zu 
klären, was unter dem Begriff des Wahlsystems 
zu verstehen ist.  Um den Begriff des Wahlsys-
tems zu definieren, ist es erforderlich, ihn vom 
Begriff  des  Wahlrechts  abzugrenzen,  da  beide 
Begriffe in der Literatur und in der Praxis oft-
mals  synonym  verwendet  werden.  Das  Wahl-
recht  eines  Landes  kann sowohl  weit  als  auch 
eng  definiert  werden.  Fasst  man  den  Begriff 
weit, so fallen darunter „alle rechtlich in Verfas-
sung, Wahlgesetzen und Wahlordnungen fixier-
ten  Normen,  welche  die  Wahlen  von  Körper-
schaften oder  von Amtsträgern regeln“11.  Defi-
niert  man  das  Wahlrecht  eher  eng,  so  bezieht 
sich  der  Begriff  auf  das  aktive  und  passive 
Wahlrecht  also  das  Recht  zu  wählen  und  das 
Recht gewählt zu werden. 
Im Gegensatz  zu  dem  Begriff  des  Wahlrechts 
versteht man unter dem Begriff des Wahlsystems 
konkret  das  Verfahren,  nach  dem die  wahlbe-
rechtigte Bevölkerung ihre Kandidaten- und/oder 
Parteipräferenz in Stimmen ausdrückt und diese 
dann in Mandate übertragen werden.12 In Artikel 
28 Absatz 1 BaWüVerf heißt es daher bezüglich 
der  Ausgestaltung  des  Landtagswahlsystems, 
dass die Landtagsabgeordneten nach einem Ver-
fahren gewählt werden, „das die Persönlichkeits-
wahl  mit  den  Grundätzen  der  Verhältniswahl 
verbindet“.  Die  konkrete  und diesen Vorgaben 
entsprechende  Ausgestaltung  des  Wahlsystems 
ist hingegen im LWG festgelegt. Nach § 5 Ab-
satz 1 LWG besteht das Wahlgebiet für die ba-
den-württembergischen  Landtagswahlen  aus 

10  Musil,  Andreas:  Wettbewerb in der  staatlichen Ver-
waltung. Tübingen 2005. S. 385 ff.

11  Nohlen, Dieter/ Grotz, Florian (Hrsg.): Kleines Lexi-
kon der Politik. 4. aktualisierte und erweiterte Auflage. 
München 2007. S. 623.

12  Vgl. ebenda. S. 626.
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70 Wahlkreisen,  die  wiederum  in  vier  Regie-
rungsbezirke (Stuttgart, Karlsruhe, Freiburg und 
Tübingen) aufgeteilt sind. Maßstab für die zuläs-
sige  Größe  der  Wahlkreise  ist  die  Rechtspre-
chung des  Staatsgerichtshofs  von Baden-Würt-
temberg. So hat der Staatsgerichtshof in seinem 
eingangs  erwähnten  Urteil  vom 14.  Juni  2007 
eine  Abweichung  von  der  Durchschnittsgröße 
der Wahlkreise von plus/minus 25 von Hundert 
als zulässig erklärt13, wobei der Bezugspunkt für 
die  Abweichung  von  einem  Durchschnittswert 
das gesamte Land und nicht der betreffende Re-
gierungsbezirk ist.14 

Das Landesparlament setzt sich seinerseits nach 
§ 1 Absatz 1 LWG aus mindestens 120 Abge-
ordneten zusammen. Da nach § 1 Absatz 3 LWG 
jeder Wähler nur eine Stimme hat, werden zu-
nächst  nach der in  § 2 Absatz  3 LWG festge-
schriebenen relativen Mehrheitswahl die Direkt-
mandate  in  den 70 Wahlkreisen vergeben.  Die 
Möglichkeit auf einer Parteiliste zu kandidieren, 
gibt  es  somit  nicht.15 Da die  Stimmenverrech-
nung  in  Baden-Württemberg  jedoch  in  einem 
mehrstufigen  Verfahren  verläuft,  werden  nach 
§ 2 Absatz  1 LWG die 120 Mandate in einem 
zweiten  entsprechend  dem  Verhältnis  der  von 
den  Kandidaten  der  jeweiligen  Parteien  insge-
samt im Land erreichten Stimmenzahl „nach der 
parteiübergreifend absteigenden Reihenfolge der 
Höchstzahlen“  auf  die  Parteien  verteilt.  Diese 
Zweitausteilung  beruht  somit  auf  dem  Prinzip 
der  Verhältniswahl  nach  dem  d’Hondtschen 
Höchstzahlverfahren als Verrechnungsverfahren. 
Die so berechnete Anzahl,  die einer Partei,  so-
fern  sie  die  Fünf-Prozent-Hürde  überspringen 
konnte,  insgesamt  an  Mandaten  zusteht,  wird 
dann in einem zweiten Schritt auf die vier Regie-
rungsbezirke  verteilt.  Auch  diese  Verrechnung 
beruht auf dem d’Hondtschen Höchstzahlverfah-
ren,  so  dass  auch  auf  Regierungsbezirksebene 
die dort erreichte Gesamtzahl der Stimmen einer 

13  Vgl. Urteil des Staatsgerichtshofs vom 14. Juni 2007 
in dem Wahlprüfungsverfahren GR 1/06. S. 22 f.

14  Vgl. ebenda. S 26. 
15  Bezüglich  der  Diskussion  um eine  Einführung von 

Landeslisten in das LWG siehe Feuchte, Paul: 
Verfassungsgeschichte von Baden-Württemberg. Stutt-
gart 1983. S. 341.  

Partei die ihr zustehende Mandatszahl bestimmt. 
Von  der  so  ermittelten  Mandatszahl,  die  eine 
Partei  in  einem  Regierungsbezirk  zu  vergeben 
hat,  werden daraufhin  die  gewonnenen Direkt-
mandate  abgezogen.16 Stehen einer  Partei  dann 
noch weitere Sitze zu, so werden diese auf die 
Bewerber in der Reihenfolge ihrer in den Wahl-
kreisen  erreichten  Stimmenzahlen  verteilt.  Es 
entsteht folglich durch die Zweitausteilung eine 
„De-Facto-Liste“17 der Bewerber einer Partei. 

Die Reihenfolge auf der „De-Facto-Liste“ einer 
Partei wird jedoch nicht durch den von den Be-
werbern erreichten Stimmenanteil im jeweiligen 
Wahlkreis sondern durch die absolute Stimmen-
zahl bestimmt. Somit konkurrieren die Kandida-
ten einer Partei, die den Einzug in das Landes-
parlament nicht per Direktmandat schaffen, ge-
geneinander  und  nicht  in  erster  Linie  mit  den 
Kandidaten  der  anderen  Parteien.18 Bewerber, 
die in großen Wahlkreisen antreten, haben daher 
hinsichtlich der Zweitausteilung „eine erheblich 
bessere  Ausgangsposition“19.  Somit  wird  die 
Wahlkreisgröße zum entscheidenden Faktor für 
die Chancen auf ein Mandat.
Um die Chancen eines Kandidaten jedoch voll-
ständig zu bewerten, darf nicht der Fehlschluss 
begangen werden, die Größe eines Wahlkreises, 
die sich ja auf die Anzahl der Wahlberechtigten 
bezieht, mit der tatsächlichen Wahlbeteiligungs-
rate  gleichzusetzen.  Da die  Wahlbeteiligung in 
den  Wahlkreisen  unterschiedlich  stark  ist,  be-
steht  die  Möglichkeit,  dass  aus  einem de  iure 
kleinen Wahlkreis ein de facto großer Wahlkreis 
werden kann.20 Ebenso muss bei der Evaluierung 

16  Auf eine Darstellung der Möglichkeit, Überhang- und 
Ausgleichsmandate gemäß § 2 Absatz 4 LWG zu errei-
chen, wird aufgrund der Fragestellung dieses Aufsatzes 
verzichtet. 

17  Berg, Thomas: a.a.O. S. 22.
18  Vgl. Müller, Markus M. : Das Landtagswahlrecht von 

Baden-Württemberg. Oder:  die Ohnmacht der  Partei-
endemokratie?  In:  Zeitschrift  für  Parlamentsfragen. 
Jahrgang 35. Heft 2 (2004). S. 290. 

19  Holl,  Stefan:  Landtagsabgeordnete  in  Baden-Würt-
temberg. Sozialprofil, Rekrutierung, Selbstbild. 
Kehl am Rhein 1989. S. 49.

20  Von Prittwitz sieht gerade in der Bedeutung der Wahl-
beteiligung einen positiven Effekt dieses Wahlsystems. 
„Da die  Chance  der  Wahlbezirke,  im Parlament  mit 
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der Chancen eines Kandidaten die lokale Wett-
bewerbssituation bedacht werden.  Trefs gibt da-
her zu überlegen, ob man Ute Vogt, der Spitzen-
kandidatin der SPD bei der Landtagswahl 2001, 
unterstellen  könnte,  dass  sie  2001  „trotz  aller 
Ambitionen nie  mit  einem Wahlsieg gerechnet 
hat“21.  Trefs stellt  diese Überlegung an, da Ute 
Vogt  im  Wahlkreis  Pforzheim  angetreten  war, 
der  im Vergleich  zu  den  anderen  Wahlkreisen 
relativ  bevölkerungsarm ist  und  von  der  CDU 
seit je her dominiert wird. Infolgedessen war es 
für sie aussichtslos, ein Mandat – weder direkt 
noch über die Zweitausteilung – zu erringen. 

III. Die ökonomische Theorie des politischen 
Wettbewerbs 

In den Spekulationen von Trefs aber auch in den 
Überlegungen  von  Berg  kommt  die  zentrale 
Grundannahme über das Verhalten von Kandida-
ten zum Vorschein. Beide gehen in ihren Überle-
gungen  von  einem  bestimmten  Menschenbild 
aus. Berg nimmt an, dass Politiker daran interes-
siert sind, aufgrund ihrer Handlungen ihren Nut-
zen zu vermehren, und daher nicht ihre finanzi-
ellen und zeitlichen Ressourcen unüberlegt ver-
schwenden  werden.  Das  Akteursmodell,  das 
Berg  daher  als  Grundlage  seiner  These  heran-
zieht, ist das des „Homo Oeconomicus“. Dieses 
ökonomische Menschenbild basiert auf der zen-
tralen Annahme, dass sich die Individuen eigen-
nützig verhalten. Diese Annahme ist per se wert-
neutral, da durch sie die Handlungen der Indivi-
duen  nicht  per  definitionem  moralisch  negativ 
oder  moralisch positiv  bestimmt  werden.  Nach 
Kirchgässner ist es daher „für das durchschnittli-

Abgeordneten vertreten zu sein, mit steigender Wahl-
beteiligung wächst, wird die Wahlbeteiligung, die frü-
her  nur  als  situative  Rahmenbedingung  wahrgenom-
men wurde, nun zu einem integralen Wettbewerbsele-
ment.“  Von Prittwitz,  Volker:  Vollständig personali-
sierte Verhältniswahl. Reformüberlegungen auf der 
Grundlage eines Leistungsvergleichs der Wahlsysteme 
Deutschlands und Finnlands. In: Aus Politik und Zeit-
geschichte. Band 52 (2003). S. 20.

21  Christ, Sebastian: Das Kreuz mit dem Kreuz. SPIE-
GEL ONLINE vom 13. Januar 2006. http://ww-
w.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,394914,00.ht
ml (zugegriffen am: 1. Mai 2008).  

che menschliche Verhalten in vielen Situationen 
typisch und insofern auch realistisch“22. 

Das nach diesem Akteursmodell handelnde Indi-
viduum wählt also in einer konkreten Situation 
diejenige Handlung aus, durch die es seinen Nut-
zen maximieren kann. Der Akteur bringt dabei 
die  jeweiligen  Handlungsalternativen  in  eine 
Rangfolge entsprechend der durch sie erreichba-
ren Höhe des Nutzens. Zudem ist der Akteur als 
ökonomischer Mensch so konzipiert,  dass er in 
der  Lage ist,  Kosten-Nutzen-Kalkulationen  an-
zustellen. Er ist also imstande, jedem Gut und je-
der Handlungsalternative einen subjektiven Wert 
zuzuordnen. Bei der Bewertung der Handlungs-
alternativen berücksichtigt der Akteur zudem die 
konkreten Restriktionen, die mit einer bestimm-
ten  Handlungswahl  verbunden  sind.  Um einer 
Handlungsalternative  einen  Wert  zuordnen  zu 
können, benötigt das handelnde Individuum In-
formationen  über  die  konkrete  Situation.  Er 
muss de facto ein Modell der Situation entwer-
fen, welches Annahmen darüber enthält, welche 
Ziele  realisierbar  sind  und  für  welche  Hand-
lungsalternative  er  sich diesbezüglich  entschei-
det.23 Er wählt daraufhin die Handlung aus, „die 
die intensivste  und kostengünstigste Bedürfnis-
befriedigung  im  Vergleich  mit  anderen  Hand-
lungsalternativen verspricht“24. 
Die handlungsleitende Maxime für einen ratio-
nalen politischen Akteur, der eine Chance hat, in 
das  Parlament  einzuziehen,  ist  somit  die  der 
Stimmenmaximierung.  Sie  wird  von  der  For-
schung häufig als Ausgangspunkt für empirische 
Studien  gewählt,  und  sie  „dürfte  damit“,  so 
Schoen, „in vielen Fällen von der Realität nicht 
sehr weit entfernt sein“25. Dabei ist die Motivati-
22  Vgl. Kirchgässner, Gebhard: Homo oeconomicus. Das 

ökonomische Modell individuellen Verhaltens und sei-
ne Anwendung in den Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaften. Tübingen 1991. S. 12.

23  Vgl.  Schneider,  Wolfgang Ludwig:  Grundlagen  der 
Soziologischen  Theorie.  Band  2.  Wiesbaden  2002. 
S. 129.

24  Braun, Dietmar: Theorien rationalen Handelns in der 
Politikwissenschaft.  Eine  kritische  Einführung.  Opla-
den 1999. S. 39. 

25  Schoen, Harald: Wahlkampfforschung. In:  Falter, Jür-
gen W./ Schoen, Harald (Hrsg.):  Handbuch Wahlfor-
schung. Wiesbaden 2005. S. 505. 
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on für ein solches Verhalten – zum Beispiel der 
finanzielle  Anreiz  oder  das  Interesse  am  Ge-
meinwohl – irrelevant, da sie „sich in der Maxi-
me wie in einem Strahlenbündel“26 sammeln. 

Angewandt  auf die  Wahlkampfsituation  in  Ba-
den-Württemberg ist davon auszugehen, dass ein 
Kandidat versuchen wird, seine Stimmenzahl zu 
maximieren,  um in den Landtag entweder über 
ein Direktmandat oder über die „De-Facto-Liste“ 
einzuziehen. Um dies zu erreichen, wird er be-
strebt sein, einen effektiven Wahlkampf zu füh-
ren.27 Da die Wahlkampfaktivität  eines rational 
handelnden Kandidaten in dieser Untersuchung 
jedoch als Reaktion auf spezifische wahlsystemi-
sche  Restriktionen  verstanden  wird,  stellt  sich 
die  Frage,  welche  Prognosen  sich  anhand  des 
Modells für die Wahlkampfaktivitäten der Land-
tagskandidaten in Baden-Württemberg aufstellen 
lassen, die in einem relativ kleinen und von einer 
anderen Partei dominierten Wahlkreis antreten.
Zunächst  ist  es  sinnvoll,  die  sich  automatisch 
aufdrängende Frage zu  beantworten,  warum in 
diesen  Wahlkreisen  überhaupt  Politiker  kandi-
dieren. Um in diesem Fall die Logik des einzel-
nen Akteurs  zu verstehen,  muss  die  Logik der 
Partei  als  Kollektiv  von  politischen  Akteuren 
herangezogen werden. Aufgrund der Ausgestal-
tung des Wahlsystems hat aus der Logik der Par-
tei  jede  Stimme  eines  Wahlberechtigten  einen 
Nutzen. Daher ist es aus der Perspektive der Par-
tei rational, um jede Wählerstimme zu kämpfen. 
Da nur jeder Wähler eine Stimme hat und er so-
mit nicht mit einer Stimme für einen Wahlkreis-
kandidaten und mit einer Zweitstimme für eine 
Partei  votieren  kann,  würden  im  Falle  einer 

26  Herder-Dorneich, Philipp/  Groser,  Manfred:  Ökono-
mische Theorie des politischen Wettbewerbs. 
Göttingen 1977. S. 91.

27  Diesbezüglich wird die  Annahme getroffen,  dass  es 
eine Wirkung der Wahlkampfaktivitäten auf das Wahl-
verhalten  der  Wählerinnen  und  Wähler  gibt  bezie-
hungsweise  dass  die  Kandidaten  von  einem solchen 
Kausalzusammenhang  ausgehen.  Vgl.  hierzu  Katz, 
Daniel/  Eldersveld,  Samuel  J.:  The  Impact  of  Local 
Party Activity upon the Electorate. In: The Public Opi-
nion  Quarterly.  Volume  25  (1961).  S.  1-24./  Auch 
Schoen trifft die Schlussfolgerung, dass Politiker, die 
Kampagnen führen von der Wirksamkeit ihrer Bemü-
hungen ausgehen. Vgl. Schoen, Harald: a.a.O. S. 521.

Nicht-Kandidatur in einem Wahlkreis alle poten-
tiellen Wählerstimmen verloren gegeben. Gerade 
für die Gesamtstimmenzahl der Partei und somit 
für  alle  Kandidaten  in  nicht-aussichtslosen 
Wahlkreisen  sind  diese  Stimmen  jedoch  ent-
scheidend. 

Da eine  Partei  immer  eine  Gruppe von politi-
schen Akteuren ist, können durch diese Gruppe 
einzelne Mitglieder positiv sowie negativ sank-
tioniert werden. Aufgrund dessen kann erwartet 
werden,  dass  durch  positive  Sanktionen,  wie 
etwa das  in  Aussichtstellen  eines  gut  dotierten 
Postens im Parteiapparat oder höherer Parteiäm-
ter,  Parteimitglieder  dazu  gewonnen  werden 
können,  in  einem aussichtslosen  Wahlkreis  zu 
kandidieren.  Diesbezüglich  stellt  Black fest: 
„Some candidates undoubtedly do run for office, 
not  because  they expect  to  win but  because it 
will benefit them in other ways.”28 Gleichzeitig 
kann erwartet werden, dass ein solcher Bewerber 
auch bis zu einem bestimmten Grad Wahlkampf 
betreiben wird, da jeder Partei  sowohl positive 
wie negative Sanktionsmittel zur Verfügung ste-
hen. Daher kommt Dreitzel zu dem Schluss, dass 
die Angst des Berufspolitikers vor den Sanktio-
nen seiner Bezugsgruppen wie der eigenen Partei 
oder den Wählern „jenes zähe Festhalten an Ver-
haltensklischees, das wir allenthalben in der Po-
litik beobachten“29 fördert.   
Trotz  der  divergierenden Interessen  von  Partei 
beziehungsweise  der  Mehrzahl  der  Kandidaten 
sowie  ihren  Unterstützern  einerseits  und  den 
Kandidaten in aussichtslosen Wahlkreisen ande-
rerseits,  werden  diese  Kandidaten  ihren  Wahl-
kampf also nicht vollkommen einstellen können. 
Ein  solches  von dem erwarteten  Verhalten  ab-
weichendes  Handeln  würde  ansonsten  sanktio-
niert werden. Daher kann die These aufgestellt 
werden,  dass  Kandidaten  in  aussichtslosen 
Wahlkreisen  zwar  Wahlkampf  führen  werden, 

28  Black,  Gordon S.:  A Theory of  Political  Ambition: 
Career Choices and the Role of Structural Incentives. 
In:  The American Political  Science Review. Volume 
66. Number 1 (1972). S. 149.

29  Dreitzel, Hans Peter: Rationales Handeln und politi-
sche Orientierung. Zur Soziologie des politischen 
Verhaltens  in  der  wissenschaftlichen  Zivilisation.  In: 
Soziale Welt. Jahrgang 16. Heft 1 (1965). S. 4.
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aber in weitaus geringerem Maße als ihre Mitbe-
werber. Dies liegt zum einen in der Unerreich-
barkeit des Ziels begründet, ein Mandat erlangen 
zu können, und zum anderen darin, dass eine Er-
höhung der Gesamtstimmenzahl der Partei eben 
auch nicht  primär  im Interesse des Kandidaten 
liegt.  Diese  These  anhand von Daten über  die 
Sozialstruktur  der  Wahlkreise  und  über  die 
Wahlkampfaktivität der Kandidaten zu überprü-
fen, wird daher die Aufgabe in den nächsten Ka-
piteln sein. 

IV.  Operationalisierung  des  theoretischen 
Konstrukts „Wahlkampfaktivität“

Da es das Ziel dieser Untersuchung ist, die Aus-
wirkungen  des  Wahlsystems  auf  die  Wahl-
kampfaktivität ausgewählter Parteien zu untersu-
chen, muss zunächst die Frage beantwortet wer-
den,  wie die  Wahlkampfaktivität  zu  definieren 
ist  und wie sie empirisch erfasst  werden kann. 
Bei  der  Wahlkampfaktivität  eines  Kandidaten 
handelt es sich um ein theoretisches Konstrukt. 
Als solches ist die Wahlkampfaktivität vom wis-
senschaftlichen Beobachter nicht direkt feststell-
bar30,  da  es  sich bei  theoretischen Konstrukten 
um latente  Variablen handelt,  die somit  keinen 
direkten empirischen Bezug aufweisen. Dies be-
deutet, dass dieser latente Begriff mittels mani-
fester und somit beobachtbarer Variablen erfasst 
werden muss.
Bevor ein solcher Begriff daher gemessen wer-
den kann, bedarf  es der Klärung, was darunter 
verstanden wird und welche Dimension oder Di-
mensionen  der  Begriff  umfasst.31 Engel und 
Troitzsch  sind  diesbezüglich  der  Ansicht,  dass 
der  Begriff  „Wahlkampfaktivität“  kaum  eindi-
mensional definiert werden kann. Aufgrund des-
sen  ist  es  zunächst  sinnvoll,  die  erwarteten 
Wahlkampfaktivitäten  bezüglich ihres Initiators 
zu differenzieren.32 Da in dieser Arbeit sich die 
Analyse  nur  auf  die  Wahlkampfaktivitäten  der 
30  Vgl. Falter, Jürgen W.: Zur Validierung theoretischer 

Konstrukte – Wissenschaftstheoretische Aspekte 
des Validierungskonzepts. In:  Zeitschrift für Soziolo-
gie. Jahrgang 6. Heft 4 (1977). S. 373.  

31  Vgl. Gehring, Uwe W./ Weins, Cornelia: Grundkurs 
Statistik  für  Politologen.  3.  überarbeitete  Auflage. 
Wiesbaden 2002. S. 32 f.

Landtagskandidaten bezieht, wird nur diese kon-
krete  Wahlkampfaktivität  hinsichtlich  ihrer  Di-
mensionen  bestimmt  werden.  Deshalb  wird  in 
dieser Arbeit unter dem Begriff „Wahlkampfak-
tivität“  eines  Kandidaten der  Einsatz  seiner  fi-
nanziellen  und  temporalen  Ressourcen  in  der 
Zeit des Wahlkampfs verstanden. Somit wird in 
dieser Untersuchung das theoretische Konstrukt 
„Wahlkampfaktivität“ in drei Dimensionen dar-
gestellt:  der  „Geld-Dimension“,  der  „Zeit-Di-
mension“ und der „Engagement-Dimension“.

Die  Operationalisierung  erfolgt  zunächst  über 
die Angabe geeigneter Indikatoren.  Dabei  wird 
sich in dieser Arbeit des Instruments der schrift-
lichen Befragung bedient.  Somit  ist  zu  Beginn 
die Frage zu beantworten, durch welche Formu-
lierungen sich das theoretische Konstrukt bezie-
hungsweise dessen drei Dimensionen am besten 
und daher soweit wie möglich der Realität ent-
sprechend abbilden lassen. Bezüglich der ersten 
Dimension, der „Geld-Dimension“, ist zu beden-
ken, dass das Wahlkampfbudget je nach Bewer-
ber auf ein bis drei Quellen beruht. Der Wahl-
kampf eines Landtagskandidaten kann aus eige-
nen  Mitteln,  aus  Mitteln  der  Partei  und  aus 
Spenden finanziert werden. Gegen eine differen-
zierte  Erhebung bezüglich  des  Wahlkampfbud-
gets  sprachen  jedoch  vor  allem  zwei  Aspekte 
Zum einen ist bei der Trennung von Parteimit-
teln und privaten Mitteln die Bildung von Rück-
lagen  problematisch.  Rücklagen  sparen  die  je-
weiligen Amtsinhaber für ihren Wahlkampf an. 
Diese stehen jedoch bei ihrem Ausscheiden ih-
ren Nachfolgern zur Verfügung und fließen dann 
in  deren  Wahlkampfbudget  ein.  Zum  anderen 
stehen die „freiwilligen“ Abgaben der Abgeord-
neten, die einen Teil ihrer Diäten an die Partei-
kasse  abführen,  einer  genauen  Unterscheidung 
zwischen  privaten  und  Parteimitteln  entgegen. 
Die Abgeordnete Theresia Bauer gab deshalb in 
der Umfrage an: „Meine Spenden an die Partei 
sind  so  hoch,  dass  ich  letztlich  die  gesamten 
Wahlkampfkosten selbst zahle.“33

32  Vgl. Engel, Andreas/ Troitzsch, Klaus G.: Wahlkampf 
in vier Wahlkreisen. Zur Analyse des Bundestagswahl-
kampfs 1980 auf lokaler Ebene. Koblenz 1983. S. 52.

33  Bauer, Theresia: Fragebogen zur Landtagswahl in Ba-
den-Württemberg 2006.  
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Daher wurde als Grundlage zur Erfassung der fi-
nanziellen  Dimension  des  theoretischen  Kon-
strukts „Wahlkampfaktivität“ das gesamte Wahl-
kampfbudget  erfasst.  Diesbezüglich  kann  der 
Einwand  geäußert  werden,  dass  durch  dieses 
Vorgehen  die  unterschiedlichen  Finanzstärken 
der Parteien die Ergebnisse inhaltlich verzerren 
würden.  Parteien  mit  mehr  Mitgliedern  haben 
aufgrund der  Beiträge  größere  finanzielle  Res-
sourcen als an Mitgliederzahlen kleinere Partei-
en, zumal sich die Finanzmittel der Parteien ih-
rerseits  wiederum aus  „Individual-  und  Unter-
nehmensspenden,  Mitgliedsbeiträgen  oder 
Transferleistungen  innerhalb  der  Partei“34 zu-
sammensetzen.

Das  Wahlkampfbudget  der  Kandidaten  bewegt 
sich daher je nach Partei in einem Bereich von 
800 € bis 50.000 €. Um diesem Kritikpunkt zu 
entsprechen, wurden die erhobenen Werte infol-
ge der Datenauswertung für die einzelnen Partei-
en separat z-standardisiert. Dazu wurde von dem 
empirischen Wert eines Kandidaten – beispiels-
weise  der  sozialdemokratischen  Partei  –  das 
arithmetische Mittel aus dem Wahlkampfbudget 
aller  SPD-Kandidaten  subtrahiert.  Dieser  Wert 
wurde dann durch die Standardabweichung der 
SPD dividiert.  Aufgrund dieser Transformation 
der Daten in standardisierte z-Werte wurden die 
generellen  Niveauunterschiede  zwischen  den 
Parteien ausgeglichen.35 
Bezüglich der zeitlichen Dimension  wurde ver-
sucht,  alle potentiellen Aktivitäten eines Wahl-
kampfs zu erfassen.36 Es wurden den Kandidaten 
daher  eine  Reihe  von  Wahlkampfaktivitäten  – 

34 Oldopp, Birgit: Auf dem Weg ins Parlament. Auswahl 
und  Wahlkampffinanzierung  der  Kandidaten  in 
Deutschland, Kanada und den USA. Hamburg 2000. S. 
267.

35  Vgl.  Benninghaus,  Hans:  Deskriptive Statistik.  Eine 
Einführung für Sozialwissenschaftler. 11. Auflage. 
Wiesbaden 2007. S. 62 ff.

36  Dazu wurde sich bezüglich der Formulierung an der 
Kandidatenumfrage  zur  Bundestagswahl  2005  orien-
tiert,  die  vom Mannheimer Zentrum für  Europäische 
Sozialforschung  durchgeführt  wurde. Vgl. Mannhei-
mer Zentrum für Europäische Sozialforschung: Kandi-
datenumfrage  zur  Bundestagswahl  2005. http://www. 
mzes.uni-mannheim.de/projekte/gcs/wk.pdf.  (zugegrif-
fen am: 1. Mai 2008).

dieser Begriff ist nicht zu verwechseln mit dem 
theoretischen  Konstrukt  –  vorgegeben  und  die 
Frage gestellt, wie viel Zeit sie in die konkreten 
Aktivitäten investiert hatten. Dabei gab es sechs 
Antwortkategorien,  welche  in  Abständen  von 
fünf Stunden aufgeteilt waren, die von „gar kei-
ne“  bis  „20  Stunden  und  mehr“  reichten.  Die 
Antwortkategorien wurden vor der Datenauswer-
tung  aufgrund  der  anschließenden  empirischen 
Analyse ordinal skaliert, indem den Antwortop-
tionen die  Werte  von null  bis  fünf  zugeordnet 
wurden.  Aufgrund  der  Tatsache,  dass  es  sehr 
schwierig gewesen wäre, es wissenschaftlich zu 
rechtfertigen, die einzelnen Wahlkampfaktivitä-
ten unterschiedlich stark zu gewichten, wurde in 
der Untersuchung auf eine solche Wertung ver-
zichtet.

Bezüglich  der  dritten  Dimension  des  theoreti-
schen  Konstrukts,  der  Dimension  des  Engage-
ments eines Kandidaten im Wahlkampf, ist fest-
zustellen, dass es sich hierbei um eine Variable 
handelt, deren Bedeutungsinhalt sich nicht ohne 
weitere Definitionen erschließt. Daher muss zu-
nächst bestimmt werden, was unter dem Begriff 
„Engagement“ zu verstehen ist.  Unter dem En-
gagement eines Kandidaten soll der zusätzliche 
Aufwand begriffen werden, mit dem ein Bewer-
ber  für  seine  Person  als  Wahlkreiskandidat 
wirbt. Also inwiefern beispielsweise ein Kandi-
dat eigene kreative Ideen in seine Wahlkampa-
gne einbringt, um für sich zu werben. Das Enga-
gement eines Kandidaten wird in dieser Studie 
deshalb daran gemessen, ob ein Kandidat Wahl-
kampfmaterial unabhängig von seiner Partei pro-
duziert  hat.  Diese  Eingrenzung  beruht  auf  der 
Tatsache,  dass  in  deutschen  Wahlkämpfen  die 
jeweiligen  Parteiorganisation  „Flugblätter,  Pla-
kate  und  andere  Wahlkampfmittel  (…)  produ-
ziert und den Wahlkreiskandidaten entweder un-
entgeltlich  oder  gegen  einen  Unkostenbeitrag 
zur Verfügung gestellt werden“37. Problematisch 
ist  an diesem Indikator,  dass  es  nicht  möglich 
ist, die jeweiligen Wahlkampfmittel exakt nach 
der Höhe ihrer finanziellen und zeitlichen Kos-
37  Zittel, Thomas/ Gschwend, Thomas: Individualisierte 

Wahlkämpfe im Wahlkreis. Eine Analyse am Beispiel 
der  Bundestagswahlkampfes von 2005.  In:  Politische 
Vierteljahresschrift. 48. Jahrgang. Heft  2  (2007).  S. 
304. 
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ten zu differenzieren. Daher konnte auch keine 
diesbezügliche  Gewichtung  erfolgen.  Zugleich 
wurden  die  Kandidaten  unter  Rücksichtnahme 
auf  die  Rücklaufquote  der  Fragebögen  nicht 
nach  der  Auflagenstärke  der  Werbemittel  ge-
fragt, so dass auch in dieser Hinsicht keine Ge-
wichtung vorgenommen werden konnte. Zu er-
warten  bleibt  jedoch,  dass  ein  Kandidat  ohne 
wirkliche Siegeschancen sich nicht zusätzlich in 
seiner Wahlkampagne engagieren wird.

Neben den drei  abhängigen Variablen,  die  das 
theoretische  Konstrukt  abbilden  sollten,  wurde 
auch  eine  unabhängige  Variable  erhoben.  Ent-
scheidend für das Engagement eines Kandidaten 
sowie den Einsatz seiner finanziellen und tempo-
ralen  Ressourcen  im  Wahlkampf  ist  nach  den 
dieser  Arbeit  zu  Grunde liegenden Annahmen, 
die Wahrscheinlichkeit in den Landtag einziehen 
zu können oder eben nicht. Dies beeinflusst, da 
davon  ausgegangen  wird,  dass  die  Kandidaten 
rational handeln, auch die subjektive Zielsetzung 
der  Kandidaten  hinsichtlich  ihres  Wahlkampfs. 
Eine  Variable,  die  das  Hauptziel  des  Wahl-
kampfs eines Kandidaten messen würde, würde 
es somit ermöglichen, den Effekt der subjektiven 
Zielsetzung auf die Wahlkampfaktivität zu kon-
trollieren. 

Um die konkrete Zielsetzung eines Kandidaten 
zu  erfassen,  wurden den  Kandidaten  drei  Ant-
wortkategorien vorgegeben. Von Interesse waren 
vor  allem  diejenigen  Kandidaten,  welche  als 
Hauptziel ihres Wahlkampfs angaben, allein die 
Gesamtstimmenzahl ihrer Partei erhöhen zu wol-
len.  Diese  Kandidaten  gaben  folglich  an,  dass 
sie, da davon ausgegangen wird, dass sie rational 
handeln,  keine Möglichkeit  hatten,  ein  Mandat 
zu erreichen. Bei diesen Kandidaten konnte auf-

grund  der  zuvor 
dargestellten  theo-
retischen  Überle-
gungen  angenom-
men  werden,  dass 
bei  ihnen  eine  ge-
ringere  Wahl-
kampfaktivität  als 
bei  den  anderen 
Kandidaten  zu 
messen  wäre.  Um 
diese  Variable  in 
die  statistische 
Analyse mit aufzu-
nehmen  wurde  die 
zweite  Antwortop-
tion mit  dem Wert 
0  codiert  und  die 
erste  sowie  die 
dritte  Antwortopti-

on mit dem Wert 1 codiert.

Was war das Hauptziel Ihres Wahlkampfs? 
 Mein Hauptziel war der Einzug in den Landtag. 

 Mein Hauptziel war es, die Gesamtstimmenzahl meiner 
Partei zu erhöhen.

 Mein Hauptziel war es neben meinem Einzug in den 
Landtag,  die  Gesamtstimmenzahl  meiner  Partei 
zu erhöhen.

Die  Erhebung  der  Daten  erfolgte,  wie  bereits 
dargestellt, im Rahmen einer postalischen Befra-
gung.  So  wurden im Zuge einer  Vollerhebung 
sämtliche  Kandidatinnen  und  Kandidaten  von 
SPD,  FDP/DVP  und  GRÜNEN,  die  für  die 
Landtagswahl  in  Baden-Württemberg  am  26. 
März 2006 zur Wahl standen, angeschrieben und 
gebeten,  den diesbezüglich  konzipierten  Frage-
bogen auszufüllen.  Sämtliche  Fragebögen wur-
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Wie viele Stunden in der Woche haben Sie persönlich im letzten Monat des Wahl-
kampfs für folgende Wahlkampfaktivitäten aufgewandt? 

                                             (Bitte in jeder Zeile ein Kreuz machen!)
Gar kei-
ne

Bis 5 Std. 5-10 Std. 10-15 Std. 15-20 
Std.

20 Std. u. 
mehr

Straßenwahlkampf, Hausbe-
suche 
Treffen mit Betrieben und 
Unternehmen im Wahlkreis
Besuch regionaler Wirt-
schafts-, Kultur- und Sport-
veranstaltungen
Treffen mit Verbänden und 
Vereinen im Wahlkreis
Organisieren größerer Wahl-
kampfveranstaltungen im 
Wahlkreis 
Interviews für lokale(s) und 
regionale(s) Zeitungen, Ra-
dio oder Fernsehen 
Andere Wahlkampfaktivitä-
ten 
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den in einer Welle am 20. August 2007 an die 
Kandidaten  versandt.  Die  Kandidaten  wurden 
gebeten, die Fragebögen bis zum 22. September 
2007 – also nach spätestens fünf Wochen – in 
dem  dafür  beigelegten  frankierten  Rückums-
chlag zurückzuschicken. 

Der Rücklauf der Umfrage war mit 136 Fragebö-
gen, also mit einem Anteil von knapp 65 Prozent 
der  Befragten,  zufriedenstellend.  Von  den  136 
beantworteten Fragebögen stammten 43 von den 
Bewerbern der SPD, ebenfalls  43 von den Be-
werbern der FDP/DVP und 50 von den Bewer-
bern der GRÜNEN. An der Befragung nahmen 
die  Kandidaten  aus  fast  allen  70  Wahlkreisen 
teil. Nur die Kandidaten aus sechs Wahlkreisen 
beteiligten sich nicht an der Umfrage. 

V. Die Kontrollvariablen

Die empirische Untersuchung des erwarteten Zu-
sammenhangs  zwischen  der  Größe  des  Wahl-
kreises und der Wettbewerbssituation im Wahl-
kreis auf der einen Seite und der Wahlkampfak-
tivität in ihren drei Dimensionen auf der anderen 
Seite erfolgte anhand mehrerer multipler linearer 
Regressionsanalysen. Mit Hilfe der Regressions-
analyse  kann  die  Ausprägung  eines  Merkmals 
(Wirkung) auf die Ausprägung eines oder meh-
rerer anderer Merkmale (Ursache) zurückgeführt 
werden. Um empirisch belastbare Aussagen über 
den erwarteten  Zusammenhang treffen zu kön-
nen, muss jedoch im Zuge der Regressionsanaly-
se kontrolliert werden, ob die erwartete Wirkung 
der unabhängigen Variablen tatsächlich auf die 
abhängige Variable zurückgeführt werden kann. 
Infolgedessen ist es geboten, den Einfluss ande-
rer  unabhängiger  Variablen  auf  die  abhängige 
Variable  „Wahlkampfaktivität“  zu  überprüfen. 
Daher ist es zuerst einmal erforderlich, Überle-
gungen anzustellen, welche Faktoren, sofern sie 
nicht berücksichtigt würden, das Ergebnis verfäl-
schen könnten. Dies setzt voraus, dass Hypothe-
sen  bezüglich  des  Einflusses  dritter  Variablen 
vorhanden sind oder entwickelt werden müssen 
und entsprechende Daten zur Verfügung stehen 
oder erhoben werden müssen. Hierbei ist immer 
im Blick zu behalten, dass diese Variablen nicht 
allein aus der Perspektive des Wahlforschers be-

trachtet  werden dürfen,  sondern eben auch aus 
der Perspektive des Kandidaten. 

In der Untersuchung wurden deshalb in die em-
pirische Analyse weitere unabhängige Variablen 
mit  aufgenommen,  die sich zum einen auf das 
Verhalten der Wähler und zum anderen auf die 
Sozialstruktur des jeweiligen Wahlkreises bezie-
hen.  Somit  wurden neben der  Wahlkreisgröße, 
den Chancen der Partei und dem Hauptziel der 
Kandidaten  auch die  Wahlbeteiligung,  der  Ka-
tholikenanteil  und  die  ländliche  Struktur  des 
Wahlkreises – gemessen an der Zahl der land-
wirtschaftlichen Betriebe und der Bevölkerungs-
dichte – kontrolliert.

VI. Die Ergebnisse der Untersuchung

Das Verfahren der multiplen linearen Regressi-
onsanalyse kommt dann zum Einsatz, wenn der 
Effekt  einer  unabhängigen  Variablen  auf  eine 
abhängige Variable  unter  Kontrolle potentieller 
Einflussvariablen gemessen werden soll.  Grund 
hierfür ist die Gefahr, dass bei einer Vernachläs-
sigung der anderen erklärenden Variablen im all-
gemeinen  die  Parameter  der  übrigen Variablen 
verzerrt werden. Hierbei ist zu beachten, dass die 
Stärke des Determinationskoeffizienten (R²) ab-
hängig von der Anzahl der unabhängigen Varia-
blen ist. Mit zunehmender Zahl an unabhängigen 
Variablen erhöht sich der Wert des Determinati-
onskoeffizienten automatisch.  Daher wurde zur 
Beurteilung  des  jeweiligen  multiplen  Regressi-
onsmodels der korrigierte Determinationskoeffi-
zient (Korr. R²) errechnet. 

Bei einer multiplen Regression ist es zudem ge-
boten, die Regressionskoeffizienten (b) zu stan-
dardisieren.  Dies  ermöglicht  es,  die  Werte  der 
einzelnen unabhängigen Variablen losgelöst von 
den  bei  der  Messung der  Variablen  gewählten 
Einheiten  miteinander  vergleichen  zu  können. 
Die  standardisierten  Regressionskoeffizienten 
(angegeben als  BETA-Werte)  können in  einem 
Wertebereich zwischen - 1 und + 1 liegen. Mul-
tiple Regressionen erlauben es also, Aussagen zu 
treffen, wie gut eine Kombination aus mehreren 
unabhängigen Variablen  eine  abhängige Varia-
ble vorhersagt. Die standardisierten Regressions-
koeffizienten geben dabei den relativen Einfluss 
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einer Variablen unter statistischer Kontrolle aller 
übrigen Variablen des Modells wieder, während 
der standardisierte Determinationskoeffizient die 
Güte  der  Regressionsschätzung  angibt.  Ange-
wandt  auf  die  dieser  Arbeit  zugrunde liegende 
Fragestellung gibt der Determinationskoeffizient 
an, welche Unterschiede in der Wahlkampfakti-
vität  der  Kandidaten  durch  die  unterschiedlich 
großen Wahlkreise und die unterschiedlich stark 
ausgeprägten Chancen der Partei erklärt werden 
können. 

Damit davon ausgegangen werden kann, dass ein 
ermittelter  Wert nicht nur inhaltlich bedeutsam 
ist, sondern dass er auch statistisch relevant ist, 
muss zudem die Signifikanz eines Wertes kon-
trolliert werden. Es gelten daher Werte als signi-
fikant, wenn die  Wahrscheinlichkeit gegen Null 
tendiert, dass sie durch  Zufall zustande gekom-
men sind. Die obere Grenze dieser Irrtumswahr-
scheinlichkeit  liegt in der Regel bei 5 Prozent, 
was  einem  Signifikanzniveau  von  0,05  ent-
spricht und in dieser Untersuchung übernommen 
wurde.  Bei  der  nun  folgenden  Darstellung  der 
Ergebnisse werden neben den vollständigen Re-
gressionsmodellen auch die Regressionsmodelle 
mit der höchsten Varianzaufklärung präsentiert.
Tabelle  1:  Multiples Regressionsmodell  zum 
Wahlkampfbudget

Abhängige Variable: Wahlkampfbudget
Unabhängige Variablen BETA BETA 
Wahlkreisgröße  ,124  ,117
Chancen der Partei  ,266*  ,278**
Wahlbeteiligung  ,017 nicht kontrolliert 
Katholikenanteil -,141 -,138
Landwirtschaftl. Betriebe  ,059 nicht kontrolliert
Bevölkerungsdichte  ,057 nicht kontrolliert
Hauptziel  ,128  ,129
Korrigiertes R²  ,190  ,207
** Die Regression ist auf dem Niveau von 0,01 (2-seitig) signifikant. 
* Die Regression ist auf dem Niveau von 0,05 (2-seitig) signifikant.

Zu lesen: Die Unterschiede in den Ausprägungen der unabhängigen Va-
riablen können 19 (20,7) Prozent der Unterschiede im Wahlkampfbud-
get der Kandidaten erklären, wobei der größte Effekt von den Chancen 
der Partei ausgeht.

Tabelle 2: Multiples Regressionsmodell zu Stra-
ßenwahlkampf und Hausbesuchen

Abhängige Variable: Straßenwahlkampf und Hausbesuche
Unabhängige Variablen BETA
Wahlkreisgröße  ,118
Chancen der Partei -,046
Wahlbeteiligung -,123
Katholikenanteil  ,129
Landwirtschaftl. Betriebe  ,049
Bevölkerungsdichte  ,223
Hauptziel  ,230*
Korrigiertes R²  ,044
** Die Regression ist auf dem Niveau von 0,01 (2-seitig) signifikant. 
* Die Regression ist auf dem Niveau von 0,05 (2-seitig) signifikant.

Tabelle 3: Multiples Regressionsmodell  zu den 
Treffen mit Betrieben und Unternehmen

Abhängige Variable: Treffen mit Betrieben und Unternehmen
Unabhängige Variablen BETA b  
Wahlkreisgröße -,111 nicht kontrolliert   
Chancen der Partei  ,132 nicht kontrolliert   
Wahlbeteiligung -,001 nicht kontrolliert   
Katholikenanteil  ,068 nicht kontrolliert   
Landwirtschaftl. Betriebe  ,069 nicht kontrolliert   
Bevölkerungsdichte -,061 nicht kontrolliert   
Hauptziel  ,203*  ,523*
Korrigiertes R² / R²  ,017  ,048
** Die Regression ist auf dem Niveau von 0,01 (2-seitig) signifikant.
* Die Regression ist auf dem Niveau von 0,05 (2-seitig) signifikant.

Tabelle  4:  Multiples  Regressionsmodell  zum 
Besuch regionaler Veranstaltungen

Abhängige Variable: Besuch regionaler Veranstaltungen
Unabhängige Variablen BETA b  
Wahlkreisgröße -,099 nicht kontrolliert   
Chancen der Partei  ,117 nicht kontrolliert   
Wahlbeteiligung -,106 nicht kontrolliert   
Katholikenanteil -,036 nicht kontrolliert   
Landwirtschaftl. Betriebe  ,030 nicht kontrolliert   
Bevölkerungsdichte -,116 nicht kontrolliert   
Hauptziel  ,232*  ,673**
Korrigiertes R² / R²  ,036  ,062
** Die Regression ist auf dem Niveau von 0,01 (2-seitig) signifikant.
* Die Regression ist auf dem Niveau von 0,05 (2-seitig) signifikant.

Tabelle  5:  Multiples  Regressionsmodell  zum 
Treffen mit Verbänden und Vereinen

Abhängige Variable: Treffen mit Verbänden und Vereinen
Unabhängige Variablen BETA BETA  
Wahlkreisgröße -,178 -,171
Chancen der Partei  ,266*  ,275*
Wahlbeteiligung  ,052 nicht kontrolliert   
Katholikenanteil  ,265**  ,252**
Landwirtschaftl. Betriebe -,022 nicht kontrolliert   
Bevölkerungsdichte  ,006 nicht kontrolliert   
Hauptziel  ,201*  ,199*
Korrigiertes R²  ,080  ,099
** Die Regression ist auf dem Niveau von 0,01 (2-seitig) signifikant. 
* Die Regression ist auf dem Niveau von 0,05 (2-seitig) signifikant.
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Tabelle 6: Multiples Regressionsmodell zum Or-
ganisieren größerer Wahlkampfveranstaltungen 

Abhängige Variable: Organisieren größerer
Wahlkampfveranstaltungen
Unabhängige Variablen BETA
Wahlkreisgröße  ,178
Chancen der Partei  ,015
Wahlbeteiligung -,167
Katholikenanteil  ,031
Landwirtschaftl. Betriebe -,022
Bevölkerungsdichte  ,029
Hauptziel  ,128
Korrigiertes R²  ,008
** Die Regression ist auf dem Niveau von 0,01 (2-seitig) signifikant. 
* Die Regression ist auf dem Niveau von 0,05 (2-seitig) signifikant.

Tabelle 7: Multiples  Regressionsmodell zu den 
Interviews für Zeitungen, Radio und Fernsehen 

Tabelle  8:  Multiples  Regressionsmodell  zu an-
deren Wahlkampfaktivitäten

Abhängige Variable: andere Wahlkampfaktivitäten
Unabhängige Variablen BETA
Wahlkreisgröße  ,009
Chancen der Partei  ,166
Wahlbeteiligung -,009
Katholikenanteil  ,132
Landwirtschaftl. Betriebe  ,013
Bevölkerungsdichte -,071
Hauptziel  ,092
Korrigiertes R² -,002
** Die Regression ist auf dem Niveau von 0,01 (2-seitig) signifikant. 
* Die Regression ist auf dem Niveau von 0,05 (2-seitig) signifikant.

Tabelle  9:  Multiples Regressionsmodell zum 
Engagement eines Kandidaten 

Abhängige Variable: Engagement eines Kandidaten
Unabhängige Variablen BETA
Wahlkreisgröße -,186
Chancen der Partei  ,170
Wahlbeteiligung  ,025
Katholikenanteil -,179
Landwirtschaftl. Betriebe  ,092
Bevölkerungsdichte -,029
Hauptziel  ,007
Korrigiertes R²  ,016
** Die Regression ist auf dem Niveau von 0,01 (2-seitig) signifikant. 
* Die Regression ist auf dem Niveau von 0,05 (2-seitig) signifikant.

Nach der tabellarischen Darstellung der einzel-
nen multiplen  Regressionsmodelle ist  es  gebo-
ten,  ein  der  Fragestellung dieser  Untersuchung 
entsprechendes  Resümee  zu  ziehen.  Ein  statis-
tisch signifikanter Einfluss der erklärenden Va-
riable „Chancen der Partei“ auf die zu erklärende 
Variable  „Wahlkampfaktivität“  konnte  in  zwei 
der drei Dimensionen nachgewiesen werden. So 
wirken die Chancen der Partei positiv signifikant 
zum einen auf das Wahlkampfbudget und zum 
anderen auf die zeitliche Investition eines Kandi-
daten für das Treffen mit Verbänden und Verei-
nen und für Interviews ein. Die Chancen der Par-
tei haben insgesamt auf die Wahlkampfaktivität 
jedoch nur einen leicht positiven Effekt. In An-
betracht  des  erwarteten  Zusammenhangs  bleibt 
allerdings vor allem das Erklärungspotential der 
Regressionsmodelle erheblich hinter den Erwar-
tungen zurück.

Bezüglich  der  unabhängigen  Variable  „Wahl-
kreisgröße“  konnte  entgegen der  Modellannah-
men nicht die erwartete Wirkung auf die drei Di-
mensionen der Wahlkampfaktivität eines Kandi-
daten nachgewiesen werden.  Interessant  ist  zu-
dem, dass die unabhängige Variable „Wahlkreis-
größe“  einen  negativen  Effekt  auf  das  Treffen 
mit Betrieben und Unternehmen, den Besuch re-
gionaler  Veranstaltungen  und  das  Treffen  mit 
Verbänden und Vereinen hat. Der erwartete Ein-
fluss  der  Wahlkreisgröße  konnte  somit  statis-
tisch nicht nachgewiesen werden.
Auch auf die abhängige Variable, die das Enga-
gement  eines  Kandidaten  über  die  unabhängig 
von  der  Partei  produzierten  Wahlkampfmittel 
abbildet, haben die beiden unabhängigen Varia-
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Abhängige Variable: Interviews für Zeitungen, Radio oder Fern-
sehen
Unabhängige Variablen BETA BETA
Wahlkreisgröße  ,022 nicht kontrolliert   
Chancen der Partei  ,221 ,225*
Wahlbeteiligung  ,140 ,167
Katholikenanteil  ,235* ,264**
Landwirtschaftl. Betriebe -,064 nicht kontrolliert   
Bevölkerungsdichte -,142 nicht kontrolliert   
Hauptziel  ,032 nicht kontrolliert   
Korrigiertes R²  ,075 ,089
** Die Regression ist auf dem Niveau von 0,01 (2-seitig) signifikant. 
* Die Regression ist auf dem Niveau von 0,05 (2-seitig) signifikant.
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blen  „Wahlkreisgröße“  und  „Chancen  der 
Partei“  keinen  signifikanten  Einfluss.  Zugleich 
ist auffällig, dass diese beiden unabhängigen Va-
riablen, einen fast gleich starken aber gegensätz-
lichen  Effekt  haben.  Während also die  Anzahl 
der  Wahlberechtigten negativ  auf  die  Bereit-
schaft  des  Kandidaten  wirkt,  auch  unabhängig 
von der eigenen Partei Wahlkampfmittel zu pro-
duzieren, haben die Gewinnchancen eines Kan-
didaten  einen  positiven  Effekt  auf  das  Wahl-
kampfengagement.  Allerdings  kann  dieser  Zu-
sammenhang aufgrund der Nicht-Signifikanz der 
standardisierten  Regressionskoeffizienten  zufäl-
lig  zustande  gekommen  sein.  Außerdem  weist 
auch  hier  das  Regressionsmodell  nur  eine 
schwache Prognosequalität auf.

VII.  Die Diskussion der statistischen Ergeb-
nisse 

In Anbetracht der Ergebnisse stellt  sich unwei-
gerlich  die  Frage,  was  die  Gründe  dafür  sein 
können, dass der Einfluss des Landtagswahlsys-
tems nicht so stark, wie erwartet, ausgeprägt ist. 
Diesbezüglich  sollen  zwei  Erklärungsversuche 
ins Zentrum der Diskussion gestellt werden.

1.  Die  innerparteilichen  Sanktionsmechanis-
men 

Der  erste  Erklärungsversuch  hat  seinen  Aus-
gangspunkt in der Möglichkeit, dass im Rahmen 
der  Untersuchung die  innerparteilichen  Sankti-
onsmechanismen  unterschätzt  worden  sind  be-
ziehungsweise ihr Effekt auf das Verhalten der 
Kandidaten.  Aufgrund  der  zuvor  dargestellten 
Überlegungen ist zu erörtern, ob die beiden Ein-
flussfaktoren  „Wahlkreisgröße“  und  „Chancen 
der  Partei“  deshalb  nicht  in  dem  erwarteten 
Maße auf die abhängige Variable „Wahlkampf-
aktivität“  einwirken,  weil  die  innerparteilichen 
Sanktionsmechanismen einen größeren Einfluss 
auf die Kosten-Nutzen-Kalkulationen der Kandi-
daten  haben  als  im  Vorfeld  der  Untersuchung 
angenommen wurde. So kommen zum Beispiel 
Zittel und  Gschwend zu dem Schluss, dass die 
Erststimmenergebnisse  bei  Bundestagswahlen 
auch in kleinen Parteien – dessen Bewerber be-

züglich des Direktmandats in der Regel chancen-
los sind – „als Maßstab der Leistung des Kandi-
daten und damit als Faktor zur Beförderung der 
weiteren Parteikarriere  begriffen“38 werden.  Da 
Blitzkarrieren  nach  Auffassung  von  Horn und 
Kühr die Ausnahme im politischen Prozess bil-
den39,  müssen  die  politischen Akteure ihr Ver-
halten in erster Linie an langfristigen Strategien 
und Zielen ausrichten.  Kurzfristig erzielte Vor-
teile  können  daher  negativ  für  das  auf  lange 
Sicht angelegte Ziel sein. So würde das Reduzie-
ren  der  Wahlkampfaktivitäten  zwar  kurzfristig 
zeitliche  und finanzielle  Ressourcen  einsparen, 
dem langfristigen  Ziel  würde  dieses  Verhalten 
aufgrund der dadurch hervorgerufenen negativen 
Sanktionen der Partei jedoch schaden. 

Dies steht mit der These von Black in Einklang, 
dass jede Investition eines politischen Akteurs in 
den  politischen  Prozess  auch  Investitionen  in 
seine politische Zukunft beziehungsweise in sei-
ne politische Karriere sind.40 Infolgedessen kann 
der Fall eintreten, dass bei zwei Kandidaten die 
gleiche Wahlkampfaktivität gemessen wird, ob-
wohl diese unterschiedliche Ziele im Wahlkampf 
verfolgen, da eine hohe Wahlkampfaktivität für 
das Erreichen beider Ziele möglicherweise ent-
scheidend ist. So könnte beispielsweise ein Kan-
didat in Anbetracht seiner Chancenlosigkeit, ein 
Mandat zu erlangen, trotzdem versuchen, mög-
lichst  viele  Stimmen  zu  gewinnen,  die  zwar 
nicht  für  ein  Mandat  reichen  werden  aber  für 
eine positive Sanktionierung durch die Partei vor 
Ort oder den Landesverband. Eine solche positi-
ve  Sanktionierung  könnte  in  Form politischen 
Patronage oder finanzieller und organisatorischer 
Unterstützung erfolgen.41 

2. Der Effekt relativ großer Wahlkreise 

Da die  beiden  Faktoren „Wahlkreisgröße“  und 
„Chancen der Partei“  nur einen schwachen Ef-

38  Zittel, Thomas/ Gschwend, Thomas: a.a.O. S. 301.
39  Vgl. Horn, Wolfgang/ Kühr, Herbert: Kandidaten im 

Wahlkampf. Kandidatenauslese, Wahlkampf und loka-
le Presse 1975 in Essen. Meisenheim am Glan 1978. S. 
69.  

40  Vgl. Black, Gordon S.: a.a.O. S. 155. 
41  Vgl. Horn, Wolfgang/ Kühr, Herbert: a.a.O. S. 55. 
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fekt auf die Wahlkampfaktivität  hatten, können 
auch  dem  Landtagswahlsystem  von  Baden-
Württemberg nur geringe Auswirkungen auf die 
Wahlkampfaktivität  der Kandidaten zugeschrie-
ben werden. Daher stellt sich die Frage, ob ande-
re Faktoren einen stärkeren Einfluss des Land-
tagswahlsystems möglicherweise verdecken oder 
ob ein Einfluss tatsächlich nur auf diesem gerin-
gen  Niveau  besteht.  Eine  weitere  Erklärungs-
möglichkeit, die sich daher in Anbetracht des ge-
wählten  ökonomischen  Akteursmodell  auf-
drängt,  ist  die,  dass  die  Kandidaten  in  relativ 
großen Wahlkreisen  mit  guten  Gewinnchancen 
aufgrund einer rationalen Kosten-Nutzen-Kalku-
lation ebenso zu dem Ergebnis kommen können, 
ihre Wahlkampfaktivität auf ein Mindestmaß zu 
reduzieren. Denn für diese Kandidaten ist es in 
Anbetracht  der  vorangegangen Landtagswahlen 
relativ  wahrscheinlich,  dass  sie  ein  Landtags-
mandat gewinnen werden. So konnten beispiels-
weise  alle  vier  Kandidaten  von  CDU,  SPD, 
FDP/DVP und GRÜNEN im Wahlkreis  Leon-
berg ein Mandat erlangen. Dieser Wahlkreis lag 
bezüglich seiner Anzahl an Wahlberechtigten bei 
der  Landtagswahl  2006 mit  25 Prozentpunkten 
über  der  durchschnittlichen  Wahlkreisgröße im 
Regierungsbezirk  Stuttgart.  Im Wahlkreis  Nür-
tingen,  der  mit  26  Prozentpunkten  von  der 
durchschnittlichen  Wahlkreisgröße  abweicht, 
war es bei der Landtagswahl 1996 darüber hin-
aus zusätzlich dem Kandidaten der Republikaner 
möglich,  in  den  Landtag  einzuziehen.  Infolge-
dessen war der Wahlkreis während dieser Legis-
laturperiode durch 5 Abgeordnete im Parlament 
repräsentiert.  

Wenn also das ökonomische Akteursmodell dem 
Verhalten der politischen Akteure zugrunde ge-
legt  wird,  kann  die  These  aufgestellt  werden, 
dass es für Kandidaten in sicheren Wahlkreisen 
genauso rational ist, einen nicht sehr kosten- und 
zeitintensiven  Wahlkampf  zu  führen,  wie  für 
Kandidaten  in  kleinen  Wahlkreisen.  Denn  für 
beide Kandidatengruppen steht  das Wahlergeb-
nis schon zu Beginn des Wahlkampfs so gut wie 
fest. Dieses mögliche Verhalten könnte eine Er-
klärung für den nur schwachen Einfluss der bei-
den  Faktoren  auf  die  Wahlkampfaktivität  der 
Kandidaten  der  drei  untersuchten  Parteien  dar-

stellen. Denn es hätte zur Folge, dass zwischen 
den  beiden  unabhängigen  Variablen  und  der 
Wahlkampfaktivität keine lineare Beziehung be-
stehen  würde.  Zu  beachten  ist  hierbei  jedoch, 
dass de iure große Wahlkreise auch nur bei einer 
hohen  Wahlbeteiligung  zu  de  facto  großen 
Wahlkreisen werden. Somit wäre bei einer Beur-
teilung  dieses  Erklärungsmodells  ebenfalls  die 
Wahlbeteiligung bei den letzten Landtagswahlen 
in die Analyse mit aufzunehmen. 

VIII. Fazit und Ausblick

Wie dargestellt, wiesen entgegen der zu Beginn 
der  Arbeit  aufgestellten  These die  statistischen 
Analysen nur ansatzweise dem vermuteten  Zu-
sammenhang  entsprechende  Ergebnisse  auf. 
Mögliche Ursachen dafür könnten somit entwe-
der  der  innerparteiliche  Sanktionsapparat  oder 
aber ein Akteursverhalten sein, welches das Ar-
beiten  mit  einer  linearen  Regressionsanalyse 
sinnlos macht.  Um diesbezüglich jedoch zu ei-
nem  eindeutigen  Ergebnis  zu  kommen,  wäre 
eine weitere Untersuchung unumgänglich, in der 
man über Interviews und Umfragen mit der Par-
teibasis vor Ort, mit den Kandidaten in den ein-
zelnen Wahlkreisen und mit den jeweiligen Lan-
desvorständen  dem  Sachverhalt  nachgehen 
müsste.
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Einigkeit  macht  schwach  –  das 
Europäische Parlament opfert sei-
ne  Rechte  zugunsten  des  Klima-
schutzes

Philipp Krieg1

Das  EU-Klimaschutzgesetzespaket  wurde  nach 
Vorarbeiten der Ausschüsse in zweieinhalb Mo-
naten,  einem,  bezogen  auf  Inhalt  und  Umfang 
des Pakets, sehr kurzen Zeitraum, vom Europa-
parlament  verabschiedet.  Das gelang nur durch 
ein Dreiergespräch zwischen Parlament, Rat und 
Kommission, einem so genannten „Trilog“. Un-
ter dem Druck, nicht als Klimagegner dazuste-
hen, nahm das Parlament die Ergebnisse des Tri-
logs zu Lasten der Parlaments- und Abgeordne-
tenrechte an.

„Erpressung“2,  war  eines  der  schärferen  Worte 
die an diesem Tage im Plenum des Europäischen 
Parlamentes in Straßburg fielen. Die Parlamenta-
rier  waren  zu  ihrer  letzten  Sitzungswoche  im 
Jahr 2008 in Straßburg zusammengekommen; es 
war  auch  die  letzte  Sitzungswoche  des  Parla-
ments unter französischer Ratspräsidentschaft – 
vor  der  kommenden,  wenig  verheißungsvollen 
tschechischen  Ratspräsidentschaft  sollten  noch 
einige  wichtige  Gesetzespakete  verabschiedet 
werden. Abgestimmt wurde unter anderem über 
das  Klimaschutzpaket,  das  mehrere  umfangrei-
che  Regelungsbereiche,  unter  anderem  die  In-
stallation  eines  europäischen  Emmissionshan-
delssystem für die Industrie als europäische Ant-
wort  auf  das  Kyoto-Protokoll,  beinhaltete.  Es 
war seit  der Tagung der Fachausschüsse inner-
halb von zweieinhalb Monaten mühevoll in en-
ger  Beratung  mit  den  zwei  anderen  Gesetzge-
1  Der Verfasser ist Ass. Jur. und hat als Rechtsreferen-

dar  seine  Wahlstage  im Europäischen  Parlament  im 
Kabinett  des  Vorsitzenden  der  SPE-Fraktion,  Martin 
Schulz von Oktober bis Dezember 2008 absolviert.

2  Cohn-Bendit,16.12.2008,  Ergebnisse  des  Europäi-
schen Rates vom 11. und 12. Dezember 2008 - Tätig-
keitsbericht  des  französischen  Vorsitzes  (Aussprache 
im Parlament)

bungsorganen der Europäischen Union, Rat und 
Kommission erarbeitet worden.

Anlass für zahlreiche Entrüstungen und Ziel al-
ler Angriffe an jenem Tage war jedoch weniger 
der Inhalt des Gesetzes als vielmehr das Gesetz-
gebungsverfahren  der  Europäischen  Union 
selbst. Was die Parlamentarier erzürnte, war eine 
vereinfachte Gesetzgebung durch sog. informelle 
Triloge. 
In diesen Trilogen – Gesprächen der drei am Ge-
setzgebungsverfahren beteiligten Institutionen – 
berieten  Vertreter  von  Rat,  Kommission  und 
Parlament  das Klimaschutzpaket.  Diese Dreier-
gespräche fanden im laufenden, im EG-Vertrag 
normierten,  Gesetzgebungsverfahren  während 
der  Entscheidungsfindungsphase  des  Parlamen-
tes statt und sind in der Lage, dieses, im Falle ei-
ner Einigung abzukürzen.

Da dem Trilog nur eine geringe Anzahl von Ver-
tretern hinter verschlossenen Türen beiwohnten, 
konnten,  bezogen auf  den  umfangreichen  Ver-
handlungsinhalt,  recht  schnell  Entscheidungen 
und Verhandlungsergebnisse getroffen werden – 
schneller  als  beim üblichen,  hier  einschlägigen 
Mitentscheidungsverfahren.
Das Verfahren der Mitentscheidung nach Artikel 
251  EGV  gliedert  sich  in  zehn  Verfahrensab-
schnitte3, in denen im Wesentlichen der Spielball 
des Gesetzesvorhabens zwischen den drei Insti-
tutionen Rat, Parlament und Kommission rotiert. 
Dem Parlament kommt dabei, je nach konkreter 
Stufe des Verfahrens, ein Vetorecht zu, das nicht 
mehr vom Rat überstimmt werden kann4.

In den anderen Gesetzesverfahren, dem Verfah-
ren der Anhörung, vgl. Artikel 308 EGV, und in 
dem Verfahren der Zusammenarbeit gemäß Arti-
kel  252  EGV  hat  das  Parlament  keine  ver-
gleichsweise  starke  Rechtsstellung  gegenüber 
den anderen Institutionen, da der Rat sich in die-
sen Fällen nicht durch Stellungnahmen des Par-
laments gebunden fühlen muss5.
3  Schoo, in:  Schwarze, EU-Kommentar, Art. 251 EGV 

Rdnr. 17.
4  Haratsch/Koenig/Pechstein,  EuropaR, [5. Aufl.] Tü-

bingen 2006, Rdnr. 306.
5  Haratsch/Koenig/Pechstein,  EuropaR, [5. Aufl.] Tü-

bingen 2006, Rdnr. 304.
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Für das Klimaschutzpaket war nach Artikel 175 
Absatz  1  und  3  EGV der  Anwendungsbereich 
des  Mitentscheidungsverfahrens  nach  Artikel 
251 EGV eröffnet.

Die Vorschläge der Kommission gemäß Artikel 
251 Absatz 1 Satz 1 EGV erreichten das Parla-
ment bezüglich vier der fünf Regelungsbereiche 
am 23. Januar 2008 und wurde gemäß Artikel 24 
Geschäftsordnung des Parlaments (im Weiteren 
GO EP) durch die Konferenz der Präsidenten in 
die  zuständigen  Ausschüssen  ITRE  (Industrie-
ausschuss)  und ENVIE (Umweltausschuss)  ge-
leitet, welche als federführende Ausschüsse (EN-
VIE für vier der fünf Regelungsbereiche, ITRE 
für  einen)  gemäß Artikel  46 GO EP bestimmt 
wurden.
Im Oktober 2008 lagen dann die letzten Berichte 
der fünf Berichterstatter dem Parlament vor.

Auf  den  Bericht  des  Umweltausschusses  vom 
7. Oktober 2008 reagierte die Öffentlichkeit sehr 
kontrovers – die gegensätzlichen politischen und 
geographischen  Lager  zeichneten  ein  düsteres 
Bild vom Erfolg des Klimaschutzpaketes. Wäh-
rend insbesondere skandinavischen Stimmen der 
Gesetzesentwurf nicht weit genug ging, empfan-
den  die  osteuropäischen  Mitgliedsstaaten,  was 
mit Blick auf die unterschiedliche und zum Teil 
dort veraltete Industriestruktur verständlich wird, 
diesen Entwurf als starke Zumutung6. Aber nicht 
nur von den Mitgliedstaaten selbst, sondern auch 
von Wirtschafts- und Umweltverbände innerhalb 
vieler Mitgliedsstaaten wurde starke, wenn auch 
gegensätzliche  Kritik  am  Gesetzespaket  geäu-
ßert.  So  nannte  der  Bundesverband  der  Deut-
schen Industrie in einer Pressemeldung dies als 
„Gefährdung  der  Wettbewerbsfähigkeit  der  In-
dustrie“7,  während  Greenpeace  Deutschland  es 
als  Ergebnis  effektiver  Industrie-Lobbyarbeit8 

beschimpfte.
Die Debatte  zeigte,  dass das Gesetzespaket  in-
haltlich ausgewogen war, könnte der Beobachter 
sarkastisch formulieren. Doch würde dieser Sar-
kasmus  nur  darüber  hinwegtäuschen,  dass  auf 
6  http://www.faz.net/  „Selbstzufriedene Europäer“ vom 

17.10.2008.
7  BDI, Pressemitteilung 104/2008 vom 07.10.2008
8  Greenpeace, Nachricht vom 07.10.2008

den Schultern der Parlamentarier fraktionsüber-
greifend ein enormer Druck lastete: 

Das  Klimapaket  soll  die  europäische  Antwort 
auf  die  Anforderungen  des  Kyoto-Protokolls 
sein. Diese Antwort soll rasch geschehen, denn 
ein  neuer  amerikanischer  Präsident  könnte  mit 
einem  eigenen  noch  ambitionierteren  Klima-
schutzgesetzespaket den Europäern 2010 in Ko-
penhagen die Show stehlen – aus der beabsich-
tigten Vorreiterrolle würde dann nichts. Nur un-
ter der französischen Ratspräsidenschaft war ein 
solches Mammutvorhaben möglich; so hat Sar-
kozy als Präsident des Rates die wichtigsten Ent-
scheidungen des Rates der Europäischen Union 
auf  den  Europäischen Rat  verschoben,  in  dem 
durch das dort  geltende Einstimmigkeitsprinzip 
jeder Staatschef selbst Farbe zum Klimaschutz-
vorhaben bekennen muss. Dass die tschechische 
Ratspräsidentschaft  2009  damit  gleichziehen 
würde,  erschien mehr  als  nur  fraglich,  so dass 
Eile  geboten  war.  In  einer  solchen  Situation 
möchten die Fraktionen des Parlaments natürlich 
keine  Bremser  und  Spielverderber  sein,  zumal 
im Juni 2009 Wahlen zum Europäischen Parla-
ment stattfinden, vor denen sich niemand in sei-
nem Heimatland als Klimagegner outen möchte. 
Daher herrscht Einigkeit, sich einem schon frü-
her praktizierten Entscheidungsverfahren zu öff-
nen: den Trilogen.
Die  Möglichkeit,  das  Gesetzesverfahren  durch 
derartige  Dreiergespräche  abzukürzen,  oder 
überhaupt sich mit  den beiden anderen Gesetz-
gebungsorganen  vorab  auszutauschen,  nennen 
die Quellen des Primärrechts, insbesondere Arti-
kel  251 EGV, nicht.  Auch die  dem Sekundär-
recht  zuzuordnenden  Geschäftsordnungen9 von 
Rat  und  Parlament  sehen  solche  Triloge  nicht 
vor.  Allerdings bietet  Artikel  120 GO EP dem 
Parlament die Möglichkeit so genannte „Interin-
stitutionelle Vereinbarungen“ mit den beiden an-
deren Gesetzgebungsorganen zu schließen; eine 
ähnlich  lautende  Bestimmung  findet  sich  zwar 
nicht direkt in der Geschäftsordnung des Rates 
wieder, wird aber aus Artikel 17 Absatz 4 Ziffer 

9 Annacker ,  „Der  fehlerhafte  Rechtsakt  im  Gemein-
schafts- und Unionsrecht, Wien 1998, S. 54. 
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d) GO Rat gelesen10. Von dieser Möglichkeit se-
kundäres  Gemeinschaftsrecht  im  Gewand  der 
Rechtshandlung  eigener  Art11 zu  setzen,  haben 
die Organe im Jahre 1999 Gebrauch gemacht, als 
sie  die  „gemeinsame  Erklärung zu  den  prakti-
schen Modalitäten des neuen Mitentscheidungs-
verfahrens“12 verabschiedeten.

Ziel  dieser  gemeinsamen  Erklärung  ist  es,  die 
Kontakte während des Mitentscheidungsverfah-
rens zwischen den Institutionen auszubauen13 so-
wie die Zusammenarbeit zu verbessern. 
Inhaltlich verpflichten sich die Gesetzgebungsor-
gane  in  dieser  Erklärung,  ihre  Aktivitäten  im 
Wesentlichen auf eine Einigung hin zu entfalten, 
welche durch enge, gemeinsame Beratungen er-
folgen  soll.  Diese  Einigungen  können  bereits 
während der ersten Lesung im Parlament erfol-
gen oder aber auch in seiner zweiten Lesung und 
im Vermittlungsausschuss, so dass vor Ende des 
im EGV skizzierten  Gesetzesverfahrens  bereits 
mehrfach  Treffen  und gemeinsame Beratungen 
mit den, in dieser jeweiligen Stufe des Verfah-
rens eigentlich  noch nicht  zuständigen anderen 
Organe geschehen können.

Sollte  bei dem informellen Trilog während der 
Ersten Lesung im Parlament eine Einigung zwi-
schen den Organen zustandekommen, so teilt der 
Vorsitzende des Ausschusses der Ständigen Ver-
treter dies in Form von Änderungen zum Kom-
missionsvorschlag dem Vorsitzenden des zustän-
digen Parlamentsausschusses  mit.  Gemäß  Arti-
kel 66 GO EP können dann Parlament und Rat 
diese Änderungen schließlich  in  Erster  Lesung 
annehmen  und das  Verfahren  positiv  abschlie-
ßen14.

10  ABL. 2002 L 230; von Alemann, „Die Handlungsform 
der  interinstitutionellen  Vereinbarung:  eine  Untersu-
chung  des  Interorganverhältnisses  der  europäischen 
Verfassung“, Berlin 2006, S. 88.

11  Haratsch/Koenig/Pechstein,  EuropaR, [5. Aufl.] Tü-
bingen 2006, Rdnr. 353.

12  ABL. 1999 C 148/1; überarbeitet mit ABL. 2003 C 
321/1; Vereinbarung einer Revision 2006.

13  ABL. 1999 C 148/1.
14  Schoo,  in: Schwarze, EU-Kommentar, Art. 251 EGV 

Rdnr. 29.

Die Möglichkeit der Triloge beschleunigt somit 
den regulären Weg nach Artikel 251 EGV ganz 
enorm15,  denn  das  im  Gesetzesverfahren  an-
schließend tätig werdende Organ hatte ja bereits 
Gelegenheit,  seine  Bedenken  und  Änderungs-
wünsche bei dem zuvor tätigen Organ anzubrin-
gen  –  die  Entscheidung  des  in  der  jeweiligen 
Stufe des Verfahrens nach dem EGV zuständi-
gen Organs, sei sie nun positiv oder negativ, ge-
schieht folglich unter der vollen Einflussnahme 
der später zuständigen anderen Organe.

Was   hinsichtlich  des  Stichwortes  „Selbststän-
digkeit eines Gesetzgebungsorgans“ schon etwas 
befremdlich anmutet,  wird rechtlich doch deut-
lich  fragwürdiger,  wenn  man  die  inhaltlichen 
Folgen dieser interinstitutionellen Erklärung auf 
die  nationale,  deutsche  Bundesgesetzgebung 
überträgt: Man stelle sich vor, die Bundesregie-
rung als Gesetzesinitiator und der Bundesrat sä-
ßen  mit  Vertretern  des  Bundestages  in  einem 
Dreiergespräch  zusammen  und  berieten  über 
einen Vorschlag eines Ausschusses des Bundes-
tages  –  dies  aber  noch bevor  abschließend  im 
Plenum des Parlaments  darüber beraten wurde, 
würde  dann  eine  Entscheidung  fällen  und  den 
anderen am Gesetzgebungsverfahren beteiligten 
Organen zu deren eigenen Beratungen präsentie-
ren.  Schon  bezüglich  der  Arbeit  des  Vermitt-
lungsausschusses, der allzu oft in den Verdacht 
gerät, nicht zu vermitteln, sondern selber gesetz-
geberisch tätig zu werden, herrscht bekanntlich 
Kritik  am  deutschen  Gesetzgebungsverfahren. 
Wie  viel  mehr  aber  noch  herrschte  sie,  wenn 
eine  solch  ähnliche  Institution  dem Bundestag 
die Arbeit „abnähme“, also seine Entscheidungs-
findungsphase  verkürzen  würde.  Der  einzelne 
Abgeordnete  des  Bundestages  müsste  sich  zu-
dem fragen, was seine Abgeordnetenrechte fak-
tisch noch wert sind. Zweifel an der Selbständig-
keit des Organs und der Einhaltung des Demo-
kratieprinzips wären daher vermutlich die noch 
sanftesten Reaktionen.
Der Skepsis gegenüber der Institution Trilog, ge-
nauer den Zweifeln an der rechtlichen Zulässig-
keit, wird sich vielleicht jedoch eine rein euro-
15  Gesamtbericht der Tätigkeit der Europäischen Union 

2006, Kapitel IV, Institutionelles Geschehen, http://eu-
ropa.eu/generalreport/de/2006/rg116.htm 
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päische  Perspektive  nicht  anschließen  können. 
Denn jene gewachsene Konstruktion zeigt zwar 
viele vertraute demokratische Elemente, ob sich 
darin jedoch ein europäisches, gleich gewichti-
ges  Demokratieprinzip  verwirklicht,  erscheint 
fraglich.  Charakteristisch  für  dieses  Konstrukt 
sui generis scheint eher ein Bedürfnis nach Vor-
rang von Funktionalität zu sein, wie es auch die 
„informellen Triloge“ (so deren eigentliche Ti-
tel) zeigen. Ein weiteres Indiz für dieses Bedürf-
nis ist die Reaktion der europäischen Abgeord-
neten selbst: viele waren unzufrieden mit einem 
Verfahren im Stil „top down“, welches ihre per-
sönliche Meinung unberücksichtigt ließ. An dem 
grundsätzlichen  Erfordernis  einer  vor  allem 
möglichen  Streit  bestehenden  Mediation  zwei-
felten jedoch nur wenige. Dass dies auch aus den 
Erfahrungen  bei  der  oft  schwierigen  Entschei-
dungsfindung einer multinationalen Organisation 
resultiert,  kann aber auch ein möglicher Grund 
für diese differenzierte Reaktion sein16. Die Ant-
wort auf die Frage nach dem Verhältnis von de-
mokratischen Elementen zur Funktionalität wird 
sich hier freilich nicht abschließend beantworten 
lassen. Schließlich wird eine derartig Frage nach 
dem Wesen der Europäischen Union nur im Zu-
sammenhang mit der Frage nach dem zukünfti-
gen Weg der Europäischen Union – mehr Volks-
souveränität oder mehr Diplomaten – zu stellen 
sein.

Den Trilogen haftet noch ein weiteres Problem 
an,  das  eher  rechtstechnischer  Natur  ist:  eine 
mangelnde Transparenz. 
So entsenden Rat und Parlament Vertreter in den 
Trilog,  die  den  jeweiligen  Standpunkt  verhan-
deln. Beim Klimaschutzpaket bestanden die De-
legationen des Parlamentes aus zum Teil weni-
ger als zehn Delegierten, stellvertretend für die 
785 Abgeordneten17 des Parlaments. Diese Dele-
gationen des Parlaments verhandeln unter abso-
lutem  Ausschluss  der  Öffentlichkeit  und  sind 
nicht  an eine klare Weisung seitens  des Parla-
mentes gebunden – sind in ihrer Entscheidungs-
findung somit nahezu frei. Gleichwohl sollen die 
Delegationen aber die Meinungsvielfalt im Par-
16  Nicht selten gelingt eine Fraktionsmeinung nicht, we-

gen des Zugehörigkeitsgefühl zum Nationalstaat
17  Stand: Februar 2008, http://www.europarl.europa.eu 

lament  repräsentieren.  Durch  die  hinter  ver-
schlossenen Türen gefällte Entscheidung werden 
die  zuständigen  Gremien  im  Parlament  dann 
letztlich vor vollendete Tatsache gestellt. 

Dies ist ein Umstand, den die Literatur zwar als 
bedenklich behandelt, der aber tragbar sei, da die 
Schlussphase der Ersten Lesung sowohl in den 
Ausschüssen  wie  auch  im  Plenum  des  Parla-
ments und im Rat in aller Öffentlichkeit erfolge. 
Die Transparenz sei damit wieder hergestellt18.
Der Einwand des Vorwurfs mangelnder Trans-
parenz mag damit  theoretisch ausgeräumt sein, 
faktisch ist  er  es aber nicht.  Er mag sicherlich 
bei  wenig  komplexen  Sachverhalten,  die  auch 
von  fachlich  anders  orientierten  Abgeordneten 
einfach zu erfassen sind und zu denen es bereits 
eine lange fundierte politische Meinung gibt, zu-
treffen. Denn hier können sich die am Trilog und 
im  Ausschuss  nicht  beteiligten  Abgeordneten 
oberflächlich mit  dem Stoff befassen und dann 
eher  ihrem politischen  Instinkt  wie  auch  einer 
gegebenenfalls  bestehenden  Fraktionsmeinung 
ruhigen Gewissens folgen. Aber nach dem Lehr-
satz, dass eine Theorie nur so gut ist, wie sie sich 
auch in Ausnahme- und Extremfällen behaupten 
kann, muss man im vorliegenden Fall  des Kli-
maschutzpaketes  ihr  Versagen  konstatieren. 
Denn zum einen war der Sachverhalt nicht sim-
pel, sondern sehr komplex und zum anderen be-
darf  es eines  mehr  als  nur laienhaften Vorver-
ständnisses. So gliederte sich das Klimaschutz-
paket  mit  seinen gesamten Regelungsbereichen 
in fünf Themengebiete. Allein der Bereich Emis-
sionshandel bedient sich in der Praxis einer eige-
nen Fachsprache, die sich so auch im Gesetzes-
paket wieder findet. Zugegeben, es ist den Abge-
ordneten  im  Normalfall  durchaus  zuzumuten, 
sich Rat und Erklärung von ihren fachlich besser 
orientierten Kollegen in jener Schlussphase ein-
zuholen. Doch im vorliegenden Fall blieb dazu 
keine Zeit. So kamen am Samstag, dem 13. De-
zember  2008 die  Delegationen zu  ihrer  letzten 
Sitzung des  Trilogs  zusammen,  um die  letzten 
Details  des  Gesetzes  abzusprechen.  Nach  der 
dort  erzielten  Einigung blieben dem Sprachen-
dienst  eineinhalb Tage Zeit,  die Übersetzungen 
18  Schoo,  in: Schwarze, EU-Kommentar, Art. 251 EGV 

Rdnr. 29.

83

http://www.europarl.europa.eu/


Aufsätze Philipp Krieg – Einigkeit macht schwach – Das Europäische Parlament opfert seine Rechte MIP 2008/09 15. Jhrg.

in  alle  Mitgliedssprachen  vorzunehmen,  da  ab 
Montagmittag  die  Parlamentarier  zu  ihrer  Sit-
zungswoche in Straßburg zusammenkamen. Die 
Abstimmung  erfolgte  dann am Mittwoch,  dem 
17. Dezember 2008, so dass den Parlamentariern 
eineinhalb  Tage  Zeit  blieben,  sich  in  den  um-
fangreichen Stoff  vollständig  einzuarbeiten.  So 
manche der Sitzungen der Fraktionen liefen da-
her sehr kontrovers ab und in nicht wenigen ge-
lang  es  noch  nicht  einmal,  eine  Fraktionsmei-
nung zu erzielen, der die Abgeordneten sich an-
schließen konnten. So war es nur der Furcht, als 
Bremser,  Klimagegner  oder  ähnliches  dazuste-
hen geschuldet,  dass am Dienstag,  den 17. De-
zember 2009 das Parlament mit überwältigender 
Mehrheit  das Klimaschutzpaket  verabschiedete. 
Wozu im Einzelnen der jeweilige Abgeordnete 
schließlich  sein  Handzeichen  gab,  dürfte  ihm 
letztlich aber schleierhaft gewesen sein – trans-
parent war das Gesetzgebungsverfahren für ihn 
damit keinesfalls.

Wenn mit Inkrafttreten des Lissabonner Vertra-
ges  das  Europäische  Parlament  zukünftig  mit 
mehr  Kompetenzen  ausgestattet  und  damit  im 
Gesetzgebungsverfahren institutionell  mehr Be-
achtung erfährt, so ist dies nur die logische Folge 
einer langjährigen Entwicklung von einem We-
nig  zu  einem deutlichen  Mehr  an  Rechten  für 
das  Parlament  und seine  Abgeordneten19.  Dass 
dies  jedoch nur  eine rein  formale,  aber  wegen 
der oben skizzierten Problemen nicht auch eine 
faktische  Aufwertung  ist,  steht  bedauerlicher-
weise freilich zu erwarten.

19  vgl.  Schoo,  „L’evolution du service  juridique et  du 
rôle du parlement européen devant la cour de justice“, 
in: Au service du droit communautaire,  Liber amico-
rum en l'honneur de Gregorio Garzón Clariana, Le Ju-
risconsulte du Parlement européen

84



MIP 2008/09 15. Jhrg. Sebastian Roßner – Fünf (Partei-)Freunde sollt ihr sein Aufgespießt

„Aufgespießt“ 

Fünf  (Partei-)Freunde  sollt  ihr 
sein!

Zu einer gesetzgeberisch möglicherweise nicht 
intendierten Mindestmitgliederzahl für politi-
sche Parteien, zugleich zu einem Sonderproblem 
des Parteiausschlußverfahrens

Sebastian Roßner, M.A.1

Das  Problem der  Mindestmitgliederzahl  politi-
scher  Parteien  war  bisher  ein  ungelöstes.  Als 
Rechtsproblem gehört  es  in  den Kreis  der  mit 
dem Ernsthaftigkeitskriterium des § 2 I 1 PartG 
verbundenen Auslegungsaufgaben. Das BVerfG 
spricht bei seiner Interpretation des Ernsthaftig-
keitselementes davon, daß es der Partei in gewis-
sem Maße selbst überlassen bleibe, wie sie ihre 
Ernsthaftigkeit  nachweisen  wolle,  die  Partei 
könne etwa einen Schwerpunkt auf die Mitglied-
erwerbung, die Wahlteilnahme oder die Öffent-
lichkeitsarbeit  legen2.  Ein Defizit  in einem Be-
reich könne durch gesteigerte Anstrengung in ei-
nem  anderen  Bereich  „in  gewissen  Grenzen“ 
ausgeglichen werden3.  Dabei  wohnt  dieser  Be-
trachtung ein dynamisches  Element  inne,  inso-
fern nämlich der Fortschritt seit Gründung zu be-
achten sei4. Insgesamt ist demnach eine Gesamt-
würdigung  vorzunehmen,  innerhalb  derer  die 
einzelnen  Elemente  des  Ernsthaftigkeitskriteri-
ums  (Umfang und Festigkeit  der  Organisation, 
Zahl der Mitglieder, Hervortreten in der Öffent-
lichkeit) einander teilweise substituieren können. 
Gleichwohl kann, so wird man das Gericht ver-
stehen müssen,  auf  keines  der Elemente  völlig 
verzichtet werden.
1  Der Verfasser  ist  als  Wissenschaftlicher  Mitarbeiter 

am PRuF tätig.
2  BVerfGE 91, 262 (271).
3  BVerfGE 91, 262 (271).
4  BVerfGE 91, 262 (269 f.)

Genau  betrachtet  verlangt  das  BVerfG  einen 
nach verschiedenen Kriterien zu bestimmenden 
Erfolg einer politischen Gruppierung, damit sie 
als Partei i.S.d. PartG gelten kann. Die Erfolgs-
kriterien  allerdings  (Mitgliederzahl,  Beachtung 
im öffentlichen politischen Diskurs, Wahlerfol-
ge,  organisatorische  Differenziertheit  und  Fes-
tigkeit)  kann  die  Partei  nach  ihrem Selbstver-
ständnis5 und  ihren  taktischen  Erwägungen  in 
der  Gewichtung  variieren.  Dabei  gesteht  das 
BVerfG einer neuen Partei Zeit zu, bis sie ein – 
kaum genau zu definierendes – Mindestmaß an 
Erfolg erreicht hat.

Die Literatur folgt,  soweit  ersichtlich,  großteils 
der Linie des Gerichts6.
Mit diesem, bei aller Problematik der mangeln-
den  Bestimmtheit,  wohl  doch  den  praktischen 
Bedingungen der Parteitätigkeit und dem verfas-
sungsrechtlichen  Status  der  Parteien  gerecht 
werdenden Verständnis von § 2 I 1 PartG ist al-
lerdings noch nichts über den Anfangspunkt der 
Entwicklung einer Partei gesagt. Wann also be-
ginnt das parteiliche Leben?

Derartige Fragen bereiten bekanntermaßen auch 
auf anderen juristischen Feldern große Schwie-
rigkeiten;  es soll  hier daher auch keine umfas-
sende  Antwort  versucht  werden.  Immerhin 
bringt es die Praxis des PRuF mit sich, bisweilen 
auch von den besonderen Nöten der Klein- und 
Kleinstparteien Kenntnis zu erlangen: Jüngst gab 
es die Anfrage einer solchen politischen Partei in 
statu  nascendi,  die  eines  ihrer  Mitglieder  aus-
schließen  wollte.  Die  Schwierigkeit  dabei  be-
stand im Fehlen einer  zweiten  parteischiedsge-
richtlichen  Instanz.  Für  diese,  von  §§ 10  V 2, 
14 I 1 PartG zwingend vorgeschriebene Einrich-
5  Zur  Bedeutung  des  Selbstverständnisses  im  Recht 

Morlok, Martin: Selbstverständnis als Rechtskriterium, 
1993, passim.

6  Morlok, Martin, in: Dreier, Horst (Hg.), Grundgesetz-
kommentar,  Bd.  22.  Aufl.,  2006,  Art.  21 Rn. 39 ff.; 
Klein,  Hans-Hugo,  in:  Herzog,  Roman/  Herdegen, 
Matthias/  Klein,  Hans-Hugo/  Scholz,  Rupert  (Hg.), 
Maunz/Dürig GG, 2005, Art. 21 Rn. 226 ff.;  Morlok,  
Martin,  in:  Morlok,  Martin (Hg.),  2007,  Kommentar 
zum Gesetz über die politischen Parteien,  § 2 Rn. 9; 
mit  Kritik  an  der  verfassungsgerichtlichen  Position 
hingegen Ipsen, Jörn, in: Sachs, Michael (Hg.), GG 4. 
Aufl., 2009, Art. 21 Rn. 21.

85



Aufgespießt Sebastian Roßner – Fünf (Partei)Freunde sollt ihr sein MIP 2008/09 15. Jhrg.

tung7 fehlte es der betreffenden Partei an hinrei-
chend vielen Mitgliedern.

Das  Fehlen  einer  zweiten  innerparteilichen  In-
stanz  der  Schiedsgerichtsbarkeit  ist  wohl  noch 
nicht von Literatur oder Rechtsprechung behan-
delt  worden.  Welche  Möglichkeiten  des  Um-
gangs mit diesem Problem bieten sich?
Zunächst wäre an die materielle Unmöglichkeit 
des Ausschlusses zu denken. Dafür spräche der 
Verstoß gegen zwingendes Recht durch die Par-
tei: Die Möglichkeit der Anrufung einer zweiten 
Instanz  gegen  eine  Ausschlußentscheidung  ist 
gesetzlich  garantiert8.  Allerdings  zielt  diese 
Rechtsmittelgarantie  auf  die  Möglichkeit  einer 
Korrektur von Fehlern im Ausschlußverfahren. 
Das  Ausschlußverfahren  deshalb  insgesamt  zu 
untersagen,  hieße  über  das  Ziel  hinauszuschie-
ßen und der Partei ohne Not die Möglichkeit ei-
ner Trennung von nach § 10 IV PartG untragbar 
gewordenen Mitgliedern zu nehmen.

Eine andere Möglichkeit  bestünde in  dem aus-
schließlichen  Verweis  auf  die  staatliche  Ge-
richtsbarkeit.  Deren  Anrufung  gegenüber  der 
Entscheidung von Parteischiedsgerichten ist  im 
Grundsatz  ohnedies gewährleistet9,  man könnte 
also  das  vom  Parteischiedsgericht  erster  (und 
einziger)  Instanz  ausgeschlossene  Mitglied  di-
rekt an das zuständige staatliche Gericht verwei-
sen. Dagegen sprechen jedoch gewichtige Grün-
de: Zunächst bliebe der Verstoß gegen zwingen-
des, die innere Ordnung der Partei im Sinne ei-
nes Schutzes der Mitgliedschaftsrechte10 gestal-
tendes  Gesetzesrecht  für  die  Partei  folgenlos. 
Dies ist in Hinsicht auf die objektive Seite des 
PartG unbefriedigend, das für alle Parteien glei-
chermaßen eine den Vorgaben des Art. 21 I GG 
entsprechende  rechtliche  (Wettbewerbs-)Ord-
nung11 errichtet. Weiterhin hieße eine solche Lö-
sung, das ausgeschlossene Mitglied einer Instanz 
7  Ipsen,  Jörn,  in:  Ipsen,  Jörn (Hg.),  Kommentar  zum 

Gesetz über die politischen Parteien,  2008,  § 10 Rn. 
33;  Morlok,  M.:  Kommentar zum PartG (2007) § 14 
Rn. 4.

8  Ipsen, J.: , in: Ipsen PartG (2008) § 10 Rn. 33.
9  Morlok, M.: Kommentar zum PartG (2007) § 14 Rn. 

16.
10  Morlok, M.: Kommentar zum PartG (2007) § 10 Rn. 

15; Ipsen, J.: , in: Ipsen PartG (2008) § 10 Rn. 33.

zu  berauben,  bedeutete  also  einen  Eingriff  in 
subjektive Verfahrensrechte. Zuletzt sind die un-
terschiedlichen  Prüfungsmaßstäbe  zu  beachten, 
die von Parteischiedsgericht und staatlichem Ge-
richt anzulegen sind12: Nur das Parteischiedsge-
richt  kann  in  vollem  Umfang  die  materiellen 
Vorschriften des Satzungsrechts auslegen. Diese 
Aufgaben lassen sich aus Gründen der Parteifrei-
heit  und  wohl  auch  aus  funktionalen  Gründen 
kaum auf  staatliche  Gerichte  übertragen13.  Ein 
bloßer  Verzicht  auf  die  zweite  innerparteiliche 
Instanz unter Hinweis auf Möglichkeiten staatli-
chen Rechtsschutzes scheidet demnach aus.

In Betracht kommt hingegen – und soll hier vor-
geschlagen werden – den Parteiausschluß durch 
das  erstinstanzliche  Parteischiedsgericht  zuzu-
lassen, jedoch unter der Einschränkung des Ein-
tritts der schwebenden Unwirksamkeit bei Einle-
gung des von §§10 V 2, 14 I 1 PartG garantier-
ten Rechtsmittels. Läßt das ausgeschlossene Par-
teimitglied  jedoch  die  Rechtsmittelfrist  unge-
nutzt  verstreichen,  so wird der  Parteiausschluß 
rechtskräftig.  Es  scheidet  dann  auch  eine  An-
fechtung vor einem staatlichen Gericht  aus,  da 
der  innerparteiliche  Rechtsweg  nicht  ausge-
schöpft wurde14. Legt aber das Mitglied wirksam 
Rechtsmittel  zum  Parteischiedsgericht  zweiter 
Instanz ein, so bleibt die Mitgliedschaft erhalten, 
jedenfalls  solange,  bis  ein  einzurichtendes 
Schiedsgericht zweiter Instanz über den Fall ent-
scheidet.  Den Zeitraum bis  zur  Errichtung des 
zweitinstanzlichen  Schiedsgerichts  und  dessen 
Entscheidung wird man über die Anwendung der 
Grundsätze  der Verwirkung begrenzen können, 
danach  greift  Verbrauch  der  Ausschlußgründe 
zugunsten des Mitglieds ein. Die Partei ist wäh-
rend der  schwebenden Unwirksamkeit  des  ers-
tinstanzlichen Ausschlusses  nicht  schutzlos  ge-
stellt, sie kann nach § 10 V 4 PartG das Mitglied 
11 .Dazu Morlok, Martin: Parteienrecht als Wettbewerbs-

recht, in: FS Dimitris Tsatsos (2003), S. 408-447.
12  Vgl. BGHZ 87, 337 ff., insb. 343, 345;  Roßner, Se-

bastian,  MIP  2007,  S.  43-54  (51  ff.);  Morlok,  M.: 
Kommentar zum PartG (2007) § 14 Rn. 16.

13  Vgl.  Roßner, Sebastian,  Der Parteiausschluß als Ent-
zug  verfassungsrechtlich  geformter  Statusrechte,  ZG 
2008, S. 335-354 (352 f.)

14  Vgl. Morlok, M.: Kommentar zum PartG (2007) § 14 
Rn. 16.

86



MIP 2008/09 15. Jhrg. Sebastian Roßner – Fünf (Partei-)Freunde sollt ihr sein Aufgespießt

von  der  Ausübung  seiner  Rechte  ausschließen 
oder  Parteiordnungsmaßnahmen  einer  geringe-
ren Intensität  verhängen, allerdings  konsequen-
terweise  nur  solange,  bis  die  Ausschlußgründe 
qua Verwirkung verbraucht sind, s.o.

Aus alledem ergibt  sich auch – um wieder  an 
den Ausgangspunkt des Beitrages zurückzukeh-
ren – eine Mindestmitgliederzahl der politischen 
Partei bei ihrer Gründung: Sie beträgt fünf. Dies 
ergibt sich aus der Zahl von drei Vorstandsmit-
gliedern,  § 11  I  2  PartG  und  mindestens  zwei 
Parteischiedsrichtern,  §§10 V 2,  14 I 1  PartG. 
Letztere Zahlenangabe ist allerdings zu diskutie-
ren, immerhin scheint das Parteiengesetz bezüg-
lich  der  Parteischiedsgerichte  von  Spruchkör-
pern auszugehen, wie sich aus de Formulierung 
von § 14 III PartG ergibt15. Aus Gründen der von 
Art. 21 I GG umfaßten Organisationsfreiheit der 
Parteien16 wird man aber auch die Möglichkeit 
der Zuständigkeit von Einzelrichtern einräumen 
müssen,  zumal  diese auch in  vielen  Bereichen 
der staatlichen Gerichtsbarkeit besteht.
Es gilt daher im Parteienrecht:
quinque faciunt partem.

15  Morlok,  M.:  Kommentar  zum  PartG  (2007)  §  14 
Rn. 13.

16  Morlok, M.: in: Dreier GG (2006) Art. 21 Rn. 57.
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Grundsätzliches  zu  Abberufung 
und  Entlastung  des  Parteivor-
stands

Alexandra Bäcker1

Die  Frage  der  Entlastung  des  Parteivorstands 
spielt  im politischen Alltag immer wieder eine 
Rolle und verdient nähere Betrachtung. Anhand 
eines Beispiels lässt sich verdeutlichen, warum.

Eine neuere, noch kleine Partei hatte als Tages-
ordnungspunkt einer ordentlichen Mitgliederver-
sammlung des  Landesverbandes die  Entlastung 
des  Vorstandes  vorgesehen.  Eine  ausreichende 
Mehrheit  der  Mitglieder  war  mit  der  Tätigkeit 
des Vorstandes aber nicht zufrieden – und erteil-
te  die  begehrte  Entlastung  nicht.  Stattdessen 
wählte  die  Mitgliederversammlung  im  An-
schluss  an  die  Nicht-Entlastung  einen  neuen 
Vorstand.  Der  nicht  entlastete  (alte)  Vorstand 
verweigerte  nun  aber  die  Übergabe  der  Vor-
standsgeschäfte  und  –unterlagen,  denn  er  sei 
nicht entlastet worden und daher noch im Amt.
Der geschilderte Fall wirft unter rechtlichen Ge-
sichtspunkten zwei Fragen auf: Ist die Bestellung 
eines  Vorstands(mitglieds)  widerruflich  und 
kann  die  Nichtentlastung  ein  Widerrufsgrund 
sein? Auf die politischen Parteien ist das bürger-
liche Vereinsrecht anwendbar, soweit  nicht das 
Parteiengesetz  speziellere  Vorschriften  enthält. 
Das Parteiengesetz selbst befasst sich insbeson-
dere in § 11 mit der Bestellung und den Aufga-
ben des  Vorstandes,  ohne dass  allerdings  kon-
krete Regelungen zur Frage der Entlastung oder 
der  Abberufung des  Vorstandes  getroffen wer-
den.

Aus diesem Grunde ist ein ergänzender Rekurs 
auf  die  Vorschriften  des  Bürgerlichen  Rechts, 
hier  insbesondere  auf  §  27  BGB  erforderlich. 

1 Die Verfasserin ist Rechtsanwältin der Anwaltskanzlei 
Steffen  & Bäcker,  Hattingen,  und  Wissenschaftliche 
Mitarbeiterin des Instituts für Deutsches und Europäi-
sches Parteienrecht und Parteienforschung (PRuF) der 
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf.

Nach dessen Absatz 2 ist die Bestellung jederzeit 
widerruflich.  Die  Zuständigkeit  für  die  Aus-
übung des Widerrufsrechts liegt nach zutreffen-
der  herrschender  Meinung  bei  dem Vereinsor-
gan,  das  auch  die  Kreationskompetenz  besitzt, 
im  Fall  der  politischen  Parteien  also  bei  der 
Hauptversammlung (§§ 9 Absatz 4, 15 Absatz 2 
PartG). Der Widerruf vollzieht sich, soweit  die 
Mitgliederversammlung zuständig ist, durch Be-
schluss  und Mitteilung an  das  betroffene  Vor-
standsmitglied.

Diese  freie  Widerrufsmöglichkeit  kann  jedoch 
nach  allgemeinem  Vereinsrecht  satzungsrecht-
lich auf die Fälle des Vorliegens eines wichtigen 
Grundes  beschränkt  werden.  Ob dies  nach  der 
Satzung der oben erwähnten Partei so vorgese-
hen ist, ist nicht bekannt. Im Falle einer politi-
schen Partei kann die Zulässigkeit einer solchen 
Beschränkung in Hinblick auf das Gebot inner-
parteilicher Demokratie aber generell bezweifelt 
werden2.  Wenn  der  Vorstand  nicht  mehr  das 
Vertrauen der Mehrheit hat, muss diese ihn vor-
zeitig  ablösen  können (konstruktives  Misstrau-
ensvotum). Es ist mit demokratischen Grundsät-
zen  unvereinbar,  dass  eine  Partei  durch  einen 
Vorstand repräsentiert wird, der nur noch von ei-
ner Minderheit gestützt wird. Nach anderer An-
sicht  ist  die  Vergabe  eines  Amtes  oder  einer 
Funktion durch Wahl auf Zeit ein grundlegendes 
demokratisches Prinzip, das aber nicht die jeder-
zeitige,  auch  grundlose  Abberufbarkeit  voraus-
setzt3.
Selbst wenn es für zulässig erachtet wird, dass 
der Widerruf der Bestellung zum Vorstandsmit-
glied  satzungsrechtlich  an  einen  wichtigen 
Grund gebunden wird, ist zu prüfen, ob die feh-
lende Entlastung einen Widerrufsgrund darstellt.

Ob ein solcher wichtiger Grund gegeben ist, be-
urteilt sich nach den Umständen des Einzelfalls. 
Allein  die  Nichterteilung  der  Entlastung  reicht 
aber  nicht  generell.  Dies  erklärt  sich  aus  der 
rechtlichen  Stoßrichtung  der  Entlastung.  Die 
Entlastung ist  ein Beschluss der Mitgliederver-
sammlung, dessen Mitteilung an das Vorstands-

2 So K.-H. Seifert, Die politischen Parteien im Recht der 
Bundesrepublik Deutschland, 1975, S. 242.

3 J. Ipsen, PartG Kommentar, 2008, § 11 Rn. 5.
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mitglied bzw. den Vorstand einen Vertrauenstat-
bestand schafft. An diesen Vertrauenstatbestand 
knüpft im BGB-Vereinsrecht das Erlöschen der 
allen Mitgliedern bekannten und nach dem Re-
chenschaftsbericht (§§ 27 Abs. 3, 666 BGB) er-
kennbaren  Schadensersatz-  und  Bereicherungs-
ansprüche des Vereins gegen den Vorstand an. 
Ebenso verliert der Verein etwaige Kündigungs-
gründe wegen Pflichtverletzung des Vorstands.

Dies macht deutlich, dass Entlastung aus wichti-
gen oder eben auch weniger wichtigen Gründen 
nicht erteilt werden kann. Für den Widerruf der 
Bestellung  zum  Vorstandsmitglied  aus  wichti-
gem Grund bedarf es daher konkreter, einen Ver-
trauensverlust begründender Umstände.
Die Entlastungskompetenz liegt bei der Mitglie-
derversammlung, es sei denn, die Satzung weist 
sie zulässigerweise einem anderen Organ zu. Die 
Entlastung bezieht  sich auf  die  einzelnen  Vor-
standsmitglieder, so dass ein Vorstand teils ent-
lastet, teils nicht entlastet sein kann. Denkbar ist 
auch eine Entlastung für einzelne  Geschäftsbe-
reiche  oder  eine  Teilamtszeit.  Ansprüche  auf 
Entlastung  gibt  es  nicht,  Vertrauen  lässt  sich 
nicht erzwingen.
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Parteienrecht  im  Spiegel  der 
Rechtsprechung

1. Grundlagen zum Parteienrecht
Das  BVerfG1 entschied  in  einem Normenkon-
trollverfahren abschließend zur umstrittenen Ma-
terie der Medienbeteiligung von Parteien.  Dem 
Verfahren zugrunde lag die Regelung des § 6 II 
Nr.  4  HessPRG,  nach  welchem die  Zulassung 
zur Veranstaltung von privatem Rundfunk Par-
teien oder Organisationen, an denen Parteien be-
teiligt sind, nicht erteilt werden darf. Die fragli-
che Norm ordnete  das BVerfG der Regelungs-
materie  des  Rundfunkrechts  und nicht  der  des 
Parteienrechts zu, und bejahte so eine Zuständig-
keit  des  Landesgesetzgebers  für  Zulassungsbe-
schränkungen für Parteien zum privaten Rund-
funk. Ein absolutes Zulassungsverbot für Partei-
en,  wie es § 6 HessPRG vorsieht,  erklärte das 
BVerfG aber für unvereinbar mit der Rundfunk-
freiheit der Parteien gemäß Art. 5 I Satz 2 iVm. 
Art. 21 GG. In diesem Zusammenhang stellte es 
auch  die  subjektiv-rechtliche  Komponente  der 
Rundfunkfreiheit  heraus,  und setzte  damit  eine 
Entwicklung fort, die zuletzt  vom NStGH2 ver-
folgt  worden  war.  Das  BVerfG  stellte  weiter 
fest, dass es dem Gesetzgeber grundsätzlich frei-
stehe  die  unmittelbare  oder  mittelbare  Beteili-
gung von Parteien  an  privaten  Rundfunkunter-
nehmen insoweit zu untersagen, als sie dadurch 
bestimmenden  Einfluss  –  beherrschender  wird 
nicht  gefordert  –  auf  die  Programmgestaltung 
oder  Programminhalte  nehmen  können.  Der 
Grundsatz der Staatsfreiheit von Rundfunkunter-
nehmen sei auch auf Parteien anwendbar. Unbe-
antwortet  ließ das Gericht  allerdings  die  Frage 
nach der Grenze für eine Einflussnahme durch 
Parteien auf Medienunternehmen. 
Zu  der  nachrichtendienstlichen  Erhebung  von 
Daten  über  Abgeordnete  äußerte  sich  das  VG 

1  Urteil vom 12.03.2008 – 2 BvF 4/03, in: NVwZ 2008, 
658 ff. 

2  Urteil  vom  06.09.2005  –  StGH  4/04,  in:  NdsVBl 
2005, 296 ff.; vgl. dazu auch die Besprechung von Ju-
lia  Kamps,  Medienbeteiligung politischer  Parteien  in 
der Rechtssprechung des NStGH, in: MIP 2007, 36 ff.

Köln3.  Es  hatte  zu  beurteilen,  unter  welchen 
Voraussetzungen  Daten  nachrichtendienstlich 
über  einen  Abgeordneten  der  Linkspartei.PDS 
erhoben werden können. Das Gericht stellte ein-
gangs fest,  dass  Abgeordnete grundsätzlich  ein 
Feststellungsinteresse  bezüglich  der  Rechtmä-
ßigkeit der Sammlung personenbezogener Daten 
zur eigenen Person haben. Anschließend setzte 
es  sich  intensiv  mit  Parteiprogramm  und  -sat-
zung auseinander und kam zu dem Schluss, dass 
in der Linkspartei.PDS auch linksextremistische 
Strömungen verankert seien, ließ dabei aber aus-
drücklich  offen,  ob  die  Linkspartei.PDS  zu 
Recht oder Unrecht vom Verfassungsschutz be-
obachtet wurde und weiterhin wird. Diese Frage 
könne dahinstehen, da sich jedenfalls die nach-
richtendienstliche  Beobachtung des  Klägers  im 
Hinblick auf seinen Status als Abgeordneter und 
seiner konkreten politischen Betätigung als un-
verhältnismäßig  darstelle.  Allein  der  Umstand, 
dass  ein  Parteiprogramm  verfassungsfeindliche 
Ziele zumindest nicht eindeutig ausschließt, ver-
möge noch nicht die Beobachtung eines partei-
angehörigen  Abgeordneten  mit  nachrichten-
dienstlichen Mitteln zu rechtfertigen.

Der  BayVwGH4 hatte  über  die  Frage  zu  ent-
scheiden, ob die Mitgliedschaft in einer der ex-
tremistischen  Szene  zuzuordnenden  aber  nicht 
verbotenen  Partei  zur  Unzuverlässigkeit  i.S.d. 
Waffengesetzes führt. Dazu verwies das Gericht, 
unter Bezugnahme auf  die  Vorinstanz,  auf  das 
Parteienprivileg  aus  Art  21  II Satz  2  GG und 
stellte fest, dass dieses gleichfalls für Parteimit-
glieder gelte. Eine Einstufung als unzuverlässig 
i.S.d. Waffengesetzes, die allein an die Parteizu-
gehörigkeit anknüpft, stelle eine Umgehung die-
ses Parteienprivilegs dar, und sei deshalb unzu-
lässig.

Das SG Berlin5 beschäftigte sich mit der Frage, 
ob der Landesvorsitzende  einer Partei  im Rah-
men seiner Parteiarbeit der Sozialversicherungs-
pflicht  unterliegt.  Die  Beurteilung  dieses  Pro-
blems richtet  sich nach dem Charakter des zu-
grundeliegenden  Rechtsverhältnisses  zwischen 

3  Urteil vom 13.12.2007 – 20 K 3077/06.
4  Urteil vom 26.05.2008 – 21 BV 07.586. 
5  Urteil vom 22.05.2008 – S 36 KR 2517/07. 
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Partei  und Vorsitzendem. Im vorliegenden Fall 
beurteilte  das  SG die  Rechtsbeziehung  als  ein 
abhängiges  Arbeitsverhältnis,  für  das  eine 
Pflicht  zur  Sozialversicherung  bestehe.  Neben 
den üblicherweise zur Abgrenzung von abhängi-
gen  und  selbstständigen  Tätigkeiten  bemühten 
Kriterien,  zog  das  SG zur  Begründung  zudem 
die detaillierte Regelung der Aufgaben und Zu-
ständigkeiten  des  Vorsitzenden  in  der  Satzung 
sowie seine Bindung an Beschlüsse der Landes-
mitgliederversammlung,  der  Landesdelegierten-
versammlung und des Landesausschusses heran. 
Damit sei der Landesvorsitzende ausreichend in 
die demokratisch strukturierte Arbeitsorganisati-
on der Partei  eingegliedert  und unterläge einer 
umfassenden Beaufsichtigung durch die übrigen 
Gremien.  Dass der Landesvorsitzende überwie-
gend selbstständig agiere, stehe einem abhängi-
gen Beschäftigungsverhältnis nicht entgegen, da 
das  Weisungsrecht  des  Arbeitgebers  vornehm-
lich bei Diensten höherer Art auch eingeschränkt 
und zur funktionsgerecht dienenden Teilhabe am 
Arbeitsprozess verfeinert sein könne, wenn nur 
eine Eingliederung in den Betrieb bestehe. 

Über  eine  mögliche  Ehrverletzung einer  Partei 
durch Berichterstattung in der Lokalpresse hatte 
das  LG Dresden6 zu entscheiden. Die klagende 
Partei befürchtete durch die Presseberichterstat-
tung zu  einer  aktuellen  politischen Debatte,  in 
welcher ihre Auffassung zum Thema als einzige 
nicht  wiedergegeben wurde,  in  den  Augen der 
Öffentlichkeit als faul und unfähig dargestellt zu 
werden. Das Gericht sah in der fraglichen Pres-
seberichterstattung  allerdings  keine  Ehrverlet-
zung und verwies zur Begründung auf die durch 
Art 5 GG geschützte Pressefreiheit.  Auch solle 
Art. 40 SächsLVerf, wonach die Oppositionspar-
teien  des  Landtages  das  Recht  auf  Chancen-
gleichheit  in  Parlament  und  Öffentlichkeit  ha-
ben, keine unmittelbare oder mittelbare Drittwir-
kung entfalten. Selbst beim Vorliegen einer Per-
sönlichkeitsrechtverletzung  einer  Partei  durch 
lokale Berichterstattung, könne daher aus Art 40 
SächsLVerf kein Anspruch auf Veröffentlichung 
einer von der Partei verfassten Gegendarstellung 
abgeleitet werden. 

6  Urteil vom 08.04.2008 – 3 O 3466/07, in: AfP 2008, 
321 f.

Das  LAG Schleswig-Holstein7 stellte fest, dass 
das  Verbot  parteipolitischer  Betätigung im Be-
trieb nicht einen Aufruf vom Betriebsrat gegen 
den Irak-Krieg umfasst. Dieser könne zwar gege-
benenfalls den Frieden des Betriebes beeinträch-
tigen, das sei in einem Unternehmen mit ameri-
kanischer Mutter,  in welchem Güter hergestellt 
werden, die in dem Krieg eingesetzt werden, je-
doch gerechtfertigt, wenn dabei die ethische Fra-
ge aufgeworfen werde, ob die Unterstützung des 
Krieges  durch  die  eigene  Arbeit  hinzunehmen 
ist. Dieser Aufruf sei keine spezifisch parteipoli-
tische Betätigung, sondern von allgemeiner poli-
tischer  Natur,  ohne  einer  Partei  zugeordnet  zu 
sein. Ein Aufruf zu einem konkreten Volksent-
scheid stelle jedoch sehr wohl eine solche partei-
politische Aktivität dar. 

Das VG Aachen8 hatte über die Reichweite von 
Versammlungsverboten für Parteien zu entschei-
den.  Im Eilrechtsschutzverfahren hatte  das  Ge-
richt die aufschiebende Wirkung eines Rechtsbe-
helfs  gegen ein Versammlungsverbot  zum Teil 
wieder  hergestellt.  Zur  Begründung  führte  es 
aus, ein milderes Mittel zum umfassenden Ver-
sammlungsverbot  stelle  ein  bloßes  Redeverbot 
für den Antragsteller dar. Mit Gewissheit sei zu 
erwarten, dass er den Tatbestand des § 130 IV 
StGB bei der Versammlung dadurch verwirkli-
chen würde, dass er den öffentlichen Frieden in 
einer die Würde der Opfer verletzenden Weise 
dadurch stört,  dass er die nationalsozialistische 
Gewalt-  und Willkürherrschaft  zumindest  kon-
kludent  billige.  Ein  vollständiges  Versamm-
lungsverbot  sei  aber,  gerade  auch im Hinblick 
auf den noch unbestimmten Teilnehmerkreis der 
Versammlung, unverhältnismäßig.

Der BGH9 stellte mit seiner Entscheidung erneut 
den  hohen Stellenwert  der  wertenden Betrach-
tung des Tatgerichts bei Korruptionstatbeständen 
heraus. Er verneinte die Strafbarkeit wegen Vor-
teilsgewährung iSd. § 333 StGB durch das Ver-
senden von WM-Tickets an politische Amtsträ-

7  Beschluss vom 30.09.2008 – 2 TaBV 25/08. 
8  Beschluss vom 04.11.2008 – 6 L 478/08.
9  Urteil vom 14.10.2008 – 1 StR 260/08, in: NJW 2008, 

3580 ff. 
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ger seitens eines Energieunternehmens. Die Ein-
trittskarten  seien zwar als  Vorteil  i.S.d.  Tatbe-
standes zu  werten,  es fehle  aber am Nachweis 
der  erforderlichen „Unrechtsvereinbarung“. Die 
dafür notwendige inhaltliche Verknüpfung zwi-
schen  versprochenem  Vorteil  und  Dienstaus-
übung  konnte  nicht  zweifelsfrei  nachgewiesen 
werden.  Der  Senat  verwies  dabei  ausdrücklich 
auf  die  auch weiterhin  fehlenden Trennschärfe 
bei der Auslegung und Bewertung des Merkmals 
der „Unrechtsvereinbarung“, und betonte die Be-
deutung,  die  der  Beweiswürdigung  des  Tatge-
richts daher in diesem Zusammenhang zukäme. 
Das Urteil  ist  ein anschauliches Beispiel dafür, 
dass  die  Problematik  bei  Korruptionsdelikten 
nach wie vor weniger die einer rechtlichen  als 
vielmehr die einer tatsächlichen Fassbarkeit ist.

Das VG Sigmaringen10 verneinte eine besonde-
re Berücksichtigung von Zuwendungen an Par-
teien bei der Berechnung von Ausbildungsförde-
rungsbeträgen. Die steuerliche Begünstigung von 
Zuwendungen an Parteien führt zu einem höhe-
ren Einkommensbetrag als Berechnungsgrundla-
ge für die Höhe von Ausbildungsförderung nach 
dem BAföG. Die Heranziehung des um die tat-
sächliche  Steuerschuld  verminderten  Betrages 
sei ebenso wie bei Ausgaben für andere gemein-
nützige, wissenschaftliche oder religiöse Zwecke 
auch  bei  einer  verminderten  Steuerschuld  auf-
grund  von  Zuwendungen  an  Parteien  zulässig. 
Zur Verfassungsmäßigkeit dieser Regelung ver-
wies  das  Gericht  auf  die  ständige  Rechtspre-
chung des  BVerfG und  des  BVerwG,  wonach 
der Gesetzgeber einen weiten Gestaltungsspiel-
raum in solchen Fragen habe, welcher erst dort 
ende, wo die Ungleichbehandlung der geregelten 
Sachverhalte nicht mehr mit einer am Gerechtig-
keitsgedanken  orientierten  Betrachtungsweise 
vereinbar sei. Der vom Gesetzgeber im BAföG 
verwendete  Einkommensbegriff,  nach  dem nur 
die  tatsächliche  Steuerbelastung  berücksichtigt 
wird, erfülle diese Voraussetzungen. Zudem lä-
gen bei Zuwendungen an Parteien nicht die Vor-
aussetzungen  für  eine  Entscheidung  nach  der 
Härtefallklausel vor. Sie seien freiwillige Ausga-
ben. Auch die zugestandene Bedeutung der Par-
teien für Gesellschaft und Staat verpflichte nicht 
10  Urteil vom 22.10.2008 – 1 K 938/08.

zur Berücksichtigung der Aufwendungen bei der 
Bewilligung von sozialen Leistungen. 

Der  Hessische VwGH11 folgte in seinem Urteil 
der  Rechtsprechung des  BVerfG12,  wonach die 
Prüfungsbefugnis  der  Rundfunkanstalten  hin-
sichtlich der Ausstrahlung von Wahlwerbespots 
politischer  Parteien  stark  eingeschränkt  ist.  Er 
ordnete in seiner Entscheidung die Ausstrahlung 
eines Wahlwerbespots der NPD an, welcher vom 
Sender mit  der Begründung, er  verstoße gegen 
§ 130 StGB,  zurückgewiesen  worden war.  Die 
Ausstrahlung von Wahlwerbespots erfolge, nach 
Auffassung des Gerichts, aber in eigener Verant-
wortung  der  politischen  Parteien  und  lediglich 
mit den technischen Mitteln des Senders. Die öf-
fentlichen Rundfunkanstalten hätten hinsichtlich 
verfassungswidriger  Inhalte  von  Wahlwerbe-
spots keine und bezüglich strafrechtlicher  Ver-
stöße nur eine eingeschränkte Prüfungsbefugnis. 
Die  zum Rechtsstreit  anlassgebende Forderung 
im Werbespot der NPD „Ausweisung aller kul-
turfremden  Ausländer“  stelle  jedenfalls  keine 
ausreichend evidente  Volksverhetzung dar,  um 
eine Ausstrahlung zu verweigern. Im Zweifels-
falle sei für eine Ausstrahlung zu entscheiden.

Antje Sadowski

2. Chancengleichheit
Im  zurückliegenden  Berichtszeitraum  dieser 
Ausgabe des MIP ist im Verhältnis zur Gesamt-
zahl  parteienrechtlicher  Gerichtsverfahren  eine 
besonders große Anzahl von Rechtsstreitigkeiten 
der NPD festzustellen. Sowohl die Überlassung 
von Stadthallen, als auch die Erteilung von Son-
dernutzungserlaubnissen  sowie  die  Einrichtung 
von Girokonten beschäftigten die Gerichte. Da-
bei scheint die bisherige Gerichtspraxis von ei-
nem Ringen um einen Ausgleich zweier durch-
aus  gegenläufiger  Ziele  zu  zeugen:  Zum einen 
von  dem  Bemühen,  die  meinungsinhaltliche 
Neutralität  des  Parteienrechts  zu  wahren,  zum 
anderen  aber  von  dem  erklärbaren  Wunsch, 
gleichwohl das Recht – mitunter bis an die Gren-
11  Urteil vom 04.01.2008 – 8 B 17/08.
12   Beschluss vom 06.03.2006 – 2 BvR 1545/05 – in: 

NVwZ-RR 2006, 369 f.
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zen des juristisch vertretbaren – gegen rechtsra-
dikale Gesinnungen in Stellung zu bringen.

Insbesondere  der  Bayerische  Verwaltungsge-
richtshof hatte sich im Jahr 2008, dem Jahr der 
Bayerischen Landtagswahlen, wiederholt mit der 
Frage der Überlassung von öffentlichen Einrich-
tungen  an  die  NPD  zu  befassen.  So  wies  der 
BayVGH13 eine Beschwerde der Stadt Bamberg 
gegen einen Beschluss des  VG Bayreuth14 zu-
rück, durch den die Stadt Bamberg im Wege der 
einstweiligen  Anordnung  verpflichtet  worden 
war, der NPD bis zum 07.02.2008 Auskunft dar-
über zu erteilen, ob der Hegelsaal der Konzert- 
und Kongresshalle  (Stadthalle)  an den im Ein-
zelnen  genannten  Tagen  zwischen  dem  12.01. 
und 20.09.2008 grundsätzlich  zur  Nutzung zur 
Verfügung steht.  Die  NPD hatte  sich seit  Mai 
2007 bis zur Erhebung der Auskunftsklage ver-
geblich bemüht,  einen Termin für die Nutzung 
des Hegelsaales zu vereinbaren, Freitermine für 
eine NPD-Veranstaltung wurden aus generellen 
Erwägungen nicht mitgeteilt. Der BayVGH teilte 
die Rechtsauffassung des VG Bayreuth, demzu-
folge politische Parteien grundsätzlich – in den 
Grenzen  der  Widmung  und  der  Kapazitäten  – 
einen Zulassungsanspruch haben, der im zu ent-
scheidenden Fall  auch das Recht  auf Auskunft 
umfasst, ob die Einrichtung an bestimmten Ter-
minen noch allgemein zur Verfügung steht oder 
bereits anderweitig vergeben ist. Zu Recht stellte 
der BayVGH fest, dass die NPD ohne Kenntnis 
der allgemeinen Verfügbarkeit nicht in der Lage 
ist, ihren grundsätzlich bestehenden Zulassungs-
anspruch in einem effektiven Verwaltungs- und 
gegebenenfalls Gerichtsverfahren in zumutbarer 
Weise zu verwirklichen.
Weil  die  Stadt  Bamberg  dieser  Auskunftsver-
pflichtung  nicht  innerhalb  der  gesetzten  Frist 
nachkam, leitete die NPD beim VG Bayreuth ein 
Vollstreckungsverfahren ein. Gegen den in die-
sem  Verfahren  ergangenen  Beschluss  des  VG 

13 BayVGH,  Beschluss  vom  14.01.2008  –  Az.  4  CE 
08.60 –, online veröffentlicht bei juris.

14 VG Bayreuth, Beschluss vom 02.01.2008 – Az. B 2 E 
07.1288 –, unveröffentlicht.

Bayreuth15 richtete sich die vom BayVGH16 zu 
entscheidende  Beschwerde  der  Stadt  Bamberg. 
Der BayVGH gab der Beschwerde nur teilweise 
statt. Grundsätzlich bejahte das Gericht aufgrund 
der Nichterfüllung der Auskunftspflicht das Vor-
liegen  der  Vollstreckungsvoraussetzungen.  Al-
lerdings  hob  es  zu  Recht  die  bereits  erfolgte 
Festsetzung eines Zwangsgeldes gegen die Stadt 
Bamberg  durch  das  VG auf,  da  eine  Zwangs-
geldfestsetzung noch gar nicht beantragt worden 
war. Deshalb war ein Zwangsgeld lediglich an-
zudrohen. Weil  gemäß § 172 S. 1 VwGO eine 
Zwangsgeldfestsetzung  erst  nach  fruchtlosem 
Ablauf  der  mit  der  Zwangsgeldandrohung ver-
bundenen Frist  in  Betracht  kommt,  verlängerte 
es  die  Frist  zur  Erfüllung der  Auskunftspflicht 
bis zum 18.01.2008.
Im Anschluss an diese verwaltungsgerichtlichen 
Verfahren  auf  Auskunftserteilung  stellte  die 
NPD einen Antrag auf Überlassung des Hegel-
saales in der Konzert- und Kongresshalle (Stadt-
halle) zur Durchführung einer Landtagswahlver-
anstaltung am 14.09.2008 oder an anderen vor-
geschlagenen  Ersatzterminen,  der  jedoch  mit 
Schreiben  vom  28.01.2008  abgelehnt  wurde. 
Wiederum in einem Eilverfahren hatte nunmehr 
der  BayVGH17 zu entscheiden, ob der NPD der 
geltend gemachte Überlassungsanspruch tatsäch-
lich zusteht. Zwar steht einer politischen Partei 
ein gesetzlicher Anspruch aus § 5 Abs. 1 PartG 
in Verbindung mit Artt. 21 und 3 Abs. 1 sowie 
Abs. 3 GG auf Zulassung zu öffentlichen Ein-
richtungen  im  Rahmen  der  Widmung  und  der 
Kapazität  zu.  Ist  aber  die  Kapazität  erschöpft, 
kann die  Nutzung verwehrt  werden,  wobei  die 
Überlassungsentscheidung  nach  dem Prioritäts-
15 VG Bayreuth, Beschluss vom 09.01.2008 – Az. B 2 V 

08.19 –, unveröffentlicht.
16 BayVGH, Beschluss vom 14.01.2008 – Az. 4 C 08.96 

–, online veröffentlicht bei juris.
17 BayVGH,  Beschluss  vom  13.06.2008  –  Az.  4  CE 

08.726  –,  veröffentlicht  auf  den  Internetseiten  des 
BayVGH, 
http://www.vgh.bayern.de/bayvgh/presse/08a00726b.p
df,  04.03.2009.  Der  BayVGH  gab  damit  einer  Be-
schwerde der Stadt Bamberg gegen die vorhergehende 
Eilentscheidung  des  Verwaltungsgerichts  Bayreuth 
statt,  die  einen Überlassungsanspruch bejaht  hatte:  s. 
VG Bayreuth, Beschluss vom 18.03.2008 – Az. B 2 E 
08.144 –, unveröffentlicht.
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prinzip  zu  treffen,  bei  mehreren Anträgen also 
ausschließlich der zeitlich frühere zu berücksich-
tigen ist. Dies gilt auch, wenn – wie im hier zu 
entscheidenden Fall – Einrichtungen der Rechts-
form nach privatrechtlich organisiert, aber staat-
lich beherrscht sind18. Im Rahmen des rechtlich 
Möglichen muss der Staat dem Anspruch der po-
litischen Partei über seine Vertreter in den Lei-
tungs- und Aufsichtsgremien Geltung verschaf-
fen.  Nach Ansicht  des Gerichts  hatte die Stadt 
Bamberg jedoch nachgewiesen, dass eine Über-
lassung  der  Stadthalle  an  fehlender  Kapazität 
scheitert. Wenngleich der Hegelsaal selbst nicht 
anderweitig belegt war, so war doch der größere 
der beiden Säle der Stadthalle – zeitlich vor An-
tragstellung  der  NPD  –  für  ein  Abonnement-
Konzert  der Bamberger Symphoniker  vergeben 
worden. Beide Veranstaltungen hätten sich zeit-
lich überschnitten. Mit Blick auf den Charakter 
und  den  geplanten  Ablauf  der  beabsichtigten 
NPD-Wahlveranstaltung  sah  das  Gericht  einen 
unvermeidlichen Konflikt  mit  dem Konzert,  da 
die  NPD  beabsichtigte,  Licht-  und  Tontechnik 
zum Einsatz zu bringen, Präsentationsstände ein-
zurichten,  die Publikumsgarderobe zu benutzen 
und  für  gastronomische  Betreuung  zu  sorgen. 
Eingangsbereich, Foyer und die zentralen Berei-
che der Stadthalle müssten aber von beiden Ver-
anstaltern  gemeinsam  genutzt  werden,  wobei 
eine räumliche Trennung mit zumutbarem Auf-
wand nicht zu bewerkstelligen ist. Eine Störung 
des Konzerts, „sei es durch Lärm von der Wahl-
veranstaltung selbst, sei es durch herumlaufende 
Besucher“,  könne  daher  auch  durch  Auflagen 
nicht vermieden werden. Auch an den von der 
NPD  vorgeschlagenen  Ersatzterminen  war  je-
weils vor Antragstellung durch die NPD bereits 
der größere der beiden Säle anderen Veranstal-
tern zur  Verfügung gestellt  worden bzw.  stand 
die  Stadthalle  wegen  Renovierungsarbeiten  für 
keinerlei  Veranstaltungen  zur  Verfügung.  Für 
eine  unter  Umständen  rechtsmissbräuchliche 
Blockadehaltung  der  Stadt  Bamberg  sah  der 
BayVGH keine stichhaltigen Anhaltspunkte.

18 Zu dieser  Frage auch unten, VG Stuttgart,  Beschluss 
vom 13.10.2008 – Az. 7 K 3583/08 –, online veröf-
fentlicht bei juris.

Der BayVGH war weiterhin mit den Rechtstrei-
tigkeiten der NPD um Überlassung des Großen 
Saals  im  städtischen  Forum  am  Hofgarten  in 
Günzburg befasst. Zum einen hatte der BayVGH 
über den Antrag der Stadt Günzburg auf Zulas-
sung der Berufung gegen das einen grundsätzli-
chen Überlassungsanspruch der NPD bejahende 
Urteil des VG Augsburg19 zu befinden, zum an-
deren über einen während des laufenden Verfah-
rens auf Zulassung der Berufung im Wege des 
einstweiligen  Rechtsschutzes  gestellten  Antrag 
der  NPD auf  Überlassung des  Saals  zu  einem 
konkreten  Termin.  Der  BayVGH  entschied  in 
beiden Verfahren am selben Tag, dass den jewei-
ligen Anträgen kein Erfolg beschieden war,  so 
dass  es  letztlich  bei  der  durch  Urteil  des  VG 
Augsburg  erkannten  Rechtslage  verblieb.  Die 
Stadt Günzburg hatte beim BayVGH20 keine die 
Zulassung  der  Berufung  tragenden  ernstlichen 
Zweifel  an  der  Richtigkeit  des  verwaltungsge-
richtlichen  Urteils  wecken  können.  Zu  Recht 
wies der BayVGH darauf hin, dass die mit der 
Veranstaltung verbundenen Risiken von – unter 
Umständen auch gewalttätigen – Gegendemons-
trationen im Bereich dessen liegen, „was in einer 
auf  Demokratie  und Meinungsfreiheit  beruhen-
den  Rechtsordnung  als  Begleiterscheinung  öf-
fentlicher  politischer  Auseinandersetzungen  in 
Kauf  genommen  werden  muss“,  denn  es  ist 
„Aufgabe der Sicherheitsbehörden, Gefahren für 
die  öffentliche  Sicherheit  und  Ordnung  abzu-
wehren  und  eingetretene  Störungen zu  beseiti-
gen“. Dem von der Stadt Günzburg ins Feld ge-
führten Schutz des Rufes der Stadt begegnete der 
BayVGH  treffend  mit  dem  Hinweis,  dass  die 
grundgesetzlich  und  einfachgesetzlich  gewähr-
leistete Meinungsneutralität des Staates es nicht 
zulässt, einer nicht verbotenen Partei den grund-
sätzlich  bestehenden Zulassungsanspruch abzu-
erkennen. Der ausschließlich per Eilantrag beim 
19 VG Augsburg, Urteil vom 19.11.2007 – Az. Au 7 K 

07.918 –, online veröffentlicht bei juris. Das VG hat 
im angefochtenen Urteil die Beklagte verpflichtet, dem 
Kläger den Großen Saal im städtischen Forum am Hof-
garten  an einem Samstag im Zeitraum vom 8.  März 
2008 bis 30. Juni 2008 in der Zeit von 14.00 Uhr bis 
23.00 Uhr zur Durchführung einer öffentlichen Partei-
versammlung zur Verfügung zu stellen.

20 BayVGH,  Beschluss  vom  21.02.2008  –  Az.  4  ZB 
07.3489 –, online veröffentlicht bei juris.
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BayVGH21 geltend  gemachte  Überlassungsan-
spruch der NPD scheiterte auch hier an fehlender 
Kapazität. Der Antrag der NPD stützte sich auf 
einen im verwaltungsgerichtlichen Ausgangsver-
fahren mit der Klageerwiderung vorgelegten Be-
legungsplan, der schon zum Zeitpunkt der münd-
lichen Verhandlung vor dem VG Augsburg zwei 
Monate alt war. Zum Zeitpunkt des Antrages auf 
Erlass  einer  einstweiligen  Anordnung  beim 
BayVGH, also weitere zwei Monate später, war 
der Große Saal des Forums bereits  anderweitig 
gebucht. 
Gleichfalls  im  Verfahren  des  einstweiligen 
Rechtsschutzes  hatte  der  BayVGH22 über  die 
Frage der Überlassung der Niederbayernhalle in 
Ruhstorf a.d. Rott an die NPD für eine Veran-
staltung zur Landtagswahl zu entscheiden. Vor-
gehend hatte das  VG Regensburg23 den Antrag 
der NPD abgelehnt, die Gemeinde zur Überlas-
sung der  Niederbayernhalle  zu verpflichten,  da 
die Durchführung parteipolitischer Veranstaltun-
gen  in  der  Niederbayernhalle  nicht  von  ihrem 
Widmungszweck  umfasst  sei.  Der  BayVGH 
wies  die  hiergegen  gerichtete  Beschwerde  der 
NPD zurück,  die  sich  im Wesentlichen  darauf 
stützte, dass die Halle bereits in den Jahren 1989 
und  1990  für  politische  Veranstaltungen  der 
DVU und der Republikaner zur Verfügung ge-
standen hätte  und zudem die  Nichtüberlassung 
seitens der Gemeinde bis zur Inanspruchnahme 
gerichtlichen  Rechtsschutzes  ausschließlich  mit 
angeblich notwendigen Hallensanierungsarbeiten 
begründet  wurde.  Aufgrund der unzutreffenden 
Begründung der Ablehnungsentscheidung durch 
die Behörde hätte nach Auffassung der NPD zu-
mindest die zu ihren Lasten getroffene gerichtli-
che  Kostenentscheidung  dahingehend  abgeän-
dert  werden  müssen,  dass  nach  §  155  Abs.  4 
VwGO  die  Kosten  der  Behörde  aufzuerlegen 
sind. Richtigerweise stellten die Gerichte bei ih-
21 BayVGH,  Beschluss  vom  21.02.2008  –  Az.  4  AE 

08.282 –, online veröffentlicht bei juris.
22 BayVGH,  Beschluss  vom  06.08.2008  –  Az.  4  CE 

08.2070 –, online veröffentlicht bei juris.
23 VG Regensburg, Beschluss vom 30.07.2008 – Az: RN 

3 E 08.1215 –, veröffentlicht auf den Internetseiten des 
BayVGH, 
http://www.vgh.bayern.de/VGRegensburg/documents/
08a01215b.pdf, 09.03.2009.

ren Entscheidungen auf die durch die Vergabe-
praxis  geformte  konkludente Widmung der  öf-
fentlichen  Einrichtung  ab.  Die  Belegungsüber-
sichten für die Jahre 1999 bis 2008 dokumentier-
ten,  dass  in  den  letzten  zehn  Jahren  keinerlei 
Parteiveranstaltungen in der Halle durchgeführt 
worden waren. Die von der NPD in Bezug ge-
nommene Vergabepraxis in den Jahren 1989 und 
1990  wurde  demzufolge  nicht  fortgeschrieben 
und  damit  die  Nutzungsberechtigung  entspre-
chend  reduziert.  Dass  die  Versagung  der  Nut-
zung  auf  Sanierungsarbeiten  gestützt  worden 
war, ist in diesem Zusammenhang unschädlich. 
Wenngleich  die  gerichtlichen  Entscheidungen 
diese Frage nicht behandeln, entspricht es herr-
schender Meinung, dass eine unrichtige Begrün-
dung eines Verwaltungsaktes diesen nicht mate-
riell rechtswidrig macht. Voraussetzung der ma-
teriellen  Rechtmäßigkeit  ist,  dass  der  Verwal-
tungsakt objektiv die gesetzlichen Voraussetzun-
gen erfüllt24.  Für  die  Kostenentscheidung kann 
die Frage der „richtigen“ Begründung allerdings 
im  Einzelfall  durchaus  eine  Rolle  spielen,  da 
nach § 155 Abs. 4 VwGO unabhängig vom Ob-
siegen bzw. Unterliegen in der Sache die Kosten 
demjenigen  Beteiligten  auferlegt  werden  kön-
nen,  durch  dessen  Verschulden  sie  entstanden 
sind25.  Hierzu führte  der BayVGH im Rahmen 
der Kostenentscheidung jedoch aus, dass die Be-
gründung des Rechtsmittels durch die NPD zei-
ge, dass die Kosten des Rechtsstreits auch dann 
entstanden wären, wenn die Hallennutzung von 
Anfang  an  unter  Bezug  auf  die  Zweckbestim-
mung der Halle und nicht zunächst wegen Sanie-
rungsarbeiten versagt worden wäre. 

Ein  weiterer  Stadthallenfall  lag  dem  OVG 
Rheinland-Pfalz26 zur  Entscheidung  vor.  Ein 

24 Vgl. hierzu U. Stelkens, in: Stelkens/Bonk/Sachs, Ver-
waltungsverfahrensgesetz,  7.  Auflage  2008,  §  39  Rn 
30.

25 S. z.B. VG Leipzig, Beschluss vom 16.11.2004 – Az. 3 
K 1393/04 –, in: NVwZ-RR 2005, 590 f., das anläss-
lich  eines  Konkurrentenstreits  entschied,  dass  auch 
eine unzureichende Begründung eines Verwaltungsak-
tes  zu  einer  abweichenden  Kostenverteilung  nach  § 
155 Abs. 4 VwGO führen kann, wenn der Kläger seine 
Erfolgsaussichten in der Sache nicht richtig einschät-
zen kann und er dadurch zur Klageerhebung veranlasst 
wird.
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Kreisverband  der  NPD  hatte  zunächst  die  be-
hördliche  Genehmigung erhalten,  seine  Jahres-
hauptversammlung im kleinen Saal der Concor-
dia-Halle  in  Unnau  durchzuführen.  Anschlie-
ßend beantragte die NPD die Erlaubnis zur Nut-
zung des großen Raums der Concordia-Halle, da 
sie  etwa  100  Personen  zu  ihrer  Veranstaltung 
eingeladen habe. Dieser Antrag wurde abgelehnt 
und gleichzeitig die erteilte Genehmigung wider-
rufen. Den Eilantrag der NPD, die Nutzung der 
Halle zuzulassen, lehnte das  VG Koblenz27 ab. 
Mit  dem daraufhin  von der  NPD eingeleiteten 
Beschwerdeverfahren vor dem OVG Rheinland-
Pfalz hatte die NPD teilweise Erfolg. Nach An-
sicht des Gerichts handelt  es sich bei der Con-
cordia-Halle  um  eine  öffentliche  Einrichtung, 
die  nach  bisheriger  Vergabepraxis  auch  politi-
schen Parteien zur Abhaltung parteiinterner Ver-
sammlungen zur Verfügung gestellt wurde. Des-
halb  stand  grundsätzlich  auch  der  NPD  aus 
Gründen  der  Gleichbehandlung  ein  Anspruch 
auf Zulassung zu dieser Einrichtung im Rahmen 
der Widmung zu,  so dass das OVG einen An-
spruch der NPD auf Nutzung des kleinen Raum-
es der Concordia-Halle zum Zwecke der Durch-
führung  einer  Jahreshauptversammlung  im  ei-
gentlichen  Sinne  bejahte.  Das  OVG folgte  der 
Entscheidung des VG Regensburg allerdings in-
soweit, als es einen Anspruch der NPD auf Nut-
zung  des  großen  Raums  der  Concordia-Halle 
ebenfalls verneinte. Bei der von der NPD für den 
großen Raum geplanten Veranstaltung handelte 
es sich um eine politische Werbeveranstaltung, 
die über den Charakter einer auf die verbandsin-
terne Willensbildung gerichteten Jahreshauptver-
sammlung  deutlich  hinausging  und  sich  daher 
nicht  mehr  im  Rahmen  des  Widmungszwecks 
der  Halle  hielt.  Aus  dem  Einladungstext  der 
NPD ging ausdrücklich hervor, dass die zu dem 
Geburtstag Adolf Hitlers geplante und mit meh-
reren  Unterhaltungsprogrammpunkten  vorgese-
hene  Veranstaltung  vor  allem  neue  Mitglieder 
und Interessierte ansprechen sollte. Den Werbe-
charakter belegte auch, dass die Mehrheit der ge-
ladenen Personen nicht Mitglieder des Kreisver-
26 OVG Rheinland-Pfalz,  Beschluss  vom 18.04.2008  – 

Az. 7 B 10404/08 –, in: LKRZ 2008, 236.
27 VG Koblenz,  Beschluss  vom 17.04.2008  –  Az.  1  L 

430/08.KO –, unveröffentlicht.

bandes  sein  konnten,  dessen  Jahreshauptver-
sammlung abgehalten werden sollte, sondern ex-
terne Personen. Dies ergab sich aus den von der 
NPD  nicht  substantiiert  bestrittenen  Angaben 
des  Innenministeriums,  denen  zufolge  die  12 
Kreisverbände der  NPD in  Rheinland-Pfalz  15 
bis 50 Mitglieder haben, wobei der antragstellen-
de  Kreisverband  als  weniger  aktiv  eingestuft 
wurde.

Einen nicht der Widmung entsprechenden Nut-
zungswunsch bescheinigte auch das OVG Thü-
ringen28 der  NPD  mit  Blick  auf  den  von  der 
NPD in der Stadthalle  der Stadt  Altenburg ge-
planten Bundesparteitag.  Das OVG wies damit 
eine Beschwerde der NPD gegen den im Eilver-
fahren ergangenen Beschluss des VG Gera29 zu-
rück.  Das  VG  hatte  zugunsten  der  Stadt  ent-
schieden und die Ablehnung eines Antrags der 
NPD auf Durchführung des Bundesparteitags für 
rechtmäßig erklärt. Nachdem die NPD die Über-
lassung der Halle bei der Stadt Altenburg bean-
tragt hatte, änderte die Stadt die Stadthallenbe-
nutzungssatzung dahingehend, dass Parteien und 
Verbände die Halle nur für Veranstaltungen mit 
einem  regionalen  Bezug  mieten  dürfen.  Das 
OVG folgte  der  Auffassung der  Stadt  und des 
VG, wonach die nach Stellung des Zulassungs-
antrages geänderten Regelungen der Stadthallen-
benutzungssatzung  nicht  zu  beanstanden  seien 
und auch in diesem Fall zur Anwendung gelang-
ten.  Wenngleich  in  den  nicht  durch  Satzungs-
recht geregelten Fällen der Überlassung öffentli-
cher  Einrichtungen an politische  Parteien  nach 
der Rechtsprechung des BVerwG30 grundsätzlich 
die Rechtslage – d.h. die Überlassungspraxis – 
bei Antragstellung maßgeblich ist, gilt nach Auf-
fassung  des  OVG  dieser  Grundsatz  bei  einer 
Nutzungsregelung durch Satzung nicht. Die ab-
strakt-generelle  Regelung  durch  den  gesetzlich 
legitimierten  autonomen  Satzungsgeber  ist  Ge-
setz im materiellen Sinne, weshalb der „im inter-
temporalen Verwaltungsrecht allgemein geltende 
Grundsatz, dass neues Verfahrensrecht und ma-

28 OVG Thüringen, Beschluss vom 16.09.2008 – Az. 2 
EO 490/08 –, in: ThürVBl. 2009, 36 ff.

29 VG Gera, Beschluss vom 23.07.2008 – Az. 2 E 636/08 
Ge –, unveröffentlicht.

30 Vgl. BVerwGE 31, 368 ff.
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terielles Recht vom Zeitpunkt seines Inkrafttre-
tens an regelmäßig auch anhängige Verfahren er-
fasst“ auch hier gilt31.

Die MLPD stellte beim VG  Stuttgart einen auf 
Überlassung der Halle im Zentrum Zell in Ess-
lingen  gerichteten  Eilantrag.  Die  gemeindliche 
Veranstaltungshalle wird durch eine GmbH be-
trieben, deren Alleingesellschafterin die beklagte 
Gemeinde ist. Die GmbH lehnte einen Überlas-
sungsantrag der MLPD mit der Begründung ab, 
die  Partei  sei  als  linksextrem  einzustufen  und 
stehe unter der kritischen Beobachtung des Ver-
fassungsschutzes, weshalb die Veranstaltung aus 
sicherheitsbezogenen Bedenken nicht angenom-
men werden könne. Die beklagte Gemeinde teil-
te der MLPD mit, dass keine Notwendigkeit ge-
sehen werde, in die Geschäftsführung der GmbH 
korrigierend  einzugreifen.  Dies  sah  das  VG 
Stuttgart32 anders und verpflichtete die Gemein-
de, die GmbH anzuweisen, der MLPD die Halle 
zu den üblichen Vertragsbedingungen zu über-
lassen. Zutreffend bejahte das Gericht eine ver-
waltungsgerichtliche  Zuständigkeit  bei  Mei-
nungsverschiedenheiten  über  den  Zugang  zu 
auch  privatrechtlich  betriebenen  öffentlichen 
Einrichtungen. „Sofern die Gemeinde in solchen 
Fallkonstellationen nicht selbst über den Zugang 
zu  der  Einrichtung  entscheidet,  kann  sie  […] 
dazu  verpflichtet  werden,  dem  Berechtigten 
durch Einwirkung auf die privatrechtlich organi-
sierte  Betriebsgesellschaft  den  Zugang  zu  der 
Einrichtung zu verschaffen.“ Das dazu erforder-
liche Weisungsrecht stand der Gemeinde vertre-
ten durch den Bürgermeister  nach dem Gesell-
schaftervertrag auch zu. Die geplante Veranstal-
tung bewegte sich zudem im Rahmen der Wid-
mung der zum beantragten Zeitpunkt verfügba-
ren Halle. Ein Überlassungsanspruch der MLPD 
ergab sich daher aus § 5 Abs. 1 S. 1 PartG i.V.m. 
Art. 3 und Art. 21 Abs. 1 GG. „Da der Begriff 
der ‚Einrichtung’ in § 5 Abs. 1 PartG nicht an-
ders als der entsprechende Begriff der ‚öffentli-
chen  Einrichtung’  in  den  Gemeindeordnungen 

31 S. OVG Thüringen, Beschluss vom 16.09.2008 – Az. 2 
EO 490/08 –, in: ThürVBl. 2009, 36 (39), mit zahlrei-
chen Nachweisen aus Rechtsprechung und Literatur.

32  VG Stuttgart, Beschluss vom 13.10.2008 – Az. 7 K 
3583/08 –, online veröffentlicht bei juris.

der Länder offen ist für unterschiedliche Organi-
sationsformen, kommt es auch in diesem Zusam-
menhang nicht darauf an, ob die Gemeinde ihre 
Einrichtung selbst  betreibt  oder durch eine pri-
vatrechtliche Betriebsgesellschaft betreiben lässt. 
Die  Gemeinde  muss  vielmehr  unabhängig  von 
der  gewählten  Organisationsform  stets  für  die 
Gleichbehandlung der Parteien einstehen […]“33. 
Auf die seitens der GmbH einem Überlassungs-
anspruch entgegengehaltene „kritische Beobach-
tung“ einer Partei durch den Verfassungsschutz 
oder ihre Aufnahme in den Verfassungsschutz-
bericht  des  Bundes  oder  eines  Landes  kam es 
nicht  an.  Als  nicht  verbotene  Partei  steht  die 
MLPD unter dem Schutz des Art. 21 GG. Letzt-
lich gab es auch keine konkreten Anhaltspunkte 
dafür, dass die Parteivertreter im Rahmen der ge-
planten Veranstaltung zur Begehung von Strafta-
ten  oder  Ordnungswidrigkeiten  aufrufen  oder 
sich selbst solcher Delikte schuldig machen wür-
den. Die behaupteten „sicherheitsbezogenen Be-
denken“ wurden nicht näher konkretisiert.

Das  VG Augsburg34 hat zugunsten der ÖPD in 
einem Eilverfahren auf Zuteilung von Wahlwer-
beflächen auf den städtischen Plakattafeln in Do-
nauwörth  entschieden.  Die  Stadt  Donauwörth 
hatte der ÖDP das Plakatieren auf den im Stadt-
gebiet vorhandenen 20 öffentlichen Plakattafeln 
im  Rahmen  der  bevorstehenden  Kreistagswahl 
mit  der  Begründung verweigert,  dass  die  „An-
schlagtafeln den einzelnen antretenden Parteien 
nur für bestimmte Wahlen, d.h. jedenfalls nicht 
für Kreistagswahlen, zur Verfügung gestellt wer-
den“.  Eine  solche  Einschränkung  des  Wid-
mungszwecks ließ sich jedoch weder aus der den 
Zugang  zu  öffentlichen  Einrichtungen  generell 
regelnden Gemeindeordnung, noch aus der ein-
schlägigen  Verordnung  über  öffentliche  An-
schläge in der Stadt Donauwörth, noch aus der 
bisherigen  Überlassungspraxis  entnehmen.  Die 
städtischen  Anschlagtafeln  wurden in  der  Ver-
gangenheit  sowohl  für  Kommunalwahlen,  die 
sowohl die Stadtrats- als auch die Kreistagswah-

33  So das Gericht unter Hinweis auf BVerwG, Beschluss 
vom 21.07.1989, vom 21.07.1989 – 7 B 184/88 –, in 
NVwZ 1990, 157 ff.

34  VG Augsburg, Beschluss vom 28.02.2008 – Az. Au 7 
E 08.229 –, online veröffentlicht bei juris.
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len umfassen, als auch für Wahlen zum Bayeri-
schen Landtag, zum Bundestag und zum Euro-
päischen  Parlament  genutzt.  Zudem  war  auch 
aktuell auf den im Stadtgebiet aufgestellten städ-
tischen Anschlagtafeln ein Plakat eines Kandida-
ten der CSU angebracht. Auf den Anschlagtafeln 
standen außerdem noch Freiflächen zur  Verfü-
gung. Das VG Augsburg gestatte der ÖDP des-
halb zu Recht, je ein freies Feld auf den Plakat-
anschlagtafeln der Stadt Donauwörth zur Plaka-
tierung  im  Rahmen  der  bevorstehenden  Kreis-
tagswahl zu nutzen.

Die NPD hatte  im Verfahren des einstweiligen 
Rechtsschutzes  vor  dem  VG Oldenburg35 Er-
folg mit  dem Antrag,  eine  Ausnahmegenehmi-
gung für einen Lautsprechereinsatz während des 
Wahlkampfes  für  die  Landtagswahl  in  Nieder-
sachsen zu erhalten.  Aufgrund der Art  des ge-
planten  Lautsprechereinsatzes  als  Werbemittel, 
mit  dem tagsüber bis  in den Abend hinein auf 
städtischen Straßen aus Kraftfahrzeugen heraus 
für Wahlveranstaltungen und Stimmabgaben ge-
worben werden sollte,  war das Vorhaben gem. 
§§ 33 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. 46 Abs. 1 Nr. 9 StVO 
genehmigungspflichtig.  Das  Gericht  beurteilte 
die ursprüngliche Ablehnung der Ausnahmege-
nehmigung durch die Genehmigungsbehörde als 
ermessensfehlerhaft, weil es an einer einzelfall-
bezogenen Interessenabwägung gänzlich  fehlte. 
Angesichts  der  kurz  bevorstehenden  Landtags-
wahl und des drohenden Zeitablaufs verpflichte-
te das Gericht  die Genehmigungsbehörde nicht 
zu  einer  Neubescheidung,  sondern  entschied 
selbst  über  den  geltend  gemachten  Anspruch. 
Dabei räumte das Gericht für die begrenzte Zeit 
des Wahlkampfs dem Interesse der NPD an par-
teipolitischer  Werbung kurz  vor  Wahlen  einen 
eingeschränkten Vorrang gegenüber dem Interes-
se  an  einem möglichst  störungsfreien  Straßen-
verkehr ein und erteilte die Genehmigung unter 
erheblichen Auflagen.  Es brachte dabei  die für 
Wahlsichtwerbung  geltenden  Grundsätze  zur 
Anwendung, wie sie vom Bundesverwaltungsge-
richt36 aufgestellt und seither in ständiger Recht-

35 VG Oldenburg, Beschluss vom 20.12.2007 – Az. 7 B 
3546/07 –, in: NVwZ-RR 2008, 465 f.

36 S. BVerwG, Urteil vom 13.12.1974 – Az. VII C 42/72 
–, in: NJW 1975, 1289 ff.

sprechung und in der Literatur37 weiterentwickelt 
wurden.  Demzufolge  schränken die  Bedeutung 
von Wahlen für einen demokratischen Staat und 
die Bedeutung der Parteien für solche Wahlen, 
wie sie sich aus Art. 21 GG und §§ 1 f. PartG er-
gibt, das behördliche Ermessen bei der Entschei-
dung über die Erlaubnis zur Wahlwerbung mit-
tels Lautsprechereinsatz durch Parteien in so er-
heblichem Umfang ein,  dass jedenfalls  für den 
Regelfall  ein  Anspruch  auf  Erlaubnis  besteht. 
Wenngleich dieser Anspruch nicht schrankenlos 
besteht,  so  hat  die  Genehmigungsbehörde  eine 
die  Ablehnung  der  Ausnahmegenehmigung 
rechtfertigende  Verkehrsgefährdung  allerdings 
weder in dem Ablehnungsbescheid noch im ge-
richtlichen  Verfahren  ausreichend  substantiiert 
vorgetragen. Den lapidaren Hinweis der Geneh-
migungsbehörde darauf,  dass  der  Partei  andere 
Möglichkeiten der Wahlwerbung (z.B. durch das 
Aufhängen  von Plakaten)  zur  Verfügung stün-
den, beurteilte das Gericht zu Recht als unerheb-
lich.  Fragen  der  Wahlkampfstrategie  –  ebenso 
wie die Beurteilung der Werbewirksamkeit  be-
stimmter  Wahlkampfmaßnahmen38 –  liegen  im 
Verantwortungsbereich  der  Partei  und  stehen 
nicht zur Disposition der Verwaltungsbehörden.

Das  VG Braunschweig39 lehnte einen im Ver-
fahren des einstweiligen Rechtsschutzes gestell-
ten Antrag der NPD ab, eine Sondernutzungser-
laubnis für einen Informationsstand zu erteilen, 
die zuvor von der zuständigen Genehmigungsbe-
hörde versagt worden war. Das Gericht ging in 
seinem  Beschluss  davon  aus,  dass  erhebliche 
Gefahren für die Sicherheit des Verkehrs wegen 
drohender  gewalttätiger  Auseinandersetzungen 
der politischen Lager bestünden. Dabei berück-
sichtigte das VG Braunschweig durchaus den an-
erkannten  Grundsatz,  dass  eine  beantragte  Ge-
nehmigung nicht versagt werden darf, wenn die 

37 Vgl. nur C.J. Walther, Wahlkampfrecht, Schriften zum 
Parteienrecht Bd. 3, Baden-Baden 1989, S. 102 ff., zur 
Wahlsichtwerbung insbes.  S.  127  ff.  mit  umfangrei-
chen Rechtsprechungsnachweisen.

38  S.  hierzu  bereits  A.  Bäcker,  Chancengleichheit/Zu-
gang zu öffentlichen  Einrichtungen,  Parteienrecht  im 
Spiegel der Rechsprechung, in: MIP 10. Jg. (2000), S. 
125 f.

39 VG Braunschweig, Beschluss vom 07.06.2007 – Az. 6 
B 163/97 –, in: KommJur 2008, S. 95 ff.
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drohenden  Gefahren  allein  auf  das  Verhalten 
Dritter und nicht auf das Verhalten der Antrag-
steller zurückzuführen sind (z.B. durch angekün-
digte gewalttätige Proteste). Es sah jedoch keine 
ausreichenden  Anhaltspunkte  dafür  gegeben, 
dass sich „die NPD an gewalttätigen Auseinan-
dersetzungen nicht aktiv beteiligen würde“, denn 
die NPD habe sich „insgesamt von der Anwen-
dung  körperlicher  Gewalt“  nicht  glaubhaft  di-
stanziert. Angesichts gewalttätiger Ausschreitun-
gen in  der jüngeren Vergangenheit  wertete  das 
Gericht die Aussage des damaligen Spitzenkan-
didaten der NPD, es gehe um einen "Kampf um 
die  Straße",  und die  Ankündigung,  man werde 
mit mindestens zehn Parteimitgliedern den Tisch 
„vor Gegendemonstranten schützen“, als zu Las-
ten der NPD zu berücksichtigende Umstände. 

Auch mit  der  gegen die  Entscheidung des VG 
Braunschweig  gerichteten  Beschwerde  unterlag 
die  NPD vor  dem  OVG Niedersachsen40,  das 
der Argumentation des VG Braunschweig folgte. 

Erfolglos versuchte die NPD im Wege vorläufi-
gen Rechtsschutzes eine private Bank zur Wei-
terführung gekündigter Bankkonten bis zur Ent-
scheidung in  der  Hauptsache  zu  verpflichten41. 
Nach  einem  Bericht  des  Fernsehmagazins  Re-
port Mainz über die von privaten Finanzinstitu-
ten  geführten  Konten  rechtsextremer  Parteien 
hatte die beklagte Bank die bei ihr geführten Gi-
rokonten der NPD fristgerecht unter Hinweis auf 
die  geltenden  Allgemeinen  Geschäftsbedingun-
gen (AGB) gekündigt. Zwar erließ das LG Saar-
brücken42 die beantragte einstweilige Verfügung 
mit der Begründung, die grundsätzlich nach Nr. 
19 Abs.  1 S.  3 der AGB zulässige ordentliche 
Kündigung auch ohne besonderen Grund sei we-

40 OVG Niedersachsen, Beschluss vom 08.06.2007 – Az. 
12  ME  224/07  –,  veröffentlicht  in  der  Rechtspre-
chungsdatenbank des Niedersächsischen OVG,  http://
www.dbovg.niedersachsen.de/Index.asp, 11.03.2009.

41 Vgl. allgemein zum privatrechtlichen Kontrahierungs-
zwang  für  Kreditinstitute  Reinhard  Singer,  Giroge-
schäft und Kontoeröffnung, in: Derleder/ Knops/ Bam-
berger (Hrsg.), Handbuch zum deutschen und europäi-
schen Bankrecht, 2003, § 31 Rn. 10 m.w.N. auch zur 
Rechtsprechung betreffend die Kündigung von NPD-
Konten.

42 LG Saarbrücken,  Urteil  vom 21.12.2007  –  Az.  1  O 
422/07 –, unveröffentlicht.

gen Rechtsmissbrauchs  gemäß § 242 BGB un-
wirksam. Das OLG Saarland43 wies den Antrag 
der NPD in zweiter Instanz jedoch zurück. Die 
in  Nr.  19  Abs.  1  der  AGB getroffene  Kündi-
gungsregelung steht in Einklang mit  den allge-
meinen gesetzlichen Bestimmungen. Da Gegen-
stand  eines  Girovertrages  Dienste  höherer  Art 
sind, die aufgrund besonderen Vertrauens über-
tragen zu werden pflegen, bedarf es nach §§ 627, 
675,  676  f.  BGB  keines  Kündigungsgrundes. 
Zwar  gelten  die  allgemeinen  gesetzlichen 
Schranken der §§ 138, 226, 242 BGB auch für 
die ordentliche Kündigung von Dauerschuldver-
hältnissen  und  damit  von  Giroverträgen.  Die 
Kündigungen  der  Giroverträge  verstoßen  aller-
dings  weder  gegen das  Schikaneverbot  (§  226 
BGB),  noch  sind  sie  rechtsmissbräuchlich  im 
Sinne des § 242 BGB. Grundsätzlich kann eine 
nach § 242 BGB durchzuführende Interessenab-
wägung  zur  Unwirksamkeit  der  ordentlichen 
Kündigung des Girovertrags führen, wenn einer 
privaten Bank gegenüber einer politischen Partei 
quasi  eine  „Monopolstellung“  zukommt.  Dies 
setzt  voraus, dass die politische Partei  nicht in 
der Lage ist, bei einer anderen Bank ein Konto 
zu eröffnen. Das Vorliegen dieser Voraussetzung 
hat die NPD aber im Streitfall nicht ausreichend 
glaubhaft gemacht.

Das  OVG Berlin-Brandenburg44 bestätigte  in 
zweiter  Instanz  ein  Urteil  des  VG  Berlin45, 
durch das die Landesbank Berlin AG verpflichtet 
wurde,  dem  Bundesverband  der  NPD  bei  der 
Berliner  Sparkasse  ein  Girokonto  zu  eröffnen. 
Die Landesbank Berlin AG ist Trägerin öffentli-
cher Gewalt im Sinne von § 5 Abs. 1 S. 1 PartG, 
die  mit  der  Einräumung eines  Girokontos  eine 
„andere  öffentliche  Leistung“  gewährt.  Da  sie 
auch für andere politische Parteien Konten führt, 
verstößt sie mit der Ablehnung der Eröffnung ei-
nes Girokontos für die NPD gegen den verfas-
sungsrechtlich in Art. 21 Abs. 1 GG verbürgten 
und in § 5 PartG konkretisierten Gleichbehand-

43 OLG Saarland, Urteil vom 03.07.2008 – Az. 8 U 39/08 
- 13, 8 U 39/08 –, in: NJW-RR 2008, 1632 f.

44 OVG  Berlin-Brandenburg,  Urteil  vom 14.12.2007  – 
Az. 3 B 7.06 –, online veröffentlicht bei juris.

45 VG Berlin, Urteil vom 25.04.2006 – Az. 2 A 62.05 –, 
unveröffentlicht.
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lungsgrundsatz.  Die  Revision  gegen das  Urteil 
wurde durch das OVG Berlin-Brandenburg nicht 
zugelassen. Die hiergegen gerichtete Nichtzulas-
sungsbeschwerde  der  Landesbank  Berlin  AG 
wies das BVerwG46 zurück. Ein Revisionszulas-
sungsgrund  war  nicht  gegeben.  Weder  kommt 
der Rechtssache grundsätzliche Bedeutung i.S.d. 
§ 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO zu, noch besteht eine 
Divergenz i.S.d. § 132 Abs. 2 Nr. 2 VwGO zur 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts, 
des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichts-
höfe des Bundes oder des Bundesverfassungsge-
richts, noch beruhte die Berufungsentscheidung 
auf einem Verfahrensmangel i.S.d. § 132 Abs. 2 
Nr. 3 VwGO.

Auch das  VG Gera47 verpflichtete  eine Kreis-
sparkasse  zur  Errichtung  eines  Girokontos  für 
die NPD. Es folgte damit der inzwischen gefes-
tigten  Rechtsprechung,  wonach die  Sparkassen 
als  Träger  öffentlicher  Gewalt  den  durch  §  5 
Abs.  1  S.  1  PartG  gesetzlich  ausgeformten 
Gleichbehandlungsanspruch politischer  Parteien 
bei der Gewährung öffentlicher Leistungen auch 
in Gestalt der Eröffnung von Girokonten zu be-
achten haben. Zur unter anderem als fehlend ge-
rügten  Kontofähigkeit  des  Kreisverbandes  der 
NPD urteilte das VG Gera: „Die Kontofähigkeit 
ergibt sich daraus, dass nach dem Parteiengesetz 
und der Landessatzung des Klägers der Kreisver-
band als Gebietsverband eine selbständige Ein-
heit  der  jeweiligen  Partei  ist,  wenngleich  der 
Kreisverband als Gebietsverband nicht eine selb-
ständige juristische Person darstellt.  Das ist für 
die Kontofähigkeit  auch nicht maßgebend. Das 
Parteiengesetz  enthält  hinsichtlich  der  Parteien 
und ihrer Gebietsverbände Sonderregelungen zu 
den §§ 21 ff. BGB (Palandt, BGB, 61. Auflage, 
Einf. vor § 21 Rdnr. 16), wonach diese wie Ver-
eine entsprechende Organe haben und grundsätz-
lich auch aktivlegitimiert sein können, wenn dies 
die Parteisatzung vorsieht (arg. e § 3 Satz 2 Par-
teiG). Sie sind daher zwar keine juristischen Per-
sonen, wohl aber teilrechtsfähig und damit kon-
tofähig. Dem steht deshalb auch nicht entgegen, 

46 BVerwG,  Beschluss  vom  30.04.2008  –  Az.  6  B 
16/08–, online veröffentlicht bei juris.

47 VG Gera, Urteil vom 05.11.2008 – Az. 2 K 37/08 Ge 
–, online veröffentlicht bei juris.

dass in der Landessatzung des Klägers die Kon-
tofähigkeit seiner Kreisverbände nicht ausdrück-
lich festgeschrieben ist, wie es die Beklagte for-
dert. Diesbezüglich fehlende Regelungen, die im 
Übrigen  das  Parteiengesetz  für  entsprechende 
Satzungen  nicht  vorschreibt,  stehen  der  Eröff-
nung  eines  Girokontos  für  einen  Kreisverband 
nicht entgegen.“

Im Wege der Vorabentscheidung beschloss das 
VG Sigmaringen48 in einem Streit über die Er-
öffnung  eines  Girokontos  der  NPD  bei  einer 
Sparkasse, dass für den Rechtsstreit der Verwal-
tungsrechtsweg gegeben ist.  Für  das  Vorliegen 
einer öffentlich-rechtlichen Streitigkeit reicht es 
grundsätzlich aus, dass für das Rechtsschutzbe-
gehren  eine  Anspruchsgrundlage  in  Betracht 
kommt, die im Verwaltungsrechtsweg zu verfol-
gen ist. Dies ist der Fall, wenn sich die Partei auf 
den  parteienrechtlichen  Gleichbehandlungs-
grundsatz  des § 5 Abs.  1 Satz  1 PartG beruft. 
Der  spezialgesetzliche  Anspruch  auf  Chancen-
gleichheit im Verhältnis zu anderen Parteien be-
gründet eine einseitige Verpflichtung der Träger 
öffentlicher  Gewalt.  Die  streitentscheidende 
Norm ist damit dem öffentlichen Recht zuzuord-
nen.

Auch eine aus zwei  Kreistagsabgeordneten be-
stehende  NPD-Kreistagsfraktion  (Landkreis 
Oder-Spree) hat sich vor dem  VG Frankfurt49 

die Errichtung eines (Fraktions-)Girokontos bei 
einer  Sparkasse  erstritten.  Wenngleich  eine 
Kreistagsfraktion  als  Organteil  des  öffentlich-
rechtlichen  Organs  Kreistag  nicht  rechtsfähig 
ist50,  kann  sie  als  Trägerin  von  Rechten  und 
Pflichten  aufgrund  der  Besonderheiten  des  öf-
fentlichen Rechts gem. § 61 Abs. 2 VwGO im 
Verfahren vor  den Verwaltungsgerichten  betei-
ligtenfähig sein. Dass die Kreistagsfraktion ihren 
48 VG Sigmaringen, Beschluss vom 05.03.2008 – Az. 5 

K 2558/07 –, online veröffentlicht bei juris und in der 
Landesrechtsprechungsdatenbank Baden-Württemberg.

49 VG Frankfurt (Oder), Urteil vom 10.07.2008 – Az. 4 
K 1176/04 –, online veröffentlicht bei juris.

50 Während  das  Abgeordnetengesetz  nunmehr  die 
Rechtsfähigkeit der Parlamentsfraktion auf Bundesebe-
ne bestimmt, ist eine Rechtsfähigkeit von Ratsfraktio-
nen lediglich eine von einem Teil der Wissenschaft de 
lege ferenda aufgestellte Forderung, s. ausführlich Ul-
rike Bick, Die Ratsfraktion, 1989, S. 64 f.
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Antrag irrig auf einen vermeintlichen Anspruch 
aus  §  5  PartG  stützte51,  war  im  Ergebnis  un-
schädlich. Das VG Frankfurt folgerte das Recht 
auf Eröffnung eines Girokontos unmittelbar aus 
dem aus Art. 3 Abs. 1 GG abgeleiteten Gleich-
behandlungsgebot, das allen Trägern öffentlicher 
Gewalt  untersagt,  vergleichbare  Sachverhalte 
unterschiedlich zu behandeln und jedenfalls auch 
einen  Anspruch  auf  willkürfreie  Entscheidung 
begründet. Da die Sparkasse, eine Anstalt des öf-
fentlichen Rechts, auch für andere Kreistagsfrak-
tionen  Girokonten  führt,  musste  sie  sich  nach 
Ansicht  des  VG  Frankfurt  an  ihrer  Entschei-
dungspraxis  auch im Falle der  NPD-Kreistags-
fraktion festhalten lassen.

Das VG Düsseldorf52 lehnte den von einem ein-
zelnen  Ratsmitglied  gestellten  Eilantrag  ab,  in 
das Informationsblatt zu einem Bürgerentscheid 
zusätzlich zu den Stimmempfehlungen der Bür-
gerinitiative  und des Oberbürgermeisters  sowie 
den Stellungnahmen der als Fraktion oder Grup-
pe  im  Rat  vertretenen  politischen  Kräfte  auch 
seine Stellungnahme aufzunehmen und dieses an 
die  Abstimmungsberechtigten  zu  übersenden. 
Das VG Düsseldorf wendet den Rechtsgedanken 
der für politische Parteien geltenden abgestuften 
Chancengleichheit im Sinne des § 5 PartG auch 
auf  andere politische  Gruppierungen an.  Dabei 
ist das VG Düsseldorf zwar sichtlich bemüht, in 
seinen Formulierungen einen direkten Rückgriff 
auf  §  5  PartG  zu  vermeiden53.  Leider  werden 
aber  ausschließlich  die  für  politische  Parteien 
geltenden Grundsätze der abgestuften Chancen-
gleichheit  in  der  Entscheidungsbegründung be-
müht, ohne dass deren rechtliche Anwendbarkeit 
auf  andere  politische  Gruppierungen  auch  nur 
51 Die Norm berechtigt nach ihrem Wortlaut lediglich po-

litische Parteien – nicht aber die rechtlich von diesen 
zu unterscheidenden Fraktionen.

52 VG Düsseldorf, Beschluss vom 28.03.2008 – Az. 1 L 
520/08 –, online veröffentlicht bei juris.

53 Das VG Düsseldorf nimmt beispielsweise das „unter 
anderem in § 5 Abs. 1 PartG zum Ausdruck gebrachte 
Strukturprinzip der  Gleichbehandlung“ in Bezug und 
bezeichnet dieses als „Ausfluss der u.a. in Art. 21 GG 
garantierten Chancengleichheit der Parteien“, die aller-
dings „unter dem Vorbehalt einer Abstufung nach der 
Bedeutung der politischen Gruppierungen bis zu dem 
für die Erreichung ihres Zweckes erforderlichen Min-
destmaß (vgl. § 5 Abs. 1 S. 2 PartG)“ steht.

thematisiert  wird.  Im  zweitinstanzlichen  Be-
schwerdeverfahren nahm das  OVG Nordrhein-
Westfalen54 dann richtigerweise das „dem allge-
meinen  Gleichheitssatz  immanente  Willkürver-
bot,  das als  Element  des objektiven Gerechtig-
keitsprinzips der Rechtsstaatlichkeit inne wohnt 
und  auch  für  Gemeinderatsmitglieder  Geltung 
beansprucht“, in Bezug. Auch das Willkürverbot 
verhalf der Beschwerde des Ratsmitglieds aller-
dings nicht zum Erfolg, da es „unter Willkürge-
sichtspunkten  […]  ein  sachliches  Unterschei-
dungsmerkmal  und  damit  unbedenklich  [ist], 
dass die Antragsgegnerin nur denjenigen Auffas-
sungen Raum im Informationsblatt einräumt, die 
ein Mindestmaß an Rückhalt im Rat haben, näm-
lich hier solchen, die zumindest von einer Grup-
pe und damit mindestens von zwei Ratsmitglie-
dern unterstützt werden“.

Das VG München55 erließ eine einstweilige An-
ordnung,  durch  die  der  Bayerische  Jugendring 
(BJR) verpflichtet  wurde,  die ÖDP im Vorfeld 
der  bayerischen  Landtagswahlen  bei  dem vom 
BJR  betriebenen  Internet-Programm  "Wahl-O-
Mat" zu berücksichtigen.  Der von der Bundes-
zentrale  für  politische  Bildung  entwickelte 
Wahl-O-Mat  dient  der  Information  über  die 
Wahlprogramme der größeren Parteien und soll 
Nutzern helfen, ihre eigene Partei-Präferenz her-
auszufinden.  Zur  bayerischen  Landtagswahl 
konnten die Wahlberechtigten ihren Standpunkt 
anhand von 30 Thesen mit den Programmen von 
Parteien  und Wählervereinigungen vergleichen, 
die bereits im Landesparlament mit eigenen Ab-
geordneten vertreten waren oder für die eine rea-
listische  Chance  auf  eine  Landtagsbeteiligung 
prognostiziert wurde. Kleinparteien wie die ÖDP 
waren lediglich als zur Wahl stehend aufgelistet. 
Das VG München sah hierdurch den Grundsatz 
der Freiheit der Wahl beeinträchtigt. Eine Wahl-
beeinflussung – welcher Art auch immer – von 
staatlicher Seite ist unzulässig, der Staat und die 
Institutionen der öffentlichen Hand dürfen keine 

54 OVG  Nordrhein-Westfalen,  Beschluss  vom 
02.04.2008 – Az. 15 B 499/08 –, in: Städte- und Ge-
meinderat  2008,  S.  29  f.;  vgl.  auch  die  Anmerkung 
zum Urteil von Franz Otto, in: DVP 2009, 127.

55 VG München, Beschluss vom 08.09.2008 – Az. M 7 E 
08.4347 –, online veröffentlicht bei juris.
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einseitige  Informationspolitik  betreiben.  Dies 
gilt  auch für den BJR als Körperschaft  des öf-
fentlichen Rechts. Durch den Wahl-O-Mat wird 
aber auf die Bildung des Wählerwillens Einfluss 
genommen.  Deshalb  gebietet  die  "überragende 
Bedeutung  der  Neutralitätspflicht  des  Staates" 
eine Einbeziehung der ÖDP in das internet-ba-
sierte System Wahl-O-Mat.

Das  Schweizerische  Bundesgericht56 hat  eine 
Beschwerde  der  Schweizerischen  Radio-  und 
Fernsehgesellschaft  SRG  gegen  den  Entscheid 
der Unabhängigen Beschwerdeinstanz für Radio 
und  Fernsehen  (UBI)57 abgewiesen.  Eine  Vor-
abendinformationssendung  des  deutschsprachi-
gen Schweizer Fernsehens SF hat mit einem por-
trätierenden  Beitrag  über  den  parteilosen  Frei-
burger Staatsrat Pascal Corminboeuf sechs Tage 
vor  den kantonalen Wahlen  das Vielfaltgebot58 

verletzt.  In  der  Sendung  wurde  der  bei  den 
Wahlen  kandidierende  Staatsrat  als  „führender 
Regierungsmann“ dargestellt, der „über die Par-
teigrenzen hinweg“ beliebt  ist.  Ein schweizeri-
scher Tierschutzverein sah in dem Beitrag eine 
einseitige Wahlwerbung, die insbesondere auch 
die  Kritik  an der  Tätigkeit  des  Staatsrates  von 
Seiten der Tierschützer unberechtigterweise aus-
geblendet habe, und wandte sich mit  einer Be-
schwerde an  die  UBI,  die  daraufhin  folgenden 
Beschluss  fasste:  „Die  Beschwerde  […]  wird, 
soweit  darauf einzutreten  ist,  mit  4:3 Stimmen 
gutgeheissen  und es  wird  festgestellt,  dass  der 
am 30. Oktober 2006 in der Sendung "Schweiz 
Aktuell" des Schweizer Fernsehens ausgestrahlte 
Beitrag "Freiburger  Original  in  der  Regierung" 
die Programmbestimmungen verletzt hat.“ Nach 
Auffassung der UBI dürfen zwar grundsätzlich 
56 Schweizerisches Bundesgericht, Lausanne, Urteil vom 

25.10.2007 – Az. 2C 335/2007 –,  in:  EuGRZ 2008, 
520 ff.

57 UBI, Entscheid vom 30.3.2007 – Az. b. 545 –, veröf-
fentlicht auf den Internetseiten der  Unabhängigen Be-
schwerdeinstanz für Radio und Fernsehen,  http://ww-
w.ubi.admin.ch/x/b_545_de.pdf, 17.03.2009.

58 Radio und Fernsehen müssen die Vielfalt von Ereignis-
sen und Ansichten angemessen zum Ausdruck bringen. 
Dies ergibt sich sowohl aus der Bundesverfassung der 
Schweiz (Art. 93 Abs. 2 BV) als auch aus dem Radio- 
und Fernsehgesetz (Art. 4 Abs. 1 Satz 2 RTVG). Das 
Vielfaltgebot  will  einseitige  Tendenzen  in  der  Mei-
nungsbildung durch Radio und Fernsehen verhindern.

auch persönlich gefärbte Porträts von Politikern 
ausgestrahlt werden, kurz vor Wahlen bestünden 
jedoch erhöhte journalistische Sorgfaltspflichten, 
um die Chancengleichheit der Kandidaten zu ge-
währleisten.  Das Schweizerische Bundesgericht 
bestätigte  die  Entscheidung  der  UBI.  Wenn-
gleich sich das Vielfaltgebot grundsätzlich nicht 
an  jede  einzelne  Sendung,  sondern  an  die  Pro-
gramme in ihrer Gesamtheit richte59, so gelten in 
der heiklen  Phase vor Wahlen und Abstimmun-
gen strengere Anforderungen an die  Ausgewo-
genheit jeder einzelnen Sendung. Es soll verhin-
dert  werden,  dass  die  öffentliche  Meinungsbil-
dung  einseitig  beeinflusst  und  damit  auch  das 
Abstimmungsergebnis  entsprechend  verfälscht 
wird. Andere Kandidaten wurden aber weder in 
der  Sendung „Schweiz  Aktuell“  noch  in  einer 
anderen Sendung des  Schweizer  Fernsehens  in 
vergleichbarer  Weise  vorgestellt.  „Der  Beitrag 
war deshalb geeignet, die Chancengleichheit der 
Kandidaten zu beeinträchtigen,  indem dem Zu-
schauer  keine  Elemente  in  die  Hände gegeben 
wurden, um sich ein umfassendes Bild machen 
zu können.“60

Alexandra Bäcker

3. Parteienfinanzierung
Der BGH61 musste sich nochmals mit dem Fall 
„Kremendahl“  beschäftigen.  Der  ehemalige 
Wuppertaler  Oberbürgermeister war wegen des 
Vorwurfs der Vorteilsnahme im Zusammenhang 
mit Wahlkampfspenden zunächst vom LG Wup-
pertal62 freigesprochen  worden.  Dieses  Urteil 
hatte der BGH63 aufgehoben. Das nunmehr zur 
Entscheidung  berufene  LG  Dortmund64 sprach 
59 Es reicht also grundsätzlich aus, wenn ein Veranstalter 

während eines angemessenen Zeitraums zum gleichen 
Thema andere vergleichbare Sendungen ausstrahlt. Sie 
können wegen ihrer Tendenz und ihres Charakters ein 
Gegengewicht zu einer einseitigen Einzelsendung set-
zen.

60 Schweizerisches Bundesgericht, Lausanne, Urteil vom 
25.10.2007 – Az. 2C 335/2007 –,  in:  EuGRZ 2008, 
520 (522).

61 BGH, Urteil vom 28.08.2007 – 3 StR 212/07.
62 NJW 2003, 1405.
63 BGHSt 49, 275; NJW 2004, 3569.
64 LG Dortmund vom 16.03.2006 – KLs 835 Js. 153/02 

14 V P 3/05. 
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den Angeklagten  erneut  frei.  Dieses  Urteil  hat 
der  BGH  im  Ergebnis  bestätigt,  jedoch  nicht 
ohne  seine  frühere  Rechtsprechung65 zur  ein-
schränkenden Auslegung der §§ 331, 333 StGB 
bei Einwerbung von Wahlkampfspenden durch 
einen Amtsträger, der sich um seine Wiederwahl 
bewirbt, klarzustellen.

Das LG Dortmund hatte  die rechtlichen Erwä-
gungen  der  ersten  Entscheidung  des  BGH zur 
Notwendigkeit  einer  einschränkenden  Ausle-
gung des § 331 StGB66 in den Fällen, in denen 
ein Amtsträger, der sich in einer Direktwahl um 
ein  Wahlamt  bewirbt  und  Wahlkampfspenden 
annimmt, missverstanden. Das Landgericht hatte 
die  Ausführungen  dahingehend  interpretiert, 
dass im Zusammenhang mit Wahlkampfspenden 
eine  strafbare  Vorteilsnahme  nur  dann  in  Be-
tracht käme, wenn die Spenden im Hinblick auf 
eine „konkrete Diensthandlung, die nicht in ih-
ren  Einzelheiten  aber  dem Grundsatz  nach  er-
kennbar sein“ müsse,  erfolgt  seien.  Mit  diesen 
Erwägungen habe das Landgericht § 331 StGB 
restriktiver  ausgelegt,  als  es  nach  Auffassung 
des  BGH erforderlich  sei67.  Zwar  müssten  die 
§§ 331, 333 StGB im Zusammenhang mit Wahl-
kampfspenden restriktiv gehandhabt werden, um 
dem  verfassungsrechtlichen  Grundsatz  der 
Chancengleichheit der Wahl gerecht zu werden. 
Die  Grenze  kann  aber  laut  BGH  schon  dann 
überschritten sein, wenn Spender und Amtsträ-
ger  davon  ausgehen,  dass  der  Amtsträger  im 
Laufe der künftigen Amtszeit mit Entscheidun-
gen  zu  einem  Vorhaben  des  Spenders  befasst 
sein  wird  und  der  unbeteiligte  Betrachter  den 
Eindruck gewinnt,  dass  dieser  mit  der  Spende 
Einfluss  auf  anfallende Entscheidungen gewin-
nen will68. Der Anschein der Käuflichkeit amtli-
cher  Handlungen,  dessen  Vermeidung  Schutz-
zweck der Strafnorm sei, werde so geweckt.

65 BGHSt 49, 275 (291 ff.).
66 Das  erste  Urteil  zur  einschränkenden Auslegung des 

§ 331 StGB wurde im Schrifttum rege diskutiert. Siehe 
etwa  Döllinger, JR 2005, 519 (520);  Salinger/Sinner, 
NJW 2005, 1073 (1075 f.); Korte, NStZ 2005, 512 f.; 
Kargel, JZ 2005, 503 (512).

67 BGH Urteil vom 28.08.2007 – 3 StR 212/07, Rn. 13.
68 BGH Urteil vom 28.08.2007 – 3 StR 212/07, Rn. 18.

Im vorliegenden Fall habe sich der Angeklagte 
auch nach Ansicht des BGH mangels Vorsatzes 
nicht strafbar gemacht. Zum Zeitpunkt der An-
nahme der  Spende habe  er  von den  geplanten 
Projekten des Spenders keine Kenntnis gehabt.

In MIP Heft 13 (2006) wurde auf S. 98 bereits 
kurz  über  die  Entscheidung des  BVerwG69 zu 
sog. „Altfällen“ anonymer Spenden, die vor In-
krafttreten  des  Achten  Gesetzes  zur  Änderung 
des  Parteiengesetzes  abgeschlossen  waren,  be-
richtet. Die Sprungrevision der SPD wurde vom 
Bundesverwaltungsgericht  als  unbegründet  zu-
rückgewiesen. 

Das Bundesverwaltungsgericht ist entgegen dem 
VG Berlin der Auffassung, dass die Rückforde-
rung zur  Parteienfinanzierung gewährter Mittel 
nach dem PartG 1994 die Rücknahme der Mit-
telfestsetzung  voraussetzt.  Dies  gelte  auch  im 
Falle  eines  Anspruchsverlustes  nach  §  23  a 
Abs. 1 S. 1 PartG 1994. Das VG verkenne, dass 
die Sanktion nach § 23 a Abs. 1 S. 1 PartG 1994 
anders als diejenige nach § 31 c Abs. 1 PartG 
2002 nicht in einem selbstständig zu verfolgen-
den Zahlungsanspruch, sondern in dem teilwei-
sen  Verlust  des  allgemeinen  Finanzierungsan-
spruchs der Partei bestehe. Sei über diesen An-
spruch unter Missachtung des Anspruchsverlus-
tes entschieden und folglich ein zu hoher Finan-
zierungsbetrag festgesetzt worden, so müsse zur 
Geltendmachung  des  Anspruchsverlustes  der 
Bewilligungsbescheid  in  der  entsprechenden 
Höhe gem. § 48 VwVfG zurückgenommen wer-
den,  woran sich  die  Rückforderung des  zuviel 
gezahlten Betrages anschließe. 
Die Rücknahme könne grundsätzlich auch kon-
kludent erfolgen, was im zu entscheidenden Fal-
le nicht vorgelegen habe. Unter den Vorausset-
zungen des § 47 VwVfG seien auch die Verwal-
tungsgerichte  im  Gerichtsverfahren  ermächtigt, 
fehlerhafte  Verwaltungsakte  umzudeuten.  Dies 
gelte auch im Revisionsverfahren, sofern die das 
Revisionsgericht  bindenden  tatrichterlichen 
Feststellungen (vgl. § 137 Abs. 3 VwGO) aus-
reichen, den Beteiligten hierzu rechtliches Gehör 

69 BVerwG,  Urteil  vom  26.07.2006  –  6  C  20.05,  in: 
NVwZ 2007, 210 ff.

103



Parteienrecht im Spiegel der Rechtsprechung MIP 2008/09 15. Jhrg.

gewährt worden sei und sie in ihrer Rechtsver-
teidigung hierdurch nicht beeinträchtigt seien.

Das  BVerfG70 hatte  über  eine  Verfassungsbe-
schwerde  der  NPD  gegen  die  Versagung  von 
Eilrechtsschutz im Zusammenhang mit der staat-
lichen Parteienfinanzierung zu entscheiden. Die 
Verfassungsbeschwerde  wurde  nicht  zur  Ent-
scheidung angenommen, da ein Annahmegrund 
nicht  vorliege.  Sie  sei  bereits  unzulässig.  Die 
Beschwerdeführerin habe den in § 90 Abs. 2 S. 1 
BVerfGG zum Ausdruck kommenden Grundsatz 
der  Subsidiarität  der  Verfassungsbeschwerde 
nicht beachtet. 

Darüber hinaus habe die NPD nicht hinreichend 
substantiiert  dargelegt,  dass  für  sie  durch  das 
weitere  Beschreiten  des  Rechtswegs  in  der 
Hauptsache  ein  schwerer  und  unabwendbarer 
Nachteil entstünde. Zwar sei nicht zu verkennen, 
dass die seit dem vierten Quartal nur noch einge-
schränkt gewährten Zahlungen im Rahmen der 
staatlichen  Parteienfinanzierung zu  finanziellen 
Schwierigkeiten  bei  der  Partei  führen  könne. 
Ohne  Kenntnis  der  weiteren  Finanzlage  der 
NPD, die  nicht  weiter  dargelegt  wurde,  könne 
diese Behauptung der Beschwerdeführerin nicht 
im erforderlichen Maße nachvollzogen werden. 
Aus  dem Vortrag  der  NPD ergebe  sich  nicht, 
dass die Beschwerdeführerin generell gehindert 
sei, ihre politische Arbeit fortzusetzen.

Dr. Heike Merten

4. Parteien und Parlamentsrecht

Kurzbesprechung VerfGH NRW
– VerfGH 7/07 vom 19. August 2008

Mit Urteil vom 19. August 200871 entschied der 
VerfGH NRW über einen Organstreit zwischen 
einem Abgeordneten  des  Landtages  NRW und 
der Landesregierung. Der Streit betraf die Frage 
einer Verletzung von verfassungsrechtlichen In-
formationsrechten des Antragstellers durch eine 

70 BVerfG, Beschluss vom 08.10.2007 – 2 BvR 1387/07, 
in: DVBl. 2007, 1440 ff.

71 Veröffentlicht  unter  www.justiz.nrw.de/nrwe/ovgs/ 
vgh_nrw/j2008/VerfGH_7_07urteil20080819.html.

unzulängliche Beantwortung seiner parlamenta-
rischen Anfragen, sowie durch eine eventuell un-
zureichende  Erläuterung  bestimmter  Titel  des 
Entwurfes  für  das  Haushaltsgesetz  2007  durch 
die Antragsgegnerin.

Die parlamentarischen Anfragen des Antragstel-
lers betrafen verschiedene Aspekte der Tätigkei-
ten der  Ruhrkohle AG, die  als  Privatunterneh-
men ohne staatliche Beteiligung organisiert,  je-
doch in erheblichem Umfang Empfängerin von 
Subventionen des Landes ist.  In den monierten 
Titeln  des  Haushaltsgesetzes  2007  geht  es  um 
Zuwendungen an  die  RAG bzw.  um erwartete 
Minderausgaben bzw. Rückflüsse bei den Koh-
lebeihilfen  infolge  eingeleiteter  Sparmaßnah-
men.
Der Antragsteller richtete insgesamt sechs kleine 
parlamentarische Anfragen72 mit jeweils mehre-
ren Unterfragen an die Antragsgegnerin. Durch 
die  seines  Erachtens  unzureichende  Beantwor-
tung eines Teils der Anfragen73 sah sich der An-
tragsteller in seinen Rechten aus Artt. 30 II, 81 I 
und II Verf NRW ebenso verletzt wie durch die 
als  lückenhaft  angesehenen  Erläuterungen  zu 
Kapitel  08 050 Titel  683 20 des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes  200774 und  beantragte  Fest-
stellung dieser Verletzungen durch den VerfGH 
NRW nach §§ 43 ff. VGHG NRW. Die Antrags-
gegnerin beantragte Zurückweisung wegen teil-
weiser Unzulässigkeit und wegen Unbegründet-
heit in allen Punkten.

Der VerfGH gab der  Klage teilweise statt  und 
stellte eine Verletzung des Antragstellers in sei-
nem Informationsrecht aus Art. 30 II Verf NRW 
durch  die  Antworten  der  Landesregierung  auf 

72 Kleine Anfrage 943 (LT NRW-Drs. 14/2524); Kleine 
Anfrage 944 (LT NRW-Drs. 14/2525); Kleine Anfrage 
945 (LT NRW-Drs. 14/2526); Kleine Anfrage 947 (LT 
NRW-Drs. 14/2528); Kleine Anfrage 950 (LT NRW-
Drs.  14/2531);  Kleine  Anfrage  952  (LT  NRW-Drs. 
14/2533).

73 Kleine Anfrage 943 Unterfrage 2; Kleine Anfrage 944 
Unterfrage 2; Kleine Anfrage 945 Unterfragen 3, 4, 5; 
Kleine Anfrage 947 Unterfragen 3, 5; Kleine Anfrage 
950 Unterfragen 1, 2, 3, 4; Kleine Anfrage 952, Unter-
fragen 1, 3, 4, 5.

74 Lt NRW-Drs. 14/2300.
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einen Teil der Anfragen fest75. Im übrigen wur-
den die Anträge abgelehnt.

Zulässigkeit

In der  Urteilsbegründung legt  der  VerfGH die 
Unzulässigkeit der auf Feststellung einer Verlet-
zung von Art. 81 I, II Verf NRW gerichteten An-
träge dar. Es fehle dem Antragsteller insoweit an 
der  Antragsbefugnis,  da  § 44  VerfGHG  NRW 
einen substantiierten Vortrag über das Verhalten 
des Antragsgegners verlange, durch welches sich 
der Antragsteller  in  seinen verfassungsmäßigen 
Rechten verletzt sieht und sich aus dem Vortrag 
die Möglichkeit  einer Verletzung dieser Rechte 
ergeben müsse.
An dieser Möglichkeit fehle es, soweit eine Ver-
letzung von Art. 81 I f. Verf NRW gerügt wird, 
da es sich bei dem Budgetrecht um eine Organ-
kompetenz des Landtages handele und insofern 
ein unmittelbarer Eingriff in die Rechtsstellung 
des  einzelnen  Abgeordneten  ausscheide.  Eine 
Verletzung  der  verfassungsrechtlichen  Positio-
nen des Antragstellers durch die gerügten Erläu-
terungen  des  Haushaltsgesetzes  komme  somit 
nicht  in  Betracht,  da  die  betroffenen  Erläute-
rungspflichten  nur  im  Budgetrecht  des  Parla-
ments, nicht aber im Abgeordnetenstatus veran-
kert seien.

Im übrigen ergebe sich die Antragsbefugnis aus 
der Möglichkeit einer Verletzung der Informati-
onsrechte des Abgeordneten, die aus Art.  30 II 
Verf NRW fließen.

Begründetheit

In der Begründetheitsprüfung nimmt das Gericht 
zunächst zu der  Reichweite des Informationsan-
spruches des  Abgeordneten  Stellung und stellt 
ein  Regel-Ausnahme-Verhältnis  zwischen  Ant-
wortpflicht  der Regierung und der Möglichkeit 
der  Antwortverweigerung  fest.  Die  Ausnahme 
einer  berechtigten  Antwortverweigerung  könne 
sich aus dreierlei Gründen ergeben: Zunächst aus 
aus  der  Funktion  des  Fragerechts,  die  in  der 

75 Kleine Anfrage 944 Unterfrage 2; Kleine Anfrage 945 
Unterfrage 4; Kleine Anfrage 952 Unterfragen 1, 5.

Kontrolle der Regierung bestehe. Daraus ergebe 
sich die Erstreckung des Fragerechts auf alle po-
litischen Angelegenheiten,  in  denen die  Regie-
rung oder eines ihrer Mitglieder tätig geworden 
ist oder kraft rechtlicher Vorschriften tätig wer-
den kann.

Bemerkenswert  ist  die  Hervorhebung  des  Ge-
richts, daß es für das Fragerecht nicht auf die öf-
fentlich-rechtliche  Handlungsform  des  Gegen-
standes  parlamentarischer  Anfragen  ankomme. 
Damit trägt das Gericht dem Umstand der Aus-
weitung privatrechtsförmigen  Handelns  der  öf-
fentlichen Hand Rechnung und beugt einem ef-
fektiven  Bedeutungsverlust  der  parlamentari-
schen Kontrolle der Regierung vor.
Soweit jedoch rein private Unternehmen betrof-
fen sind, die staatliche Förderungen erhalten, be-
ziehe sich – so der Senat – das parlamentarische 
Fragerecht  regelmäßig nur auf  die  Vergabeent-
scheidung und die Überwachung der Zweckbin-
dung. Ausnahmen von dieser Regel sollen sich 
aus  einer  engen  funktionalen  Verzahnung  des 
Staates mit dem Unternehmen aus öffentlichem 
Interesse bei entsprechendem Einfluß der öffent-
lichen Hand ergeben.

Genauere Merkmale dieser Verflechtungssituati-
on definiert  das Gericht  an dieser Stelle  nicht, 
will sich jedoch offenbar Reaktionsmöglichkei-
ten für neue Formen der Zusammenarbeit  zwi-
schen Staat und Privaten offenhalten.
Eine  weitere  Ausnahme  von  der  Auskunfts-
pflicht der Regierung könne sich, so der VerfGH 
NRW,  aus  dem  Gesichtspunkt  der  Pflicht  zur 
gegenseitigen  Rücksichtnahme unter  Verfas-
sungsorganen ergeben. Das Gericht entfaltet hier 
zwei  Gesichtspunkte:  Zunächst  denjenigen  des 
Kernbereichs  der  Exekutive,  der  einen  grund-
sätzlich  nicht  ausforschbaren  Eigenbereich  der 
Exekutivorgane beschreibe. Sodann geht es auf 
die  Zumutbarkeit  der  Informationsbeschaffung 
ein, die auch vor dem Hintergrund der knappen, 
für  eine  Beantwortung  Kleiner  Anfragen  gem. 
§ 88 III 2  GO LT NRW  zur  Verfügung  stehen-
den Frist von vier Wochen zu beurteilen sei.

Diese Argumentation des Gerichts ist  aus zwei 
Gründen  fragwürdig:  Zunächst  dient  § 88  GO 
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LT NRW der  Effektivierung des  parlamentari-
schen  Fragerechts und  trägt  dem  Umstand 
Rechnung, daß das öffentliche wie parlamentari-
sche Interesse an Vorgängen in der Regierung ty-
pischerweise mit  wachsender zeitlicher Distanz 
schwindet.  Aus  der  die  Regierung  treffenden 
Pflicht  zur  Beschleunigung  der  Beantwortung 
von Fragen eine Begrenzung der Reichweite des 
Fragerechts zu folgern, ist somit problematisch. 
Weiterhin  kann die  GO LT NRW als  Binnen-
recht  des  Landtages  die  Landesregierung nicht 
rechtlich verpflichten. § 88 GO LT NRW ist also 
nur  für  den  Landtagspräsidenten  verbindlich. 
Dessen Aufforderung, die Kleine Anfrage inner-
halb von vier Wochen zu beantworten, stellt für 
die  Landesregierung  eine  Richtgröße  dar,  die 
sich  an  dem  vom  Parlament  angenommenen 
„normalen  Fall“  einer  Kleinen  Anfrage  orien-
tiert.  Ein Recht zur Verweigerung der Antwort 
kann daher nicht aus der Frist des § 88 III 2 GO 
LT NRW abgeleitet  werden,  sondern – da das 
parlamentarische  Fragerecht  verfassungsrecht-
lich verwurzelt ist – nur aus Gründen von Ver-
fassungsrang.  Unter  dem  Gesichtspunkt  einer 
Pflicht zur gegenseitigen Rücksichtnahme unter 
Verfassungsorganen  kann  die  zeitliche  Bean-
spruchung der Landesregierung nur dann zu der 
Folge  eines  Rechtes  auf  Antwortverweigerung 
führen, wenn die durch diese zeitliche Beanspru-
chung bewirkte Einschränkung der Regierungs-
tätigkeit sich in einem ungünstigen Verhältnis zu 
dem Interesse des Landtages an der Beantwor-
tung der  Anfrage befindet.  Die Überschreitung 
der Vierwochenfrist kann insofern nur Indizwir-
kung für einen Verstoß gegen Rücksichtnahme-
pflichten entfalten. Die Pflicht zur gegenseitigen 
Rücksichtnahme  beeinflusse,  wie  das  Gericht 
weiter ausführt, neben der generellen Pflicht zur 
Beantwortung  parlamentarischer  Anfragen,  vor 
allem auch die Tiefe und Ausführlichkeit der Be-
antwortung,  die  zu  fordern  ist.  Hier  vor  allem 
scheint richtigerweise die begrenzende Rolle der 
Beantwortungsfristen zu liegen: Nur ausnahms-
weise dürfte die Antwortpflicht gänzlich entfal-
len, wohl aber ergibt sich aus dem Zweck kleiner 
parlamentarischer Anfragen, eine schnelle Infor-
mation  des  Parlamentes  zu  bewirken,  eine  zu-
rückgenommene  Intensität  der  Beantwortungs-
pflicht der Regierung.

Als  weitere,  dritte  Grenze  eines  parlamentari-
schen Fragerechts nennt der VerfGH NRW die 
(Bundes-)Grundrechte  Dritter,  deren  Geltung 
für die nordrhein-westfälische Staatsgewalt über 
Art. 4 I Verf NRW vermittelt werde. Im Zusam-
menhang mit  den  parlamentarischen  Anfragen, 
die im Zentrum des Verfahrens stehen, hebt das 
Gericht  die  Bedeutung  des  durch  Artt.  12,  14 
GG gewährten Schutzes von Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnissen hervor. Die Antwort auf die 
Frage nach der Beantwortungspflicht  und ihres 
Umfangs könne sich, so das Gericht, nur aus ei-
ner Abwägung zwischen den jeweiligen Rechts-
positionen ergeben. Als Gesichtspunkte der Ab-
wägung nennt der Senat das (öffentliche) Inter-
esse an der Antwort sowie die Schutzwürdigkeit 
und -bedürftigkeit der betroffenen Daten.

In seiner  Entscheidung legt  der  VerfGH NRW 
dar, das  Nichtvorhandensein von erfragten Da-
ten bei  Regierungsstellen  lasse  den  Informati-
onsanspruch des Parlaments auf die Pflicht der 
Landesregierung  schrumpfen,  sich  um  die  Be-
schaffung der Daten zu bemühen, wobei die Be-
schaffungsmöglichkeiten  auszuschöpfen  seien. 
Besteht keine Möglichkeit, die gewünschten Da-
ten zu beschaffen und hat sich die Regierung be-
müht, das Informationsbedürfnis anderweitig zu 
befriedigen,  sei  der  Informationsanspruch  er-
schöpft76.  Impossibilium nulla est  obligatio gilt 
somit auch für parlamentarische Anfragen.
Bezüglich  weiterer Anträge77 wendet der Senat 
die  zuvor  entwickelten  Gesichtspunkte  zu  den 
Grenzen des  parlamentarischen Fragerechts  an. 
Zunächst begründet das Gericht, daß die erbete-
nen  Daten  nicht  bereits  deshalb  aus  den  Ant-
wortpflichten  der  Regierung  ausscheiden,  weil 
die  RAG,  auf  welche  sich  die  erfragten  Daten 
beziehen,  ein  rein  privates  Unternehmen  ohne 
Staatsbeteiligung ist.  Diese Ausnahme von der 
Regel  rechtfertige  sich  erstens  aus  der  engen 
Verflechtung  der  RAG  mit  energiepolitischen 
Belangen des Staates, die sogar in einem speziell 
auf die RAG zugeschnittenen normativen Rah-
76 Mit  dieser  Begründung  wurde  der  Antrag  bezüglich 

der  Kleinen  Anfragen  943,  Unterfrage  2  sowie 952, 
Unterfragen 3 und 4 als unbegründet abgewiesen.

77 Zu den Kleinen Anfragen 944, Unterfrage 2 und Klei-
ne Anfrage 952, Unterfragen 1 und 5.
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men Niederschlag gefunden habe. Zweitens sei-
en die erfragten Daten in einem Subventionsver-
fahren erhoben und unterliegen bereits  deshalb 
grundsätzlich  parlamentarischer  Kontrolle.  Ein 
Ausschluß  des  parlamentarischen  Fragerechts 
könne sich aber aus grundrechtlichen Gesichts-
punkten ergeben, falls  die  fraglichen Daten als 
Betriebs-  und  Geschäftsgeheimnisse  unter  den 
Schutz der Artt. 12 I, 14 I GG fallen und dieser 
Schutz im Rahmen einer verfassungsrechtlichen 
Abwägung gegenüber dem parlamentarischen In-
formationsinteresse schwerer wiegt.  Bereits  am 
grundrechtlichen Schutz der Daten zweifelt das 
Gericht, da zwar Teilaspekte der als solche ge-
schützten Kostenkalkulation der RAG betroffen 
seien, die RAG jedoch im Inland ohne Konkur-
renz  sei  und  gegenüber  ausländischer  Import-
kohle durch ein System staatlicher Absatzhilfen 
geschützt werde.

Dieser Gedanke des Gerichts, den Schutzbereich 
der Artt. 12, 14 GG für Unternehmen zu begren-
zen, die in besonderer Weise vor Konkurrenz ge-
schützt sind, ist abzulehnen. Der Senat stellt hier 
implizit  eine  partielle  Folgenabschätzung  des 
Eingriffs für den Grundrechtsträger an, deren Er-
gebnisse  richtigerweise  in  der  Prüfung  der 
Rechtfertigung  eines  Eingriffs  zu  verarbeiten 
sind und zwar zusammen mit den weiteren Fol-
gen des Eingriffs.
Allerdings läßt  das Gericht  diesen Punkt  offen 
und stützt  seine  dem Antrag stattgebende Ent-
scheidung  stattdessen  auf  eine  möglicherweise 
unterlassene,  jedenfalls  aber  fehlerhafte  Abwä-
gung von Schutzinteresse der RAG und Informa-
tionsinteresse  des  Parlaments.  Selbst  wenn  die 
fraglichen  Daten  grundrechtlich  geschützt  wa-
ren,  so hätte  eine korrekte Abwägung zu einer 
Information  des  Parlaments  nach Maßgabe der 
Verschlußsachenordnung LT NRW, also in ver-
traulicher  oder  geheimer  Form führen  müssen. 
Der  darin  liegende  Verzicht  auf  die  eigentlich 
vorgesehene Öffentlichkeit der Information wie-
ge jedenfalls  weniger schwer als  der durch die 
Geheimhaltungsinteressen  der  RAG  nicht  zu 
rechtfertigende, durch die Entscheidung der Lan-
desregierung jedoch bewirkte  Ausschluß  parla-
mentarischer Kontrolle.

Anläßlich des Antrags die Kleine Anfrage 945, 
Unterfrage 4  betreffend,  hat  das  Gericht  Gele-
genheit, zur Begründungspflicht Stellung zu neh-
men, die bei Ablehnung einer parlamentarischen 
Anfrage eingreift.  Der Senat sieht zunächst die 
geleistete  Antwort  als  inhaltlich  unzureichend 
an.  Die  erst  im  Organstreitverfahren  von  der 
Landesregierung vorgetragene Begründung, eine 
weitergehende Antwort würde den unausforsch-
baren Kernbereich der Exekutive berühren, läßt 
das Gericht nicht zu, da ein „Nachschieben“ von 
Gründen  im  Organstreitverfahren  nicht  in  Be-
tracht komme, weil dies den Zweck des Begrün-
dungserfordernisses verfehle, welches den parla-
mentarischen Fragesteller in die Lage versetzen 
solle, die Erfolgsaussichten verfassungsgerichtli-
chen Rechtsschutzes abzuschätzen.

Diese  Lesart  der  Begründungspflicht  erregt 
Zweifel:  Sie  liegt  zum einen konträr  zu den – 
hier zwar nicht unmittelbar einschlägigen,  aber 
doch eine sehr ähnliche Materie betreffenden – 
Regelungen  des  VwVfG.  Sie  wirft  aber  auch 
Fragen auf, was mit dem Auskunftsanspruch des 
Antragstellers  nach  Feststellung  einer  Verlet-
zung der Begründungspflicht zu geschehen hat. 
Zwar hat der Spruch des VerfGH im Organstreit-
verfahren nur feststellende Wirkung, jedoch ist 
die Aufrechterhaltung eines verfassungswidrigen 
Zustandes durch die Landesregierung kaum hin-
nehmbar. Die Erteilung der Auskünfte in der ge-
wünschten  Form könnte  aber  ihrerseits  verfas-
sungswidrig sein,  dann nämlich,  wenn dadurch 
der  Kernbereich  der  Exekutive  verletzt  würde. 
Eine  erneute,  nunmehr  unter  Hinweis  auf  den 
Arkanbereich beschränkte Antwort der Landes-
regierung  gäbe  dem  Antragsteller  Steine  statt 
Brot und würde die eigentliche Frage, ob näm-
lich  eine  vollständige  Beantwortung  wirklich 
den  exekutivischen  Kernbereich  betrifft,  unbe-
antwortet lassen und somit Stoff für ein weiteres 
Organstreitverfahren liefern. Vor diesem Hinter-
grund mag man bezweifeln,  ob es sinnvoll  ist, 
ein  verfassungsrechtliches  Recht  auf  sofortige 
und  vollständige Begründung  einer  nur  be-
schränkten Beantwortung parlamentarischer An-
fragen anzunehmen, wie es der VerfGH implizit 
tut.
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Bezüglich der übrigen Anträge konnte das Ge-
richt keine unzureichende Beantwortung der je-
weiligen Anfragen feststellen.

Wesentlicher Ertrag des besprochenen Urteils ist 
die Erstreckung parlamentarischer Kontroll- und 
Fragerechte auch auf die Kooperation des Staa-
tes mit rein privaten Unternehmen, falls diese in 
besonderer Weise in staatliche Zweckverfolgung 
einbezogen sind. Das Gericht geht damit  einen 
wesentlichen Schritt in die Richtung einer Effek-
tivierung parlamentarischer Kontrolle. Weiterhin 
zeigt  das  Urteil  die  Grenzen parlamentarischer 
Informationsrechte, die in den verfassungsmäßi-
gen Kompetenzen bzw. Rechten anderer Staats-
organe oder von Privaten liegen.

Kurzbesprechung  OVG  Lüneburg,  Urteil 
vom 13. März 2008, 8 LC 1/07

In der Berufung hatte das OVG Lüneburg einen 
Streit zwischen dem Präsidenten und einem Ab-
geordneten des niedersächsischen Landtages zu 
entscheiden78. Im Wege der verwaltungsgericht-
lichen Leistungsklage hatte der Präsident  einen 
Abführungsanspruch  nach  § 27  III,  IV  Nds 
AbgG gegenüber dem Abgeordneten wegen von 
dritter Seite gegenleistungslos empfangener Zu-
wendungen geltend  gemacht  und in  der  ersten 
Instanz obsiegt.

Der Berufungskläger beantragte, das erstinstanz-
liche Urteil aufzuheben und die Klage abzuwei-
sen,  hilfsweise  das  Verfahren  auszusetzen  und 
dem Nds Staatsgerichtshof  gem. Art.  54 Nr.  4 
Nds Verf i.V.m. § 35 Nds StGHG zur Entschei-
dung  vorzulegen.  Der  Berufungsgegner  bean-
tragte, die Berufung zurückzuweisen.
Das OVG gab der Berufung teilweise statt.

Zulässigkeit

Den die Zulässigkeit der Ausgangsklage betref-
fenden Einwand der Berufung, es sei nicht der 
Verwaltungs-,  sondern  der  Verfassungsrechts-
weg eröffnet,  verwarf der Senat:  Zwar handele 

78 Entscheidung veröffentlicht  unter  http://www.dbovg.-
niedersachsen.de/Entscheidung.asp?
Ind=0500020070000018%20LC.

es sich um einen Streit zwischen Verfassungsor-
ganen. Doch sei weiter zu fordern, daß sich der 
Streit  um aus der Verfassung fließende Organ-
rechte bzw. -pflichten drehe. Dies sei vorliegend 
nicht der Fall, vielmehr handele es sich um echte 
Individualrechte und -pflichten des Abgeordne-
ten, die zwar von seinem Status als Abgeordne-
ter abhängig seien, aber nicht den Charakter von 
Organrechten trügen. Der Landtagspräsident sei 
gegenüber dem Abgeordneten wie eine Verwal-
tungsbehörde tätig geworden, mithin sei der Ver-
waltungsrechtsweg eröffnet.

Auch  für  die  vom  Landtagspräsidenten  ange-
strengte Leistungsklage sah das OVG entgegen 
der Berufung das Rechtsschutzbedürfnis als ge-
geben an, da § 27 Nds AbgG keine hinreichend 
deutliche  Ermächtigung  zum  Erlaß  eines  Ver-
waltungsaktes enthalte.

Begründetheit

Im Rahmen  der  Begründetheitsprüfung bejahte 
das Gericht  in  Hinsicht  auf eine mögliche  for-
melle Verfassungswidrigkeit die Gesetzgebungs-
kompetenz des Landes, da dieses für das Recht 
der  Landesabgeordneten  allein  zuständig  sei. 
Obgleich in § 27 III 2 Nds AbgG eine Regelung 
die  Vergütung von Dienst-  und Werkverträgen 
der  niedersächsischen  Abgeordneten  betreffend 
getroffen wurde, unterfalle diese Regelung den-
noch nicht der Kompetenz zur konkurrierenden 
Gesetzgebung auf dem Gebiet des Arbeitsrechts 
nach Art. 74 I Nr. 12 GG, da diese Teilregelung 
eng mit  der  unzweifelhaft  zum Abgeordneten-
recht  zählenden  Regelung  des  § 27  III 1  Nds 
AbgG  verzahnt  und  ihr  eigenständiger  Rege-
lungsgehalt  dementsprechend  gering  sei.  Auch 
stelle sich die Regelung des § 27 IV Nds AbgG, 
nach der die gem. § 27 II, III Nds AbgG unzuläs-
sigen Zuwendungen an Abgeordnete von diesen 
an das Land abzuführen sind, nicht als Strafvor-
schrift dar, die der Kompetenz zur konkurrieren-
den Gesetzgebung nach Art. 74 I Nr. 1 GG un-
terliegen würde. Der Senat begründet diese An-
sicht  mit  der  vorrangig präventiven  Wirkungs-
richtung der Norm und mit der Rechtsprechung 
des  BVerfG  zu  den  Verfallsvorschriften  der 
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§§ 73 ff. StGB79, wonach es sich auch bei diesen 
Normen nicht um Strafe handele.

Dem ist  im Ergebnis  beizupflichten,  allerdings 
ist hinter die Begründung des Senats ein Frage-
zeichen  zu  setzen:  Ob  eine  Vorschrift,  die  an 
einen Rechtsverstoß  nachteilige  Folgen knüpft, 
als  im Schwerpunkt  präventiv  verstanden wer-
den  kann,  ist  zumindest  zweifelhaft.  Der  Ver-
gleich mit den Verfallsvorschriften der §§ 73 ff. 
StGB ist auf den ersten Blick bestechend, aller-
dings ist der Verfall eine Folge der strafrechtli-
chen Verurteilung wegen Begehung einer rechts-
widrigen Tat.  Gegen die  Annahme,  es  handele 
sich um eine strafrechtliche Norm spricht  aber 
das Fehlen eines ethischen Vorwurfs, der mit der 
Geltendmachung des Anspruchs nach § 27 Nds 
AbgG verbunden wäre. Dies zeigt sich insbeson-
dere am Fehlen jeglicher Schuldmerkmale in den 
Tatbestandsvoraussetzungen.  Es  geht  lediglich 
um die Abführung von rechtswidrig Erlangtem, 
die  Norm weist  insoweit  eher  Ähnlichkeit  mit 
den Kondiktionsansprüchen auf.
Der  Senat  sieht  in  Hinblick  auf  eine mögliche 
materielle  Verfassungswidrigkeit von § 27 Nds 
AbgG  zunächst  keinen  Verstoß  gegen  Art. 17 
Nds Verf, in dem die Abgeordnetenanklage gere-
gelt ist, die wegen Amtsmißbrauchs angestrengt 
werden kann, da diese Regelung nicht abschlie-
ßend sei.

Auch sei die von Artt. 12 und 13 Nds Verf ga-
rantierte Unabhängigkeit der Abgeordneten nicht 
durch das Verfahren zur Überprüfung der Ein-
haltung des § 27 Nds AbgG verletzt: Eine mate-
rielle  Unabhängigkeit  der  Abgeordneten  werde 
bereits durch die gem. Art. 13 III 1 Nds Verf zu 
zahlende Entschädigung gewährleistet. Vor die-
sem Hintergrund stellten gegenleistungslose oder 
inadäquat hohe Zahlungen Dritter  eine Gefähr-
dung der Unabhängigkeit dar, der mit dem ent-
sprechenden Verbot  in  § 27 III Nds AbgG be-
gegnet  werde.  Eine  solche  Regelung  erfordere 
aber  Verfahren  zur  Überprüfung  ihrer  Einhal-
tung. 
Mithin gebiete die Unabhängigkeit der Abgeord-
neten eine Regelung wie die  von der Revision 
angegriffene.
79 BVerfGE 110, 1 (14 ff.).

Das Gericht geht in der Folge en passant auf das 
Problem des Grundrechtsschutzes für Abgeord-
nete ein und nimmt eine Wirkung grundrechtlich 
vermittelten Schutzes für die Abgeordneten auch 
gegenüber Regelungen an, die die Mandatsstel-
lung  betreffen.  Es  zieht  dementsprechend  die 
Grundrechte als Maßstab der Prüfung von § 27 
III, IV Nds AbgG heran.

Eine Verletzung von  Art. 12 I  GG erkennt  der 
Senat nicht, da der Schutzbereich nicht eröffnet 
sei.  Zwar schütze Art. 12 I GG Tätigkeiten zur 
Schaffung und Erhaltung einer Lebensgrundlage, 
solche Tätigkeiten seien hier aber nicht betrof-
fen, vielmehr seien nur als „Lohn“ oder „Gehalt“ 
bezeichnete,  realiter  aber  gegenleistungslose 
Zahlungen an Abgeordnete betroffen.
Dieser  Schutzbereichslösung  ist  nicht  bei-
zupflichten: Ausweislich des Normtextes betrifft 
§ 27 III 2 Nds AbgG auch eine Vergütung, die 
den Wert der vom Abgeordneten zu erbringen-
den  Gegenleistung  übersteigt.  Es  handelt  sich 
also um ein Verbot einer unangemessen hohen 
Vergütung von Abgeordneten, soweit sie für mit 
dem Mandat nicht zusammenhängende Tätigkei-
ten  gewährt  wird.  Damit  ist  der  Schutzbereich 
von Art. 12 I GG eröffnet,  der auch besonders 
gut bezahlte Tätigkeiten erfaßt. Diese unsaubere 
Prüfung des OVG rührt evtl. aus dem Dilemma, 
zuvor  die  Kompetenz  des  Landesgesetzgebers 
für § 27 III, IV Nds AbgG u.a. mit  dem Argu-
ment verteidigt zu haben, es handele sich dabei 
nicht um eine Materie des Arbeitsrechts, sondern 
ausschließlich des Abgeordnetenrechts und dann 
gleichwohl die Einschlägigkeit der Grundrechte 
angenommen zu haben. Dies führt zu der Konse-
quenz,  keine Einschlägigkeit  von Art. 12 I GG 
mehr  annehmen  zu  können,  anderenfalls  eben 
doch eine Regelung des Arbeitsrechts, die Ent-
lohnung bestimmter Tätigkeiten betreffend, vor-
läge.

Eine Verletzung von  Art. 14 I  GG erkennt  das 
Gericht gleichfalls nicht. Es sei bereits fraglich, 
ob der Schutzbereich des Art. 14 I GG überhaupt 
eröffnet sei, da sich § 27 III Nds AbgG (das Ver-
bot  gegenleistungsloser  oder  inadäquat  hoher 
Vergütungen für Landtagsabgeordnete) auch als 
Verbotsgesetz i.S.d. § 134 BGB verstehen lasse 

109



Parteienrecht im Spiegel der Rechtsprechung MIP 2008/09 15. Jhrg.

und in diesem Falle der Abgeordnete bereits kein 
zivilrechtliches Eigentum erwerbe. Nehme man 
mit der Vorinstanz eine Inhalts- und Schranken-
regelung an, sei Art. 14 I GG zwar maßstäblich 
für § 27 III Nds AbgG, der Eingriff in das Eigen-
tumsrecht des Abgeordneten sei aber gerechtfer-
tigt. Es werde mit  der Sicherung der Unabhän-
gigkeit des Abgeordneten ein legitimer Zweck in 
geeigneter  Weise  verfolgt.  Die  Unabhängigkeit 
des Abgeordneten sei gerade gegenüber der Be-
einflussung  durch  gesellschaftliche  Interessen-
gruppen  zu  schützen.  Demgegenüber  sei  zwar 
zutreffend,  daß  Einkommensquellen  außerhalb 
des Mandats die Abhängigkeit von Fraktion und 
Partei  stärken,  da die Innehabung des Mandats 
an wirtschaftlicher Bedeutung verliere. Der Se-
nat  stellt  aber  in  ausdrücklicher  Anlehnung an 
die Entscheidung des BVerfG vom 4. Juli 200780 
fest, daß es kein verfassungsrechtlich gebotenes 
Ziel  sei,  die Unabhängigkeit  des Abgeordneten 
von seiner Partei zu stärken.

Die Regelung genüge auch dem Kriterium der 
Erforderlichkeit: Eine bloße Veröffentlichung ei-
nes Verstoßes gegen § 27 III Nds AbgG (anstelle 
einer  Abführung  an  die  Staatskasse,  wie  von 
§ 27 IV 1 Nds AbgG) stelle sich vor dem Hinter-
grund  einer  Tätigkeit  als  Berufspolitiker  nicht 
unbedingt als milderes Mittel zur Erreichung des 
Regelungszweckes dar, auch sei die gleiche Eig-
nung zweifelhaft. Ein bloßes Verbot ohne Sank-
tionsdrohung sei nicht gleich geeignet. Sonstige 
gleich  geeignete  und  mildere  Mittel  prüft  das 
Gericht  nicht.  Die  angegriffene  Regelung  ist 
nach  Ansicht  des  Senats  auch  verhältnismäßig 
im engeren Sinne. Dies ergebe sich aus dem Ge-
wicht des Regelungszieles und der Garantie ei-
nes  angemessenen  Lebensunterhaltes  durch 
Art. 13 III Nds Verf. Auch die Möglichkeit  im 
Einzelnen  hoher  Rückzahlungsverpflichtungen, 
wie im vorliegenden Fall,  ergebe sich  nur  aus 
dem  jahrelangen  Empfang  verbotener  Zahlun-
gen.

80 BVerfG vom 4.  Juli  2007,  2  BvE 1/06,  2/06,  3/06, 
4/06,  veröffentlicht  auf  den  Netzseiten  des  BVerfG, 
sowie in Teilen in NVwZ 2007, 916 ff. Hier Abs. 217 
ff. Vgl. die Besprechung von [=362 - Roßner 2007 Of-
fenlegungspflichte...=] S. 62 f.

Den Ausführungen des OVG zur Prüfung einer 
Verletzung von Art. 14 I GG ist im allgemeinen 
zuzustimmen, insbesondere überzeugen die Aus-
führungen zur Verhältnismäßigkeit. Hier ist auch 
daran zu erinnern, daß die entsprechenden Rege-
lungen für die außerparlamentarischen Einkom-
men von Bundestagsabgeordneten vom BVerfG 
für  verfassungskonform  erachtet  wurden81,  ob-
gleich  sie  nicht  nur  finanzielle  Sanktionen  für 
Zuwiderhandlungen,  sondern  auch  eine  Veröf-
fentlichung  des  Verstoßes  im  Bundesanzeiger 
vorsehen, § 44a III AbgG, § 8 V Verhaltensre-
geln BT. Allerdings ist ein Fragezeichen hinter 
die vom OVG behauptete fehlende Maßstäblich-
keit des Eigentumsrechts für § 27 III Nds AbgG 
in der Lesart eines Verbotsgesetzes i.S.d § 134 
BGB zu setzen. Zwar ist Art. 14 I GG als norm-
geprägtes  Grundrecht  in  besonderer  Weise  auf 
Gestaltung durch den Gesetzgeber  angewiesen, 
Eigentum  ist  ein  Produkt  des  Rechtssystems. 
Gleichwohl ist der Gesetzgeber durch Art. 14 I 
GG verpflichtet,  Eigentum als Rechtsinstitut  in 
angemessener Weise zur  Verfügung zu stellen, 
insoweit  bleibt  auch  ein  den  Eigentumserwerb 
betreffendes Verbotsgesetz an Art.  14 I GG zu 
messen. Zudem wäre bei Interpretation von § 27 
III Nds AbgG als Verbotsgesetz, mit  der Folge 
des Ausschlusses eines Eigentumserwerbs durch 
den Abgeordneten und des Verbleibs des Eigen-
tums beim Zuwendenden, zu prüfen, ob § 27 IV 
Nds AbgG nicht das Eigentumsrecht des letzte-
ren verletzt.
Auch eine Verletzung von  Art. 3 I GG vermag 
das  Gericht  nicht  zu  erkennen,  weder  im Ver-
gleich von Abgeordneten, die neben ihrem Man-
dat  abhängig  beschäftigt  sind  zu  solchen,  die 
eine  selbständige  Tätigkeit  ausüben  –  letztere 
seien nämlich ebenso von § 27 III 1 Nds AbgG 
erfaßt, für den § 27 III 2 Nds AbgG nur ein Re-
gelbeispiel darstelle – noch auch im Verhältnis 
zu Abgeordneten, deren Tätigkeit eine berufliche 
Schweigepflicht mit sich bringe, mit der Folge, 
daß eine Sachaufklärung bezüglich von Tätigkei-
ten, die § 27 III Nds AbgG unterfallen, von ih-
nen verhindert werden kann, da in diesen Fällen 
das  besondere  berufliche  Vertrauensverhältnis 
eine  Schweigepflicht  erstens  rechtfertige  und 
81 BVerfG vom 4. Juli 2007, 2 BvE 1/06 u.a.
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diese  Schweigepflicht  zweitens  nicht  absolut 
gelte,  so daß die  Schweigepflicht  bei  überwie-
gendem  öffentlichem  Interesse  durchbrochen 
werden könne.

Eine  Verletzung  des  Zitiergebotes  liege  nicht 
vor, da sich dieses nicht die Regelungsvorbehal-
te der Artt. 12 I und 14 I GG beziehe.
Das  Bestimmheitsgebot aus Art. 20 III GG und 
Art. 1 II Nds Verf sei gleichfalls nicht verletzt. 
Zwar sei die gesetzliche Beschreibung der nach 
§ 27 III Nds AbgG verbotenen und nach § 27 IV 
Nds  AbgG  abzuführenden  Zuwendungen  nicht 
gesetzlich definiert und daher auslegungsbedürf-
tig. Diese Auslegung sei aber mit Hilfe der aner-
kannten  Auslegungsmethoden  zu  bewerkstelli-
gen. Eine solche generelle Umschreibung der er-
faßten Sachverhalte sei auch notwendig, da eine 
konkrete Aufzählung die Gefahr der Umgehung 
in sich trage. Erfaßt seien geldwerte Zuwendun-
gen, die in dieser Form, insbesondere unter Be-
rücksichtigung der vom Abgeordneten zu erbrin-
genden Leistung nicht  verkehrsüblich sind und 
vom Leistenden in Hinsicht auf das Mandat des 
Empfängers gewährt werden. Nicht erforderlich 
ist  hingegen  eine  Leistung  in  Erwartung  eines 
bestimmten Verhaltens des Abgeordneten.

Das Gericht zieht dadurch sorgfältig den feinen 
Trennstrich zwischen § 27 III Nds AbgG und §§ 
331  ff.  StGB.  Diese  Abgrenzung  unterstreicht 
die  Vorfeldsicherung  der  Unabhängigkeit  des 
Abgeordneten als Anliegen der Regelung.
Allerdings  sei  nicht  eindeutig  zu  ermitteln,  ob 
der Abführungsanspruch aus § 27 IV Nds AbgG 
auch gezahlte Steuern und Sozialabgaben umfas-
se. Die Norm sei daher verfassungskonform da-
hingehend  auszulegen,  daß  ein  Abführungsan-
spruch  nur  bestehe  bezüglich  der  zu  unrecht 
empfangenen Vergütungen abzüglich der geleis-
teten  Steuern  und  Sozialabgaben  (wird  weiter 
ausgeführt). Auch bestehe keine Pflicht zur Her-
ausgabe  etwa  tatsächlich  durch  Anlage  der  zu 
unrecht  empfangenen Leistungen erzielten Zin-
sen. Umgekehrt komme es für den Abführungs-
anspruch auch nicht auf eine etwaige Entreiche-
rung des Abgeordneten an. Auch alternative Ge-
schehensabläufe seien nicht zu berücksichtigen, 
so etwa eventuell bestehende Lohnfortzahlungs-

ansprüche wegen Krankheitszeiten oder Freistel-
lungsansprüche  unter  Beibehaltung  des  An-
spruchs auf Bezüge, etwa wegen der Ausübung 
kommunaler Mandate.

Bezüglich der Frage nach einer Verjährung der 
Ansprüche greift das Gericht mangels spezieller-
er  öffentlich-rechtlicher  Regeln  auf  die  Vor-
schriften des BGB zurück.
Insgesamt folgt das Urteil der vom BVerfG vor-
gegebenen Linie und betont die Notwendigkeit 
der Unabhängigkeit der Abgeordneten von fi-
nanzieller Beeinflussung durch private Partialin-
teressen.

Der Sächsische VerfGH hat sich in seinem Ur-
teil vom 29. August 200882 – Az. Vf. 154-I-07 – 
mit  Fragen  des  Untersuchungsausschußrechts 
befaßt.  Das  Organstreitverfahren  durch  den  2. 
Untersuchungsausschuß der 4. Wahlperiode, der 
sich mit eventuellen Defiziten bei der Bekämp-
fung der organisierten Kriminalität befaßte, wur-
de  gegen  die  Landesregierung  des  Freistaates 
Sachsen wegen Verletzung von Rechten des Un-
tersuchungsausschusses  durch  Unterlassen  der 
Herausgabe einiger vom Ausschuß angeforderter 
Aktenstücke angestrengt. Das Gericht stellte zu-
nächst die ordnungsgemäße Einsetzung des Aus-
schusses  fest.  Das  Kriterium des  „öffentlichen 
Interesses“  an  einem  Untersuchungsausschuß 
entfalte dabei begrenzende Wirkung nur im Falle 
einer Ausforschung der Privatsphäre, sei hinge-
gen bei Mißstandsenquête – wie hier vorliegend 
– regelmäßig indiziert. Weiterhin werde der Un-
tersuchungsauftrag den Kriterien der Bestimmt-
heit  und  Begrenztheit  nach  Art.  54  I  2  Sächs 
Verf gerecht, die sich aus dem Rechtsstaats- und 
Gewaltenteilungsgebot  ergeben.  Der  Untersu-
chungsausschuß greife auch nicht unzulässig in 
der  Bereich  der  Rechtsprechung ein,  indem er 
Geschäftsverteilungspläne einiger Gericht anfor-
dere. Allerdings liege insoweit  eine Verletzung 
des  Kernbereichs  exekutiver  Eigenverantwor-
tung vor, als einzelne Themenkreise des Unter-
suchungsauftrags Maßnahmen der  Landesregie-
rung zum Gegenstand hätten, die zum Zeitpunkt 
der  Einsetzung  des  Untersuchungsausschusses 
noch  nicht  abgeschlossen  waren.  Dies  wider-

82 Zusammenfassung veröffentlicht in NJ 2008, 506 ff.
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spricht dem Grundsatz, daß sich das parlamenta-
rische Untersuchungsrecht nur auf bereits abge-
schlossene Vorgänge erstrecke.  Dadurch werde 
der Untersuchungsauftrag allerdings nicht in sei-
ner Gesamtheit verfassungswidrig, die unzulässi-
gen  Teile  ließen  sich  vielmehr  abtrennen.  Die 
von  der  Landesregierung  vorgenommene  pau-
schale  Verweigerung  der  Aktenherausgabe  sei 
daher verfassungswidrig.

Das  VerfGH des Saarlandes  hatte  über einen 
Organstreit83 zwischen  einer  Abgeordneten  des 
Landtages und dem Landtag zu entscheiden. Die 
Antragstellerin  war  als  Mitglied  der  Fraktion 
Bündnis '90/Die Grünen zur Zweiten Schriftfüh-
rerin des Präsidiums gewählt worden. Nach Aus-
tritt aus der Fraktion bestimmte der Landtag eine 
andere  Abgeordnete  der  Fraktion  Bündnis  '90/ 
Die Grünen zur Zweiten Schriftführerin. Die An-
tragstellerin sah darin eine Verletzung von Art. 
70  I  Verf  Saarland  (Geschäftsordnungsautono-
mie) und von Art. 70 II Verf Saarland (Wahl des 
Präsidiums) i.V.m. § 33 LtG Saarland (Wahl von 
Präsidium  und  Schriftführern  für  eine  volle 
Wahlperiode).  Sie  sah  sich  weiterhin  in  ihren 
Rechten aus Art. 66 II 1 Verf Saarland verletzt.

Der Antrag wurde, soweit  eine Verletzung von 
Art. 70 Verf Saarland gerügt wurde, als unzuläs-
sig verworfen. Die in Art. 70 I Verf Saarland ga-
rantierte Geschäftsordnungsautonomie beinhalte 
keine  Aussage  über  die  Abberufbarkeit  von 
Schriftführern und garantiere auch nicht den In-
halt von § 33 LtG Saarland in verfassungsrecht-
licher Weise. Gleiches gelte auch für Art. 70 II 
Verf  Saarland;  vielmehr  sei  es,  soweit  Art.  70 
Verf Saarland in Rede stehe, dem einfachen Ge-
setzgeber freigestellt,  die Amtsdauer von Land-
tagspräsidium und Schriftführern auch anders zu 
regeln, als in § 33 LtG Saarland geschehen. Die 
Existenz  einer  ungeschriebenen  Verfassungs-
norm über das Verbot einer vorzeitigen Abberu-
fung von Präsidiumsmitgliedern und Schriftfüh-
rern brauche nicht erörtert zu werden, da im Or-
ganstreitverfahren  die  Benennung  der  gerügten 
Verfassungsnormen  durch  den  Antragsteller 
zwingend  vorgeschrieben  sei,  § 40  II  VerfGH 
Saarland. Aus dem Antrag ergebe sich eine ent-
83 Urteil  vom 3.  Dezember 2007,  Lv 12/07.  Veröffent-

licht in LKRZ 2008, 96 ff.

sprechende  Beschränkung  des  Prüfungsumfan-
ges  für  den  VerfGH.  Eine  Verletzung  von 
Art. 66 II 1 Verf Saarland komme hingegen in 
Betracht, insoweit sei der Antrag zulässig.

Der  VerfGH  prüft  dann  unter  zwei  Aspekten 
eine  Verletzung von Art.  66  II Verf  Saarland. 
Zunächst geht das Gericht darauf ein, ob Art. 66 
II  Verf  Saarland  als  Recht  auf  formalisierte 
Gleichbehandlung  einen  Schutz  des  einzelnen 
Abgeordneten  vor  willkürlicher  Anwendung 
bzw.  Nichtbeachtung  einfachen  Parlaments-
rechts,  hier  von § 33  LtG Saarland,  biete.  Der 
VerfGH entwickelt seine Antwort auf diese Fra-
ge von der Grundlage des Gleichbehandlungsan-
spruchs der Parlamentarier her: Dieser sei, so der 
der VerfGH, organschaftlich fundiert und bezie-
he sich auf die Mitwirkungsrechte der Parlamen-
tarier innerhalb des Parlaments. Die Reichweite 
des Gleichheitsgebotes unter Parlamentariern sei 
aber auf die allen Parlamentsmitglieder gleicher-
maßen  zustehenden  Mitwirkungsrechte  be-
schränkt und beziehe sich nicht auf solche Un-
terschiede,  die  aus  der  funktional  notwendigen 
Differenzierung der parlamentarischen Funktio-
nen herrühren. Das Gericht führt weiter aus, daß 
die  Abberufung aus dem Präsidium auch nicht 
einem in das freie Mandat eingreifenden hoheit-
lichen  Akt  vergleichbar  sei  und  insofern  die 
Rechtsprechung  des  Bundesverfassungsgerichts 
zu  dem  weitgehenden  Verbot  der  Differenzie-
rungen  der  Abgeordnetenentschädigung84 nicht 
übertragen werden könne,  die von dem Schutz 
des freien und gleichen Mandats vor einer Orien-
tierung an einer „Abgeordnetenlaufbahn“ als we-
sentlichem  Argument  getragen  wird.  Insofern 
betreffe  eine  Nichtanwendung  von  § 33  LtG 
Saarland die Gleichheit der Abgeordneten nicht 
und  könne  keine  Verletzung  von  Art. 66  II  1 
Verf Saarland darstellen.
Der VerfGH befaßte sich weiterhin mit der Fra-
ge, ob die  Abberufung eines nicht  fraktionsge-
bundenen Präsidiumsmitgliedes eine ungerecht-
fertigte  Ungleichbehandlung  im  Verhältnis  zu 
den fraktionsangehörigen Präsidiumsmitgliedern 
darstelle. Das Gericht zieht dazu einen Vergleich 
zu den vom Bundesverfassungsgericht herausge-

84 BVerfGE 40, 296 ff.; 102, 224 ff.
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arbeiteten Ansprüchen eines fraktionslosen Ab-
geordneten  auf  Mitgliedschaft  in  einem  Parla-
mentsausschuß85 und kommt  zu dem Ergebnis, 
daß die Arbeit in den Ausschüssen als zentraler 
Bestandteil  der  Repräsentation  des  Volkes  von 
dem  Schutz  des  Mandats  aus  Art. 66  II  Verf 
Saarland umfaßt ist, während dies für die Arbeit 
in  der  Selbstverwaltung  des  Parlaments  nicht 
gelte.

Zuletzt widmet sich der VerfGH der Auslegung 
von § 33 LtG Saarland und gelangt zu dem Er-
gebnis, diese Norm stelle ohnedies kein Verbot 
einer Abberufung von parlamentarischen Schrift-
führern vor Ablauf der Wahlperiode dar, so daß 
auch von daher eine Verletzung von Art. 66 II 1 
Verf Saarland durch die Abberufung der Antrag-
stellerin als Schriftführerin ausscheide.
Das Urteil  stellt  eine weitere Verfeinerung der 
Bestimmung  parlamentarischer  Mitwirkungs-
rechte fraktionsloser Abgeordneter dar. Wesent-
lich  ist  dabei  die  Herausarbeitung  des  Unter-
schiedes zwischen Mitwirkung an der Repräsen-
tation des Volkes etwa durch Mitarbeit in parla-
mentarischen Ausschüssen und der Mitwirkung 
in  der  parlamentarischen  Selbstverwaltung  in 
den entsprechenden Gremien.

Sebastian Roßner, M.A.

5. Wahlrecht
Das  BVerfG86 entschied,  dass  Regelungen aus 
welchen sich ein negatives Stimmgewicht ergibt, 
verfassungswidrig sind. Dabei geht es um Rege-
lungen, durch die eine Partei, die in einem Land 
Überhangmandate  erwirbt,  in  einem  anderen 
Mandate verliert oder durch die die Nichtabgabe 
der  Stimme  positiv  für  eine  Partei  wirkt.  Dies 
verletzte die Grundsätze der Gleichheit und Un-
mittelbarkeit  der  Wahl.  Eine  solche  Regelung 
kann  auch  nicht  durch  zwingende  Gründe  ge-
rechtfertigt werden. Abgelehnt wurde hingegen, 
dass eine nicht-öffentliche Stimmauszählung ge-
gen den Grundsatz  der Öffentlichkeit  verstoße. 
Dieser  gebiete  nicht  die  Öffentlichkeit  aller 
Handlungen im Zusammenhang  mit  der  Wahl. 
Dem Gesetzgeber wurde eine Frist bis zum 30. 
85 BVerfGE 80, 188 ff.
86  Urteil vom 03.07.2008, NJW 2008, 2700.

Juno 2011 zur Schaffung einer verfassungsmäßi-
gen Regelung gesetzt.

Weiterhin urteilte das  BVerfG87, dass die 5-%-
Klausel  im  Kommunalwahlgesetz  Schleswig-
Holstein  gegen  die  Wahlrechtsgleichheit  ver-
stößt. Eine Rechtfertigung damit, dass durch die 
Regelung  (rechts-)extremistische  Parteien  fern-
zuhalten seien trägt nicht, da alle Parteien glei-
chermaßen  durch  die  Regelung  betroffen  wer-
den.  Auch  durch  eine  Sicherung  der  Gemein-
wohlorientierung kann ein solcher Eingriff nicht 
gerechtfertigt  werden.  Der  politische  Prozess 
soll gerade auch im kommunalen Bereich durch 
lediglich  lokal  agierende Wählergruppen berei-
chert  werden.  Schließlich  vermag  auch  eine 
Rechtfertigung  mit  der  Funktionsfähigkeit  der 
Volksvertretung nicht zu tragen. Die Funktions-
fähigkeit  der  Gemeindeverwaltung  wird  insbe-
sondere durch den direkt gewählten hauptamtli-
chen Bürgermeister sowie den Landrat gewähr-
leistet.  Eine  Funktionsuntüchtigkeit  in  der 
Volksvertretung ist auch deswegen zu verneinen, 
da  für  Sachentscheidungen  eine  relative  Ent-
scheidungsmehrheit  ausreicht.  Eine Gefährdung 
der Ausschussarbeit vermag das Gericht ebenso 
nicht zu entdecken. Außerdem seien in anderen 
Ländern ohne 5-%-Klausel keine schwerwiegen-
den Störungen festzustellen.

Der  VerfGH  Thüringen88 erklärte  die  5-%-
Sperrklausel im Thüringischen Kommunalwahl-
gesetz für nichtig. In der Begründung schließt er 
sich  dabei  weitgehend  der  Begründung  des 
BVerfG zur  Entscheidung  zur  5-%-Klausel  in 
Schleswig-Holstein an. So begründet er die Ent-
scheidung  zunächst  damit,  dass  die  Erhaltung 
der Stabilität politischer Entscheidungen als legi-
times Ziel zur Rechtfertigung ausscheidet. Dies 
sei  der  Fall,  da der  direkt  demokratisch  legiti-
mierte Bürgermeister eine starke Stellung besitze 
und damit für die notwendige Kontinuität sorgen 
könne.  Die Gemeindevertretung hingegen solle 
die Vielfalt in der Bevölkerung abbilden. Durch 
Kompromisse  sei  weiter  die  Haushaltsplanung 
nicht  beeinträchtigt,  und das Wahlverfahren zu 
den  Beigeordneten  schließe  durch  das  Losver-

87  Urteil vom 13.02.2008, KommJur 2008, 248-258.
88  Urteil vom 11.04.2008, NJ 2008, 262-263.
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fahren  ein  Scheitern  aus.  Auch  dem  Vorwurf, 
kleine  Wählergruppen  verträten  nicht  das  Ge-
meinwohlinteresse, erteilt der VerfGH eine Ab-
sage.  Das  Gemeinwohl  entstehe  erst  durch die 
Transformation  von  verschiedenen  Meinungen 
im  politischen  Prozess.  Ebenfalls  vermag  der 
Ausschluss rechtsextremer Parteien eine solche 
Klausel nicht zu rechtfertigen, da sie zum einen 
nicht  gegen diese  wirkt  und  zum anderen  das 
Monopol  zur  Feststellung der  Verfassungswid-
rigkeit beim BVerfG liegt.

Der  HessVGH89 entschied  in  einem  Fall  der 
Rundfunkwerbung,  dass  die  öffentlich-rechtli-
chen  Rundfunkanstalten  bei  nicht  evidenten 
strafrechtlichen Verstößen gehalten sind, Wahl-
werbespots  trotz  verfassungsrechtlicher  Beden-
ken auszustrahlen.  Dazu führt  er  aus,  dass  der 
Wähler umfassend über das politische Programm 
einer Partei informiert werden soll. Weiterhin sei 
der Intendant auf eine summarische Prüfung be-
schränkt,  weshalb  der  Prüfungsbefugnis  beson-
ders enge Grenzen gesetzt sind. Weiter führt er 
aus, dass bei der Parole „Ausweisung aller kul-
turfremder Ausländer“ kein evidenter strafrecht-
licher Verstoß vorliegt.

Das  VerfG  Mecklenburg-Vorpommern90 ur-
teilte,  dass  die  Verlängerung  der  Wahlperiode 
für  den  Landtag  auf  fünf  Jahre  landesverfas-
sungsgemäß  sei.  Dazu  führt  es  zunächst  aus, 
dass die Verletzung von Wahlrechtsgrundsätzen 
mit der Verfassungsbeschwerde angegriffen wer-
den könne. Weiterhin führt es aus, dass die Ver-
fassung auch durch Gesetz und nicht nur durch 
eine Volksabstimmung geändert werden könne. 
Durch die Verlängerung der Wahlperiode sieht 
das Gericht zwar den Grundsatz der Demokratie 
betroffen, allerdings verweist es auf die Recht-
sprechung des BVerfG, das festgestellt hat, dass 
eine Wahlperiode nicht zwingend nur vier Jahre 
betragen  dürfe,  und  auf  die  Regelung  anderer 
Bundesländer. Außerdem sei durch die Möglich-
keit direkt-demokratischer Elemente in der Ver-
fassung die Möglichkeit der Mitbestimmung des 
Volkes hinreichend gewahrt.

89  Beschluss vom 04.01.2008, DÖV 2008, 340-341.
90  Urteil vom 26.06.2008, NJ 2008, 407-408.

Das  NdsOVG91 entschied,  dass  durch ein  Zei-
tungsinterview das  Gebot  der  Neutralität  eines 
Amtsträgers  im  Wahlkampf  verletzt  werden 
kann. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn 
aus der drucktechnischen Gestaltung dieses In-
terviews mit einem Amtsträger nicht hervorgeht, 
dass es sich um eine Wahlwerbung einer Partei 
handelt. Auch ist nicht mehr von einer rein pri-
vaten Meinungsäußerung auszugehen, wenn be-
sonders auf die Amtsträgereigenschaft hingewie-
sen und damit  suggeriert  wird,  der  Interviewte 
habe besondere Sachkompetenz zur Beurteilung 
des Kandidaten.  Der Einfluss dieser Interviews 
werde weiterhin nicht dadurch geschmälert, dass 
es in der regionalen Tagespresse kritische aufge-
nommen worden ist.  Diese erreiche grundsätz-
lich ein anderes Publikum als das fragliche Wo-
chenblatt.  Des weiteren sei  nicht jeder, der ein 
Interview lese, auch an dessen Kommentar inter-
essiert.

Das  OVG  MV92 beschloss,  dass  keine  Beein-
flussung der Wahl durch Unterlassung vorliege, 
wenn der normale Geschäftsgang der Informati-
on der Bürgerinnen und Bürger eingehalten wird.

Das OVG des Saarlandes93 urteilte, dass einsei-
tig an einen Kandidaten oder eine Partei über das 
Zulässige  hinaus  erteilte  Auskünfte  aus  dem 
Melderegister  gegen  den  Grundsatz  der  Wahl-
gleichheit verstoßen kann. Keinen Verstoß stellt 
hingegen die Auskunft bei Versäumung der öf-
fentlichen  Bekanntmachung  des  Widerspruchs-
rechts dar, wenn der einzige Gegenkandidat aus 
anderen Erwägungen auf eine Auskunft verzich-
tet.

Das VG Würzburg94 entschied, dass die Behör-
de  bei  der  Ablehnung  von  Sondernutzungser-
laubnissen  insbesondere  für  politische  Parteien 
die  Ermessensentscheidung  begründet  werden 
muss.

Das  VG Regensburg95 urteilte,  dass der unbe-
stimmte  Rechtsbegriff  „beherrschend  betreibt“ 

91  Urteil vom 26.03.2008, NdsVbl. 2008, 207-210.
92  Beschluss vom 29.02.2008, DÖV 2008, 828.
93  Urteil vom 04.04.2008, NVwZ-RR 2008, 638.
94  Beschluss vom 30.05.2008, - W 4 E 08.1047 -.
95  Urteil vom 01.10.2008, - RN 3 K 08.00955-.
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im Sinne des Art. 24 Abs. 3 S. 2 Nr. 4 GLKrWG 
ausschließlich  nach  formalen  Gesichtspunkten 
zu beurteilen ist. Ein solches Betreiben liegt da-
nach  insbesondere  dann  nicht  vor,  wenn  der 
Wahlvorschlag  von  Wahlberechtigten  stamme, 
die nicht auch einen anderen Wahlvorschlag auf-
gestellt haben. Demgegenüber ist es unerheblich, 
ob auch Mitglieder von Parteien die eine andere 
Liste  aufgestellt  haben,  auf  der  zweiten  Liste 
kandidieren. Vielmehr sei dies erst dann der Fall, 
wenn die Partei so beherrschend Einfluss nimmt, 
dass  Einflussmöglichkeiten  anderer  Mitglieder 
ausgeschlossen sind. Auch ist es möglich,  dass 
ein Wahlvorschlag die Unterstützung eines ande-
ren Wahlvorschlags erhält, ohne dass von einem 
Beherrschen die Rede sein kann.

Julia Figura
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Rezensionen

Christian A. Sirch: Die Strafbarkeit der Par-
teispendenakquisition – Ein Beitrag zum Tat-
bestand  der  Vorteilsannahme,  Frankfurt 
a.M.,  Peter Lang Internationaler Verlag  für 
Wissenschaften 2008. ISBN 978-3-631-57153-
8. 260 Seiten. € 45,50.
Für viel  Furore sorgte  vor wenigen Jahren der 
Spendenskandal  um den Wuppertaler  Oberbür-
germeister  Kremendahl.  Er  wurde  wegen  Ein-
werbens von Wahlkampfspenden an seine Partei 
der  strafbaren  Vorteilsannahme  beschuldigt. 
Schon  der  Prozessgang  vom  erstinstanzlichen 
Landgericht Wuppertal zum Bundesgerichtshof, 
zurück  zum  Landgericht  (diesmal  Dortmund) 
und  schließlich  erneut  zum  Bundesgerichtshof 
veranschaulicht,  dass es sich bei  der  Thematik 
der  Wahlkampfspenden  und  ihrer  strafrechtli-
chen  Einordnung um keine  eindeutige  Materie 
handelt.  Einerseits  wird  das  Einwerben  von 
Spenden  an  Parteien  durch  das  Parteiengesetz 
ausdrücklich gewünscht und sogar honoriert, an-
dererseits wurde aber durch die Erweiterung des 
Tatbestandes der Vorteilsannahme im Zuge des 
Korruptionsbekämpfungsgesetzes 1997 dieser so 
umfassen,  dass  Fälle  von  Wahlkampfspenden 
nunmehr ebenfalls darunter fallen. So insbeson-
dere auch Spenden im Regionalwahlkampf, der 
sich an konkreten Umsetzungsprogrammen ori-
entiert,  sobald  diese  von  einem  Parteimitglied 
entgegengenommen werden, welches bereits ein 
Amt  innehat.  Die  rechtliche  Einordnung  der 
Wahlkampfspenden  befindet  sich  durch  ihre 
Zwitterstellung, einerseits gefordert andererseits 
sanktioniert, in einer vor allem für die Spenden-
empfänger rechtlich nicht abschätzbaren Grauzo-
ne.  Zu  deren  Erhellung  und  einer  eindeutigen 
Strafbarkeitsabgrenzung  der  Entgegennahme 
von  Wahlkampfspenden  leistet  Christian  A. 
Sirch  mit  seinem  Werk  „Die  Strafbarkeit  der 
Parteispendenakquisition“ einen Beitrag. 
Mit dem Landgericht Wuppertal und dem Bun-
desgerichtshof geht der Autor dabei, hauptsäch-
lich wegen des Gebots der Wahlgleichheit, von 
einem generellen Bedürfnis zur Strafbarkeitsre-
striktion  der  Vorteilsannahme  im  Falle  von 

Wahlkampfspenden aus. Den dazu eingeschlage-
nen Weg von Landgericht und Bundesgerichts-
hof, nämlich einer Strafbarkeitsrestriktion bereits 
durch einen Tatbestandsausschluss, hält der Au-
tor allerdings für eine dogmatisch kritikwürdige 
Konzeption, der er nicht folgen will. Stattdessen 
setzt  er sich zunächst mit  weiteren in Literatur 
und  Rechtsprechung  hauptsächlich  zur  ähnlich 
gelagerten  Problematik  der  Drittmitteleinwer-
bung an  Hochschulen  entwickelten  Überlegun-
gen auseinander,  ehe er  letztlich einen eigenen 
dogmatischen Lösungsansatz konzipiert. 

Der  erste,  für  die  Fülle  des  bearbeiteten  Mei-
nungsspektrums,  überraschend  knappe  Teil, 
zeichnet  sich  insbesondere  durch  seine  präzise 
und  auf  das  Wesentliche  beschränkte  Darstel-
lung aus. Im Anschluss erklärt der Autor unter 
einer  sorgfältigen  Darlegung von Gründen alle 
dargestellten Möglichkeiten zur Lösung der Pro-
blematik  für  untauglich.  Abschließend  entwi-
ckelt  er,  basierend auf  einer Idee von Schreier 
zur  Drittmitteleinwerbung,  eine  eigene  Lösung 
der Problematik,  interessanterweise anzusiedeln 
auf  der  Rechtfertigungsebene.  Danach  soll  die 
Annahme von Wahlkampfspenden durch Amts-
träger sehr wohl den Tatbestand der Vorteilsan-
nahme  erfüllen,  anschließend  aber,  nach  einer 
gründlichen Abwägung in verfassungsrechtlicher 
Manier,  durch  den  Verfassungsgrundsatz  der 
Wahlgleichheit bzw. der Wettbewerbsgleichheit 
im Wahlkampf gerechtfertigt sein. 
Diese Lösung überzeugt sehr. Die Abgrenzungs-
probleme zwischen einer  zulässigen  und damit 
straffreien Parteienunterstützung und einer unzu-
lässigen, strafbewehrten Verknüpfung von Spen-
de und Gegenleistung lassen sich nur unter Zu-
hilfenahme  einer  Gesamtschau  des  konkreten 
Einzelfalles lösen. Eine flexible Abwägung auf 
der Rechtfertigungsebene scheint dafür das ange-
messene Instrumentarium zu sein, und vorzugs-
würdig gegenüber einer pauschal einschränken-
den Auslegung des Tatbestandes.
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Der Fall Kremendahl hat inzwischen mit einem 
endgültigen Freispruch seinen Abschluss gefun-
den. Wäre das Buch von Christian A. Sirch frü-
her erschienen – wer weiß – vielleicht sogar mit 
einer anderen Begründung.

Antje Sadowski
Genett,  Timm: Der Fremde im Kriege.  Zur 
politischen Theorie und Biographie von Ro-
bert  Michels  1876-1936,  Akademie  Verlag, 
Berlin  2008,  ISBN  978-3-05-004408-8, 852 
Seiten, € 89,80.
1. Die umfangreiche Untersuchung hat sich das 
anspruchsvolle Ziel  gesetzt,  eine  „intellektuelle 
Biographie“ von Robert Michels zu leisten, will 
also  dessen  Denken  in  einem  biographischen 
Rahmen darstellen und gerade dadurch ein bes-
seres  Verständnis  der  Schriften  ermöglichen. 
Nun gilt gemeinhin der Versuch, Werk und Au-
tor derart stark zu parallelisieren, als eher naive 
Subjektivierung,  die  gerade  das  charakteristi-
sche, jedem selbst nur ein wenig literarisch Täti-
gen  wohlbekannte  Eigenleben  der  Texte  igno-
riert und statt dessen (Über-)Interpretationen an-
hand der ermittelten oder unterstellten tatsächli-
chen Erlebnisse des Autors vornimmt.  Joachim 
Radkaus  voluminöse  Max-Weber-Biographie 
lieferte jüngst – bei allen Verdiensten – ein Bei-
spiel für ein derartiges Vorgehen. Genett hat sich 
indes mit Michels geschickt einen Protagonisten 
ausgesucht, der das gewählte Vorgehen rechtfer-
tigt, wenn nicht erfordert: Zum einen ist hier die 
schriftstellerisch-wissenschaftliche  Tätigkeit  je-
denfalls  zu  Beginn  so  eng mit  der  politischen 
verknüpft, daß jede Trennung künstlich erschei-
nen müßte. Zum anderen aber leidet speziell die 
Rezeption Robert Michels’ noch heute an einer – 
zum Teil durch fortwirkende entsprechende Sti-
lisierungen des späten Michels selbstverschulde-
ten – pauschalen, und wie Genett zeigt: großen-
teils  verfehlten  Einordnung  als  pessimistischer 
Elitetheoretiker, radikaler Parteienskeptiker und 
Präfaschist.  Gerade weil  also  das  Werk  häufig 
ohnehin  auf  der  Folie  der  Biographie  gelesen 
wird – allerdings von deren Ende her –, lohnt die 
von  Genett  unternommene,  skrupulöse  und  in 
chronologischer Reihenfolge vorgehende Unter-
suchung der Entwicklungslinien.

2. Auf diesem Wege unternimmt die Schrift eine 
grundlegende Revision von Robert Michels’ po-
litischem Werk und Leben und stellt dabei – auf 
Basis  einer  umfassenden  Durchdringung  der 
weit verstreuten, in mehreren Sprachen verfaßten 
Veröffentlichungen  einschließlich  des  Nachlas-
ses sowie unter Bezug namentlich auf die italie-
nische  Forschungsliteratur  –  immer  wieder 
scheinbar  feststehende  Einsichten  der  Michels-
Forschung in Frage. Das gilt indes nicht für die 
grundlegende  Bedeutung  der  „Soziologie  des 
Parteiwesens in der modernen Demokratie“, dem 
1911 (in 2. Aufl. 1925) erschienenen, noch heute 
gut  lesbaren  und  zu  weiten  Teilen  aktuellen 
Hauptwerk.  Gerade  in  ihrer  Ausführlichkeit 
macht nämlich die von Genett auf den ersten 400 
Seiten unternommene Untersuchung der prakti-
schen Rolle Michels’ in der SPD einerseits und 
der  theoretischen  Arbeit  andererseits  deutlich, 
wie beide, für sich genommen noch ohne größe-
re eigenständige Bedeutung, schließlich die Er-
kenntnisse  der  Parteiensoziologie  vorbereiten. 
Genett zeigt dabei Michels als einen eigenständi-
gen und gerade deshalb auch in beinahe stetem 
Konflikt mit der eigenen Partei befindlichen po-
litischen Denker, der keineswegs utopischen, di-
rektdemokratischen Vorstellungen anhängt, viel-
mehr  einen  strikt  republikanischen,  antimonar-
chischen, aber eben auch parlamentarischen Weg 
präferiert und insoweit Hoffnungen in volkspäd-
agogische  Anstrengungen  setzt.  Deshalb  kann 
Genett auch die Qualifizierung Michels’ als ei-
nes  (sorelianischen)  Syndikalisten  widerlegen, 
weil  dieser  zwar  die  Bedeutung  der  Gewerk-
schaften und des (Massen-)Streiks betonte, aber 
zugleich  am  Repräsentationsprinzip  und  dem 
Primat der politischen Partei festhielt sowie ins-
besondere  ganz  grundsätzlich  die  Gewalt  als 
Kampfmittel ablehnte. In diesem Sinne erscheint 
uns Michels als geradezu tragisch zwischen allen 
Stühlen sitzend:  In der Partei  immer wieder in 
Opposition zur Parteiführung, zudem grundsätz-
lich als  Akademiker  kritisch  beäugt,  blieb ihm 
im wilhelminischen Deutschland umgekehrt die 
Möglichkeit einer Habilitation infolge der Partei-
zugehörigkeit verwehrt. Dem (dauerhaften) Um-
zug nach Italien geht insoweit eine doppelte Ent-
täuschung  voran,  und  gleichwohl  erweist  sich 
die Parteiensoziologie, wie Genett überzeugend 
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nachweist,  als Resultat  nicht so sehr einer Ab-
rechnung mit den Parteien, sondern der mit der 
nun ermöglichten  akademischen  Laufbahn ein-
hergehenden, stärker der wissenschaftlichen ex-
ternen  Beobachterposition  zugewandten  Per-
spektive.  Die  Parteiensoziologie  wird  deshalb 
sowohl auf ihre pessimistischen wie auf ihre de-
mokratiepädagogischen  Sinngehalte  untersucht. 
Tatsächlich  steht  das  Werk  keineswegs  allein 
unter  der  Vorgabe  einer  Desillusionierung  der 
vergeblich auf die Parteien hoffenden Demokra-
ten,  sondern  sieht  allen  konkreten  Problemen 
zum Trotz  letztlich  keine sinnvolle  Alternative 
zum Parlamentarismus. Weil unzureichende Or-
ganisation fehlende Durchsetzung bedingt, Orga-
nisation  aber  unweigerlich  oligarchische  Züge 
bedingt,  ist  eine Entscheidung zwischen Skylla 
und Charybdis geboten. Michels läßt gegen Ende 
seines  Hauptwerks  jedenfalls  die  Möglichkeit 
gelten,  durch  sozialpädagogischer  Aufklärung 
den  unvermeidlichen  Oligarchisierungstenden-
zen entgegenzuwirken. Genett arbeitet diese un-
terschiedlichen  Blickrichtungen  exakt  heraus, 
zeigt aber gerade damit, warum es zu kurz greift, 
die Parteiensoziologie als Wegbereiterin der spä-
teren Hinwendung zum Totalitarismus zu verste-
hen.  Deren Gründe werden hingegen ihrerseits 
nachvollziehbar dargelegt.

3. Das Buch ist uneingeschränkt zu empfehlen. 
Der Autor läßt sich von seinem Untersuchungs-
gegenstand fesseln und bis hin zur persönlichen 
Sammelleidenschaft  begeistern  (ein  Gutteil  der 
Nachweise stammen aus dem mit  Michels-Me-
morabilien  gefüllten  Genettschen Privatarchiv); 
er verliert dabei aber niemals die wissenschaft-
lich gebotene Distanz.  Der Text gewinnt somit 
sogar  eine besondere Spannung aus  dem Kon-
trast der Sprachfärbung: Die im Stil unserer Wis-
senschaftszeit  relativ  kühl  gehaltene,  beschrei-
bende Analyse des Autors selbst ist immer wie-
der durchsetzt mit den auffallend eruptiven, von 
(wenn  auch:  sich  wandelnden)  idealistischen 
Wertvorstellungen  geprägten  Äußerungen  Mi-
chels’. Das Buch stellt aus diesem Grunde auch 
keinesfalls eine platte Apologie dar, sondern ar-
beitet  gerade  Michels’  Verwicklungen  in  den 
sich  entwickelnden  italienischen  Faschismus 
präzise heraus. Durch die umfassende Kontext-

reflexion  werden aber auch diese Entscheidun-
gen im Gesamtzusammenhang des Werks einge-
ordnet und die Selbstdemontage des stets kriti-
schen  Geists  Robert  Michels  damit  ein  Stück 
weit relativiert.

Dr. Steffen Augsberg, Köln

Gerrit  Manssen  (Hrsg.):  Die  Finanzierung 
von politischen Parteien in Europa. Bestands-
aufnahme und europäische Perspektive.  PE-
TER LANG Internationaler Verlag der Wis-
senschaften, Frankfurt 2008. ISBN 978-3-631-
57515-4. 253 Seiten. € 45,50.
Der jüngst erschienene Sammelband „Die Finan-
zierung von politischen Parteien in Europa“, her-
ausgegeben  von  Gerrit  Manssen,  Prof.  für  Öf-
fentliches  Recht,  insbesondere  Deutsches  und 
Europäisches Verwaltungsrecht, an der Universi-
tät Regensburg, dokumentiert, teils auch in eng-
lischer Sprache, die Beiträge eines Symposiums 
zum  System  und  zur  Finanzierung  politischer 
Parteien in Deutschland, Österreich, Litauen, Po-
len,  Ungarn,  Ukraine,  Weißrussland,  Russland 
und der Europäischen Union. Das rechtsverglei-
chende Symposium fand 2006 in Vilnius in Zu-
sammenarbeit  mit  der Juristischen Fakultät  der 
Universität Vilnius und dem Obersten Wahlaus-
schuss  des  Parlaments  der  Republik  Litauen 
statt.  Der Schwerpunkt der einzelnen Länderre-
ferate  liegt  auf  der  Parteienfinanzierung.  Flan-
kierend wurden einzelne Referate zu ausgewähl-
ten Aspekten des allgemeinen Parteienrechts, so-
wie des Parteisystems einbezogen. In der wissen-
schaftlichen  Literatur  sind  nur  wenige  aktuelle 
Länderberichte  zum Parteienrecht  und zur  Par-
teienfinanzierung  vorhanden.  Daher  ist  es  ein 
großer Verdienst des Sammelbandes neun Län-
derberichte zur Parteienfinanzierung zu bündeln. 
Auch der Blick auf die europäische Ebene von 
Dr.  Harald  Eberhard,  wissenschaftlicher  Mitar-
beiter  am österreichischen Verfassungsgerichts-
hof in Wien, und Dr. Konrad Lachmayer, Assis-
tent an der Universität  Wien,  sowie die Darle-
gung der generelle Rolle der Parteien in einem 
demokratischen Staat von Uwe Kischel, Profes-
sor  an  der  Universität  Greifswald,  und  Elena 
Gritsenko, Professorin an der Universität St. Pe-
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tersburg, ist hilfreich. Der informierte Leser ge-
winnt  hier  aber keine neuen Erkenntnisse.  Der 
Lesefreundlichkeit dienlich wäre ein Verzeichnis 
mit  einigen bibliographischen Angaben zu  den 
Autoren gewesen.

Zu den neuen Länderberichten ist folgendes an-
zumerken:
Den Auftakt macht ein kurzes Einführungsrefe-
rat  von  Zenonas  Vaigauskas,  Vorsitzender  des 
Obersten Wahlausschusses des Parlamentes der 
Republik Litauen (S. 9 ff.).  Vaigauskas befasst 
sich mit der Finanzierung der politischen Partei-
en aus der Sicht der Republik Litauen. Das Ge-
setz  über  die  Finanzierung  und  die  Finanzie-
rungskontrolle  der politischen Parteien und der 
politischen Aktionen in Litauen wurde vom Par-
lament nach einem Skandal bei der Finanzierung 
einiger Parteien kurz vor der Parlamentswahl im 
Jahre 2004 reformiert. Dieses Gesetz legt strenge 
Regeln  der  Finanzierung  politischer  Aktionen 
fest  und  schränkt  auch  die  Höhe der  Spenden 
ein. Der Anspruch der Gesellschaft auf vollstän-
dige  Transparenz  der  Finanzierung  der  politi-
schen Parteien ist in den letzten Jahren stark an-
gewachsen. Eine umfassende Kontrolle  ist  auf-
grund der gesetzlichen Bestimmungen bis heute 
allerdings nicht möglich. 

Hieran schließt sich der Beitrag von Stefan Ko-
rioth, Prof. für Öffentliches Recht, insbesondere 
Kirchenrecht, sowie deutsches Staats- und Ver-
waltungsrecht an der Universität München, zum 
Thema „Die Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts  zur  Parteienfinanzierung  in  der 
Bundesrepublik Deutschland“ an (S. 15 ff.). Ko-
rioth setzt sich nach einer kürzeren allgemeinen 
Einführung im Wesentlichen mit  den einzelnen 
Urteilen des Bundesverfassungsgerichts zur Par-
teienfinanzierung in chronologischer Reihenfol-
ge auseinander.  Beim abschließenden Ausblick 
hält  er  es  für  bemerkenswert,  dass  der  inzwi-
schen fünf Jahrzehnte andauernde und konflikt-
trächtige  Dialog  zwischen dem Verfassungsge-
richt und dem Gesetzgeber nicht zu einer befrie-
digenden Lösung des Komplexes staatlicher fi-
nanzieller Unterstützung der politischen Parteien 
geführt hat. Die rechtliche Ordnung der Parteien-
finanzierung,  so  schlussfolgert  Korioth,  wird 

auch in  Zukunft  auf  das  Bundesverfassungsge-
richt als den „wichtigsten Garanten eines fairen 
Ausgleichs“ nicht verzichten können.

Dr.  Agnieszka  Malicka  und  Prof.  Ryszard 
Balicki, beide von der Universität in Breslau, ha-
ben sich des Themas „Die Bildung und Finanzie-
rungsgrundlagen  politischer  Parteien  in  Polen“ 
angenommen (S. 39 ff.). Wie in vielen anderen 
europäischen Ländern hat die staatliche Parteien-
finanzierung auch in Polen einen hohen Stellen-
wert. Dies hat nach Ansicht der Autoren die Fol-
ge, dass die Parteien sich in letzter Zeit zuneh-
mend  auf  die  Wahlkämpfe  konzentrieren,  um 
durch gute Wahlergebnisse möglichst hohe staat-
liche Subventionen zu sichern. Denn die „tradi-
tionellen Methoden“ der Einnahmen der Parteien 
durch Spenden oder, wie es die Autoren bezeich-
nen, Schenkungen der Anhänger, decken den er-
höhten Bedarf der Parteien bei weitem nicht und 
sind  gegenüber  der  staatlichen  Finanzierung 
deutlich unsicherer.
Prof. Dr. Rudolf Thienel, Vizepräsident des Ver-
fassungsgerichtshofes in Wien, hat sich mit der 
Thematik „Die Finanzierung politischer Parteien 
in Österreich“ befasst (S. 49 ff.). Der mit 47 Sei-
ten sehr umfangreiche Beitrag gibt einen sehr de-
taillierten Überblick über die einschlägigen Re-
gelungen des vielfältig verästelten Systems  der 
staatlichen  Parteienfinanzierung  in  Österreich. 
Thienel stellt fest, dass die Finanzierung politi-
scher  Parteien  aus  privaten  Mitteln  deutlich  in 
den Hintergrund getreten ist. Als problematisch 
identifiziert  er  die  Intransparenz  des  Systems, 
sowie das „Selbstbedienungsmodell“. Die Höhe 
der staatlichen Zuwendungen wird durch politi-
sche Entscheidungen von Parteivertretern festge-
legt.  Er  votiert  dafür,  über  ein  transparenteres 
System der Parteienfinanzierung nachzudenken, 
ohne freilich in das andere Extrem einer Überre-
gulierung zu verfallen.

Der Beitrag von Dr. Timea Drinoczi,  Dozentin 
an der Universität Pecs und Prof. Dr. Jozsef Pe-
tretei,  Justizminister  in  Ungarn,  mit  dem Titel 
„On  the  issue  of  the  financing  of  Hungarian 
political  parties“ gibt einen detailreichen Über-
blick über die Regelungen in Ungarn (S. 97 ff.). 

119



Rezensionen MIP 2008/09 15. Jhrg.

Die bestehenden Regungen seien jedoch intrans-
parent und kontrollfeindlich.

Daran schließt  sich der  Beitrag von Alexander 
Vashkevich,  Professor  an  der  Weißrussischen 
Staatsuniversität  Minsk,  (S.  121  ff.)  mit  dem 
Thema „Der rechtliche Status politischer Partei-
en  in  der  Republik  Weißrussland“.  Der  Autor 
gibt zunächst einen historischen Überblick über 
die  normativen  Rechtsakte  bezüglich  der  Bil-
dung  und  Tätigkeiten  politischer  Parteien  in 
Weißrussland.  Dabei geht  er  bis  ins  Jahr 1906 
zurück. Das im Jahre 1994 verabschiedete Par-
teiengesetz stellt dann einen wichtigen Entwick-
lungsschritt  im  Recht  der  politischen  Parteien 
dar. Es wurde unzählige Male verändert und er-
gänzt.  Da  eine  staatliche  Parteienfinanzierung 
nach dem Gesetz nicht erlaubt ist, sind die dies-
bezüglichen Ausführungen sparsam. 
Der Beitrag von Dr. Jurgita Pauzaite-Kulvinskie-
ne, mit dem Titel „Die staatlichen Zuschüsse als 
Parteienfinanzierung  in  der  Republik  Litauen“ 
(S.  141 ff.)  identifiziert  das  Parteiensystem als 
Gradmesser für den Demokratisierungsgrad. Die 
rechtliche Grundlage der Parteienfinanzierung in 
Litauen ist das sog. Parteienfinanzierungsgesetz 
von 2004. Litauen hat dabei das europäisch-kon-
tinentale  Parteienfinanzierungsmodell  mit  einer 
starken staatlichen Förderung gewählt. 

Elena Gritsenko, Professorin an der Universität 
in St. Petersburg, hat einen Beitrag zum Thema 
„Parteien als Wahlvereinigungen in Russland – 
Verfassungsrechtliche  Grundlagen der  Parteior-
ganisation  in  Russland,  unter  besonderer  Be-
rücksichtigung der Rechtstellung von politischen 
Parteien als Wahlvereinigungen“ geschrieben (S. 
153 ff.). Erst im Jahre 2004 wurden in das Par-
teiengesetz  Regelungen über  staatliche  Zuwen-
dungen aufgenommen.  Die Einführung direkter 
staatlicher Finanzierung der Parteien ist aus ver-
fassungsrechtlicher Sicht bis heute umstritten.
Der  Beitrag von Ivan Pankevych,  Professor  an 
der  Universität  Lemberg,  mit  dem Thema „Fi-
nancing of Political Parties in Ukraine and Euro-
pean Experience“ ist eine kurze Darstellung der 
sich ständig in Bewegung befindlichen Gesetz-
gebung in der Ukraine und kann nur eine Mo-
mentaufnahme darstellen (S. 189 ff.).

Der letzte Länderbeitrag von Prof. Dr. Egidijus 
Sileikis, Richter am Verfassungsgericht in Litau-
en, mit dem Titel „Parteienfinanzierung in Litau-
en:  Grundlagen und Fragestellungen“ zeigt  die 
mühsame  Entstehung  und  Weiterentwicklung 
der  umfangreichen  Regelungen  zum  Parteien-
recht und insbesondere zur Parteienfinanzierung 
in Litauen (S. 197 ff.).

Dr. Heike Merten
Adolf-Arndt-Kreis  (Hrsg.):  Parteien  ohne 
Volk. Zur Zukunftsfähigkeit der Parteiende-
mokratie. Berliner Wissenschaftsverlag, 2008. 
ISBN 978-3-8305-15661, 116 Seiten, € 18,90.
Der  erschienene  Sammelband  „Parteien  ohne 
Volk“,  herausgegeben  vom  Adolf-Arndt-Kreis, 
dokumentiert  die  Beiträge  des  gleichnamigen 
Symposions  vom  Februar  2008.  Der  wissen-
schaftliche Teil des Symposions wurde eröffnet 
von Dieter Grimm, Professor an der Humboldt-
Universität  zu  Berlin,  mit  einem Vortrag  zum 
Thema  „Parteien(mit)wirkung:  Parteien  zwi-
schen verfassungsrechtlichem Anspruch und po-
litischer Wirklichkeit“. Grimm spricht zunächst 
einmal über den Sinn von Art. 21 GG. Nach die-
ser grundlegenden Darstellung benennt er Grün-
de für das Unbehagen an politischen Parteien. Er 
benennt  dabei  vier  Beobachtungen.  Als  erstes 
macht  er deutlich,  dass die Konturen zwischen 
den politischen Parteien zunehmend verwischen. 
Der zweite Faktor betrifft verfassungspolitische 
und verfassungsrechtliche Fehlentwicklungen in 
der  Bundesrepublik  Deutschland.  Er  fokussiert 
diese mit dem Stichwort „Politikblockade“. Die 
Ursache dafür sieht Grimm in den unterschiedli-
chen  Mehrheiten  in  Bundestag  und  Bundesrat. 
Das  demokratische  System habe sich in  dieser 
Phase nachhaltig verändert.  Es wurde zur Ver-
handlungsdemokratie.  Je  drängender  der  Re-
formbedarf wurde, desto größer wurden auch die 
Nachteile  dieser  Verhandlungsdemokratie  und 
desto schlechter die Situation für die politischen 
Parteien.  Diese  Problematik  sollte  schlussend-
lich  durch  die  Föderalismuskommission  gelöst 
werden. Der dritte von Grimm genannte Beob-
achtungspunkt ist die Tatsache, dass die nationa-
le Politik durch den Prozess der Europäisierung 
auf veränderte Handlungsbedingungen trifft. Der 
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vierte  Beobachtungspunkt  betrifft  Funktionsbe-
dingungen  demokratischer  Politik.  In  seinem 
letzten Punkt wendet sich Grimm Perspektiven 
der Änderung zu. Er unterscheidet drei Konstel-
lationen: säkuläre Trends, strukturelle Bedingun-
gen und Aporien. Diese Konstellationen ordnet 
Grimm sodann den vorher skizzierten vier Beob-
achtungsbereichen  zu.  Abschließend  benennt 
Grimm noch als hoffnungsvollen Faktor außer-
halb  des  Rechts  das  Eigeninteresse  der  politi-
schen  Parteien  darin,  dass  ihr  Rückhalt  in  der 
Bevölkerung wieder steigt. 

Im  Anschluss  daran  referierte  Oskar  Nieder-
mayer, Professor an der freien Universität  Ber-
lin, zum Thema „Die Wähler bröckeln: Zur Ver-
änderung  der  Wählerschaft  und  der  Parteimit-
gliedschaft“.  Niedermayer  beschäftigt  sich  in 
seinem Beitrag mit vier Bereichen, der Entwick-
lung der Wahlbeteiligung; der Veränderung der 
Strukturen im Parteiensystem; mit der Entwick-
lung der Parteimitgliedschaften und zuletzt  mit 
der Entwicklung der Orientierungen der Bevöl-
kerung gegenüber den Parteien. 
Dem juristischen und den politikwissenschaftli-
chen Eingangsreferat folgte eine erste Podiums-
diskussion zum Thema „Wo bleiben die Mitglie-
der?  Parteienwandel  und Alternativen“.  Disku-
tiert  haben Björn Böhning,  Mitglied  des  SPD-
Parteivorstandes,  Gerald  Hafner,  Sprecher  des 
Bundesvorstandes „Mehr Demokratie“ e. V., Sa-
bine  Leidig,  Geschäftsführerin  von  Attac 
Deutschland  und  Anne  Schäfer,  Mitglied  des 
Bundesvorstandes  der  Jungen Union.  Die  Dis-
kussionsleitung hatte  Martin  Morlok,  Professor 
an  der  Heinrich-Heine-Universität  Düsseldorf 
und Direktor des Instituts für Parteienrecht und 
Parteienforschung. Auf dem Podium saßen somit 
zwei  Repräsentanten  der  Parteien  und  ihrer 
Nachwuchsorganisationen  und  zwei  Repräsen-
tanten von Konkurrenzorganisationen der politi-
schen  Parteien.  Letztere  repräsentieren  politi-
sches  Engagement  in  anderer  Form  als  her-
kömmliche  Parteiarbeit.  Bei  den Jugendorgani-
sationen der politischen Parteien gehen die Mit-
gliederzahlen drastisch nach unten, während die 
„alternativen  Organisationsformen“  deutliche 
Mitgliederzuwächse  verzeichnen  können.  Be-
gründet  wird  dieser  Zuwachs  mit  dem  Bewe-

gungscharakter der Organisationen und den nicht 
herkömmlichen Organisationsformen. Herausge-
arbeitet  wird  auch,  dass  diese  Organisationen 
nicht  als  Konkurrenz  zu  Parteien  zu  verstehen 
sind, sondern als Ergänzungen. Herausgearbeitet 
wird in der Diskussion, dass möglichst viele von 
denjenigen,  die sich politische engagieren wol-
len, in den Parteien die Möglichkeit finde, sich 
zu engagieren. Die Parteien müssen sich öffnen, 
positiv agieren und durchlässig sein. 

Dieser Podiums-  und Plenumsdiskussion folgte 
ein Streitgespräch zum Thema „Der Patient Par-
tei: Ein diagnostisches Streitgespräch“ zwischen 
Jürgen Falter, Professor an der Johannes-Guten-
berg-Universität  Mainz,  und  Ulrich  von  Ale-
mann, Professor an der Heinrich-Heine-Univer-
sität  Düsseldorf  und  stellvertretender  Direktor 
des  Instituts  für  Parteienrecht  und  Parteienfor-
schung.  Moderiert  wird  dieses  Streitgespräch 
von Uwe Volkmann, Professor an der Johannes-
Gutenberg-Universität  Mainz.  Zum  Einstieg 
wurde über die Krise des Parteiensystems disku-
tiert  und die Frage aufgeworfen, ob tatsächlich 
eine große Krise vorliegt oder man nicht sagen 
müsste,  dass  man  dies  eigentlich  alles  schon 
kennt. In einem zweiten Bereich wurde über die 
Europäisierung und Globalisierung gestritten. Im 
Anschluss daran wurde die spannende Problema-
tik  des  zukünftigen  Fünf-Parteien-System  be-
leuchtet. In diese Diskussion floss verstärkt auch 
die Wahlrechtsproblematik ein. Stichwörter wie 
„direkte  Demokratie“,  „kumulieren  und  pana-
schieren“ sowie „Vorzugsstimmen“ wurden aus-
diskutiert. 
Im Anschluss an dieses Streitgespräch fandt er-
neut  eine  Podiumsdiskussion  statt  zum Thema 
„Verschwimmen  die  Farben?  Zur  Zukunft  der 
Parteien und ihre Profile“. Teilnehmer dieser Po-
diumsdiskussion waren Petra Pau, Vizepräsiden-
tin des Deutschen Bundestages, Ottmar Schrei-
ner,  MdB,  Professor  Dr.  Rita  Süßmuth,  Präsi-
dentin  des  Deutschen  Bundestages  aD  sowie 
Hans-Christian Ströbele, MdB. Moderiert wurde 
diese  Podiumsdiskussion  von  Richard  Meng, 
dem  Sprecher  des  Berliner  Senats.  Dass  sich 
Wählerbindungen lösen und neue Parteien ent-
stehen sind  demokratische  Prozesse.  Selbstver-
ständlich haben die existierenden Volksparteien 
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ein großes Interesse daran, dass an den Rändern 
nichts abbröckelt. Die großen Volksparteien sind 
aufgefordert, das zeitnah aufzunehmen, was auf-
genommen  werden  muss  und  sich  zu  öffnen. 
Zum anderen müssen die Parteien unbedingt ler-
nen,  Macht  zu  teilen.  Bürgerinnen und Bürger 
gehören dazu und haben Mitwirkungsrechte. In 
dem Maße, wie das Volk den Eindruck hat, es 
käme in der Politik nicht mehr vor, entfernt man 
sich  von  einer  demokratischen  Weiterentwick-
lung.  Die  politischen Parteien  müssen  sich für 
neue Formen der Partizipation öffnen.

Das Schlusswort der Veranstaltung hatte Christi-
ne Hohmann-Dennhardt, Richterin des Bundes-
verfassungsgerichts, zum Thema „Parteien ohne 
Volk – Volk ohne Parteien?“.  Parteien können 
ohne das Volk, sein Engagement und seine Stim-
men nicht existieren und gerade deshalb macht 
es nachdenklich, dass der Abstand zwischen dem 
Volk und den Parteien in den letzten Jahren grö-
ßer geworden ist und die Abstinenz voneinander 
zugenommen hat. Zum Abschluss der Veranstal-
tung plädierte Frau Hohmann-Dennhardt dafür, 
dass die Parteien wie auch das Volk sich wieder 
vermehrt  ihrer  wechselseitigen  Angewiesenheit 
bewusst werden.

Dr. Heike Merten
Tobias  Schneider:  Vermögen  und  erwerbs-
wirtschaftliche Betätigung politischer Partei-
en.  Schutz  und  Grenzen  durch  die  Verfas-
sung. Verlag Dr. Kovac, Hamburg 2008, ISSN 
1616-9794, 264 Seiten, € 85,00.
Nach der Dissertation von Alexandra Schindler, 
Die Partei als Unternehmer, Baden-Baden 2006, 
und  der  Dissertation  von  Miroslav  Angelov, 
Vermögensbildung und unternehmerische Tätig-
keit politischer Parteien, Berlin 2006, ist die Dis-
sertation von Tobias Schneider die dritte Arbeit 
in diesem Themenkomplex. Die Ergebnisse der 
Dissertation  Schindler  sind  mit  aufgenommen 
worden. Die von der Dissertation Angelov feh-
len jedoch, offensichtlich ist die Arbeit vor dem 
Erscheinen  des  Werkes  bereits  abgeschlossen 
gewesen.
Nach einer Bestandsaufnahme bezüglich der Fi-
nanzierung und dem Vermögen der politischen 

Parteien  wird  der  Schutz  des  Parteivermögens 
und der erwerbswirtschaftlichen Betätigung poli-
tischer Parteien durch die Verfassung näher un-
tersucht.  An erster Stelle  steht dabei die Frage 
nach  dem  Schutzumfang  des  Art.  21  GG  als 
grundgesetzlicher  Norm,  die  sich  explizit  mit 
den  politischen  Parteien  befasst.  Danach  wird 
geprüft, inwieweit sich die Parteien darüber hin-
aus auf die Grundrechte berufen können. Disku-
tiert  wird  das  umstrittene  Verhältnis  zwischen 
Art. 21 und Art. 19 III GG.

Im Anschluss daran wird der Frage nachgegan-
gen,  ob  das  Grundgesetz  der  Anhäufung eines 
Parteivermögens  und  der  erwerbswirtschaftli-
chen Betätigung politischer Parteien auch Gren-
zen  setzt.  Als  Maßstab  kommt  insoweit  die 
Funktionsfähigkeit  der  Parteien  im  demokrati-
schen  System  in  Betracht.  Abschließend  wird 
auf Beschränkungsmöglichkeiten des Gesetzge-
bers  eingegangen.  Einzelne  Regelungsmodelle 
werden vorgestellt und mit Blick auf die Rechts-
position und den Grundsatz der Chancengleich-
heit  der  politischen  Parteien  auf  ihre  verfas-
sungsrechtliche Zulässigkeit geprüft. 
Schneider  kommt  zu  dem  Ergebnis,  dass  ein 
Komplettverbot  jeglicher  allgemeiner  erwerbs-
wirtschaftlicher  Betätigung  der  Parteien  durch 
den  Gesetzgeber  ein  unverhältnismäßiger  Ein-
griff  in  das  Grundrecht  der  Berufsfreiheit  der 
Parteien aus Art. 12 I GG sei und daher nicht mit 
dem  Grundgesetz  vereinbar.  Demgegenüber 
sieht er eine Begrenzung der erwerbswirtschaft-
lichen Betätigung der Parteien durch Vorgaben 
eines  maximal  zulässigen  Einnahmevolumens 
von etwa 30 Prozent der Gesamteinnahmen der 
Partei sowohl mit dem Grundrecht der Parteien 
aus Art. 12 I GG als auch mit der Neutralitäts- 
und Gleichbehandlungspflicht des Staates gegen-
über den Parteien vereinbar. Ferner sei die unter-
nehmerische  Betätigung der  Parteien  in  Presse 
und  Rundfunk  nur  soweit  einschränkbar,  wie 
dies  zur  Verhinderung  einer  überhandnehmen-
den  Pressekonzentration  bzw.  einer  vorherr-
schenden  Meinungsmacht  im  Rundfunk  erfor-
derlich sei.

Dr. Heike Merten
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Stefanie  Armbrecht:  Politische  Parteien  im 
europäischen Verfassungsverbund, Neue Im-
pulse  durch  die  VO  (EG)  Nr.  2004/2003, 
ISBN  978-3-8329-3230-5,  Nomos-Verlag  Ba-
den-Baden 2008, 308 Seiten, € 62.
Die umfangreiche Dissertation setzt sich mit der 
Frage auseinander, welche Anforderungen an die 
politischen  Parteien  im  europäischen  Verfas-
sungsverbund als Instrumente einer europäischen 
Demokratie zu stellen sind und welche Rolle sie 
bei der Entwicklung eines einheitlichen europäi-
schen politischen Willens  übernehmen können. 
Besonderes Augenmerk legt die Verfasserin da-
bei auf die Frage welche Impulse die am 4. No-
vember  2003  erlassene  Verordnung  zur  Rege-
lung  der  Rechtsstellung  und  Finanzierung  der 
europäischen Parteien hierzu leisten kann.
Die Arbeit beginnt mit einem ausführlichen Ka-
pitel über die Funktion der politischen Parteien 
in einem demokratischen System. (S. 23 – 72). 
Die Verfasserin stellt  fest,  dass keine Einigkeit 
über einen bestimmten Katalog von Parteifunk-
tionen  besteht,  jedoch  ein  Katalog  von  sieben 
Funktionen  herauskristallisiert  werden  kann. 
Ferner  werden  drei  formale  Begriffsmerkmale 
für politische Parteien herausgearbeitet. Die her-
ausgearbeiteten  Bestandteile  des Parteienrechts, 
nämlich  die  Funktionen,  verfassungsrechtliche 
Stellung und der Begriff, können nicht voneinan-
der getrennt betrachtet werden. Armbrecht unter-
sucht sodann (S. 73 – 113), ob dieser Befund auf 
die europäischen Politischen Parteien übertragen 
werden kann. Folgerichtig kommt  sie dabei  zu 
dem Ergebnis,  dass die besondere Struktur  auf 
der  europäischen  Ebene  berücksichtigt  werden 
müssen. Es existiert ein unionsspezifisches De-
mokratiekonzept, was ein besonderes Demokra-
tieverständnis  erfordert.  Einhergehend  mit  der 
stetigen Annäherung an das klassische Demokra-
tieverständnis stiege der Bedarf an echten euro-
päischen Parteien.

Im folgenden Kapitel wird die Situation der poli-
tischen  Parteien  im  europäischen  Verfassungs-
verbund untersucht (S. 115 – 200). Auf der euro-
päischen Ebene hätten sich noch keine dem klas-
sischen Parteikonzept  äquivalenten  Vereinigun-
gen  gebildet,  die  maßgeblichen  Anteil  an  der 

Willensbildung der Unionsbürger sowie der Ent-
scheidungsfindung der Organe haben. Das größ-
te  Defizit  sieht  Armbrecht  in  der  Struktur  als 
Parteienparteien  und  in  der  fehlenden  Mitwir-
kung an der Kandidatenaufstellung für die Euro-
pawahlen.  Diese  Defizite  hingen  eng  mit  der 
Struktur und der Stellung des Europäischen Par-
laments im Institutionsgefüge zusammen. 

Das vierte und letzte  Kapitel  der Arbeit  unter-
sucht  die  Frage,  ob die  Verordnung zur  Rege-
lung  der  Rechtsstellung  und  Finanzierung  der 
europäischen  Parteien  der  eher  schleppenden 
Entwicklung  einer  europäischen  Parteiendemo-
kratie neue und wesentliche Impulse gibt (S. 201 
– 278). Nach einer eingehenden Auseinanderset-
zung mit den einzelnen Bestimmungen der Ver-
ordnung stellt Armrecht fest, dass sie keinesfalls 
eine  rechtlich  einwandfreie  und zufrieden stel-
lende Lösung für die rechtliche Stellung und die 
Finanzierung der europäischen Parteien darstellt. 
Die  Arbeit  endet  mit  einer  Zusammenfassung 
der  gewonnenen  Erkenntnisse.  Zur  Erreichung 
des mit der Verordnung verfolgten Ziels sei eine 
Revision  unumgänglich.  Die  Änderungsvor-
schläge  der  Kommission  vom  27.  Juni  2007 
wurden  in  die  Arbeit  noch  mit  aufgenommen. 
Die endgültige Änderung der Verordnung ist erst 
nach Abschluss der Arbeit in Kraft getreten und 
konnte daher nicht mehr verarbeitet werden. Der 
für  die  bearbeitete  Thematik  interessante  Ge-
sichtspunkt  der  Etablierung  und  Finanzierung 
von  parteinahen  Stiftungen  auf  europäischer 
Ebene findet daher keine Berücksichtigung. Der 
Verfasserin  ist  es  gelungen den  Forschungsge-
genstand  der  europäischen Politischen  Parteien 
umfassend  zu  bearbeiten.  Auch  für  den  infor-
mierten Leser ist dieses Buch eine Bereicherung. 

Dr. Heike Merten
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Anne-Katrin Lang: Demokratieschutz durch 
Parteiverbot? Die Auseinandersetzung um ein 
mögliches  Verbot  der  Nationaldemokrati-
schen Partei  Deutschlands (NPD), Marburg: 
Tectum Verlag 2008. ISBN-978-3-8288-9573-
7, 108 Seiten, € 24,90. 
Die Diskussion um ein Verbot der Nationalde-
mokratischen Partei Deutschlands (NPD) flammt 
seit den 60er Jahren immer wieder in der Öffent-
lichkeit auf. Auf dem Höhepunkt war die Debat-
te zur Zeit des maßgeblich durch den bayrischen 
Innenminister  Günther  Beckstein  initiierten 
NPD-Verbotsverfahrens und dessen Einstellung 
durch das Bundesverfassungsgericht  wegen der 
Besetzung  höchster  Funktionärsposten  in  der 
NPD durch zahlreiche V-Leute des Verfassungs-
schutzes und deren Verwicklung in verfassungs-
feindliche Parteiaktivitäten. 

Nach den jüngsten Wahlerfolgen der  NPD auf 
Länderebene und dem verstärkt aggressiv-kämp-
ferischen Auftreten  der  Partei  wird die  Einrei-
chung eines erneuten Verbotsantrages beim Bun-
desverfassungsgericht  wieder  kontrovers  disku-
tiert:
Insbesondere der Messerangriff auf den Polizei-
chef  von Passau,  Alois  Mannichl,  am 13.  De-
zember 2008 löste eine erneute – von CSU-Par-
teichef Horst Seehofer eröffnete – Debatte über 
ein NPD-Verbotsverfahren aus. Erst in jüngster 
Zeit  wurden  wieder  Forderungen  nach  einem 
Verbot unter anderem durch den Deutschen Ge-
werkschaftsbund,  den  SPD-Vorsitzenden  Franz 
Müntefering oder SPD-Kanzlerkandidat und Au-
ßenminister  Frank-Walter  Steinmeier  laut.  Kri-
tisch  gesehen wird  ein  solches  Verfahren  aber 
z.B.  vom  FDP-Fraktionsvorsitzenden  Guido 
Westerwelle,  dem Generalsekretär  des  Zentral-
rats der Juden in Deutschland, Stephan Kramer 
oder  dem  bayrischen  Innenminister  Joachim 
Herrmann, zum einen aufgrund der geringen Er-
folgsausichten, zum anderen aufgrund der zwei-
felhaften  Effektivität  eines  Parteiverbots  bzgl. 
der  Verhinderung  gewalttätiger  Angriffe  und 
Anschläge von Rechtsextremen. 

Das Buch von Anne-Katrin Lang, seit 2008 wis-
senschaftliche  Mitarbeiterin  und  Doktorandin 
am  Kulturwissenschaftlichen  Institut  in  Essen, 

beschäftigt sich mit der Problematik von Partei-
verboten bezogen auf die NPD. Die Autorin hat 
sich  dabei  zum  Ziel  gesetzt,  ein  umfassendes 
Bild über die Aktivitäten und Ideologie der NPD 
und  die  Verbotsdiskussion  zu  vermitteln,  um 
eine Einschätzung zu ermöglichen, ob die Partei 
eine Bedrohung für die Demokratie in Deutsch-
land darstellt und dieser mit einem Parteiverbot 
wirksam begegnet werden könne. 

Dabei  wird zunächst  kurz die Entwicklungsge-
schichte und Ideologie der Partei näher beleuch-
tet, um eine bessere Beurteilung der eventuellen 
Gefährlichkeit  der  NPD für  die  freiheitlich-de-
mokratische Grundordnung und damit auch der 
Notwendigkeit  eines  Parteiverbots  zu  ermögli-
chen.  Dabei  wird,  da  das  Buch zwar 2008 er-
schienen,  aber schon 2005 fertiggestellt  wurde, 
nur  die  Entwicklung  von  der  Parteigründung 
1964 bis zum Jahre 2005 berücksichtigt. 
Sodann wird kurz das erfolglose NPD-Verbots-
verfahren  beschrieben:  die  Initiative,  die  Ent-
wicklung, die Anträge der Bundesregierung, des 
Bundestages sowie des Bundesrates und schließ-
lich die Gründe für das Scheitern des Verfahrens 
vor dem Verfassungsgericht.

Dabei werden vergleichend die SRP- und KPD-
Verbotsverfahren  herangezogen und die  Unter-
schiede nicht nur zwischen den beiden „erfolg-
reichen“ Parteiverbotsverfahren und dem NPD-
Verfahren,  sondern  auch  zwischen  den  beiden 
Verbotsverfahren selbst dargestellt. Die Autorin 
beschreibt  die  Entwicklung,  Organisation  und 
Ideologie der jeweiligen Partei  und geht insbe-
sondere kritisch  näher auf die  Begründung der 
Verbote ein. Sie ist dabei einer möglichen Paral-
lelziehung zu den früheren Verfahren gegenüber 
skeptisch,  da diese zu  einer  Zeit  erfolgten,  als 
die Demokratie in der Bundesrepublik Deutsch-
land noch in den Kinderschuhen steckte und man 
die Wehrhaftigkeit des demokratischen Parteien-
systems beweisen und ein Scheitern wie das der 
Weimarer Republik vermeiden wollte.
Anschließend  geht  die  Autorin  ausführlich  auf 
ein mögliches Verbot der NPD ein. Dabei wer-
den denkbare Kriterien für ein Parteiverbot  er-
läutert und diskutiert,  ob man sich nur am Ge-
waltkriterium orientieren sollte beim Verbot ex-
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tremistischer Parteien oder ob nationalsozialisti-
sche bzw. NSDAP-ähnliche Parteien schon un-
terhalb  der  Gewaltschwelle  verboten  werden 
sollten, mit anderen Worten, ob es ein Ausnah-
merecht gegen Neonazis geben sollte, da Nazis-
mus kein schützenswertes Gedankengut sei. Da-
bei  wird  untersucht,  inwieweit  die  NPD  über-
haupt dem Nationalsozialismus und der NSDAP 
wesensverwandt ist  und ob die Verfolgung na-
tionalsozialistischer und antidemokratischer Zie-
le bzw. entsprechende Meinungen und Absich-
ten überhaupt genüge oder die Partei auch darauf 
abzielen müsse,  die freiheitliche demokratische 
Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu besei-
tigen, wie es der Wortlaut des Art. 21 GG for-
dert.  In diesem Zusammenhang wird eine Ver-
fassungsänderung diskutiert, wobei Anne-Katrin 
Lang sich  auf  die  faktischen Erfolgsaussichten 
einer  solchen  Verfassungsänderung  beschränkt 
und nicht deren rechtliche Möglichkeit beleuch-
tet.

Die Autorin selbst wendet sich entschieden ge-
gen  ein  Sonderrecht  zum  Verbot  nazistischer 
Parteien: Eine eventuelle Wesensverwandtschaft 
mit der NSDAP sei rechtlich kein ausreichendes 
Argument und solle nicht als Sonderfall behan-
delt  werden.  Auch  hier  müssten  vielmehr  die 
Tatbestandsvoraussetzungen für ein Parteiverbot 
weiter geprüft werden.
Lang sieht darüber hinaus auch die Effektivität 
von  Parteiverboten  kritisch,  insbesondere  die 
Problematik des Abgleitens extremistischer Strö-
mungen in die Illegalität als Folge.

Die Autorin setzt sich ausführlich mit dem Prin-
zip  der  streitbaren  Demokratie  und  dessen 
Tücken auseinander und diskutiert die Notwen-
digkeit dieses Prinzips in unserer gefestigten po-
litischen  Stabilität.  In  diesem  Zusammenhang 
werden  auch  historische  Argumente  und  der 
Vergleich mit Weimar angesprochen. Die Auto-
rin legt dar, dass Weimar nicht an seinen rechtli-
chen  Möglichkeiten  und  Strukturdefiziten  ge-
scheitert sei, sondern an der fehlenden Durchset-
zungskraft  und  Unentschlossenheit  der  Demo-
kratie,  weshalb  die  Heranziehung von Weimar 
als Unterstützung für das Prinzip der wehrhaften 
Demokratie kritisch zu sehen sei.

Vergleichend werden andere westlich-demokra-
tische  Systeme  herangezogen,  in  denen  Extre-
mismus über Wahlen, nicht über Parteiverbote, 
bekämpft  wird  wie  Frankreich,  Großbritannien 
und die USA.

Weiterhin wird diskutiert, ob die NPD sich seit 
ihren großen Erfolgen in den 60er Jahren über-
haupt in eine gefährlichere Richtung entwickelt 
habe und von ihr angesichts eher geringer Wahl-
erfolge und marginaler Bedeutung zur Zeit des 
Verbotsverfahrens  2001 überhaupt  eine  Gefahr 
ausging oder ob man nur versucht habe, das Ver-
halten der Partei anders zu interpretieren als frü-
her und das Verfahren eingeleitet worden sei, um 
ein symbolisches Zeichen gegen Rechts zu set-
zen angesichts  zahlreicher  Anschläge mit  (ver-
mutetem) rechtsradikalen Hintergrund. 
Obwohl  Lang auf  weiten  Strecken  weitgehend 
andere  Meinungen  zusammenfasst  und  präsen-
tiert, zu denen häufig keine Stellungnahme oder 
Bewertung  erfolgt,  findet  sich  zwischendurch, 
insbesondere aber im Fazit, ein starkes Plädoyer 
gegen Parteiverbote: Die Autorin votiert klar für 
die  politische  demokratische  Auseinanderset-
zung mit extremistischen Strömungen und befür-
wortet Parteiverbote nur als ultima ratio, wobei 
die Anwendung von Gewalt und eine aggressiv-
kämpferische Haltung gegen die freiheitlich-de-
mokratische Grundordnung als politisch neutrale 
Kriterien herangezogen werden sollten. Dies sei 
bei der NPD schwer nachzuweisen. Gewalttätige 
Einzelaktionen  ließen  sich  der  Partei  nicht  als 
Verhalten ihrer Anhänger zurechnen. Es spreche 
einer Demokratie aber klar zuwider, eine Partei 
allein  aufgrund  verfassungsfeindlicher  (Fern-) 
Ziele zu verbieten, wie es auch bei der SRP und 
der KPD der Fall war. Die Auseinandersetzung 
müsse  auf  demokratisch-politischem  Wege 
durch Argumentation erfolgen. Wenn dann wirk-
lich eine Mehrheit der Bürger NPD wählen wür-
de, wäre die Demokratie trotz Parteiverbot ohne-
hin verloren, da eine Demokratie ohne Demokra-
tinnen und Demokraten und mit  Nationalsozia-
listen nicht denkbar sei.

Aufgrund der immer wieder aufkeimenden Dis-
kussionen um ein NPD-Verbot behält das Buch 
von Anne-Katrin Lang seine Aktualität und kann 
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im  Rahmen  dieser  Diskussion  herangezogen 
werden.  Das  Werk  gibt  einen  guten  Überblick 
über  die  Entwicklung  der  NPD und  eine  Ein-
schätzung  ihrer  Gefährlichkeit  für  die  freiheit-
lich-demokratische Grundordnung.

Aufgrund der hilfreichen und wertvollen Samm-
lung  zahlreicher  Stellungnahmen  und  Meinun-
gen von Politikern, Wissenschaftlern, aber auch 
hochrangigen  NPD-Funktionären  ist  das  Buch 
eine Bereicherung für die politische Diskussion 
um ein NPD-Verbot.  Anhand der tatsächlichen 
Darstellungen und Zitate kann eine eigene Ein-
schätzung und Beurteilung der Entwicklung der 
NPD und eines möglichen NPD-Verbotsverfah-
rens erfolgen.
Aufgrund seiner Kürze kann das Buch aber nur 
als Überblick über die faktischen Gegebenheiten 
und nicht als vertiefende rechtliche und/oder po-
litische Auseinandersetzung verstanden werden. 
Es bleibt daher bei vielen Fragestellungen an der 
Oberfläche bzw. beschränkt sich auf den tatsäch-
lichen Hintergrund.

Julia Kamps

Donges,  Patrick:  Medialisierung  politischer 
Organisationen. Parteien in der Mediengesell-
schaft, Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwis-
senschaften,  2008.  ISBN  978-3-531-15867-9, 
244 Seiten, € 34,90.
Welchen Einfluss üben die Medien auf Parteien 
aus?  Dieser  wichtigen Frage geht  der  Züricher 
Kommunikationswissenschaftler Patrick Donges 
in seiner Habilitationsschrift  nach. Die mediale 
Durchdringung aller gesellschaftlichen Bereiche, 
das Ringen um Aufmerksamkeit sowie steigen-
der Aufwand und höheres Tempo der Berichter-
stattung stellen  politische Organisationen heute 
zwangsläufig  vor  große  Herausforderungen. 
Dennoch  sind  die  genauen  Auswirkungen  der 
Medialisierung auf die Parteien in der Forschung 
durchaus  umstritten.  Während  dort  zum  Teil 
sehr drastische Folgen wie der Rückgang inner-
parteilicher Demokratie (Franz Walter) oder gar 
die Kolonialisierung der Politik durch die Medi-
en (Thomas  Meyer) befürchtet  werden,  schlägt 
Patrick Donges einen weit weniger aufgeregten 

Ton an. Konkret geht es ihm darum, die tatsäch-
lichen  Konsequenzen  der  Medialisierung  hin-
sichtlich  möglicher  Veränderungen der Organi-
sationsstrukturen von Parteien nachzuvollziehen. 
Ausgehend  vom  organisationssoziologischen 
Neo-Institutionalismus  interpretiert  er  Medien 
dabei als „institutionelle Umwelt politischer Or-
ganisationen“. Gleichzeitig attestiert er den Par-
teien, die nicht als einheitliche und rationale Ak-
teure,  sondern  als  offene  und lose  verkoppelte 
Handlungssysteme  definiert  sind,  eine  starke 
Umweltprägung.

Das Herzstück der Untersuchung stellen die em-
pirischen  Fallstudien  der  zwei  jeweils  mitglie-
derstärksten  Parteien  beider  großen  Lager  in 
Deutschland, Österreich, Großbritannien und der 
Schweiz  dar.  Dabei  wertet  Donges  zum einen 
umfangreiches Dokumentenmaterial aus. Hierzu 
zählen Rechenschafts- und Jahresberichte genau-
so  wie  parteiinterne  Sprachregelungen  (sofern 
zugänglich)  oder  Gesetze  zur  Parteienfinanzie-
rung. Für den Leser noch spannender sind aller-
dings die Leitfadeninterviews, in denen der Au-
tor jeweils einen Pressesprecher sowie einen Re-
präsentanten der Parteiführung befragen konnte 
und deren  zentrale  Botschaften  im Originalton 
abgedruckt sind. Die Interviewpartner bestätigen 
– freilich nicht sonderlich überraschend – durch-
gehend den Bedeutungszuwachs der Medien für 
die Parteien (vor allem den des Internets für den 
internen Verkehr bei gleichzeitig ungebrochener 
Vorherrschaft  des  Fernsehens  für  die  externe 
Kommunikation). Auf diese Entwicklung haben 
die Funktionäre – so das Fazit – in den vergan-
genen Jahren mit  dem Ausbau ihrer Medienab-
teilungen  sowie  mit  einer  insgesamt  erhöhten 
Kommunikationsleistung  reagiert.  Gleichwohl 
findet der Autor nicht genügend Anhaltspunkte, 
um ein neues Paradigma oder gar einen neuen 
Parteientypus  auszurufen.  Bei  aller  gestiegenen 
Bedeutung könne keine Rede davon sein,  dass 
die Medialisierung alle anderen Prozesse in poli-
tischen  Organisationen  in  den  Hintergrund ge-
drängt  habe.  Explizit  wird  deshalb  etwa  Uwe 
Juns Wort von der „professionalisierten Medien-
kommunikationspartei“ verworfen.
Patrick  Donges’  Studie  stellt  eine  gelungene 
Vermittlung  von  klassischer  Parteienforschung 
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und neueren Ansätzen der Kommunikationswis-
senschaft dar. Sie wird daher von Studenten und 
Dozenten  beider  Disziplinen  mit  einigem  Ge-
winn  gelesen  werden  können.  Man  sollte  sich 
angesichts des relativ schmalen Bändchens nicht 
täuschen. Der Autor hat etwas zu sagen. Seine 
Thesen  sind  konzise  formuliert  und  nachvoll-
ziehbar. Erleichtert wird die Lektüre der Arbeit 
zudem durch die Stringenz und Logik ihres Auf-
baus. Immer wieder bringen etwa die regelmäßig 
eingefügten Zwischenbilanzen den Leser auf den 
aktuellen  Stand  der  Argumentation.  Besonders 
erfrischend wirkt das stetige Hinterfragen diffu-
ser Schlagworte, die in der Medien-Debatte kur-
sieren.  Was  bedeutet  „Mediengesellschaft“? 
Was  ist  mit  „Professionalisierung“  gemeint? 
Solche  und  andere  Fragen  liest  Donges  am 
Wegesrand  auf  und  sorgt  für  Klarheit.  Zum 
Nachdenken regt in diesem Zusammenhang auch 
sein  kritischer  Blick  auf  die  Parteienforschung 
an. Inwieweit manipulieren eigentlich die media-
len  Selbstbilder  von  Parteiorganisationen  die 
wissenschaftliche Betrachtung?

Trotz der genannten Stärken lassen sich gegen-
über dieser Studie grundsätzliche Einwände gel-
tend machen. Der am schwersten wiegende be-
steht  sicherlich  darin,  dass  (auch)  Donges  mit 
seinen Methoden nicht in den Arkanbereich der 
Entscheidungen  von  Parteien  hinein  blicken 
kann. Ob parteiintern eine bestimmte Sach- oder 
Personenfrage tatsächlich oder gar ausschließlich 
vor dem Hintergrund ihrer öffentlichkeitswirksa-
men Verwertbarkeit entschieden wird, lässt sich 
durch Interviews mit den Hütern ebendieser Ge-
heimnisse oder durch das Studium ihrer offiziel-
len Verlautbarungen nun einmal  nicht  hundert-
prozentig  heraus  finden.  Dazu müsste  man bei 
den  betreffenden  Beratungen  schon  Mäuschen 
spielen oder an die internen Dokumente der Par-
teien gelangen. Auch kann der Autor aus ähnli-
chen Gründen fast  gar  nichts  zur  Entwicklung 
der aufgewendeten Ressourcen für die Kommu-
nikation sagen. Dabei wäre der Faktor Geld doch 
eine entscheidende Größe für  die  Aussagekraft 
des Buches gewesen.
Fragwürdig  ist  darüber  hinaus,  warum Donges 
die Parteien lediglich außerhalb des Wahlkamp-
fes betrachtet,  obwohl  sie in diesen Zeiten be-

kanntlich am stärksten kommunizieren. Etwaige 
Veränderungen  der  Organisationsstrukturen 
müssten  hier  besonders  deutlich  hervor  treten. 
Schließlich wird nicht ganz klar, warum sich im 
Sample  lediglich  große,  traditionelle  Volkspar-
teien befinden, obwohl man im Hinblick auf die 
Medialisierung in den neuen Bewegungsparteien 
oder den Rechtspopulisten vielleicht lohnendere 
Untersuchungsgegenstände gefunden hätte. Die-
se Bedenken lassen sich nicht einfach mit dem 
Hinweis auf die Eingrenzung der Forschungsfra-
ge beiseite  schieben.  Was  die  Professionalisie-
rung der Parteien im Umgang mit  den Medien 
betrifft,  hätte  deren  Beachtung nämlich  mögli-
cherweise zu ganz anderen Ergebnissen geführt.

Philipp Erbentraut

Holtkamp,  Lars:  Kommunale  Konkordanz- 
und  Konkurrenzdemokratie.  Parteien  und 
Bürgermeister in der repräsentativen Demo-
kratie,  Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwis-
senschaften,  2008.  ISBN  978-3-531-15651-4, 
352 Seiten, € 49,90.
Kommunalpolitische  Literatur  wird in  der  vor-
wiegend  national  ausgerichteten  Parteienfor-
schung zuweilen recht stiefmütterlich behandelt. 
Dies mag durchaus an einer gewissen Unlust der 
Wissenschaft  liegen,  in  die  Niederungen  der 
Kommunalpolitik hinabzusteigen. Ganz unschul-
dig sind die zahllosen, oft wenig theoriegeleite-
ten, empirischen Fallstudien, die es zu den Par-
teien auf kommunaler Ebene gibt, an dieser Si-
tuation  aber  auch  nicht.  Lokale  Kleinkunst  ist 
nun einmal nicht jedermanns Sache. Der Hage-
ner Privatdozent  Lars Holtkamp unternimmt in 
seinem neuen Buch nun einen viel versprechen-
den Anlauf, um die Ergebnisse der lokalen Poli-
tikforschung aus ihrem „kommunalwissenschaft-
lichen Ghetto“ (Holtkamp) herauszuführen und 
somit  gleichzeitig  eine  Brücke  hin  zur  großen 
Bühne  der  Vergleichenden  Regierungslehre  zu 
schlagen.

Ausgangspunkt der Untersuchung ist die in der 
Politikwissenschaft seit Jahren dominant vertre-
tene These, in der Kommunalpolitik sei eine ste-
tig wachsende Parteipolitisierung und somit ein 
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Trend  hin  zur  Konkurrenzdemokratie  zu  ver-
zeichnen,  was  gemeinhin  begrüßt  wird.  Nun 
hielte Holtkamp im Gegensatz dazu eine derarti-
ge Entwicklung nicht nur für wenig wünschens-
wert; er bestreitet auch, dass es überhaupt einen 
Trend in diese Richtung gibt. Vielmehr sammelt 
er zahlreiche Belege, die – bei zum Teil starken 
regionalen Abweichungen – eher  für eine Ent-
wicklung  hin  zur  kommunalen  Konkordanzde-
mokratie  sprechen.  Damit  ist  im Klartext  eine 
geringe Parteipolitisierung der Entscheidungsträ-
ger bei gleichzeitig starker Dominanz des Bür-
germeisters gemeint.

Die  Forschungsergebnisse  basieren  auf  Befra-
gungen  von  Kommunalpolitikern  in  Baden-
Württemberg  und  Nordrhein-Westfalen  sowie 
hauptsächlich  auf  einer  Sekundäranalyse  von 
141 weiteren, landesweiten Untersuchungen, die 
nach 1945 in Deutschland durchgeführt wurden. 
Anstelle  der  x-ten  Fallstudie  über  kommunale 
Parteien liefert  der Autor also überblicksmäßig 
das empirische Konzentrat  mannigfaltiger Wer-
ke zur repräsentativen Demokratie vor Ort. Zwi-
schen den beiden Extremtypen der Konkordanz- 
und Konkurrenzdemokratie wird so zugleich ein 
Intervall  abgesteckt,  auf  dem sich die  früheren 
Untersuchungen nun systematisch  verorten las-
sen. Mit der Kreation dieses Analyserasters hat 
Holtkamp nicht weniger im Sinn, als zukünftige 
wissenschaftliche  Arbeiten  „anzuleiten“.  Trotz 
dieses  ehrgeizigen  Vorhabens  versteht  er  sein 
Buch aber in erster Linie als einen Beitrag zur 
empirisch-deskriptiven Demokratietheorie.
Gleichwohl drückt er sich am Ende auch nicht 
vor  einer  normativen  Begründung  für  die  von 
ihm  favorisierte  Konkordanzdemokratie.  Aus 
seiner Sicht sollte die kommunale Selbstverwal-
tung demnach nicht auf den Vollzug staatlicher 
Normen reduziert werden – wie für den Fall ei-
ner  stärkeren  Parteipolitisierung  zu  befürchten 
stehe –, sondern selbst aktiv politisch sein. Vor 
allem  verspricht  der  Verfasser  sich  dadurch 
einen Zuwachs an demokratischer Legitimation. 
In  der  Wirklichkeit  glaubt  er  praktischerweise 
entgegenkommende Tendenzen für sein konkor-
danzdemokratisches Ideal ausmachen zu können. 
Dafür sprächen etwa die weiterhin abnehmende 
Zahl der aktiven Parteimitglieder, die umfangrei-

chen  kommunalrechtlichen  Reformen  der  ver-
gangenen Jahre (z. B. im Wahlrecht) sowie die 
forcierte Ökonomisierung der Kommunalpolitik. 
Den vielfach geäußerten Hoffnungen, neue For-
men  der  Bürgerbeteiligung  auf  kommunaler 
Ebene könnten zur  einer  Renaissance der  Mit-
gliederparteien  auf  Landes-  und  Bundesebene 
beitragen, erteilt der Autor dagegen einen Dämp-
fer.  Angesichts  des  zu  erwartenden  Trends  in 
Richtung  kommunaler  Konkordanzdemokratie 
sei eher mit einer weiteren Entkopplung der heu-
te faktisch bestehenden Kartellparteien zu rech-
nen – diesmal allerdings „von unten“.

Diese Studie,  die 2006 von der Fernuniversität 
Hagen  als  Habilitationsschrift  angenommen 
wurde, macht deutlich, was kommunalpolitische 
Parteienforschung zu leisten vermag. Das Buch 
verbindet  in  hervorragender  Weise  ein  hohes 
wissenschaftliches Abstraktionsniveau mit einer 
Klarheit im Ausdruck, die es auch den interes-
sierten Laien in den Gemeinderäten und Amts-
stuben zugänglich macht. Vor allem aber werden 
hier Fragen von Relevanz für die gesamte Poli-
tikwissenschaft verhandelt. Damit dürfte der Au-
tor, der sich selbst seit fast 20 Jahren als Rats-
mitglied der nordrhein-westfälischen Kleinstadt 
Waltrop  engagiert,  zumindest  einen  wichtigen 
Beitrag geleistet  haben, um seinen Forschungs-
schwerpunkt stärker in den Fokus der Fachdiszi-
plin zu rücken.
Zu hinterfragen sind lediglich zwei Aspekte: ein 
normativer  und  ein  methodischer.  Im  Zusam-
menhang mit dem zweiten Punkt muss generell 
noch einmal auf die bekannte Problematik von 
Sekundäranalysen hingewiesen werde. Holtkamp 
stützt  seine Aussagen zum Großteil  auf Daten, 
die er nicht selbst erhoben hat und die jeweils in 
einem anderen Kontext gesammelt wurden. Für 
die Qualität des Materials kann er sich also nicht 
vollständig  verbürgen.  Er  sieht  das  Problem 
aber, wägt die Vor- und Nachteile des Verfah-
rens gegen einander ab und kommt letztlich zu 
dem Schluss, dass die Pro-Argumente für diese 
Methode überwiegen. Das kann man so akzep-
tieren.

Auf normativer Ebene könnte man das Modell 
der kommunalen Konkurrenzdemokratie aber si-
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cherlich gegen das hier propagierte Konkordanz-
muster  aufwerten,  indem  man  die  Leistungen 
von Parteien und Verbänden im Sinne einer plu-
ralistischen Gesellschaft stärker betont. Einstim-
migkeit  und  Konsensorientierung sind  nämlich 
nicht per se Gütekriterien der Demokratie, Streit 
dagegen schon.  Gelegentlich  scheint  Holtkamp 
die Gefahren von Klüngel und Korruption zu un-
terschätzen, die von einem schwach ausgepräg-
ten politischen Wettbewerb bei gleichzeitig ge-
ringer Publikumsorientierung ausgehen. Proble-
matisch  erscheint  nicht  zuletzt  die  starke  Stel-
lung des  Bürgermeisters  in  der  Konkordanzde-
mokratie, der in seiner Gemeinde häufig genug 
der  einzige  Hauptamtliche  unter  lauter  Feier-
abendpolitikern  ist.  Dieser  Umstand  reduziert 
die Kontrollmöglichkeiten der kommunalen Ver-
tretungskörperschaft  ganz  erheblich.  Der  Autor 
rechtfertigt den hohen Grad an exekutiver Füh-
rerschaft  mit  dem  demokratischen  Legitimati-
onsbonus  durch  die  Direktwahl  des  Stadtober-
hauptes.  In der  plebiszitären Ermächtigung des 
Verwaltungsvorstehers muss man aber nicht not-
wendigerweise  einen  Zuwachs  an  Demokratie 
erblicken.

Philipp Erbentraut

Jun, Uwe/Haas, Melanie/Niedermayer, Oskar 
(Hrsg.): Parteien und Parteiensysteme in den 
deutschen  Ländern, Wiesbaden:  VS  Verlag 
für  Sozialwissenschaften,  2008.  ISBN 978-3-
531-15439-8, 472 Seiten, € 39,90.
Dieser Sammelband liefert erstmals eine verglei-
chende Gesamtschau der einzelnen Parteiensys-
teme aller  16 Bundesländer.  Damit  werden die 
Herausgeber  ihrem  eigenen  Anspruch  gerecht, 
eine Lücke der Parteienforschung zu schließen. 
Denn  abgesehen  von  einigen  vergleichenden 
Darstellungen zu Einzelaspekten gab es bislang 
keinen umfassenden Überblick über die regiona-
len  Parteien  und Parteiensysteme.  Zurück  geht 
die  Veröffentlichung  auf  eine  Tagung  des  Ar-
beitskreises  Parteienforschung  der  Deutschen 
Vereinigung  für  Politikwissenschaft  im  Jahr 
2004. Sie versteht sich gleichzeitig als Fortset-
zung des 2006 erschienenen Bandes „Die Partei-

ensysteme  Westeuropas“  (Niedermayer/  Stöss 
/Haas).

Im Mittelpunkt  der Arbeit  stehen die – mit  je-
weils  rund  20  Seiten  Umfang  erfreulich  straff 
gehaltenen – Bundesländerstudien renommierter 
Parteienforscher  und  regionaler  Experten.  Der 
besseren Vergleichbarkeit  dient die einheitliche 
Struktur  der  einzelnen  Beiträge.  Sie  behandeln 
jeweils der Reihe nach die Rahmenbedingungen, 
die historische Entwicklung sowie Analyse der 
gegenwärtigen Struktur des Parteiensystems. An-
schließend erfolgt die Einordnung des jeweiligen 
Landes- in den Kontext des Bundesparteiensys-
tems. Den Schwerpunkt der Untersuchungen bil-
den dabei sinnvollerweise die neueren Entwick-
lungen seit 1990. Eine stärker theoretisch orien-
tierte  Einführung  der  Herausgeber  in  For-
schungsstand und Thema, zwei Beiträge zu den 
Wechselwirkungen zwischen Bundes- und Lan-
desebene sowie eine länderübergreifende Analy-
se unter dem Aspekt der Koalitionsbildung run-
den das Buch ab.
Dabei  fördert  ein  Vergleich  der  Länderkapitel 
neben zum Teil  bekannten Fakten was die Be-
sonderheiten ost- und westdeutscher Parteiensys-
teme betrifft, durchaus auch einige überraschen-
de Ergebnisse zu Tage – etwa beim Blick auf die 
Asymmetrien zwischen Unionsparteien und So-
zialdemokraten.  So gibt  es  in  der  Bundesrepu-
blik  allein  fünf  regionale  Parteiensysteme,  die 
die Herausgeber als „hegemonial“ klassifizieren, 
weil in ihnen seit ihrem Bestehen eine der bei-
den großen Parteien beständig bessere Ergebnis-
se  erzielen  konnte  als  die  andere.  Dies  sind 
Brandenburg und Bremen mit einem konstanten 
Übergewicht  der  SPD  sowie  Baden-Württem-
berg,  Sachsen  und  Thüringen  mit  dauerhaftem 
Vorteil  für  die  CDU.  Interessanterweise  fallen 
Bayern und Nordrhein-Westfalen, die gemeinhin 
als Hochburgen einer der beiden Parteien gelten, 
nicht in die Kategorie hegemonialer Systeme. In 
Bayern lag die SPD 1950 knapp vor der CSU. In 
NRW hatten die Sozialdemokraten bis zur verlo-
renen Wahl von 2005 ebenfalls erst ab 1980 die 
Nase  vorn.  Auch  stammt  die  größte  Differenz 
der Wahlergebnisse beider großen Parteien – an-
ders als man vielleicht erwartet hätte – nicht aus 
Bayern.  Fast  unglaubliche  46,2  Prozentpunkte 
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Vorsprung vor der SPD hatte die CDU 1999 bei 
der Landtagswahl in Sachsen. Ein weiterer span-
nender  Aspekt:  Sowohl  was  die  Koalitionsbil-
dungen als auch die generelle Entwicklung von 
regionalen  Parteien  und  Parteiensystemen  be-
trifft,  weisen  die  Länder  Hessen  (Beitrag  von 
Christoph Strünck) und Niedersachsen (Michael 
Koß und Tim Spier)  eine  gewisse Signal-  und 
Schrittmacherfunktion für die Bundesebene auf.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die-
ses Buch der Parteienforschung wertvolle Diens-
te als Nachschlage- und Überblickswerk leisten 
wird. In einem Anlauf dürfte sich wohl kaum je-
mand an die fast 500 daten- und faktengesättig-
ten Seiten wagen. Das macht aber nichts. Die gut 
redigierten und durchweg aktuellen Einzelbeiträ-
ge können auch für sich allein stehen, eröffnen 
jedoch erst  im Vergleich ihrer wichtigsten Re-
sultate den Blick für allgemeine Trends regiona-
ler  Parteiensysteme  in  Deutschland.  Weiterhin 
leistet eine derart groß und gründlich angelegte 
Untersuchung auf  der  Ebene  der  Bundesländer 
fast  zwangsläufig  einen  wichtigen  Beitrag  zur 
Föderalismusdebatte.  Man sollte  diesen Aspekt 
nicht  gering schätzen.  Schließlich  hat  sich  das 
Parteiensystem  der  Bundesrepublik  nach  dem 
Zweiten Weltkrieg nicht zentralistisch,  sondern 
über  die  einzelnen  regionalen  Parteiensysteme 
entwickelt.  Wurden  die  Konflikte  auf  Landes-
ebene zunächst jedoch von der parteipolitischen 
Konfrontation im Bund mehr oder weniger über-
lagert, ist seit der Wiedervereinigung eine „Re-
gionalisierung des Parteiensystems“ (Sturm) zu 
beobachten.  Der  gewachsenen  Bedeutung  der 
Länder  –  etwa  als  Versuchslaboratorium  für 
neue Parteienkoalitionen – trägt dieser Band des-
halb mit gutem Grund Rechnung.

Philipp Erbentraut

Koß,  Michael:  Staatliche  Parteienfinanzie-
rung  und  politischer  Wettbewerb.  Die  Ent-
wicklung  der  Finanzierungsregimes  in 
Deutschland, Schweden, Großbritannien und 
Frankreich, Wiesbaden: VS Verlag für Sozi-
alwissenschaften,  2008,  ISBN  978-3-531-
16350-5, 363 Seiten, € 39,90.
Vormals verpönt hat die staatliche Parteienfinan-
zierung in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhun-
derts zu einem wahrhaften Siegeszug in den eta-
blierten Demokratien Westeuropas angesetzt und 
dabei den  privaten Spenden und Mitgliedsbei-
trägen  als  ursprünglich  wichtigster  Einnahme-
quelle den Rang abgelaufen. Ganz überwiegend 
genießt  staatliche Förderung heute  das  Positiv-
image, fairen Parteienwettbewerb zu garantieren 
und wirksames Instrument im Kampf gegen die 
Korruption zu sein.  Betrachtet  man nur einmal 
die 15 EU-Staaten von 1995 plus Norwegen und 
der Schweiz, so fällt auf, dass lediglich drei die-
ser  Länder  über  keine  nennenswerte  staatliche 
Alimentierung  ihrer  Parteien  verfügen.  Damit 
einher  geht  eine  bemerkenswerte  Angleichung 
der Transparenzvorschriften. Diese Konvergenz- 
und Etatisierungsprozesse sind in der politikwis-
senschaftlichen Forschung durchaus zur Kennt-
nis  genommen  worden.  Nur  gingen  bisherige 
Untersuchungen vor allem der Frage nach, wel-
che Folgen die Einführung einer staatlichen Par-
teienfinanzierung  zeitigt.  Besonders  stark  rezi-
piert wurde in diesem Zusammenhang die Olig-
archisierungsthese von Katz und Mair,  wonach 
der warme Geldregen den Wandel des Parteien-
systems in Richtung einer Kartellisierung mitbe-
wirkt habe.
Demgegenüber hat sich der Politikwissenschaft-
ler  Michael  Koß in  seiner  Dissertation  auf  die 
Fahnen geschrieben, nicht nach den Konsequen-
zen der Entwicklung sogenannter Parteienfinan-
zierungsregimes zu fahnden, sondern deren Ur-
sachen empirisch zu ergründen. Indem er hierbei 
den  Zusammenhang  von  staatlicher  Parteienfi-
nanzierung  und  politischem  Wettbewerb  her-
stellt,  möchte  der  Autor  die  Entwicklung  der 
Parteienfinanzierung „multikausal“ erklären und 
gleichzeitig die von ihm diagnostizierte „Theo-
rieferne“ dieses  Forschungsfeldes  durch dessen 
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Einbettung in die Lehre des Neo-Institutionalis-
mus überwinden.

In erster Linie versucht Koß zu zeigen, dass die 
Einführung bzw.  Reform einer  staatlichen  Par-
teienfinanzierung nur  gelingen kann,  wenn die 
(etablierten und im Parlament vertretenen) Par-
teien darüber zu einem Konsens gelangen. Die-
ser  wiederum  sei  umso  wahrscheinlicher,  je 
mehr  institutionelle  Entscheidungspunkte  den 
Parteien zur Verfügung stünden, je geringer die 
Bedeutung des  Ziels  der  Stimmenmaximierung 
für die Parteien sei und je intensiver der Korrup-
tionsdiskurs in der Politik geführt werde.
Konzipiert ist die Arbeit als vergleichende Vier-
länderstudie nach der Logik des „most-different-
systems-design“  anhand  der  unterschiedlichen 
Finanzierungsmodi  politischer  Parteien.  Dabei 
dienen Deutschland und Schweden als positive 
Fälle,  in  denen  die  staatlichen  Zuwendungen 
einen bedeutenden Teil der Einkünfte der Partei-
en  ausmachen  sowie  als  negative  Fälle  Frank-
reich  (bis  1988)  und Großbritannien,  in  denen 
die Einführung einer nennenswerten Bezuschus-
sung durch den Staat scheiterte. Am Ende einer 
umfangreichen  qualitativen  Analyse  findet  der 
Autor  seine  Eingangshypothesen  bestätigt  und 
ist – ohne den Anspruch auf Generalisierbarkeit 
zu erheben – doch vorsichtig optimistisch, was 
die Übertragbarkeit seiner Forschungsergebnisse 
auf andere Länder betrifft.

Die Studie von Michael Koß besticht vor allem 
durch die  Souveränität  des Autors in  methodi-
schen Fragen. Durch die systematische Offenle-
gung und kritische Reflektion der eigenen Vor-
gehensweise sowie geschickte Vermittlungsvor-
schläge  nimmt  Koß  möglichen  Einwänden  – 
etwa was die Fallauswahl, die generell begrenzte 
Aussagekraft  von  Fallstudien  oder  die  etwas 
mysteriöse Herleitung der unabhängigen Varia-
blen betrifft – bereits im Voraus die Spitze. Da-
bei  stellt  er  vor  allem in  der  sehr  gelungenen 
Einleitung auch sein Talent unter Beweis, kom-
plizierte sozialwissenschaftliche Zusammenhän-
ge zuzuspitzen  und auf  den  Punkt  zu  bringen. 
Die  qualitativen,  landeskundlichen,  zum  Teil 
zeithistorischen Analysen seiner Fälle sind aus-
gesprochen  lehrreich  und  passagenweise  pa-

ckend geschrieben. Hier ist dem Autor die Lei-
denschaft für seinen Gegenstand – in allen Län-
dern hat er einige Zeit verbracht – förmlich an-
zumerken.

Dennoch gibt es Anlass, Wasser in den Wein zu 
gießen.  Anders  als  zu Beginn des Buches  ver-
sprochen, deckt Koß nämlich keineswegs die Ur-
sachen für die Einführung staatlicher Parteienfi-
nanzierung  auf.  Das  Verhältnis  zwischen  der 
Übereinkunft der Parteien und der Finanzierung 
durch den Staat ist offensichtlich konditionaler, 
nicht kausaler Art. Der Konsens der Parteien ist 
mit  anderen  Worten  also  nur  eine  notwendige 
Bedingung für  staatliche  Förderung,  nicht  aber 
deren Ursache. Die Frage nach der „wahren“ Ur-
sache  führt  zugegebenermaßen  zu  komplexen 
Erwägungen und ist nicht leicht zu beantworten. 
Intuitiv möchte man vielleicht meinen, die Par-
teien  brauchten  das  Geld.  Es  wird  aber  nicht 
ganz klar, ob der Autor diesen Unterschied nicht 
(an)erkennt oder er ihn aus Gründen der Erotik 
der Fragestellung bewusst nicht vertiefen möch-
te.  Doch selbst,  wenn man ihm diesen kleinen 
Kniff durchgehen lässt – „multikausal“ ist  sein 
Ansatz zur Erklärung der Finanzierungsregimes 
auf keinen Fall. Die Studie lässt sich im Grunde 
auf die Feststellung reduzieren, dass es Parteien-
finanzierung gibt,  weil sich die Parteien darauf 
geeinigt haben. Tautologisch ist das noch nicht, 
aber vermutet hatte man es irgendwie schon im-
mer.

Philipp Erbentraut

Udo Zolleis: Die CDU. Das politische Leitbild 
im Wandel  der Zeit, Wiesbaden: VS Verlag 
für  Sozialwissenschaften,  2008,  ISBN 978-3-
531-15548-7, 313 Seiten, € 34,90.
In seiner Dissertation hat sich der Tübinger Poli-
tikwissenschaftler  Udo  Zolleis  die  inhaltliche 
Klärung und Bekräftigung des hohen „C“ im Na-
men der CDU zum Ziel gesetzt. Die Kernaussa-
ge lautet, dass die Partei in den vergangenen 60 
Jahren ihrer christdemokratischen Identität oder 
– wie er es formuliert – ihrem „politischen Leit-
bild“ im Prinzip treu geblieben sei. Sie habe sich 
nicht in eine liberal-konservative Allerweltspar-
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tei verwandelt und sei deshalb nach wie vor als 
ein  Mitglied  der  christdemokratischen  famille  
spirituelle anzusehen.  Damit  erteilt  der  Autor 
über den Einzelfall hinaus zugleich allen ökono-
mischen Theorien der Demokratie – von Weber 
über Downs und Kirchheimer bis hin zu Horner 
– eine Absage, die die Parteien seiner Meinung 
nach zu einseitig in der Rolle entideologisierter 
zweckrationaler  Stimmenmaximierer  interpre-
tierten. Parteien seien aber mitnichten monolithi-
sche  Zweck-Mittel-Gebilde.  Sie  besäßen  viel-
mehr ein politisches Leitbild, das durch die je-
weilige Entwicklungsgeschichte geprägt sei und 
ihr aktuelles Handeln nachhaltig beeinflusse.

Die historischen Wurzeln der CDU verfolgt der 
Autor bis in das 19. Jahrhundert zurück. Wohl-
wollend rezipiert er dabei die Cleavage-Theorie 
von  Rokkan  und  Lipset.  In  dieser  Perspektive 
wird die Christdemokratie als das Produkt eines 
Grundkonflikts  zwischen  den  Herausforderun-
gen des modernen Staates und den überkomme-
nen  Rechtsansprüchen  der  katholischen  Kirche 
gedeutet.  Mit  Hilfe  der  geschichtlichen  Herlei-
tung und eines Vergleichs verschiedener westeu-
ropäischer  Parteien  macht  Zolleis  sodann klar, 
was  er  unter  „christdemokratisch“  überhaupt 
versteht.  Gemeint  ist  eine Politik,  die  sich vor 
dem  Hintergrund  eines  Konsens’  christlicher 
Grundwerte  mit  den  Schlagworten  Mediation, 
Pluralismus,  Personalität  und Subsidiarität  um-
reißen  ließe.  Übersetzt  in  programmatische 
Schwerpunkte  bedeutet  dies:  Anti-Kommunis-
mus, Selbstverständnis als Volkspartei, Bekennt-
nis zum Föderalismus und zur Sozialen Markt-
wirtschaft.
Das analytische Verdienst des Verfassers besteht 
nun darin, dass er die Beteuerung dieser Prinzi-
pien  in  folkloristischen  Sonntags-  und  Partei-
tagsreden nicht mit der tatsächlichen Gültigkeit 
des  politischen Leitbildes  verwechseln möchte. 
Im Hauptteil  der  Arbeit  werden deshalb Wirk-
samkeit und Wandel des spezifisch Christdemo-
kratischen  anhand  der  Wettbewerbstrategie  der 
CDU,  ihrer  Programmatik  und  ihrer  tatsächli-
chen (Wirtschafts-)Politik sowie ihres innerpar-
teilichen  Lebens  anhand  von  Quellenmaterial, 
Experteninterviews und der Fachliteratur minuti-
ös untersucht.

Der Autor unterscheidet dazu in fünf etwas ei-
genwillig  abgesteckten  Zeitepochen  der  Partei-
geschichte von 1948 bis 2003 zwischen Verän-
derungen erster,  zweiter  und dritter  Ordnung – 
von kleinen Neujustierungen über eine Umstel-
lung  der  eingesetzten  Instrumente  zur  Politik-
steuerung bis hin zu einem radikalen Wandel in 
der Hierarchie der Ziele. Während er dabei von 
Adenauer bis Kohl nur unwesentliche Bewegun-
gen des politischen Leitbildes auszumachen ver-
mag, sieht er für die Zeit nach 1998 tiefere Ein-
schnitte  auf  die  Partei  zukommen.  Von  einem 
Paradigmenwechsel weg von einem christdemo-
kratischen hin zu einem neoliberalen Politikver-
ständnis unter Angela Merkel will  der Autor – 
trotz  der  Beschlüsse  des  Leipziger  Parteitages 
2003 – aber (noch) nichts wissen. Allerdings zei-
ge das historisch schlechte Abschneiden bei der 
Bundestagswahl  2005,  dass  die  CDU  vor  der 
Gefahr  stehe,  ihrem  Anspruch  als  Volkspartei 
nicht mehr gerecht zu werden.

Udo Zolleis verficht engagiert seine These von 
der Gültigkeit des hohen „C“. Dass er dabei auch 
den Mut zu kontroversen Ansichten hat, zählt si-
cherlich zu den Stärken dieser Studie. Desweite-
ren  beeindruckt  die  Arbeit  durch  ihren  Detail-
reichtum und den beträchtlichen Umfang des Li-
teraturverzeichnisses.  Alle  Skeptiker  werden 
sich damit allerdings nicht zufrieden geben. Vor 
allem die Einleitung wirkt doch reichlich konfus 
und ist mit der heißen Nadel gestrickt. Dies fängt 
exemplarisch schon mit dem allerersten Zitat des 
bekannten Theologen Oswald von Nell-Breuning 
an, zu dem der Originalbeleg fehlt und geht mit 
Unschärfen bei den grundlegenden Definitionen 
weiter: Ist das politische Leitbild – wie Zolleis 
behauptet – tatsächlich die Summe aller normati-
ven Wertvorstellungen einer  Partei?  Als  Kom-
pass  wäre  ein  solch  lediglich  aufaddiertes  Ne-
beneinander  verschiedener  Werte  wohl  wenig 
hilfreich. In die Irre führt ebenfalls das nur eini-
ge Zeilen lange Unterkapitel „Zentrale Fragestel-
lung“.  Das  eigentliche  Erkenntnisinteresse  hat 
der Autor zu diesem Zeitpunkt längst formuliert. 
Nun konfrontiert er den Leser mit vielen weite-
ren „zentralen Fragen“, deren Hierarchie unge-
klärt bleibt. Immer wieder setzt er eigene Kate-
gorien und Konzepte, die wie aus heiterem Him-
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mel auftauchen, zunächst ganz selbstverständlich 
voraus, um sie dann viele Seiten später erst um-
ständlich in die Arbeit einzuführen – so, als wäre 
nie etwas gewesen. In diesen unsortierten Passa-
gen leidet  unter dem Ringen des Schreibenden 
mit  seinem Gegenstand nicht  zuletzt  die  Spra-
che.  Eine  entschlossenere  Endredaktion  hätte 
dem Text in jeder Beziehung gut getan.

So  werden  leider  auch  die  sehr  interessanten 
theoretischen Einlassungen zum Rational-Choi-
ce-Ansatz aus der Einleitung am Ende des Bu-
ches nicht mehr aufgegriffen. Dies ist aus metho-
discher Sicht umso bedauerlicher, da Zolleis ja 
gerade die Unterkomplexität zweckrationaler Er-
klärungsmuster zur Beschreibung des Verhaltens 
von Parteien dokumentieren möchte und die An-
sicht vertritt, dass im Zweifelsfall Ideologie vor 
Stimmenmaximierung  geht.  Eine  These,  die  – 
freundlich formuliert – Diskussionsbedarf weckt. 
Der Fall,  in dem die CDU aus Treue zu ihrem 
christdemokratischen  Leitbild  freiwillig  auf 
Stimmen verzichtet  hätte, müsste noch nachge-
reicht werden.

Philipp Erbentraut

Schroeder,  Wolfgang  (Hrsg.):  Parteien  und 
Parteiensystem  in  Hessen.  Vom  Vier-  zum 
Fünfparteiensystem?, Wiesbaden: VS Verlag 
für  Sozialwissenschaften,  2008,  ISBN 978-3-
531-16003-0, 340 Seiten, € 29,90.
Das  aufsehenerregende Ergebnis  der  Landtags-
wahl im Januar 2008 und die nicht minder dra-
matischen  Ereignisse  um  die  fehlgeschlagenen 
Versuche  zur  Regierungsbildung  im  Verlaufe 
des  Jahres  haben die  öffentliche  Aufmerksam-
keit im Jahr 2008 wieder verstärkt auf die hessi-
sche  Parteipolitik  gelenkt.  Das  Erscheinen  des 
von Wolfgang Schroeder herausgegebenen Ban-
des "Parteien und Parteiensystem in Hessen" hät-
te kaum besser terminiert sein können.

Die im Buch versammelten Autorinnen und Au-
toren stellen die Parteien als  Regierungs- bzw. 
Parlamentsparteien (party in office) und als Par-
teiorganisationen (the party proper) in den Mit-
telpunkt.  Einführend  werden  die  seit  2008  im 
Landtag vertretenen Parteien  vorgestellt,  neben 

ihnen auch ein Blick auf die Freien Wähler, die 
rechtsextremistische Parteienszene und die sons-
tigen  Klein(st)parteien  geworfen.  Dabei  wird 
nicht nur die jeweilige innerparteiliche Entwick-
lung  nachgezeichnet,  sondern  im  Zuge  dessen 
auch Stück  für  Stück  eine politische  hessische 
Nachkriegsgeschichte zusammengesetzt. 

Als prägend für die hessische Parteipolitik wird 
dabei  immer  wieder  der  konkurrenzdemokrati-
sche  Charakter  des  hessischen  Parteiensystems 
betont. In Hessen wurde mehr als wohl in kaum 
einem  anderen  Bundesland  eine  Lagergegner-
schaft gepflegt, in der sich FDP und Grüne ein-
deutig als quasi-natürlicher Bündnispartner einer 
der beiden Volksparteien betrachteten. Das ver-
gangene  Jahr  hat  diese  Lager  (noch?)  einmal 
mehr bestätigt, was das Scheitern der Bildung ei-
ner  neuen  Regierung  nach  der  Landtagswahl 
2008 maßgeblich mitverursacht hat.
Der  eher  konfrontative  politische  Stil  kristalli-
sierte  sich  in  den  siebziger  Jahren  besonders 
stark in der Schulpolitik, die der seit den sechzi-
ger  Jahren  unter  Alfred  Dregger  erstarkenden 
Landes-CDU die Chance zur Mobilisierung ge-
gen die seit  1946 regierende SPD gab. Diesem 
Politikfeld,  das auch in jüngster Vergangenheit 
wieder seine Brisanz gezeigt hat, wird im vorlie-
genden Band daher zurecht ein eigenes Kapitel 
gewidmet.  SPD-  und CDU-Regierungen haben 
hier auf ihre jeweils  eigene Weise versucht, in 
der  Schulpolitik  des  Landes  dem  Anspruch 
"Hessen vorn" gerecht zu werden. In beiden Fäl-
len  bot  dies  der  jeweiligen  Opposition  jedoch 
Gelegenheit, der Regierungspartei bei folgenden 
Wahlen empfindliche Niederlagen zuzufügen.

Für den politisch interessierten Leser bieten be-
sonders die Kapital zu den Parteien eine hochin-
teressante Lektüre, bei der auch der ein oder an-
dere für Außenstehende verblüffende Aspekt zu 
Tage  gefördert  wird;  so  die  parteiinterne  Ein-
schätzung  Roland  Kochs  als  "Linker"  in  der 
CDU, als er 1989 zum ersten mal zum Vorsit-
zenden der CDU-Landtagsfraktion gewählt wird. 
Die umstrittenen Kampagnen gegen das rot-grü-
ne Einwanderungsgesetz 1999 und für die Ver-
schärfung des Jugendstrafrechts 2008 erscheinen 
in der hier gegebenen Darstellung so auch eher 
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als taktisches Instrument zur Mobilisierung von 
Kernwählerschichten  denn  als  Ausdruck  einer 
ideologischen Durchdringung der Parteiführung.

Gegenüber  der  teilweise  sehr  plastischen  und 
spannenden Darstellung des zugespitzten hessi-
schen Politikstils seit den sechziger Jahren hätte 
man sich jedoch noch eine etwas stärker gebün-
delte,  systematische  Grundlegung  der  gesell-
schaftlichen  Voraussetzungen  des  hessischen 
Parteiensystems  gewünscht.  In  einem  Bundes-
land,  in  dem so gegensätzliche  Prägungen wie 
im tief katholischen Fulda einerseits und dem sä-
kular-internationalen  Frankfurt  existieren,  wäre 
ein knappes Kapitel zu sozialstrukturellen Merk-
malen der hessischen Bevölkerung angezeigt ge-
wesen. Hierzu finden sich lediglich in den Par-
teienkapiteln  vereinzelte  Hinweise,  die  sich 
i.d.R. aber auf einzelne Wahlen beschränken. So 
vermißt man letztlich ein bißchen die Perspekti-
ve  auf  die  gesellschaftliche  Verwurzelung  der 
Parteien  (party in  the  electorate).  Dies  soll  je-
doch nicht den Wert des Bandes schmälern, der 
durch seine Betrachtung gerade auch der jünge-
ren  politischen  Auseinandersetzungen  in  den 
Jahren  der  Regierung  Koch  im  Lande  Hessen 
eine hochaktuelle Studie  darstellt.  Gerade auch 
die  vorgezogenen  Neuwahlen  im  Januar  2009 
haben  die  im  vorliegenden  Band  dargestellten 
Muster der hessischen "Blockkonfrontation" der 
Parteilager eindrucksvoll bestätigt.

Urs Lesse

Völkl, Kerstin [u. a.]: Wähler und Landtags-
wahlen in  der  Bundesrepublik  Deutschland, 
Baden-Baden:  Nomos,  2008,  ISBN  978-3-
8329-3057-82008, 489 Seiten, € 59.
Sind Landtagswahlen noch immer "second-order 
elections",  bundespolitische  Neben-  oder  Test-
wahlen, wie Reif und Schmitt Anfang der acht-
ziger Jahre feststellten? Oder finden landespoli-
tische Faktoren viel stärker Eingang in das indi-
viduelle Wahlverhalten, als bislang vielfach an-
genommen? Diese Fragen stehen im Mittelpunkt 
der 16 Länderstudien, die den Kern des vorlie-
genden Bandes  bilden.  Methodischer  Kern des 
Vorhabens  war  dabei,  über  die  bisherige  Be-

schränkung auf Aggregatdaten (Wahlstatistiken) 
hinaus auf Wahlumfragen zuzugreifen, die Auf-
schlüsse über die individuellen Wa(e)hl(er)moti-
ve erlauben.

Die Autoren der Beiträge gehen einheitlich vom 
Michigan-Modell  aus,  das  Wahlverhalten  aus 
grundlegenden,  längerfristigen  Parteibindungen 
(Parteiidentifikation)  einerseits  und  wahlkon-
textspezifischen Kandidaten- und Themenorien-
tierungen  andererseits  erklärt.  Die  Tendenz 
dazu, eine wachsende Bedeutung landesspezifi-
scher  Motive  des  Wahlverhaltens  ausfindig  zu 
machen, ist fast allen Beiträgen gemein. Solche 
landesspezifischen Faktoren sehen sie dabei vor 
allem in den Kandidaten und kampagnedominie-
renden Themen, während die Parteiidentifikation 
in der Regel in den Hintergrund der Betrachtung 
tritt. Es sei nicht möglich, die Parteiidentifikati-
on eindeutig einer Ebene (Bund oder Land) zu-
zuschreiben,  sind sich die meisten Beiträge ei-
nig.  Ob dies  tatsächlich  so zutrifft  oder  ob  es 
vielleicht  sogar  Ansätze  zu  ebenenspezifischen 
Parteiidentifikationen - wie sie in Kanada exis-
tieren - gibt,  erscheint  vor diesem Hintergrund 
eine lohnende Frage, die der vorliegende Band 
mit  dem  vorhandenen  Umfragematerial  aber 
nicht  bearbeiten  konnte.  Eine  solche  Untersu-
chung ist für die Zukunft wünschenswert.
Auch wenn die hier versammelten Studien ein-
hellig  einräumen,  daß  die  Parteiidentifikation 
der  Faktor  mit  der  größten  Erklärungskraft 
bleibt, so stehen doch die für die übergreifende 
Frage  nach  dem  Verhältnis  von  Bundes-  und 
Landeseinflüssen  zentralen  Kandidaten-  und 
Themenorientierungen  im  Mittelpunkt.  Insbe-
sondere  die  politische  Bilanz  bzw.  Bewertung 
der jeweiligen Landesregierungen sowie der Zu-
sammenhang  des  Wahlverhaltens  mit  der  Be-
wertung  der  Landesparteien,  deren  Bundespar-
teien  zum  Wahlzeitpunkt  die  Bundesregierung 
stellen, erhält dabei größtes Augenmerk. Im Er-
gebnis  konstatieren  die  meisten  Beiträge einen 
stärkeren  landespolitischen  Einfluß  auf  das 
Wahlverhalten in Landtagswahlen als bislang - 
in den Aggregatdaten-konzentrierten Arbeiten - 
angenommen.  Zum Teil  ist  dies  auch aus  den 
einfachen Wahlergebnissen abzulesen.
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Als Herausforderung erweist sich dabei, daß die 
vorliegenden  Wahlumfragen  aus  den  Jahren 
1962 bis  2006 aufgrund unterschiedlicher  Fra-
genkataloge nur teilweise für eine vergleichende 
Zeitreihenbetrachtung  geeignet  sind.  Fast  alle 
Länderstudien müssen die Faktoren unterschied-
lich modellieren und operationalisieren. Dies er-
schwert  leider  sowohl  den  jeweiligen  Zeitver-
gleich innerhalb der Länderstudien als auch den 
Vergleich der Länderstudien untereinander. Die-
se methodischen Herausforderungen resultieren 
zudem  darin,  daß  jede  Länderstudie  zunächst 
eine eigene theoretische Herangehensweise dar-
legt, was einerseits – aufgrund des unterschiedli-
chen Datenmaterials  –  unverzichtbar  erscheint, 
andererseits - die bisherige Forschung wird sehr 
ähnlich in allen Beiträgen resümiert - die Lektü-
re etwas erschwert.

Die  dem  vorliegenden  Band  zugrundeliegende 
Frage ist  noch keineswegs abschließend beant-
wortet.  Der  DVPW-Arbeitskreis  "Wahlen  und 
politische Einstellungen" widmet  sich daher in 
einer Tagung im Mai 2009 in Frankfurt ebenfalls 
dem Thema.

Urs Lesse

Schmitz,  Karsten:  Wahlsysteme und  Partei-
ensysteme in Osteuropa. Analyse des Einflus-
ses der Wahlsysteme auf die Parteiensysteme 
Osteuropas  im  Transformationsprozess, 
Saarbrücken:  VDM-Verlag,  2008,  ISBN  3-
8364-3242-0, 164 Seiten, € 68. 
Die Wahlsysteme und Parteiensystems in Osteu-
ropa waren seit  1990,  wie Karsten Schmitz  in 
seiner  Diplomarbeit  zeigt,  einem  ständigen 
Wandel unterworfen. Unübersehbar ist,  wie oft 
machtpolitische  Motive  Änderungen im Wahl-
recht hervorbrachten. Andererseits  demonstriert 
die vorliegende Arbeit  aber auch, daß sich zu-
nehmend taktische "Lerneffekte" eingestellt ha-
ben - sowohl bei Wählern als auch den Parteien. 

So ist  in  einem Zusammenspiel  von Verschär-
fungen der landesweiten Sperrklausel und einer 
entsprechenden  Wahlbündnispolitik  der  antre-
tenden Parteien in Polen inzwischen eine deutli-
che  "Flurbereinigung"  des  Parteiensystems  er-

folgt: Zogen bei den ersten freien Wahlen 1991 
noch  29  Parteien  und  Gruppierungen  in  den 
Sejm ein,  so sind im aktuellen  Sejm nach der 
Wahl von 2007 nur noch vier Fraktionen vertre-
ten.  Zugleich passen sich auch die Wähler zu-
nehmend  der  Wahlsystemlogik  an  -  nur  noch 
4,1%  der  Stimmen  wurden  2007  für  Parteien 
und Kandidaten  abgegeben,  die  den Sprung in 
das Parlament letztlich verfehlten.

Gemessen an den traditionellen Annahmen über 
die Auswirkungen von Mehrheits- und Verhält-
niswahlsystemen kommt Schmitz zu einem teil-
weise überraschenden Fazit. So weisen die weni-
gen  osteuropäischen  Wahlen,  die  unter  einem 
Mehrheitswahlrecht  abgehalten  wurden,  nicht 
den  höchsten  Konzentrationseffekt  auf.  Viel-
mehr  erweist  sich  im  Untersuchungszeitraum 
eine Sperrklausel auf nationaler Ebene im Rah-
men eines Verhältniswahlsystems als effektiver-
er Mechanismus zur Reduzierung von Fragmen-
tierung. Wahrscheinliche Ursache hierfür dürfte 
sein, daß neue politische Kräfte – die nicht nur 
1990,  sondern  auch  bei  zahlreichen  folgenden 
Wahlen in Osteuropa eher die Regel als die Aus-
nahme bildeten – sich nicht sofort  als national 
vertretene Kraft formierten, sondern aus regiona-
len Schwerpunkten entstanden. Dies ermöglichte 
häufig sogar die erfolgreiche Kandidatur für Di-
rektmandate, nicht jedoch die Überwindung na-
tionaler Sperrklauseln.
Daneben zeigt  Schmitz'  Arbeit  aber  vor  allem 
auch die Grenzen der Steuerbarkeit der Parteien-
systeme mit  Mitteln  des Wahlrechts.  So liefen 
auch offensichtliche Manipulationsversuche wie 
in der Slowakei ins Leere: So versuchte die au-
toritäre  Meciar-Regierung vor  der  Wahl  1998, 
mittels  einer  Anhebung  der  Sperrklausel  für 
Wahlbündnisse  das  ungeliebte  oppositionelle 
Wahlbündnis  aus  dem Parlament  fernzuhalten. 
Die oppositionellen Kräfte reagierten darauf je-
doch unerwartet flexibel und formten ihr Bünd-
nis kurzerhand in eine Partei um – auf die nach 
wie vor die  alte,  niedrigere Sperrklausel  anzu-
wenden war.

Neben  diesen  vorsichtigen  Generalisierungen 
bietet sich die vorliegende Arbeit aber auch als 
schnelles Nachschlagewerk an, das grob die al-
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lerwichtigsten Entwicklungen in den Wahl- und 
Parteiensystemen Osteuropas seit  dem Fall  des 
Eisernen Vorhangs 1989/90 chronologisch nach-
zeichnet.  Das Buch ist  angesichts  des rasanten 
Wandels,  der  sich  in  vielen  der  untersuchten 
Ländern allein schon zwischen nur zwei Wahlen 
vollzog, eine willkommene Orientierungshilfe.

Urs Lesse
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Rechtsprechungsübersicht

1. Grundlagen zum Parteienrecht
BVerfG, Urteil vom 12.03.2008 – 2 BvF 4/03, in: NVwZ 6 (2008), S. 658-665 (Beteiligung politi-
scher Parteien an privaten Rundfunkunternehmen).
BGH, Urteil vom 14.10.2008 – 1 StR 260/08 (LG Karlsruhe), in: NJW 49 (2008), S. 3580-3585 
(Vorwurf der Vorteilsgewährung wegen Versendung von WM-Tickets an politische Funktionsträ-
ger).

Hessischer VGH, Urteil vom 04.01.2008 – 8 B 17/08, veröffentlicht bei juris (Zur Prüfungsbefugnis 
der öffentlichen Rundfunkanstalten hinsichtlich verfassungswidriger Inhalte von Wahlwerbespots 
politischer Parteien).
Bayerischer VGH, Urteil vom 26.05.2008 – 21 BV 07.586, nicht veröffentlicht (Parteienprivileg 
und Anwendbarkeit von § 5 II Nr. 3 WaffG bei parteioffizieller oder parteiverbundener Tätigkeit).

LAG Schleswig-Holstein, Beschluss vom 30.09.2008 – 2 TaBV 25/08, nicht veröffentlicht (Partei-
politische Betätigung im Betrieb nicht bei Aufruf gegen den Irak-Krieg).
LG Dresden, Urteil vom 08.04.2008 – 3 O 3466/07, in: AfP 3 (2008), S. 321-322 (Zum Anspruch 
einer politischen Partei auf Veröffentlichung eines vorformulierten Textes). 

SG Berlin, Urteil vom 22.05.2008 – S 36 KR 2517/07, nicht veröffentlicht (Versicherungspflicht 
des Vorstandes eines Landesverbandes einer politischen Partei).
VG Köln, Urteil vom 13.12.2007 – 20 K 3077/06, nicht veröffentlicht (Speicherung der nachrich-
tendienstlich erworbenen Daten zur Person eines Abgeordneten).

VG Frankfurt, Beschluss vom 03.01.2008 – 10 G 4397/07. nicht veröffentlicht (Verfassungswidrige 
Inhalte von Wahlwerbespots).
VG Sigmaringen, Urteil vom 22.10.2008 – 1 K 938/08, nicht veröffentlicht (Förderungsminderung 
durch geleistete Parteispende bei Berechnung des Elterneinkommens).

VG Aachen, Beschluss vom 04.11.2008 – 6 L 478/08, nicht veröffentlicht (Versammlungsverbot 
bleibt aufrecht erhalten, soweit Versammlungsleiter auch als Redner auftreten will).

2. Chancengleichheit
BVerwG,  Beschluss  vom 30.04.2008 –  6  B 16/08,  online  veröffentlicht  bei  juris  (Rechtsmiss-
bräuchliche Geltendmachung des Anspruchs auf Einräumung eine Girokontos).

BGer Lausanne, Urteil vom 25.10.2007 – 2 C_335/2007, in: EuGRZ 2008, S. 520 (Unzulässigkeit 
der Ausstrahlung des Fernsehporträts eines amtierenden Stadtrats unmittelbar vor den Erneuerungs-
wahlen/Rüge der Unabhängigen Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen).
Bayerischer VGH, Beschluss vom 14.01.2008 – 4 CE 08.60, nicht veröffentlicht (Überlassung einer 
Stadthalle an die NPD).

Bayerischer VGH, Beschluss vom 21.02.2008 – 4 ZB 07.3489, online veröffentlicht bei juris (Über-
lassung einer Stadthalle an die NPD).
Bayerischer VGH, Beschluss vom 21.02.2008 – 4 AE 08.282, online veröffentlicht bei juris (Über-
lassung einer Stadthalle an die NPD).
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Bayerischer VGH, Beschluss vom 14.01.2008 – 4 C 08.96, online veröffentlicht bei juris (Überlas-
sung einer Stadthalle an die NPD).

Bayerischer VGH, Beschluss vom 13.06.2008 – 4 CE 08.726, veröffentlicht auf der Internetseite des 
BayVGH  (Überlassung einer Stadthalle an die NPD).
Bayerischer VGH, Beschluss vom 06.08.2008 – 4 CE 08.2070, online veröffentlicht bei juris (Über-
lassung einer Gemeindehalle an die NPD).

OVG Niedersachsen, Beschluss vom 08.06.2007 – 12 ME 224/07, veröffentlicht in der Rechtspre-
chungsdatenbank des Niedersächsischen OVG (Sondernutzungserlaubnis für den Informationsstand 
einer politischen Partei).
OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 14.12.2007 – 3 B 7.06, online veröffentlicht bei juris (Ein-
richtung eines Girokontos für eine Partei bei der Berliner Sparkasse).

OVG NRW, Beschluss vom 02.04.2008 – 15 B 499/08, in: Städte- und Gemeinderat 2008, S. 29 f. 
(Informationsblatt zu einem Bürgerbescheid)
OVG Rheinland-Pfalz, Beschluss vom 18.04.2008 – 7 B 10404/08, in: LKRZ 2008, S. 236 (Wider-
ruf der Nutzungszusage für die Veranstaltung eines NPD-Kreisverbandes).

OVG Thüringen, Beschluss vom 16.09.2008 – 2 EO 490/08, in: ThürVBl. 2009, S. 36 ff. (Begren-
zung des Zwecks einer öffentlichen Einrichtung durch Satzungsänderung nach Stellung eines Zulas-
sungsantrages).
OLG Saarland, Urteil vom 03.07.2008 – 8 U 39/08 – 13, in: NJW-RR, S. 1632 f. (Erfolgloser vor-
läufiger Rechtsschutz einer politischen Partei auf Weiterführung gekündigter Bankkonten).

LG Saarbrücken, Urteil vom 21.12.2007 – 1 O 422/07, nicht veröffentlicht (Kündigung eines Giro-
kontos einer politischen Partei).

VG Berlin, Urteil vom 25.04.2006 – 2 A 62.05, nicht veröffentlicht (Eröffnung eines Girokontos für 
die NPD).
VG Braunschweig, Beschluss vom 07.06.2007 – 6 B 163/07, in: KommJur 3 (2008), S. 95-98 (Son-
dernutzungserlaubnis für den Informationsstand einer politischen Partei).

VG Augsburg, Urteil vom 19.11.2007 – Au 7 K 07.918, online veröffentlicht bei juris (überlassen 
eines Saales an die NPD).
VG Oldenburg, Beschluss vom 20.12.2007 – 7 B 3546/07, in: NVwZ-RR 7 (2008), S. 465-466 (Er-
teilung einer straßenverkehrsrechtlichen Ausnahmegenehmigung für Lautsprecherwagen einer Par-
tei im Wahlkampf).

VG Bayreuth, Beschluss vom 02.01.2008 – B 2 07.1288, nicht veröffentlicht (Überlassung einer 
Stadthalle an die NPD).
VG Bayreuth, Beschluss vom 09.01.2008 – B 2 V 08.19, nicht veröffentlicht (Überlassung einer 
Stadthalle an die NPD).

VG Augsburg, Beschluss vom 28.02.2008 – Au 7 E 08.229, nicht veröffentlicht (Nutzung von An-
schlagtafeln bei Kommunalwahl).
VG Sigmaringen, Beschluss vom 05.03.2008 – 5 K 2558/07, online veröffentlicht bei juris (Eröff-
nung eines Girokontos für eine politische Partei bei einer Sparkasse als öffentlich-rechtliche Strei-
tigkeit). 
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VG Bayreuth, Beschluss vom 18.03.2008 – B 2 E 08.144, nicht veröffentlicht (Überlassung einer 
Stadthalle an die NPD).

VG Düsseldorf, Beschluss vom 28.03.2008 – 1 L 520/08, online veröffentlicht bei juris (Einstweili-
ger Rechtsschutz im Zusammenhang mit der Information in einem Bürgerbescheid).
VG Koblenz, Beschluss vom 17.04.2008 – 1 L 430/08, nicht veröffentlicht (Nutzung einer Stadthal-
le durch NPD).

VG Frankfurt (Oder), Urteil vom 10.07.2008 – 4 K 1176/04, online veröffentlicht bei juris (Eröff-
nung eines Fraktionsgirokontos).
VG Gera,  Beschluss vom 23.07.2008 – 2 E 636/08 Ge, nicht  veröffentlicht  (Überlassung einer 
Stadthalle an die NPD).

VG Regensburg, Beschluss vom 30.07.2008 – RN 3 E 08.1215, veröffentlicht auf der Internetseite 
des BayVGH (Überlassung einer Stadthalle an die NPD).
VG München, Beschluss vom 08.09.2008 – M 7 E 08.4347, nicht veröffentlicht (Verpflichtung, be-
stimmte politische Partei im Internet unter der Adresse www.wahlomat.de betriebenes System zur 
Landtagswahl 2008 in Bayern mit einzubeziehen).

VG Gera, Urteil vom 05.11.2008 – 2 K 37/08, online veröffentlicht bei juris (Anspruch der NPD 
auf Eröffnung eines Girokontos).
VG Stuttgart, Beschluss vom 13.10.2008 – 7 K 3583/08, online veröffentlicht bei juris (Betrieb ei-
ner gemeindlichen Veranstaltungshalle durch GmbH, deren Alleingesellschafterin die Gemeinde ist; 
Anspruch einer nicht verbotenen Partei auf Zugang).

3. Parteienfinanzierung
BVerfG, Beschluss vom 17.04.2008 – 2 BvL 4/05, in: NJW 41 (2008), S. 2978 (Steuerliche Be-
handlung von Zuwendungen an Wählervereinigungen).
VG Berlin, Urteil vom 20.08.2008 – VG 2 A 28.07, nicht veröffentlicht (Rückforderung staatlicher 
Parteienfinanzierung).

4. Parteien und Parlamentsrecht
NdsOVG, Urteil vom 13.03.2008 – 8 LC 1/07, in: NordÖR 9 (2008), S. 380-389 (Verbotene Zu-
wendungen an Landtagsabgeordnete).
VGH Saarland, Urteil vom 03.12.2007 – Lv 12/07, in: LKRZ 3 (2008), S. 96-100 (Abberufung von 
weiteren Mitgliedern des Präsidiums des Landtages wegen Austritts aus der Fraktion).

VGH NRW, Urteil vom 19.08.2008 – VerfGH 7/07, in: RÜ 10/2008, S. 651-655 (Informationsrech-
te des Abgeordneten gegenüber der Regierung). 
VerfGH Sachsen, Urteil vom 29.08.2008 – 1 54-I-07, in: NJ 11 (2008), S. 506-508 (Aktenvorlage-
pflicht der Staatsregierung gegenüber einem Untersuchungsausschuss). 
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5. Wahlrecht
BVerfG, Urteil vom 13.02.2008 – 2 BvK 1/07, in: KommJur 2008, S. 248-258 (5-%-Klausel im 
Kommunalwahlrecht Schleswig-Holstein).
BVerfG, Urteil vom 03.07.2008 – 2 BvC 1/07, 2 BvC 7/07, in: NJW 37 (2008), S. 2700 (Regelun-
gen des Bundeswahlgesetzes, aus denen sich Effekt des negativen Stimmgewichts ergibt, ist verfas-
sungswidrig).

VerfGH NRW, Urteil vom 16.12.2008 – VerfGH 12/08, nicht veröffentlicht (Verletzung der Chan-
cengleichheit durch teilweise verfassungswidriges Kommunalwahlrecht).
ThürVerfGH, Urteil vom 11.04.2008 – VerfGH 22/05, in: ThürVBl. 8 (2008), S. 174-178 (5-%-
Sperrklausel bei Kommunalwahlen nichtig).

HessVGH, Beschluss vom 04.01.2008 – 8 B 17/08, in: DÖV 8 (2008), S. 340-341 (Parteienwer-
bung im Rundfunk).
LVerfG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil vom 26.06.2008 – 4/07, in: NJ 9 (2008), S. 407-408 
(Verlängerung der Wahlperiode auf fünf Jahre). 

NdsOVG, Urteil von 26.03.2008 – 10 LC 203/07, in: NdsVBl. 7 (2008), S. 207-210 (Zu den Anfor-
derungen, die das Neutralitätsgebot von Amtsträgern bei Wahlen zu stellen sind. Hier unzulässige 
Wahlbeeinflussung durch ein Interview des Landrates bejaht).
OVG MV, Beschluss von 29.02.2008 – 2 O 141/07, in: DÖV 19 (2008), S. 828 (Öffentlichkeitsar-
beit vor Wahlen).

OVG Saarlouis, Urteil vom 04.04.2008 – 3 A 8/07, in: NVwZ-RR 9 (2008), S. 638 (Anfechtung ei-
ner Bürgermeisterwahl wegen unzulässiger Melderegisterauskünfte).
VG Würzburg, Beschluss vom 30.05.2008 – W 4 E 08.1047, nicht veröffentlicht (Informationsstand 
einer politischen Partei).

VG Regensburg, Urteil vom 01.10.2008 – RN 3 K 08.00955, nicht veröffentlicht (Beurteilung des 
„beherrschenden Betreibens“ i. S. d. Art. 24 III 2 Nr. 4 KomWG BY ausschließlich nach formellen 
Gesichtspunkten).
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Neuerscheinungen zu Parteienrecht und Parteienforschung

Dieser Literaturüberblick schließt an die in Heft 14 der „Mitteilungen des Instituts für Deutsches 
und Europäisches Parteienrecht“, S. 120 ff. aufgeführte Übersicht an. Auch hier handelt es sich um 
eine Auswahlbibliographie, die keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben will. Im wesentlichen 
wurden Publikationen der Jahre 2007/2008 berücksichtigt. Entsprechend der Konzeption kann und 
soll im Rahmen der reinen Übersicht keine inhaltliche Auseinandersetzung mit den jeweiligen Pu-
blikationen geleistet werden.
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Vortragstätigkeiten der Institutsmitarbeiter

Im Folgenden finden sich die Vorträge, die von Mitarbeitern des PRuF im Jahre 2008 auf den Ge-
bieten des Parteienrechts und der Parteienforschung gehalten wurden.

Prof. Dr. Ulrich von Alemann
• "Große Koalition – Auslaufmodell oder Dauerperspektive?",  Vortrag Dreikönigsessen des 

Nordrhein-Westfälischen Handwerkstags, Düsseldorf 10. Januar 2008

• "10 Thesen zur Zukunft der Gewerkschaften", Vortrag zum komba Strategiegipfel, dbb aka-
demie, Königswinter am 27. März 2008

• "Verbände in Politik und Gesellschaft von morgen", Keynote-Speech für den 11. Deutschen 
Verbändekongress am 07. April 2008 in Düsseldorf

• Symposium des PRuF: (Partei)Politik im Zeichen des Marketing, Einführungsvortrag, Düs-
seldorf 18. und 19. April 2008

• "Political Corruption in Europe: Causes, Consequences, Challenges", Guest Lecture at the 
Israel Democratic Institute of the Hebrew University of Jerusalem Herzliya – 4. Juni 2008

• "Jugend und Politik - Ein Impulsreferat in 7 Fragen", Konferenz der Friedrich-Ebert-Stiftung 
Colegio de México, September 2008 

• "Politische Parteien in der Mediendemokratie", Konferenz der Friedrich-Ebert-Stiftung Co-
legio de México, September 2008

• "Parteienfinanzierung und die Rolle der Medien in einer Demokratie: Beispiel Deutschland", 
Vortrag zur Konferenz der FES in der Universidad Autónoma de Chiapas (UNACH), 26. 
September 2008

• Chancen und Grenzen neuer Formen der Mitgliedschaft in politischen Parteien, Workshop 
der Friedrich-Naumann-Stiftung Berlin 16. Dezember 2008

• Deutsch-Französische Tagung des PRuF „Politische Parteien in Frankreich und Deutschland 
- Späte Kinder des Verfassungsstaats“, Schlußwort und Zusammenfassung, Düsseldorf 31. 
Oktober 2008

Prof. Dr. Martin Morlok
• „Parteien ohne Volk“, Symposium der Friedrich-Ebert-Stiftung, Moderation des I. Podiums 

zum Thema: Wo bleiben die Mitglieder? Parteienwandel und Alternativen, Frankfurt/Main 
16. Februar 2008

• Wissenschaftszentrum Berlin, Gefährdungen demokratischer Entscheidungskultur durch In-
formalisierung und Entparlamentarisierung politischer Entscheidungen, Berlin 20. Februar 
2008

• Symposium des PRuF: (Partei)Politik im Zeichen des Marketing, Schlusswort/ Zusammen-
fassung der Tagung, Düsseldorf 18. und 19. April 2008

• Political Finance Workshop, Public Law and the Governance and Funding of Political Par-
ties, London 29. Mai 2008
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• Symposium "40 Jahre Parteiengesetz", Handlungsfelder der politischen Parteien, Berlin 26. 
September 2008

• Deutsch-Französische Tagung des PRuF „Politische Parteien in Frankreich und Deutschland 
- Späte Kinder des Verfassungsstaats“, Einführungsvortrag: „Aktuelle Probleme des Partei-
enrecht in Deutschland“, Düsseldorf 31. Oktober 2008

Tim Spier
• „Linksparteien  in  Westeuropa.  Konturen  und politische  Gelegenheitsstrukturen“,  Vortrag 

auf der Tagung „Die politische Linke in Deutschland. Neue Orientierungen in Parteien und 
Parlamenten?“ der Evangelischen Akademie Loccum, 12.07.2008 

• „Wer wird Funktionär? Determinanten der Erlangung politischer Ämter in den sechs Bun-
destagsparteien“,  Vortrag auf der Tagung „Parteien als  fragmentierte  Organisationen:  Er-
folgsbedingungen und Veränderungsprozesse“ des AK Parteienforschung der DVPW (Prof. 
Jun, Prof. Niedermayer), Berlin 10.10.2008

• „Erfolgsbedingungen von Linksparteien  in  Westeuropa.  Eine  makroquantitative  Untersu-
chung nationaler Wahlergebnisse“, Vortrag auf der Tagung „Die Verfassung der Demokrati-
en“ der Deutschen Vereinigung für Politische Wissenschaft (DVPW), der Österreichischen 
Gesellschaft für Politikwissenschaft (ÖGPW) und der Schweizerischen Vereinigung für Po-
litische Wissenschaft (SVPW), Osnabrück 22.11.2008
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Veröffentlichungen der Institutsmitarbeiter

Im Folgenden finden sich die wissenschaftlichen Publikationen, die von Mitarbeitern des PRuF im 
Jahre 2008 auf den Gebieten des Parteienrechts und der Parteienforschung veröffentlicht wurden.

Prof. Dr. Ulrich von Alemann
• Flick-Affäre, in: SKANDALE in Deutschland nach 1945. Begleitbuch zur Ausstellung im 

Haus der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland, Bonn 2008, S. 114 – 119.
• Parteimitglieder nach dem "Ende der Mitgliederpartei". Ein Überblick über Forschungser-

gebnisse für Westeuropa seit  1990 (zusammen mit  Tim Spier),  in:  Kritzinger/  Sickinger 
(Hrsg.): Vergleichende Parteienforschung: Trends und Probleme. ÖZP 1/2008.

• Verbände in Politik und Gesellschaft von morgen, in: Verbände Report. Informationsdienst 
für die Führungskräfte der Verbände, Bonn, 12. Jhrg. Nr.07/2008, S. 6 – 11.

• Jenseits der Verbände (zusammen mit Florian Eckert), in: Politik & Kommunikation, Aus-
gabe 09/08, November 2008, S. 30 – 31.

• Der Patient Partei: Ein diagnostisches Streitgespräch, in: Adolf-Arndt-Kreis (Hrsg;): Partei-
en ohne Volk. Zur Zukunft der Parteiendemokratie. Schriftenreihe des Adolf-Arndt-Kreises, 
Band 6 (2008) S. 61 – 79.

• Stabilität und Gleichgewicht als Theoreme der Parteien- und Parlamentarismustheorie, in: 
Tilman Mayer/ Volker Kronenberg (Hrsg.): Streitbar für die Demokratie "Bonner Perspekti-
ven" der Politischen Wissenschaft und Zeitgeschichte 1959-2009, S. 145 – 174.

Alexandra Bäcker

• Das Ende verdeckt-gemeinsamer Wahlvorschläge, in: MIP 14. Jhrg. (2007), S. 84 f.

Philipp Erbentraut, M.A.
• Rezension zu Ulrich Haltern: Was bedeutet Souveränität?, Tübingen 2007, in: Redescripti-

ons 12 (2008), S. 285 – 289.

Julia Kamps
• Medienbeteiligungen politischer Parteien im Urteil des NstGH, in:  MIP 14. Jhrg. (2007), 

S. 36 – 42.
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Dr. Heike Merten
• Gesetz über die politischen Parteien in der Ukraine, in: MIP 14. Jhrg. (2007), S. 81 – 82.
• Änderung der Verordnung über die Regelung für die politischen Parteien auf europäischer 

Ebene und ihre Finanzierung, in: MIP 14. Jhrg. (2007), S. 83.

• Rezension: Seyda Dilek Emek: Parteiverbote und Europäische Menschenrechtskonvention - 
Die Entwicklung europäischer Parteiverbotsstandards nach Art. 11 Abs. 2 EMRK unter be-
sonderer Berücksichtigung des deutschen und türkischen Parteienrechts, 2007,  in: MIP 14. 
Jhrg. (2007), S. 102 – 104.

• Rezension: Eckhard Jesse/Eckhard Klein (Hrsg.),
Das Parteienspektrum im wiedervereinigten Deutschland, 2007,  in: MIP 14. Jhrg. (2007), 
S. 105 – 106.

• Rezension: Sarah Theuerkauf: Parteiverbote und die Europäische Menschenrechtskonventi-
on - Analyse der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte unter 
Berücksichtigung der  Rolle  der  politischen  Parteien  in  Europa,  2006,  in:  MIP 14.  Jhrg. 
(2007), S. 111 – 113.

• Gemeinwohl und politische Parteien, (zusammen mit Martin Morlok und Ulrich von Ale-
mann (Hrsg.), Baden-Baden 2008.

Prof. Dr. Martin Morlok
• Einführung in die Thematik in Martin Morlok/ Ulrich von Alemann/ Heike Merten (Hrsg.) 

in: Gemeinwohl und politische Parteien, 2008.
• Neue Erkenntnisse und Entwicklungen aus  sprach-  und rechtswissenschaftlicher  Sicht  in 

Bernhard  Ehrenzeller/Peter  Gomez/Markus  Kotzur/Daniel  Thürer/Klaus  A.  Vallender 
(Hrsg.) in Präjudiz und Sprache »Precendence and its Language«, 2008.

• Demokratische  Verfassungen:  Leistungsmöglichkeiten  und  Grenzen,  in:  Christoph  Gusy 
(Hrsg.) in: Demokratie in der Krise: Europa in der Zwischenkriegszeit, 2008.

• Artikel „Parteien“ in Ergänzbares Lexikon des Rechts, 2008.
• Ludwig Erhard und die CDU: Eigenorganschaft als Prinzip des Parteienrechts, in: MIP 14. 

Jhrg. (2007), S. 14 – 21.

Sebastian Roßner, M.A.
• Verständnis- und Verschuldensmaßstäbe, Vertrauensschutz und gerichtliche Kontrolle beim 

Parteiausschluß - Zugleich eine Besprechung der Entscheidung Kammergericht 3 U 47/05 – 
Parteiausschluß Martin Hohmanns, in: MIP 14. Jhrg. (2007), S. 43 – 54.

• Offenlegungspflichten für die Nebeneinkünfte von Bundestagsabgeordneten - Das Urteil des 
BVerfG vom 4. Juli 2007, 2 BvE 1/06, 2/06, 3/06, 4/06, in: MIP 14. Jhrg. (2007), S. 55 – 73.

• Der Parteiausschluß als Entzug verfassungsrechtlich geformter Statusrechte, in: ZG 2008, 
S. 335 – 354.
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Antje Sadowski
• Das Parteiengesetz wird wehrhaft, in: MIP 14. Jhrg. (2007), S. 68 – 71.

Tim Spier
• Parteimitglieder nach dem „Ende der Mitgliederpartei“. Ein Überblick über Forschungser-

gebnisse für Westeuropa seit 1990, in: Österreichische Zeitschrift für Politikwissenschaft, 
Bd. 37 (2008), H. 1, S. 29 – 44 (mit Ulrich von Alemann).

• Das Parteiensystem Niedersachsens. Vom Nachzügler zum Vorreiter?, in: Jun, Uwe/ Nieder-
mayer, Oskar/ Haas, Melanie (Hrsg.), Parteien und Parteiensysteme der Bundesländer, Wies-
baden: VS Verlag für Sozialwissenschaften 2008, S. 291 – 314 (mit Michael Koß).

• Konkurrenz  und  Mehrheitsbeschaffer.  Linksparteien  in  Westeuropa,  in:  Neue 
Gesellschaft/Frankfurter Hefte, Bd. 55 (2008), H. 1-2, S. 18 – 22.

• Diverse Rezensionen in der Politischen Vierteljahresschrift, der Zeitschrift für Politikwis-
senschaft und dem Jahrbuch Extremismus & Demokratie.
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